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Wieland Sorge SPD 	. . . . . . . . 	 9187 A 

Dr. Ilja Seifert PDS/Linke Liste 	. . . . 	 9188D 
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rung eingebrachten Entwurfs eines Vier-
ten Gesetzes zur Änderung mietrechtli-
cher Vorschriften (Viertes Mietrechtsän-
derungsgesetz) (Drucksache 12/3254) 

b) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verlängerung der Wartefristen für Ei- 
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genbedarfskündigungen in dem in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet (Drucksache 12/2758) 

c) Erste Beratung des von den Abgeordne-
ten Dr. Rudolf Schöfberger, Renate 
Schmidt (Nürnberg), Achim Großmann, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Wiederherstellung eines 
sozialen Mietrechts (Drucksache 12/ 
3013) 

in Verbindung mit 
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Gruppe der PDS/Linke Liste: Verschie-
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nuar 1993 um ein Jahr (Drucksache 
12/3284) 
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Zusatztagesordnungspunkt 4: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten 
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107. Sitzung 

Bonn, den 24. September 1992 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sitzung ist eröffnet. Ich wünsche 
einen guten Morgen. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich auf der Tribüne den Präsidenten der Abgeordne-
tenkammer der Republik Chile, Herrn José Antonio 
Viera-Gallo, mit seiner Delegation ganz herzlich 
begrüßen. 

(Beifall) 

Sie, Herr Präsident, und Ihre Delegation haben bereits 
gestern in Bonn erfahren können — darüber freuen 
wir uns —: Die Beziehungen zwischen den Deutschen 
und den Chilenen sind gut. Das gilt auch und gerade 
für uns Parlamentarier. Ich wünsche Ihnen, daß Sie 
nicht nur in Bonn, sondern auch in Potsdam gute 
Gespräche führen, daß wir unsere Beziehungen inten-
sivieren und Traditionen weiterführen. Herzlich will-
kommen hier im Deutschen Bundestag! 

(Beifall) 

Des weiteren möchte ich Ihnen vor Eintritt in die 
Tagesordnung mitteilen: Interfraktionell ist verein-
bart worden, die verbundene Tagesordnung zu erwei-
tern. Die Punkte sind auf der Zusatzpunktliste auf ge-
führt: 

1. Aktuelle Stunde: Haltung der Bundesregierung zur wirt-
schaftlichen und sozialen Situation in Chemnitz (In der 106. 
Sitzung bereits erledigt.) 

2. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Beibehal-
tung der Mitbestimmung beim Austausch von Anteilen und 
der Einbringung von Unternehmensteilen, die Gesellschaf-
ten verschiedener Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften betreffen  (Mitbestimmungs-Beibehaltungsge-
setz — MitbestBeiG) — Drucksache 12/3280 — 

3. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Ilja Seifert, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS/Linke Liste: 
Verschiebung der 2. Mietsteigerung zum 1. Januar 1993 um 
ein Jahr — Drucksache 12/3284 — 

4. Beratung des Antrags der Abgeordneten Ch ristina Schenk, 
Dr. Wolfgang Ullmann und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Maßnahmen zur Begrenzung des Mietpreisan-
stiegs, zur Erweiterung des Kündigungsschutzes und zur 
Erhaltung des Bestands an Mietwohnungen 

— Drucksache 12/3291 — 

5. Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung: Aktuelle 
Entwicklung in der Europapolitik 

6. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS/Linke Liste: 
Antifaschistische und antirassistische Aufklärungskam-
pagne 

— Drucksachen 12/1193, 12/3268, 12/3292 — 
Außerdem sollen die Punkte 12a und b, 15, 16, 17 a 

und b und 18 abgesetzt werden. Sind Sie damit 
einverstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
technische Assistenten in der Medizin (MTA-
Gesetz — MTAG) 
— Drucksache 12/3165 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Sicherung und vorläufigen Fortführung der 
Datensammlungen des „Nationalen Krebsregi-
sters" der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik (Krebsregistersicherungsge-
setz) 
— Drucksache 12/3198 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 

c) Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der 
Zugabeverordnung 
— Drucksache 12/3164 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Protokoll vom 24. Februar 1988 zur Bekämp-
lung widerrechtlicher gewalttätiger Handlun- 
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gen auf Flughäfen, die der tätiger Handlungen 
auf Flughäfen, die der internationalen Zivil-
luftfahrt dienen 
— Drucksache 12/3196 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für Verkehr 

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
Mitteilungen der Justiz von Amts wegen in 
Zivil- und Strafsachen (Justizmitteilungsgesetz 
— JuMiG) 
— Drucksache 12/3199 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Familie und Senioren 

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 18. Dezember 1991 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Ungarn über die gegenseitige Unterstüt-
zung der Zollverwaltungen 
— Drucksache 12/3049 — 

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

g) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 18. Januar 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Kap Verde über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 12/2997 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

h) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 5. April 1990 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und dem Königreich 
Swasiland über die Förderung und den gegen-
seitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 12/2998 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

i) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 6. Dezember 1989 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Koope-
rativen Republik Guyana über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalan-
lagen 
— Drucksache 12/2999 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

j) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung veterinärrechtlicher, lebensmittel-
rechtlicher und tierzuchtrechtlicher Vorschrif-
ten 
— Drucksache 12/3201 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder-
führend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Gesundheit 

k) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 22. Oktober 1991 zwischen 
der Regierung und der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung von Rumänien 
über die Schiffahrt auf den Binnenwasserstra-

ßen 
— Drucksache 12/2804 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

1) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Enwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 8. November 1991 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Republik Polen 
über die Binnenschiffahrt 
— Drucksache 12/2805 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

m) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
gebäude- und wohnungstatistische Erhebun-
gen (Wohnungsstatistikgesetz — WoStatG) 
— Drucksache 12/3043 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe-
derführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

n) Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen 
Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 Bundeshaus-
haltsordnung in die Veräußerung der bundes-
eigenen Liegenschaft Bismarck-Kaserne in 
Schwäbisch Gmünd 
— Drucksache 12/3093 — 

Überweisung: 
Haushaltsausschuß 

o) Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen 
Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 der Bundes-
haushaltsordnung zur Veräußerung einer 
Teilfläche des ehemaligen Exerzierplatzes 
Toppheide in Münster-Gievenbeck 
— Drucksache 12/3193 — 

Überweisung: 
Haushaltsausschuß 
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p) Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen 
Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 der Bundes-
haushaltsordnung zur Teilveräußerung der 
bundeseigenen Wohnsiedlungen in Neu-Ulm, 
Steuben-, Ried- und Bradleystraße 
— Drucksache 12/3205 — 

Überweisung: 

Haushaltsausschuß 

q) Beratung des Antrags des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes 
Rechnung des Bundesrechnungshofes für das 
Haushaltsjahr 1991 — Einzelplan 20 —
— Drucksache 12/3097 — 

Überweisungsv orschlag: 
Haushaltsausschuß 

r) Beratung des Antrags der Abgeordneten Diet-
mar Schütz, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, 
Dr. Christine Lucyga, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
Beendigung der Waffenerprobung und 
Schießübungen im Watten- und Boddenmeer 
— Drucksache 12/417 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Fremdenverkehr 

s) Beratung des Antrags der Abgeordneten Peter 
Conradi, Freimut Duve, Hans Gottfried Be rn

-rath, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 

Ateliernotstand in der Bundesrepublik 
Deutschland 
— Drucksache 12/2701 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (fe-
derführend) 
Innenausschuß 

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte. Interfraktionell wird 
vorgeschlagen, die Vorlagen an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Sind 
Sie damit einverstanden? — Dann sind die Überwei-
sungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Abschließende Beratungen ohne Aussprache 
a) Zweite und dritte Beratung des von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die elektromagneti-
sche Verträglichkeit von Geräten 
(EMVG) 
— Drucksache 12/2508 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Post und Telekommu-
nikation (18. Ausschuß) 
— Drucksache 12/3242 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Bernd Protzner 
Arne Börnsen (Ritterhude) 
Jürgen Timm  

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache 12/3287 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Manfred Kolbe 
Werner Zywietz 
Rudi Walther (Zierenberg) 
(Erste Beratung 93. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(16. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates zur endgültigen Regelung der Zulas-
sung von Verkehrsunternehmern zum Gü-
terkraftverkehr innerhalb eines Mitglied-
staates, in dem sie nicht ansässig sind 
Bericht an den Rat über die Ausnutzung 
der Straßenkabotagegenehmigungen für 
1990/91 
— Drucksachen 12/2257 Nr. 3.64, 12/2898 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Elke Ferner 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
über die dem Deutschen Bundestag zuge-
leiteten Streitsachen vor dem Bundesver-
fassungsgericht 
— Übersicht 6 — 

Drucksache 12/2903 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst Eylmann 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(16. Ausschuß) zu den Unterrichtungen der 
EG-Kommission 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über bauartbedingte Höchstge-
schwindigkeit, maximales Drehmoment 
und maximale Nutzleistung des Motors von 
zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahr-
zeugen 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über den Anbau der Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen für zweiräd-
rige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über Bremsanlagen für zweirädrige 
oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 
— Drucksachen 12/2582 Nrn. 2.28, 2.29, 
2.27, 12/3061 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Manfred Heise 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(16. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über gemeinsame Regeln für die 
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Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen 
in der Gemeinschaft 
— Drucksachen 12/2315 Nr. 2.13, 12/3062 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst F riedrich 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(16. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
das Europäische Parlament 
Legislative Entschließung (Verfahren der 
Zusammenarbeit: Erste Lesung) mit der 
Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments zu dem Vorschlag der Kommission 
an den Rat für eine Richtlinie über die 
vorstehenden Außenkanten vor der Füh-
rerhausrückwand an Kraftfahrzeugen der 
Klasse N 
— Drucksachen 12/2205, 12/3063 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Horst F riedrich 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(16. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 70/156/EWG zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis 
für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugan-
hanger 
— Drucksachen 12/1449 Nr. 2.14, 12/3146 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Berthold Wittich 

h) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Gerd Poppe, Konrad Weiß (Berlin) 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
Unterstützung des Demokratieprozesses in 
Äthiopien und Eritrea 
— Drucksachen 12/1656, 12/2872 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Klaus Jürgen Hedrich 
Günter Verheugen 
Ulrich Irmer 
Gerd Poppe 

Es handelt sich um die Beschlußfassung zu Vorla-
gen, zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Wir kommen zunächst zu Punkt 4 a der Tagesord-
nung, zur Einzelberatung und Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die elektromagnetische Verträg-
lichkeit von Geräten. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Damit ist der Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 4 b der Tagesordnung, der 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr zu 
einem Vorschlag der EG zur Zulassung von Verkehrs-
unternehmern. Wer stimmt für diese Beschlußemp-
fehlung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung ist bei 1 Enthaltung angenom-
men. 

Wir kommen zu Punkt 4 c der Tagesordnung, der 
Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses zu 
Streitsachen vor dem Bundesverfassungsgericht, 
Übersicht 6, Drucksache 12/2903. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 4 d bis 4 g der Tagesordnung, 
der Beratung von vier Beschlußempfehlungen des 
Ausschusses für Verkehr zu verkehrspolitischen EG-
Vorlagen. Wenn Sie damit einverstanden sind, lasse 
ich über die vier Beschlußempfehlungen gemeinsam 
abstimmen. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlun-
gen sind einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 4h der Tagesordnung, der 
Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
zu einem Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Unterstützung des Demokratieprozesses in 
Äthiopien und Eritrea. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 
Wir werden das dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
mitteilen; denn es ist niemand von ihnen da. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung und Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Neuregelung der Zinsbesteuerung (Zinsab-
schlaggesetz) 
— Drucksachen 12/2501, 12/2690, 12/2736, 
12/2965, 12/2966, 12/2988 — 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Heribert Blens 

Wird das Wort zu einer Erklärung nach § 90 unserer 
Geschäftsordnung gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Gemäß § 10 
Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver-
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen 
Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu-
stimmen ist. Ich bitte diejenigen, die der Beschluß-
empfehlung des Vermittlungsausschusses zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. —Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist bei 
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2 Gegenstimmen und 6 Enthaltungen angenom-
men. * ) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
heutige Tagesordnung um die Beratung der Beschluß-
empfehlungen des Vermittlungsausschusses zum 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz und zum Weinge-
setz erweitert werden. Diese Punkte sollen gleich 
anschließend aufgerufen werden. Von der Frist für 
den Beginn der Beratungen soll abgewichen werden. 
Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Ersten Gesetz 
zur Bereinigung von SED-Unrecht (Erstes 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz — 1. SED-
UnBerG) 
— Drucksachen 12/1608, 12/2820, 12/3037, 
12/3281 — 
Berichterstatter im Bundestag: 
Abgeordneter Dr. Peter Struck 
Berichterstatter im Bundesrat: 
Minister Herbert Helmrich 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? — 
Das ist der Fall. — Herr S truck. 

Dr. Peter Struck (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Vermittlungsausschuß hat 
gestern in einer sehr langen Sitzung das Erste SED-
Unrechtsbereinigungsgesetz sehr ausführlich bera-
ten und ist zu einem Ergebnis gekommen. Dieses 
Ergebnis weicht in zwei Punkten vom Gesetzesbe-
schluß des Deutschen Bundestages ab. 

Der erste Punkt, bei dem der Vermittlungsausschuß 
etwas anderes entschieden hat als der Deutsche 
Bundestag, betrifft § 17 dieses Gesetzes. Hierbei geht 
es um die Höhe der Entschädigung, die pro Monat für 
zu Unrecht erlittene Haft gezahlt werden soll. Der 
Bundestag hat einen Entschädigungsbetrag von 
300 DM bzw. 450 DM für diejenigen beschlossen, die 
noch bis zum Fall der Mauer in der DDR gelebt haben. 
Die 300 DM galten für diejenigen, die schon vorher 
das Land verlassen konnten. Der Vermittlungsaus-
schuß hat mit Mehrheit entschieden, den Betrag von 
300 DM unverändert zu lassen und den Be trag von 
450 DM auf 550 DM, also um 100 DM, zu erhöhen. 

Der Vermittlungsausschuß hat in einem zweiten 
Punkt, der § 20 dieses Gesetzes be trifft, eine andere 
Entscheidung als der Deutsche Bundestag ge troffen. 
Hierbei geht es um die Kostenverteilung zwischen 
Bund und Ländern. Der Bundestag hatte eine hälftige 
Kostenteilung beschlossen: 50 % trägt der Bund, 50 % 
tragen die Länder. Der Vermittlungsausschuß hat 
gestern nach schwierigen Gesprächen dieses Verhält-
nis mit 65:35 bestimmt. 

Das ist das Ergebnis der Beratungen des Vermitt-
lungsausschusses. 

Frau Präsidentin, ich erlaube mir, eine Erklärung 
für die SPD-Bundestagsfraktion anzufügen: Für die 
SPD-Bundestagsfraktion und auch für die von der SPD 

*) Erklärungen zur Abstimmung siehe Anlage 2 

regierten Länder erkläre ich, daß wir uns ein besseres 
Ergebnis gewünscht hätten. Wir haben im Vermitt-
lungsausschuß beantragt, eine Grundentschädigung 
von 450 DM zu zahlen, die um 150 DM auf 600 DM für 
diejenigen aufgestockt werden sollte, die bis zum Fall 
der Mauer in der DDR gelebt haben. Wir haben 
außerdem beantragt — da wir der Auffassung sind, 
daß es sich um eine Kriegsfolgeregelung handelt —, 
daß das Verhältnis der Kostenaufbringung zwischen 
Bund und Ländern von 75 : 25 betragen sollte. 

Dieser Antrag ist von der Mehrheit des Vermitt-
lungsausschusses abgelehnt worden. Wir bedauern 
das. Die SPD-Bundestagsfraktion wird deshalb die-
sem Vorschlag des Vermittungsausschusses nicht 
zustimmen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile das Wort 
 dem Abgeordneten Dr. Heribert Blens. 

Dr. Heribert Blens (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der Vermittlungsaus-
schuß hat sich darum bemüht, noch gestern ein 
Ergebnis zu erzielen. Das ist auch gelungen. Das war 
deshalb wichtig, weil es bei diesem Gesetz nicht nur 
um Geld und um Entschädigung geht, sondern auch 
darum, daß die Rehabilitierung der SED-Opfer vor-
angehen kann. 

Das bisher geltende Gesetz, ein altes Volkskam-
mergesetz, ist am 18. September ausgelaufen. Es fehlt 
somit für die Rehabilitierung zur Zeit eine Rechts-
grundlage. Die müssen wir durch das SED-Unrechts-
bereinigungsgesetz schaffen. Deshalb war es wichtig, 
gestern zu einem Ergebnis zu kommen. Wir haben uns 
die Entscheidung nicht leicht gemacht und große 
Mühe auf eine Regelung verwandt, die die Differen-
zierung zwischen der Entschädigung für diejenigen, 
die bis zum Fall der Mauer in der DDR gelebt haben, 
und für diejenigen, die schon vorher in die Bundesre-
publik gekommen waren, beibehält. Wir sind der 
Meinung, diejenigen, die dort bis zum November 
1989, bis zum Fall der Mauer, als ehemalige Häftlinge 
leben mußten, hatten das erheblich schwerere 
Lebensschicksal. Daher ist es gerechtfertigt, auch bei 
der Entschädigung zu differenzieren, ihnen eine 
höhere Entschädigung — jetzt 550 DM — zukommen 
zu lassen. 

Was die Verteilung der Kosten zwischen Bund und 
Ländern angeht, so sind wir der Meinung, daß die 
ehemalige DDR eigentlich als Ganzes eine Kriegs-
folge ist. Aber deshalb kann man  nicht sagen, daß 
nach Artikel 120 des Grundgesetzes alle Maßnahmen, 
die mit Folgenbeseitigung der früheren DDR zu tun 
haben, vom Bund allein zu finanzieren wären, wie die 
SPD-regierten Länder das offensichtlich glauben. 

Wir gehen davon aus, daß nach Artikel 104 a Abs. 1 
des Grundgesetzes der Grundsatz gilt, daß an sich die 
Länder die Beträge für die Finanzierung allein aufzu-
bringen hätten. Der Bund ist schon im Bundestagsbe-
schluß von diesem Grundsatz abgegangen und hat 
eine Kostenteilung im Verhältnis 50:50 zwischen 
Bund und Ländern vorgenommen. Wir haben das 
gestern noch einmal zugunsten der Länder verbessert. 
Die Länder sollen nach unserem Vorschlag nur 35 % 
bezahlen, der Bund zahlt 65 %. 
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Ich bedauere wirklich, daß Sie sich — und ich sage 
das jetzt in erster Linie an  die SPD-regierten Bundes-
länder, weniger an  die Bundestagskollegen der 
SPD — nicht in der Lage gesehen haben, diesem sehr 
weitgehenden und länderfreundlichen Vorschlag zu 
folgen. Ich bedauere das deshalb, weil es bisher in der 
Regel gelungen ist, alle die Gesetze, die die Wieder-
gutmachung — sei es von NS-Unrecht, sei es von 
SED-Unrecht — betreffen, in breiter Übereinstim-
mung aller demokratischer Parteien des Bundestages 
zu verabschieden. Ich hätte es für gut befunden, wenn 
das auch bei diesem Gesetz gelungen wäre. 

Aber ich habe die Hoffnung noch nicht aufgegeben, 
daß sich das eine oder andere SPD-regierte Land bis 
zur Abstimmung im Bundesrat am Freitag bereit 
findet, über dieses auch für die Länder günstige 
Ergebnis noch einmal nachzudenken und dafür zu 
sorgen, daß dieses gute Ergebnis eine Mehrheit im 
Bundesrat findet. 

Über eines sollten wir uns klar sein, darin sollten wir 
einig sein — das sollte auch der Bundesrat beden-
ken —: Der Finanzstreit zwischen Bund und Ländern 
darf nicht auf dem Rücken der Opfer des SED-
Regimes ausgetragen werden. Deshalb wäre es gut, 
wenn am Freitag eine Mehrheit für diesen Vorschlag 
zustande käme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Redner 
erhält für die F.D.P. der Herr Abgeordnete Wolfgang 
Mischnick das Wort. 

Wolfgang Mischnick (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es war 
natürlich eine schwierige Aufgabe, hier einen Kom-
promiß zu finden, der versucht, dem gerecht zu 
werden, was wir hier regeln wollen. 

Zwei Punkte sind es — darauf ist hier mit Recht 
hingewiesen worden —, die besonders erwähnt wer-
den müssen: einmal die Rehabilitierung derjenigen, 
die aus politischen Gründen in Haft gewesen sind, 
also die Aufhebung der Urteile und all dessen, was 
damit zusammenhängt. Wenn es hier zu keiner Ent-
scheidung käme, heute nicht und im Bundesrat nicht, 
heißt das, daß Stillstand der Rechtspflege in diesem 
gesamten Bereich einträte. Das bedeutet, daß diese 
Problematik nicht mehr aufgearbeitet werden könnte 
bzw. zurückgestellt werden müßte, bis wir uns hier 
einigen. 

Deshalb ist es notwendig, schnellstens zu entschei-
den. 

Zweitens die materielle Seite: Natürlich kann das 
Materielle nie ausgleichen, was diesen Menschen, die 
über Jahre — manche über Jahrzehnte — in Zucht-
häusern in der ehemaligen DDR, aber auch in den 
sowjetischen Lagern gesessen haben, widerfahren ist. 
Ich gestehe offen, daß mir die Differenzierung zwi-
schen Ost und West, also denjenigen, die schon vor 
dem 9. November 1989 in der alten Bundesrepublik 
gelebt haben, und denjenigen, die nicht hier gelebt 
haben, nicht leichtgefallen ist. Es ist aber unbestreit-
bar, daß man hier zu einer gemeinsamen Lösung 
kommen mußte. Deshalb habe ich dieser Lösung 
zugestimmt in der Hoffnung, daß die Länder im 

Bundesrat am Freitag ebenfalls so votieren, damit die 
Aufarbeitung in diesem Bereich endlich abgeschlos-
sen werden und den Be troffenen die materielle Ent-
schädigung sofort zugute kommen kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, wir kommen nun zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses 
zum SED-Unrechtsbereinigungsgesetz, Drucksache 
12/3281. Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäfts-
ordnung hat der Vermittlungsausschuß beschlossen, 
daß im Deutschen Bundestag über die Änderungen 
gemeinsam abzustimmen ist. 

Ich bitte diejenigen, die der Beschlußempfehlung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist die 
Beschlußempfehlung gegen die Stimmen der SPD und 
der PDS angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Änderung des Weinwirtschaftsgesetzes und 
des Weingesetzes 
— Drucksachen 12/2282, 12/2662, 12/2980, 
12/3282 — 
Berichterstatter im Bundestag: 
Abgeordneter Dr. Heribert Blens 
Berichterstatter im Bundesrat: 
Staatssekretär Dr. Günter Ermisch 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir auch hier zur Abstimmung über 
die Beschlußempfehlung. Es ist abzustimmen, wie 
soeben gesagt. Ich bitte diejenigen, die der Beschluß-
empfehlung zustimmen wollen, um das Handzeichen. 
— Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Damit ist 
diese Beschlußempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Dr. Roswitha 
Wisniewski, Johannes Gerster (Mainz), Hart-
mut Koschyk, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordne-
ten Wolfgang Lüder, Gerhart Rudolf Baum, 
Dr. Olaf Feldmann, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der F.D.P. 
Förderung der Deutschen und ihrer Kultur im 
östlichen Europa und jenseits des Urals sowie 
des ostdeutschen Kulturerbes in der Bundesre-
publik Deutschland 
— Drucksachen 12/844, 12/2106 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Hartmut Koschyk 
Freimut Duve 
Wolfgang Lüder 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. — Dazu sehe ich 
keinen Widerspruch. 
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Wir beginnen mit der Aussprache. Das Wo rt  hat 
Frau Professor Dr. Roswitha Wisniewski. 

Dr. Roswitha Wisniewski (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Die politischen 
Umwälzungen in Mittel - , Ost- und Südosteuropa 
haben für die dortigen deutschen Minderheiten eine 
völlig neue Lage ergeben, und sie haben für die 
Bundesrepublik eine Minderheitenpolitik für diesen 
Raum ermöglicht. 

Der deutsch-polnische Vertrag über gute Nachbar-
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit, der 
deutsch-rumänische Vertrag über freundschaftliche 
Zusammenarbeit und Partnerschaft, der Vertrag vom 
27. Februar 1992 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechoslowakei, der deutsch-
ungarische Vertrag vom 6. Februar 1992, das Gesetz 
der Russischen Föderation von 1991 über die Rehabi-
litierung der Repressionen unterworfenen Völker und 
das zunehmende Zusammenwirken Deutschlands mit 
den Nachfolgestaaten der UdSSR, das in der Unter-
zeichnung des Protokolls über die Zusammenarbeit 
der Bundesrepublik Deutschland mit der Regierung 
der Russischen Föderation bei der stufenweisen Wie-
derherstellung der Wolgarepublik sicherlich einen 
Höhepunkt erfuhr, sind Meilensteine, die eine neue 
Epoche markieren. 

Es trifft sich gut, meine Damen und Herren, daß in 
der heutigen Debatte der Vorsitzende der deutschen 
Fraktion im polnischen Sejm hier auf der Besuchertri-
büne anwesend ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, unter diesen genannten 
politischen Voraussetzungen entwickelte sich in den 
letzten Monaten eine deutsche Minderheitenpolitik, 
die sich an die Deutschen in Mittel-, Ost- und Südeu-
ropa wendet. Der Aufbau dieser Politik ist bitter 
notwendig. Es darf nicht vergessen werden, daß die 
dort lebenden Menschen furchtbare Schicksale ertra-
gen mußten. Der zur Zeit im ehemaligen Jugoslawien 
tobende Bürgerkrieg, der uns mit seinen Nachrichten 
Tag für Tag erschüttert, vor allem auch durch das 
schreckliche Wort von den „ethnischen Säuberun-
gen" , läßt natürlich die Erinnerung wach werden an 

 Grausamkeiten, die Deutsche an den Völkern des 
östlichen Europas begangen haben, aber auch an die 
schrecklichen Ereignisse im Zusammenhang mit den 
Vertreibungen, die Rußlanddeutsche, Deutsche in 
Jugoslawien und in anderen Siedlungsgebieten sowie 
Millionen Deutsche bei Flucht und Vertreibung aus 
den ehemaligen deutschen Ostgebieten ertragen 
mußten. 

(Claus Jäger [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Überblickt man dieses Gesamtpanorama, so wird 
deutlich, welch ungeheure Umwälzungen sich in 
diesem Jahrhundert im östlichen Europa vollzogen 
haben und wieviel Leid und Unrecht damit verbunden 
waren. Es muß eine Selbstverständlichkeit sein, die-
sen in der Folge des Nationalsozialismus, des Stalinis-
mus und des Zweiten Weltkriegs besonders hart 
betroffenen Deutschen dabei zu helfen, sich erträgli-
che Lebensumstände zu schaffen, und zwar in einer 
Umgebung, die es ihnen erlaubt, ihre Muttersprache 

zu sprechen und ihre eigene Kultur zu pflegen. Zu 
Recht betont daher die Bundesregierung im Bericht 
zur Verbesserung der kulturellen Lage der Deutschen 
in Mittel-, Ost- und Südosteuropa, daß es eine mora-
lische Pflicht ist, den deutschen Minderheiten zu 
helfen. 

Minderheitenpolitik für die Deutschen in den Sied-
lungsgebieten im östlichen Europa verbindet sich mit 
der ostdeutschen Kulturpolitik nach § 96 des Bundes-
vertriebenengesetzes. — Bei dem Begriff „ost-
deutsch" — das sei hier einmal gesagt — handelt es 
sich um einen Arbeitsbegriff, der an historische 
Bezüge anknüpft, an denen sich durch die Vertrags-
abschlüsse der jüngsten Zeit nichts geändert hat. Man 
sollte ihn, meine ich, insofern ruhig weiterhin gebrau-
chen. — 

(Freimut Duve [SPD]: Der Beg riff führt aber 
zu Mißverständnissen!) 

Die ostdeutsche Kulturpolitik nach § 96 des Bundes-
vertriebenengesetzes dient bekanntlich der Pflege 
des ostdeutschen Kulturerbes in der Bundesrepublik. 
Diese Aufgabe erfuhr durch die neue Lage eine 
Erweiterung im Sinne der grenzüberschreitenden 
Kulturarbeit, denn die Veränderungen in Mittelosteu-
ropa machen auch regionalspezifische Kulturpflege in 
den Ursprungslandschaften der ostdeutschen Kultur 
möglich. Dabei geht es nicht nur darum, das regional 
unterschiedliche kulturelle Selbstverständnis der 
deutschen Minderheiten zu fördern, sondern auch 
darum, die deutsche Kultur und Geschichte der jewei-
ligen Region an  ihren Ursprungsorten wieder insge-
samt lebendig werden zu lassen — und dies im 
Zusammenwirken mit der dort lebenden deutschen 
und nichtdeutschen Bevölkerung. 

Denn als Grundsatz aller dieser Bemühungen muß 
festgehalten und betont herausgestellt werden: Es 
handelt sich um ein Werk der Wiedergutmachung 
und der Versöhnung. Alle Hilfen, die Deutschland 
leistet, müssen auch den nichtdeutschen Nachbarn in 
den Siedlungsgebieten der deutschen Minderheiten 
zugute kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Es geht nicht etwa — wie gelegentlich befürchtet 
wird — um die heimliche Verwirklichung deutscher 
territorialer Ansprüche, sondern es geht um den 
Aufbau des Zusammenlebens von Deutschen und 
Nichtdeutschen in Regionen, die die Fundamente 
eines zusammenwachsenden Europas sein werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 

In diesem Zusammenhang wird bisweilen die Frage 
der Ressort-Zuordnung innerhalb der Regierung auf-
geworfen. Wäre es nicht richtig — so wird gefragt —, 
um Mißverständnisse zu vermeiden, dem Auswärti-
gen Amt den Gesamtbereich dieser politischen Arbeit 
zuzuordnen? Ich sage: Nein; denn es handelt sich um 
Deutsche, die Adressaten dieser Politik sind. Die 
Zuständigkeit für Minderheitenpolitik liegt daher zu 
Recht weitgehend beim Bundesminister des Innern. 
Aber die Zuständigkeitsverknüpfung mehrerer Res- 
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sorts für diese Politik erscheint besonders sinnvoll und 
aussagekräftig. 

(Freimut Duve [SPD]: Nicht nur sinnvoll, 
sondern zwingend erforderlich! Das ist das 

mindeste, was man machen muß!) 

Das Auswärtige Amt ist im Rahmen der auswärtigen 
Kulturpolitik zuständig für die allgemeinen kulturel-
len Belange der deutschen Minderheiten in den 
Staaten des östlichen Europas und damit entschei-
dend verantwortlich für die wichtige Vermittlung der 
deutschen Sprache und Kultur an Deutsche und 
Nichtdeutsche. Im Sonderprogramm zur Förderung 
der deutschen Sprache in Mittel-, Ost- und Südosteu-
ropa wirken aber auch das Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft und andere Ministerien 
mit. Es ist unbedingt zu begrüßen, daß sich möglichst 
der gesamte Politikbereich an dieser großen und für 
die Zukunft Europas in ihrer Bedeutung gar nicht zu 
überschätzenden Aufgabe beteiligt. 

Für die bisherige engagierte Arbeit in diesem 
teilweise neu entstandenen Politikbereich, der an alle 
damit Befaßten die höchsten Anforderungen stellt, ist 
der Bundesregierung sehr zu danken, allen voran 
Ihnen, Herr Staatssekretär Waffenschmidt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Ebenso ist natürlich den vielen Verbänden und 
Organisationen zu danken, die sich an diesem großen 
Werk beteiligen. Leider konnten nicht alle in unserem 
Antrag genannt werden. Und schon gar nicht war es 
möglich, die Vielzahl privater, kirchlicher, kommuna-
ler und anderer Aktionen zu erwähnen. Ich nenne als 
Beispiel Vorführungen pommerscher Volkstänze des 
Folkloreensembles „Ihna" aus Erlangen in Stettin, 
Gollnow und Stargard. Zu erwähnen ist auch der 
Einsatz der Wissenschaftler, die die dringend benötig-
ten Kontakte mit Wissenschaftlern im östlichen 
Europa — oft unter großem persönlichen Einsatz — 
pflegen. 

Wo sollen, meine Damen und Herren, die Schwer-
punkte zukünftiger Politik für die deutschen Minder-
heiten und zur Pflege des ostdeutschen kulturellen 
Erbes liegen? Ich möchte einige mir besonders wichtig 
erscheinende nennen. 

Erstens. Gespräche mit den Vertretern der deut-
schen Minderheiten in den Siedlungsgebieten erge-
ben eindeutig, daß der Wunsch nach Ausbildung und 
Entsendung von Deutschlehrern an erster Stelle steht. 
Sie sollen, so wird gesagt, den Kindern die Mutter-
sprache wiedergeben; denn deren Gebrauch mußte 
ihnen von den Eltern wegen der damit verbundenen 
Gefährdung verboten werden. Dringend notwendig 
ist daher der Aufbau oder die Unterstützung der 
Deutschlehrerausbildung — etwa durch Weiterbil-
dungsveranstaltungen — an Hochschulen in Deutsch-
land und an  Hochschulen in den deutschen Siedlungs-
gebieten. Stiftungsprofessuren, Gastprofessuren und 
Lektorate sollten vermehrt eingerichtet, die Entsen-
dung von Deutschlehrern — auch pensionierten —
sollte verstärkt angestrebt werden. Das schon 
genannte Sonderprogramm zur Förderung der deut-
schen Sprache in Mittel-, Südost- und Osteuropa 
bietet hierzu eine Fülle von Anregungen und Mög-

lichkeiten, um deren Realisierung wir uns im persön-
lichen Einsatz immer wieder bemühen sollten; anders 
geht es ja nicht. 

Zweitens. Zur Verstärkung des Gemeinschaftsbe-
wußtseins zwischen Deutschen und Nichtdeutschen 
erscheint die verstärkte Förderung der gemeinsamen 
regionalspezifischen Kulturarbeit zum Abbau von 
Vorbehalten und zum Aufbau gegenseitigen Verste-
hens dringend notwendig. Die grenzüberschreitende 
Kulturarbeit und der Aufbau von Euro-Regionen als 
Zukunftsmodell sollten mit aller Kraft unterstützt 
werden. Projekte dieser Art in Schlesien, Pommern 
und Brandenburg sollten vorrangig behandelt und 
vorangetrieben werden. 

Drittens. Für die sozialen und gemeinschaftsför-
dernden Hilfen für die Deutschen in den Siedlungsge-
bieten sind erfreulicherweise auch für 1993 erhebli-
che Mittel vorgesehen. Man sollte prüfen, ob sie 
wirklich ausreichen. Ich beziehe dabei vor allem auch 
die kulturelle Förderung der Restaurierung und 
Bewahrung von Baudenkmälern ein. Ihre Wiederher-
stellung macht sie zu sichtbaren und gemeinschafts-
stiftenden Zeichen einer neuen Epoche. In der kleinen 
Stadt Marx — mit dem bezeichnenden Namen 
Marx — in der Nähe von Saratow in Rußland z. B. steht 
als beherrschender Bau in der Mitte des Ortes die 
ehemalige deutsche evangelische Kirche — natürlich 
verfallen und ihrem ursprünglichen Zweck entfrem-
det. Welches Signal würde davon ausgehen, wenn 
diese Kirche restauriert und entsprechend der Zusage 
der staatlichen Stellen wieder ein Gotteshaus mit 
einem Gemeindezentrum für die ungefähr 7 000 dort 
lebenden Deutschen werden würde! 

Viertens. Es ist, so zeigt sich jetzt, ein nicht vorher-
sehbarer glücklicher Umstand, daß in den vergange-
nen Jahrzehnten die ostdeutsche Kulturarbeit im 
Gebiet der bisherigen Bundesrepublik zielstrebig 
und verantwortungsvoll aufgebaut wurde. Dies ist 
jetzt ein Fundus, aus dem heraus die notwendige 
Arbeit im östlichen Europa geleistet werden kann. Die 
ostdeutschen Kultureinrichtungen sind unentbehrlich 
als Stätten der Information, der Begegnung und des 
Austausches für die verschiedensten Gruppen und für 
die deutsch/nichtdeutsche gemeinschaftliche For-
schung mit ihrer multiplizierenden Wirkung. 

Notwendig ist daher auch der weitere Ausbau der 
ostdeutschen Kultureinrichtungen in den alten Bun-
desländern, der Landesmuseen, der landeskundli-
chen Institute, Archive etc. Dies sollte auf der Grund-
lage der Fortschreibung und der Erweiterung des 
bisherigen Aktionsprogramms geschehen. Diese Ein-
richtungen werden ebenso wie die ostdeutschen Ver-
bände, deren Einsatz viele dieser Stätten ostdeutscher 
Kultur ihre Existenz verdanken, vor allem auch als 
Ansprechpartner entsprechender Stellen in den ehe-
maligen ostdeutschen Gebieten und den Siedlungs-
gebieten gebraucht. Sie erhalten damit eine neue 
Aufgabe und müssen in ihrem Bestand gesichert 
werden. 

Fünftens. Besonders notwendig ist die Verstärkung 
der ostdeutschen Kulturarbeit in den neuen Bundes-
ländern. Ein jahrzehntelanges Informationsdefizit 
— ein Defizit in jeder Hinsicht — muß abgebaut 
werden. Die schwache Finanzausstattung der neuen 
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Bundesländer läßt eine Länderfinanzierung dieser 
Aufgaben überhaupt nur in eingeschränktem Maße 
zu. Durch den Bund sollte verstärkt geholfen wer-
den. 

Meine Damen und Herren, abschließend sei gesagt: 
Ostdeutsche Kultur und Geschichte bleiben ein 
bedeutender Teil deutscher und europäischer Kultur 
und Geschichte, auch wenn die Stätten mit ihrer 
jahrhundertelangen Entfaltung jetzt alle im Ausland 
liegen. Die von diesem Teil der deutschen Kultur 
ausgehenden Impulse und geistigen Kräfte gilt es für 
unser gesamtes geistiges Leben nutzbar zu machen. 

Ich bitte um Zustimmung zu dem Antrag in der 
Fassung der Beschlußempfehlung des Innenaus-
schusses und bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächstes spricht 
der Abgeordnete Freimut Duve. 

Freimut Duve (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zu Beginn möchte ich sagen, 
daß ich mich sehr über den Brief des ehemaligen 
Botschafters H ans Heflot an  uns, den Innenausschuß, 
gefreut habe, der ja sehr engagiert eine kleine Stif-
tung für das Kulturerbe in Rumänien macht. Er ist 
nicht nur ehemaliger Diplomat, sondern engagiert 
sich persönlich. Ich denke, daß gerade in einem Land, 
in dem immer weniger Deutsche leben und eines 
Tages möglicherweise nur noch ganz, ganz wenige 
leben werden, dieses Engagement von besonderer 
Bedeutung ist. 

Wir haben uns in den letzten zwei Jahren, Frau 
Kollegin, sehr bemüht, in einer neuen und anderen 
Weise auf dieses Thema zu gucken, als wir durch 
manche Haltung gezwungen waren, in der Zeit des 
kalten Krieges mit diesem Thema umzugehen. Ich 
denke, daß die Diskussion von dieser Bemühung 
getragen sein soll. Wir sind uns sicher einig, daß 
Geschichte als Steinbruch immer die zwei Seiten hat: 
das Risiko, daß die Steine zum Werfen benutzt, und 
die Chance, daß die Steine zum Häuserbauen genutzt 
werden. Man sieht zur Zeit, wie im ehemaligen 
Jugoslawien Geschichte zum Töten benutzt wird, wie 
sie zur Waffe mißbraucht wird. 

Im Zeitbruch der jüngsten Vergangenheit hat sich 
die Lage der Völker in Osteuropa drastisch verändert 
— und damit das, was ich immer gerne die Kultur des 
Zusammenlebens nenne. Nicht nur Menschen deut-
scher Kultur in Polen und in den Staaten der ehema-
ligen Sowjetunion, auch die Russen im Baltikum, die 
Polen in Litauen, die Ungarn in der Slowakei, sie alle 
müssen die uralte Frage aller Völker Europas neu 
stellen: wie man zusammenlebt, wenn alle Kriege der 
Vergangenheit die eine schreckliche und zugleich 
herausfordernde Lehre gebracht haben, daß Men-
schen unterschiedlicher Kultur und unterschiedlicher 
Herkunft immer wieder die Kunst entwickeln müssen, 
in der Gegenwart und der Zukunft friedlich zusam-
menzuleben und sich gemeinsam für die Zukunft 
vorzubereiten. Auch die Deutschen, die aus Kasach-
stan hierher zu uns gekommen sind, mußten erstaunt 
feststellen, daß sie nunmehr auch mit den in Deutsch-

land seit bald zwei Generationen lebenden Türken, 
oft im gleichen Treppenhaus, leben lernen müssen. 

Das ist das Gesetz, nach dem wir europäischen 
Völker für das 21. Jahrhundert angetreten sind, und 
dem können wir nicht mehr entfliehen. Wir alle sind 
damit konfrontiert und müssen etwas Friedliches 
entwickeln. Unsere Überlegungen der vergangenen 
Jahre sind von der Grundtatsache ausgegangen: 
Friedliches Zusammenleben von Menschen, die in 
vielen Lebensbereichen — auf dem Markt und vor 
allem am Arbeitsplatz — sehr gleichen Interessen 
nachgehen und die zugleich in ihrer Sprache, in ihren 
kulturellen Interessen sich vom Nachbarn unterschei-
den, finden sich möglicherweise Seite an Seite im Kino 
wieder, um einen amerikanischen Film zu sehen. Das 
heißt, es gibt sehr viel Gemeinsames und manches 
Trennende, und man muß mit dem Trennenden so 
umgehen, daß es nicht die Menschen gegeneinander

-

treibt. 

Der Münsteraner Slavist Boris Groys hat in diesen 
Tagen einen kulturökonomischen Versuch geschrie-
ben und vorgelegt, der für unser Thema relevant sein 
könnte. Das Essay heißt „Über das Neue". Er unter-
sucht, wie eigentlich die Kultur dazu kommt, die 
Frage nach dem Neuen zu stellen. Er bringt zu Beginn 
die interessante Beobachtung, daß man sich in Wahr-
heit immer erst dann für das Neue interessiere, wenn 
„die Erhaltung des Alten technisch und zivilisatorisch 
gesichert zu sein scheint". Er weist sehr schön nach, 
daß es Jahrhunderte gegeben habe, in denen das 
Neue permanent bekämpft wurde und m an  gesagt 
hat, daß das Neue gefährlich sei. Heute weiß m an , daß 
das Neue das Wichtige ist, das wir brauchen. Es 
könnte also sein, daß all die Bemühungen, das Kultur-
erbe der Menschen im ehemaligen Ostdeutschland zu 
pflegen, erst die Chance eröffnet haben, das Neue, in 
unserem Fall die neue Kultur des Zusammenlebens, 
zu entwickeln. Wir wollen den Deutschen und ihren 
Nachbarn in Ost- und Südosteuropa dabei helfen: 
darum die Bemühungen der Bundesregierung und 
des Bundestages, Kulturarbeit in Osteuropa mit zu 
finanzieren. Wie wir künftig damit umgehen, das 
kann großartiges Beispiel, das kann aber auch, wenn 
wir es falsch machen, gefährlicher politischer Zünd-
stoff sein. 

Wir werden im Dezember 1992 zu diesem Thema 
eine ausführliche Anhörung durchführen, und wir 
hatten im Innenausschuß gebeten, daß der Deutsche 
Bundestag die dazu vorliegenden Anträge erst nach 
dieser Anhörung verabschiedet, um das eine oder 
andere, das sich in der Anhörung ergibt, möglicher-
weise aufnehmen zu können. Die Mehrheitsfraktio-
nen haben anders entschieden. Wir haben uns nach 
der Beratung entschieden und im Innenausschuß 
angekündigt, daß wir heute den Antrag nicht ableh-
nen, ihm aber auch nicht zustimmen werden. Wir 
werden uns mit dieser Begründung der Stimme ent-
halten. 

Meine Damen und Herren, in zwei Wochen wird 
Günter Grass 65 Jahre alt. Es gibt nur wenige Autoren 
in der Welt, die aus der Erinnerung an die verlassene 
Heimat Weltliteratur gemacht haben, und es gibt nicht 
viele deutsche Autoren — ich nenne noch Horst 
Bienek und Siegfried Lenz —, die mit ihrer Literatur 
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die Erinnerung an die Heimat ihrer Kindheit und 
Jugend in aller Welt bekannt gemacht haben. Wenn 
Menschen in Japan und Australien, in Rußland und 
Kanada heute noch eine wunderbare Vorstellung 
vom alten Danzig haben, dann ist dies weit mehr 
Günter Grass als etwa Herrn Dr. Czaja zu verdan-
ken. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses literarische Werk ist aber zugleich Baustein 
zur künftigen Kultur des Zusammenlebens, gerade 
weil sich Grass wie Siegf ried Lenz weigerte, künstlich 
die Kultur der Deutschen herauszuschneiden aus dem 
vielfältigen Gewebe der mittel- und osteuropäischen 
Vielvölkerkultur. Gerade weil sie die vielen Fasern 
des Gewebes beschreiben, ist das Werk solcher Auto-
ren von so besonderer Bedeutung für die Aufgabe, die 
vor uns steht. 

In einem Interview in diesem Monat in einer Berli-
ner Literaturzeitschrift schildert Grass die Vielfalt 
Danzigs — urn nur einen Ort zu nennen — als freier 
Stadt mit einem Hintergrund, der eher europäisch als 
national zu bezeichnen war, 300 Jahre zur polnischen 
Krone gehörig, dennoch geprägt von deutscher und 
niederländischer Kunst und Kultur. Hinzu kam das 
Hanseatische, das Weltoffene, kamen die Flüchtlinge, 
die Flüchtlinge von Hugenotten aus Frankreich bis zu 
den Mennoniten und die schottischen Flüchtlinge 
— alle nach Danzig. Es gibt in der Nähe von D anzig 
Nova Scotia. Das alles macht die Geistesgeschichte 
von Danzig aus. 

Der große deutsche Aufklärer Georg Forster, der in 
Frankreich später eine Rolle gespielt hat — ich erwei-
tere das Zitat jetzt ein bißchen —, stammte von 
schottischen Einwanderern in Danzig ab. Und Scho-
penhauers Vater verläßt als Republikaner die Stadt in 
dem Augenblick, als Danzig preußisch wird, weil er 
nicht nach Preußen wollte. Kurzum: Das alles — so 
fährt Grass fort — sind Merkmale, die die Stadt nicht 
eindeutig als deutsch oder polnisch definieren, die 
aber das Offene der Stadt geprägt haben. 

Wir alle wissen, wie schwer eine solche Arbeit ist, 
und wir wissen, wie nach Vertreibung und Trennung 
die Suche nach der präzisen Identifikation überwiegt. 
Ich möchte das auch mit Ihnen teilen, auch mit den 
Kollegen der Union. Ich habe mir im Sommer die 
traurige Mühe gemacht, die, ich glaube, zehn Bände 
des Innenministeriums aus dem Jahre 1961 über die 
Vertreibung der Deutschen aus Osteuropa mit in den 
Urlaub zu nehmen. Ich muß sagen — das gilt sicherlich 
für alle meiner Generation —, daß wir wegen des 
kalten Krieges und des propagandistischen Gegen-
einander von dem Leid, das diese Menschen wirklich 
erfahren haben, zuwenig wahrgenommen haben. 

Ich bin Vaclav Havel sehr dankbar dafür, daß er der 
erste war, der das Leid der Vertreibung, aber auch die 
nicht gute Behandlung, der Deutschen, jedenfalls in 
seinem Bereich, in dieser angemessenen und würdi-
gen Weise beschrieben hat. In dieser Haltung, denke 
ich, können wir uns zusammenfinden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Auch die Menschen deutscher Herkunft kommen 
aus einer sehr schweren und häufig grausamen Erin-
nerungslandschaft. Die Öffnung der Grenzen haben 
sie als große Hoffnung erlebt. Unsere Hilfen müssen so 
sein, daß diese Hoffnungen nicht enttäuscht werden, 
und zugleich müssen sie sich in den Rahmen unserer 
auswärtigen Beziehungen zu unseren Nachbarn ein-
passen. Sie müssen sich wirklich einpassen. Ich wie-
derhole meinen Zwischenruf und das, was wir schon 
oft miteinander diskutiert haben: Koordination — gut, 
aber es muß das Primat der Außenpolitik gelten bei 
einer so dramatisch gefährdeten — ich wi ll  nicht 
sagen: gefährlichen — Region, alldem, was wir in 
Südosteuropa schon jetzt erleben. Die Außenpolitik 
muß wirklich sagen, was geschieht, und ich hoffe, daß 
das in der Bundesregierung künftig noch besser 
geschieht als bisher. 

Der deutsch-polnische Vertrag — Sie haben das 
Vertragsgewebe eben ja auch dargestellt — könnte 
der Mustervertrag für viele Minderheitenbeziehun-
gen in Osteuropa sein. Mit den minderheitsrelevanten 
Artikeln etwa in einem bilateralen Vertrag zwischen 
Ungarn und der Slowakei oder eines Tages vielleicht 
sogar zwischen Serbien und Albanien oder zwischen 
Rumänien und Ungarn wäre mancher von uns sehr 
viel beruhigter. Es geht nur um diese drei Artikel aus 
dem deutsch-polnischen Vertrag; wir brauchten um 
den künftigen Frieden in Osteuropa dann weniger 
bange zu sein. 

Wir leisten hier also — wir hoffen, daß wir es tun — 
europäischen Friedensdienst, wenn wir es richtig 
machen. Gerade darum — das ist meine Schlußbemer-
kung — sind die Erklärungen mancher Vertriebenen-
gruppen auf ihren Tagen und Sonntagen und ist die 
Tatsache, daß der Präsident des Bundesverbands der 
Vertriebenen diese Verträge bis heute noch nicht 
anerkannt hat, nach wie vor Anlaß zu der Sorge, daß 
aus diesem Baustoff für Friedensdienst auch Zündstoff 
werden könnte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vielleicht können wir uns gemeinsam bemühen, daß 
es wirklich eine deutsche Friedensarbeit für ein f ried-
liches Europa wird. 

In der Anhörung werden wir dann die Details 
besprechen, Frau Kollegin. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Wolfgang Lüder das Wort. 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich kann an die Schlußbemerkun-
gen des Kollegen Duve anknüpfen; denn das, was wir 
heute mit dem Beschluß erreichen wollen, ist doch, 
einen Beitrag zu leisten zur Verbindung zwischen 
Völkern, zur Überwindung von Grenzen und zur 
Schaffung von neuen Erkenntnissen darüber, daß der 
jeweils andere in seiner Kultur verankert ist und nicht 
aus einer kulturfreien Vergangenheit kommt. Deswe-
gen gehören diese drei Bereiche, die wir hier in einem 
Antrag behandeln, für mich zwingend zusammen. 
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Erstens. Wir wollen doch den Deutschen, die im 
östlichen Europa und jenseits des Urals leben, ein 
Zeichen setzen, daß wir mit unseren politischen und 
auch finanziellen Mitteln dazu beitragen wollen, daß 
ihnen eine Perspektive zum Bleiben in ihrer jetzigen 
Heimat gegeben wird. Das soll eben nicht nur das 
Leben im wirtschaftlichen, im wohnungsrechtlichen 
und im praktischen Bereich, sondern auch im Wieder-
finden der kulturellen Vergangenheit und damit 
Gegenwart und Zukunft ermöglichen. 

Um kein Mißverständnis aufkommen zu lassen: Das 
berührt nicht die Frage, ob es nicht doch gelingt, die 
Deutschen in den GUS-Staaten aus ihren jetzigen 
Wohngebieten in ihre alte Heimat umzusiedeln. Es 
soll auch nicht die Entscheidungsfreiheit der jeweili-
gen Menschen beeinträchtigen, nämlich die Freiheit, 
zu entscheiden, ob sie zu uns kommen wollen. Aber 
wir wollen aus unserer Verantwortung heraus alles 
dafür tun, daß das Leben dort, wo sie leben, auch mit 
der kulturellen Identität, gelebt werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, bei der ersten Beratung 
dieses Antrags — damals hat Herr Duve das noch 
kritisiert — haben wir in dem Antrag noch einige 
Formulierungen gehabt, 

(Freimut Duve [SPD]: Da war ein dolles Wo rt 
 drin: Aussiedlungsgebiete!) 

die — um das einmal euphemistisch auszudrücken — 
sehr mißverständlich waren. Sie haben das Wort 
„Aussiedlungsgebiete" — so steht es auch bei mir im 
ausgedruckten Text — kritisiert. Ich habe mich dafür 
eingesetzt, daß das verändert wird, und wir haben 
heute eine Formulierung gefunden — ich glaube, im 
Einvernehmen auch mit der Bundesregierung —, die 
hier falsche Assoziationen, die von uns übrigens nicht 
gemeint waren, als wir den Antrag einbrachten, 
wegnimmt. 

Von daher meine ich, Herr Duve, daß Sie dem Text 
des Antrags heute doch vollinhaltlich zustimmen 
können müßten. Die Enthaltung damit zu begründen, 
daß Sie erst die Anhörung abwarten wollen, leuchtet 
mir, ehrlich gesagt, nicht ganz ein; denn was wir hier 
tun wollen, kann schon jetzt auf den Weg gebracht 
werden. Das ist das, was zu den drei Themenberei-
chen unumgänglich notwendig ist. Das wollen wir tun. 
Das wollen wir umsetzen. Ich bin auch froh darüber, 
daß wir hier noch vor der Verabschiedung des Bun-
deshaushalts sagen, wo wir Akzente setzen, damit 
nicht jemand auf die Idee kommt, noch hinter Positio-
nen zurückzufallen, die wir jetzt erreicht haben. 

Die Anhörung muß stattfinden — wir haben uns alle 
gemeinsam dafür eingesetzt —, und diese Anhörung 
wird uns zu weiteren Erkenntnissen bringen, die wir 
im nächsten Jahr sicherlich auswerten werden. Wenn 
wir realis tisch sind, müssen wir davon ausgehen, daß 
eine Anhörung im Dezember bedeutet, daß wir frühe-
stens um die Osterzeit herum hier zu einer Plenar-
beschlußfassung kommen. „Frühestens" sage ich, 
wenn ich die Schwierigkeiten sehe, ein solches Thema 
umfassend zu gestalten. Aber wir sollten dann für 
weitere, auch konkretisierende Überlegungen offen 
sein. 

Das zweite, das wir mit dem Antrag erreichen 
wollen, ist, klarzustellen, daß mit der Herstellung der 
Einheit Deutschlands vor zwei Jahren die Nachkriegs-
zeit des Zweiten Weltkriegs ihren Abschluß gefunden 
hat, daß wir damit — auch da nehme ich Anregungen 
auf, die sowohl von Frau Professor Wisniewski als 
auch von Herrn Duve gekommen sind — auch unseren 
Respekt vor den Leistungen der Vertriebenen hier 
noch einmal Ausdruck geben wollen und daß wir den 
Vertriebenen, die hier sind, den Aussiedlern, die 
hierher zu uns gekommen sind und hier sind — „hier" 
heißt nicht nur im westlichen Teil der Bundesrepublik, 
sondern in der gesamten Bundesrepublik — , auch die 
Erinnerung und die Wahrung des kulturellen Erbes 
ermöglichen müssen. Wir können nicht geschichtslos 
dastehen und sagen: Die Vertreibung war ein Schluß-
punkt. — Die Vertreibung war inhuman; sie war in 
meinen Augen eine zwangsläufige Folge des 
Unrechtskrieges. Aber die Menschen, die vertrieben 
worden sind, dürfen nicht die Sonderopferträger sein. 
Deswegen gehört es für mich dazu, daß wir den 
Westdeutschen und den heute Ostdeutschen vermit-
teln, was früher ostdeutsche Kutur war, und zwar in 
unserem Land. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Schließlich drittens. Durch Krieg und Nachkriegs-
zeit sind vielfach — auch das ist angesprochen wor-
den — deutsche Kulturgüter von europäischem Rang 
der Gefahr des Zerfalls und der Zerstörung ausgesetzt. 
Ich glaube, hier haben wir — vielleicht kann auch das 
ein Ergebnis der Anhörung sein — die Informations- 
und Aufklärungsaufgabe, unseren Medien gegen-
über deutlich zu machen, was aus unserer kulturellen 
Verantwortung gegenüber der Geschichte in den 
Staaten geschehen muß, die die Kulturförderung aus 
finanziellen Gründen nicht im eigentlichen Sinne 
ermöglichen können. Diese Verantwortung, die über 
die Grenzen hinweg reichen muß, um Grenzen zu 
überwinden, sollten wir, so glaube ich, noch transpa-
renter machen, als es schon bisher gelungen ist. 

Die drei Forderungen dieses Antrages gehören 
zusammen. Sie bilden eine Einheit auf der Grundlage 
der Verträge und des Zusammenwachsens in 
Europa. 

Lassen Sie mich noch etwas in Parenthese sagen, 
nachdem der Dualismus von Auswärtigem Amt und 
Innenministerium von Herrn Duve in der ersten 
Lesung und heute schon wieder angesprochen wor-
den ist. Ich weiß um die Latenz dieses Dualismus. Aber 
ich habe mich gefreut, daß wir in der Vorbereitung 
und in den Ausschußberatungen feststellen konnten, 
daß — jedenfalls jetzt — Einvernehmen und ein 
gemeinsames Vorgehen auf den beiden unterschied-
lichen Tätigkeitsfeldern der Innenpolitik und der 
Außenpolitik notwendig ist. 

(Freimut Duve [SPD]: Das Parlament hat sie 
zusammengeschmiedet!) 

Verhandlungen mit auswärtigen Regierungen zu 
führen ist Aufgabe der Außenpolitik und niemandes 
sonst. Dabei ist dieser Grundsatz — spätestens seit 
dem Einigungsvertrag — auch für alle Staaten jenseits 
von Oder und Neiße sichergestellt. Daß das Parlament 
hier hilfreich war, um wieder Sachgerechtigkeit 
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durchzusetzen, ist kein Einzelfall. Aber hier können 
wir es ausdrücklich begrüßen. 

Lassen Sie mich zusammengefaßt sagen: 

Erstens. Wir wollen, daß die Deutschen in ihren 
angestammten Gebieten in Osteuropa als nationale 
Minderheiten, aber eben in ihrer Heimat leben kön-
nen. Dabei wollen wir ihnen helfen. Auch das ist ein 
Beitrag zur multikulturellen Gesellschaft in Europa. 

(Freimut Duve [SPD]: Ist der Ural ange-
stammt?) 

— Ich habe vorhin gesagt, was wir auch dort ermög-
lichen wollen. 

Zweitens. Wir wollen das kulturelle Erbe der Ver-
gangenheit nicht dem Vergessen anheimfallen las-
sen. Deswegen unterstützen wir die Arbeit derer, die 
sich diesem Werk besonders verpflichtet wissen. 

Drittens. Wir wollen gemeinsam mit den Regierun-
gen der osteuropäischen Staaten dazu beitragen, daß 
nicht zerstört wird, was erhalten werden muß. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Zustim-
mung zu dem Antrag, der hier vorliegt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Abgeordnete Frau Angela Stachowa. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Der Titel des vorlie-
genden Antrags und der Beschlußempfehlung ist 
unverändert irreführend, was ich bedaure. Der Begriff 
„ostdeutsches Kulturerbe" klingt in vielen Ohren, 
insbesondere bei den Menschen in den neuen Bun-
desländern, wie „Kulturerbe im Osten Deutschlands", 
und dieser Teil war doch jahrelang gleichbedeutend 
mit der DDR. 

Was die generelle inhaltliche Ausrichtung des 
Antrages be trifft, also die Förderung der Deutschen 
und ihrer Kultur in Osteuropa, so kann ich sie mittra-
gen, ebenso die geplanten Ausgaben des Auswärti-
gen Amts und des BMI für die Förderung der Deut-
schen in Höhe von mehr als 18 Millionen DM im 
Haushalt 1993. 

Wenn man  bedenkt, daß von den insgesamt 3,4 Mil-
liarden DM Ausgaben des Bundes für auswärtige 
Kulturpolitik auch noch Teile den deutschen Minder-
heiten direkt oder indirekt zugute kommen, dann ist 
das nicht wenig. Andererseits muß auch festgestellt 
werden, daß die Ausgaben des Bundes für die Förde-
rung von Kunst und Kultur im Inland — für die alten 
und die neuen Bundesländer zusammengenom-
men — nur ca. die Hälfte dieser Summe von 3,4 Mil-
liarden DM ausmachen. Diese Relation erscheint mir 
angesichts der Probleme im Inland doch etwas unge-
recht. Vielleicht sollte die ostdeutsche Kulturarbeit 
wörtlich genommen und auch auf die neuen Bundes-
länder ausgedehnt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das eine tun, das 
andere nicht lassen!) 

— Ich gehe mit Ihnen konform. 
In der Kulturarbeit gegenüber den Deutschen im 

östlichen Ausland ist ein ausgeprägtes Fingerspitzen-

gefühl seitens aller Beteiligten notwendig, sei es die 
Bundesregierung, das Auswärtige Amt, das BMI oder 
seien es die Verbände und Institutionen. Nicht nur in 
Westeuropa werden die Entwicklung des geeinten 
Deutschland und sein Gebaren auf dem internationa-
len Parkett sehr genau registriert. Hilfe und Unterstüt-
zung gegenüber den Auslandsdeutschen können und 
dürfen nur im Einvernehmen mit den entsprechenden 
Regierungen erfolgen. Nationale Rechtsvorschriften, 
die Souveränität dieser Länder und bestehende Gren-
zen sind von allen Beteiligten zu achten und zu 
respektieren. 

Leider sind wir Zeugen eines wachsenden Nationa-
lismus in vielen Teilen Europas. Gerade deshalb gilt 
es, alles zu tun, damit wohlgemeinte Hilfsmaßnahmen 
zugunsten der deutschen Bevölkerungsteile in Län-
dern Osteuropas, die allesamt mit wirtschaftlichen 
und sozialen Problemen kämpfen, nicht zu Neid, 
Mißgunst, ja, Nationalismus führen. Eine Bevorzu-
gung, vielleicht sogar die Herausbildung einer deut-
schen Elite oder von ähnlichem wäre ein gefährliches 
Eigentor für die Bundesrepublik Deutschland. 

Der Beitrag der Bundesrepublik muß darin beste-
hen, alles zu tun, damit die Deutschen im Osten 
Europas dort bleiben, leben und wirken, wo sie bisher 
gelebt haben. Die Demokratisierungsprozesse in 
Osteuropa sind dafür eine gute Voraussetzung, das sie 
umgebende Umfeld und das Verhältnis der Menschen 
unterschiedlicher ethnischer Herkunft zueinander 
aber nicht weniger wichtig. Daß es sich dabei nicht nur 
um Hilfe im Bereich der Kultur, sondern vor allem 
auch in der Wirtschaft handeln muß, versteht sich von 
selbst. 

Es heißt: „Des Volkes Seele lebt in seiner Sprache." 
— Mit dem Verlust der Muttersprache gehen auch 
kulturelle Identität, Vergangenheitsbewußtsein, die 
Bindung an  die Mutternation verloren. Gerade des-
halb wird dem Erhalt und dem Erlernen der deut-
schen Sprache unter den Auslandsdeutschen so große 
Bedeutung beigemessen. Wer sich in den Ländern 
Osteuropas, einschließlich der ehemaligen Sowjet-
union, etwas auskennt, weiß auch, daß es, bedingt 
durch Assimilierungsprozesse und Unterdrückung, 
mit den deutschen Sprachkenntnissen unter den Aus-
landsdeutschen nicht gut aussieht. Viele Menschen, 
insbesondere Jugendliche, fühlen sich auf Grund 
ihrer elterlichen Herkunft subjektiv als Deutsche, 
sprechen aber oft kaum ein Wort Deutsch. 

Die heutigen Bedingungen in diesen Ländern erlau-
ben Hilfe von außen. Dies ist gut und notwendig. Ich 
frage mich allerdings, warum angesichts der wach-
senden Anforderungen und damit verbundenen 
finanziellen Belastungen für die Bundesrepublik 
Deutschland Bücher der DDR, darunter Schulbücher 
der unteren Klassenstufen, im Reißwolf landen, 
anstatt damit zeitweilig fehlendes Lesematerial in den 
osteuropäischen Ländern zu ergänzen. Ich bin über-
zeugt: Viele Bibliotheken in diesen Ländern wären 
glücklich gewesen, wäre ihr Bestand auch mit 
Büchern von DDR-Autoren ergänzt worden. Darunter 
waren nicht wenige, die auch heute noch lesbar sind. 
Auch sie gehören zur Geschichte Deutschlands. Aber 
leider wurden, wie mir nicht nur am Rande der 
Leipziger Buchmesse zu Ohren kam, ganze Paletten 
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frisch gedruckter Bücher ohne Ansehen der Autoren 
vernichtet — eine kostspielige Angelegenheit. 

Zum Schluß noch zwei Bemerkungen. Wenn Min-
derheitenrechte heute in den Verfassungen der ein-
zelnen Länder verankert sind, dann muß auch deren 
Verwirklichung in der Praxis überprüfbar sein. Um 
dieses Problem generell in den Griff zu bekommen, 
sollte die Bundesregierung alles unternehmen, um 
den seit langem erwarteten völkerrechtlichen Rege-
lungen zur Minderheitenpolitik zum Durchbruch zu 
verhelfen. 

Last not least sollte überdacht werden, ob ange-
sichts der wachsenden Aufgaben und Verpflichtun-
gen eine Förderung der ostdeutschen Kulturarbeit 
durch zwei zentrale Behörden, das Auswärtige Amt 
und das BMI, noch sinnvoll und effektiv ist. Es sollte 
ernsthaft überprüft werden, ob Reibungsverluste und 
Überschneidungen, ja, sogar mögliche Verluste in der 
Unterstützung nicht durch eine zentrale Koordinie-
rungsstelle vermieden werden könnten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat 
Herr Horst Sielaff das Wort, 

Horst Sielaff (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Eigentlich ist dieser Tagesordnungs-
punkt mit den nachfolgenden, in denen es um die 
Unterstützung humanitärer Hilfe für die GUS-Länder 
geht, wie ich meine, eng verbunden. Die Hilfe muß 
— da sind wir uns einig — dem Zusammenleben 
unterschiedlicher Nationalitäten dienen. Sie darf 
nicht nur den Deutschen, sondern muß auch allen 
anderen offenstehen. Sie darf nicht spalten oder neue 
Spannungen mit anderen Nationalitäten erzeugen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Es darf eben kein neuer Nationalismus um sich 
greifen, der alle Bemühungen von außen zunichte 
machen würde und eine Gesellschaft mit unterschied-
lichen Kulturen, eine Vielvölkerkultur, nicht entste-
hen lassen würde. 

Die Deutschen, insbesondere die in der ehemaligen 
UdSSR, haben ein schweres Schicksal hinter sich. 
Aber wir dürfen dabei auch nicht vergessen, daß 
andere Völker ein ähnliches Schicksal unter dem 
Stalinismus erlitten. 

(Beifall bei der SPD) 
Vielleicht hätte dazu auch ein Satz in den vorliegen-
den Drucksachen stehen sollen. 

Viele Verantwortliche in den Staaten Ost-, Mittel- 
und Südosteuropas wollen, daß die Deutschen heute 
im Lande bleiben. Häufig haben die Deutschen aller-
dings das subjektive Gefühl, man wolle sie nur als 
gute Arbeitskräfte halten. Das gegenseitige Akzeptie-
ren, die Toleranz gegenüber anderen Sprachen und 
Kulturen kann nicht nur von oben verordnet werden. 
Die Deutschen werden in ihren Herkunftsländern nur 
bleiben, wenn sie dort von ihren Nachbarn als Men-
schen akzeptiert werden und auch eine ökonomische 

Zukunft für ihre Kinder sehen. Unsere Hilfe, meine 
ich, darf dabei nicht überschätzt oder nur deshalb 
gegeben werden, damit die Deutschen um jeden Preis 
in ihren heutigen Staaten oder Wohnorten bleiben. 
Diese Hilfe ist nicht ausschlaggebend dafür, ob die 
Menschen bleiben oder nicht. Sie trägt vielleicht dazu 
bei, das Bleiben zu erleichtern bzw. den Willen zum 
Bleiben zu unterstützen. 

Über die Förderung im bisherigen Rahmen werden 
wir allerdings kaum das Bleiben verstärken. Ich 
glaube, die Hilfe muß verstärkt werden. Wichtig 
erscheint mir augenblicklich, ökonomische Zukunfts-
perspektiven zu geben. Deshalb muß die deutsche 
Hilfe gezielter und gebündelt gegeben werden; sonst 
wird sie auch weiterhin von den Deutschen dort nur 
punktuell oder kaum wahrgenommen. Sie sollte auch 
— das ist immer wieder betont worden — mit anderen 
Hilfen, z. B. wirtschaftlicher Hilfe, Hilfe im Agrarbe-
reich, Praktikantenaustausch und Technologietrans-
fer, an die GUS-Staaten gekoppelt und mit ihnen 
koordiniert werden. 

Bis heute gibt jedes Bundesministerium Hilfen. Das 
Bundeskanzleramt soll sie koordinieren. Gleichwohl 
fallen die Hilfsmaßnahmen für Deutsche in Ost- und 
Südosteuropa, die das BMI gewährt, offenkundig aus 
dieser Koordinierung heraus. Meine Damen und Her-
ren, Koordinierung darf aber keineswegs heißen, daß 
eine Organisation oder ein Verband eine Art organi-
satorisches Monopol erhält, 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

auf dessen Wohlwollen dann andere, die tätig werden 
wollen, auf Gedeih und Verderb angewiesen sind. Der 
Dank an Verbände und Organisationen, die teilweise 
schon seit längerem gute, teilweise hervorragende 
Arbeit für die Deutschen in den Staaten Ost- und 
Südosteuropas leisten, ist angebracht. Wir sollten die 
Verbände aber auch nicht überfordern, sondern sie 
dort gezielt einsetzen, wo sie besondere Erfahrungen 
haben. 

Es gibt einige gute Ansätze der Hilfe, aber auch 
uneffektiven Leerlauf — wen wundert es bei dieser 
schwierigen Aufgabe? — und unverständliche Ent-
wicklungen. 

Ich möchte wegen des Zeitmangels nur ein Beispiel 
nennen. Das deutsche Lektorat beim Alma-Ata-Ver-
lag in Kasachstan ist erst nach dem Zusammenbruch 
der früheren Sowjetunion eingegangen. Do rt  wurden 
hervorragende deutschsprachige Bücher herausge-
geben. Es ist mir einfach unverständlich, daß diese 
Arbeit nicht weitergeführt werden kann oder weiter-
geführt wird. Auch die vielfach geforderten Initiativen 
bzw. das finanzielle Engagement bedeutender priva-
ter Investoren, vor allem auf technologischem Gebiet, 
werden erst dann wirklich kommen, wenn durch 
wohlüberlegte, koordinierte und erfolgversprechende 
Hilfspakete der Bundesregierung dafür die entspre-
chenden Voraussetzungen geschaffen worden sind. 

Bei dieser Hilfe sind sicherlich Schwerpunkte zu 
setzen. Aber wir dürfen über der Hilfe zum Wieder-
aufbau einer Wolgarepublik — ein sehr empfindsa-
mes und kompliziertes Unterfangen — nicht die 
Ansiedlungsschwerpunktgebiete z. B. in Kasachstan, 
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im Altai-Bereich, in der Ukraine, im Ural oder in Polen, 
Rumänien oder der Tschechoslowakei und Ungarn 
vergessen. Ich meine, die Deutschen do rt  dürfen nicht 
den Eindruck haben, daß die Hilfen jetzt lediglich in 
die GUS-Staaten fließen. 

Bei der Gewährung der Hilfen für Deutsche darf 
man auch folgendes nicht außer Be tracht lassen: Die 
Menschen dürfen von den dortigen Regierungen nicht 
als Faustpfand für wirtschaft liche Hilfe mißbraucht 
werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich sage das, weil ich bei einigen GUS-Staaten 
manchmal den Eindruck habe, daß diese Gefahr 
bestehen könnte oder daß die Deutschen meinen, es 
geht nach dem Motto: Ihr gebt uns aus Deutschl and 
genügend wirtschaft liche Unterstützung; wir behal-
ten dafür eure Leute bei uns, für die ihr ja doch keinen 
Platz in Deutschland habt. — Dies wäre eine fatale 
Entwicklung. Ich bin auch davon überzeugt: Die 
Rechnung ginge ohnehin nicht auf. 

Meine Damen und Herren, wir sind für verstärkte 
Hilfen, aber — ich sage es noch einmal — nicht nur für 
eine Gruppe; vielmehr muß sie allen zugute kommen. 
In diesem Sinne unterstützen wir auch die Bemühun-
gen der Bundesregierung. Unabhängig davon werden 
wir uns heute der Stimme enthalten, weil wir meinen, 
es ist wichtig, auch die Fachorganisationen, die sich 
jahrelang mit dieser Hilfe beschäftigt haben, zu hören 
und das, was sie zu sagen haben, ernst zu nehmen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD, der F.D.P. und der 
PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter zu diesem 
Thema spricht der Parlamentarische Staatssekretär 
Horst Waffenschmidt. 

Dr. Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich 
zunächst ganz ausdrücklich für diese Beschlußemp-
fehlung und den Be richt und für das bedanken, was 
hier zur Ermutigung bei unserer nicht ganz einfachen 
Arbeit gesagt worden ist. 

Ich will  hier für die Bundesregierung noch einmal 
ganz deutlich feststellen: Alles, was wir mit Hilfe des 
Parlaments und mit Hilfe vieler anderer unternehmen, 
soll den Deutschen in ihren Siedlungsschwerpunkten 
in Ost- und Südosteuropa eine kulturelle Geborgen-
heit geben. Es soll aber zugleich dazu beitragen, daß 
sie eine Brückenfunktion zu ihren nichtdeutschen 
Nachbarn und auch zwischen den Völkern wahrneh-
men können. 

Ich meine, wir sollten uns heute morgen auch noch 
einmal sagen: Durch die politische Wende, durch die 
politischen Geschehnisse in den letzten drei Jahren in 
Deutschland und Europa, durch das Mehr an Freiheit 
und Demokratie ist uns eine große Ch ance, eine große 
Möglichkeit auch für diese kulturellen Initiativen in 
Osteuropa zugewachsen, für die wir sehr dankbar sein  

sollten und die wir gemeinsam als großes Geschenk 
empfinden sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Horst Sielaff [SPD]) 

Lassen Sie mich, weil das in der Debatte eine Rolle 
gespielt hat, noch einmal betonen, daß das Bundesmi-
nisterium des Innern, das ich hier vertrete, und das 
Auswärtige Amt in dieser Frage nun wirklich auf das 
Allerengste und, so möchte ich sagen, in einer sehr 
positiven und angenehmen Weise koordiniert zusam-
menarbeiten. Ich habe vor etlichen Tagen ein langes 
Gespräch mit Außenminister Kinkel über die gemein-
samen Aktivitäten auf diesem Gebiet geführt. Ich will 
aber gleich eines hinzufügen: Wir brauchen die Koor-
dination nicht nur zwischen dem Auswärtigen Amt 
und dem Bundesministerium des Innern, sondern mit 
allen Ressorts, die in der GUS und in den anderen 
Staaten Ost- und Südosteuropas Hilfe leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS/Linke Liste) 

Deshalb habe ich eine Koordinationskonferenz der 
beteiligten Ressorts ins Leben gerufen. Herr Kollege 
Sielaff, Sie haben zu Recht gesagt, die allgemeine 
GUS-Hilfe werde im Bundeskanzleramt koordiniert. 
Ich habe mit Minister Bohl abgesprochen, daß wir für 
den Bereich, den wir heute besprechen, eine beson-
dere Koordinationskonferenz haben sollten; denn ich 
möchte gerne erreichen, daß die Mittel, die allgemein 
eingesetzt werden, soweit es geht — nicht alle, aber 
soweit es geht — mit den Möglichkeiten koordiniert 
werden, die wir hier haben. Ich glaube, das ist 
sinnvoll. Aber auch dabei sage ich: Wir wollen nicht 
den Eindruck erwecken, als würden wir jetzt die 
gesamten GUS-Hilfen nur auf die Schwerpunkte 
deutscher Minderheit konzentrieren. 

(Horst Sielaff [SPD]: Richtig! Das wäre 
fatal!)  

— Das wäre fatal und würde letztlich auch den 
Deutschen, denen wir helfen wollen, gar nicht helfen. 
Es würde Neidsituationen hervorrufen, was wir ver-
meiden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Horst Sielaff 
[SPD]: Da sind wir uns einig!) 

In der Kürze der Zeit, wo wir tätig sein können, mit 
der Freiheit, die uns neu geschenkt wurde, ist auch 
eine ganze Menge an  Aktivitäten auf den Weg 
gekommen. Ich will jetzt nur ein paar Aktivitäten 
nennen, auch sehr aktuelle. Ich war, wie die meisten 
von Ihnen mitverfolgt haben, vor 14 Tagen auf einer 
Reise durch Kasachstan, wo z. B. noch über eine 
Million Deutsche leben. Ich habe in Gesprächen mit 
dem Präsidenten Nasarbajew — wir haben das vor 
wenigen Tagen in Bonn fortgeführt — gesagt: Wenn 
wir den Deutschen dort helfen wollen, dann brauchen 
sie die kulturelle Geborgenheit in der Schule, in den 
Fernsehprogrammen, in den Rundfunkprogrammen, 
in vielen kulturellen Initiativen. Denn den deutschen 
Menschen dort geht es ja wirtschaftlich in der Regel 
gar nicht schlecht, sondern sie haben ihre Möglichkei-
ten der Arbeit im wirtschaftlichen, im landwirtschaft-
lichen Bereich. Was sie aber mit Sorge erfüllt, ist, sie 
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könnten kulturell an die Seite gedrückt werden. Unser 
Schwerpunkt muß sein, ihnen diese Geborgenheit in 
der kulturellen Tradition, in der Sprache, in der 
Ausbildung zu ermöglichen. Wir haben gerade auch 
in den Gesprächen von Bundeskanzler Helmut Kohl 
mit dem Präsidenten Nasarbajew Wert darauf gelegt, 
daß wir z. B. in dieser Frage ein besonderes Abkom-
men zwischen Deutschland und Kasachstan vorberei-
ten. Ich werde darüber dann auch in den Ausschüssen 
berichten. Wir müssen gerade Menschen, die in einem 
solchen Land leben, unterstützen, daß sie die kultu-
relle Geborgenheit haben. 

Es ist hier über weitere sehr ermutigende Aktivitä-
ten zu berichten. Wir sind z. B. in Rußland dabei, an 
einer historischen Stätte mit anderen zusammen zu 
helfen. Das wird Sie sicherlich erfreuen. Ich nenne die 
Stätte Alzarepta bei Wolgograd, früher Stalingrad. 
Das ist eine Stätte von großer historischer Bedeutung. 
Sie war die erste Gründung der Herrnhuter Brüderge-
meinde in Osteuropa. Es ist eine Stätte, wo jetzt die 
Evangelische Kirche in Deutschland, der zuständige 
Bezirk in Rußland und das russische Kulturministe-
rium zusammen mit der deutschen Bundesregierung 
dabei sind, ein Zentrum der Versöhnung zu errichten. 
Es wird kirchliche Aufgaben haben — dafür ist die 
Kirche zuständig —, aber es wird auch Aufgaben des 
Jugendaustauschs, der Begegnung, der kulturellen 
Kontakte zwischen den Völkern haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe dieses Beispiel 
gewählt, weil wir natürlich auch zurückdenken, Jahr-
zehnte zurückdenken an die furchtbaren Ereignisse in 
Stalingrad, jetzt Wolgograd. Wir können uns doch 
auch daran freuen, daß es jetzt möglich ist, gerade in 
einer solchen Stadt, in der die Menschen soviel Leid 
erlitten haben, im Sinne neuer Versöhnungspolitik 
einen Ort der Begegnung, einen Ort des gegenseiti-
gen Kennenlernens und einen Ort gemeinsamen 
Gebets zu schaffen. Ich finde, das sind hoffnungsvolle 
Zeichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich darf hier sagen, daß die Zusammenarbeit zwi-
schen Universitäten, z. B. in Odessa für die Süd-
ukraine, in Saratow für das Wolgagebiet, auf der 
russischen bzw. ukrainischen Seite und der deutschen 
Seite sehr gut anläuft, nicht nur was die Sprachförde-
rung und die Ausbildung von Deutschlehrern angeht, 
sondern auch im medizinischen Bereich. Das kommt 
dann wieder allen zugute, nicht nur den Deutschen, 
sondern auch ihren nichtdeutschen Nachbarn. 

Meine Damen und Herren, lassen sie mich an dieser 
Stelle sagen: Wenn wir Brückenfunktionen ausüben 
wollen, dann müssen wir bei allen unseren Aktivitäten 
auch versuchen, die Menschen auf eine neue Weise 
zusammenzuführen. Frau Kollegin Wisniewski, als 
Sie von Marx und von dem beachtlichen Bauwerk 
sprachen, von der Kirche, die es lohnen würde, sie 
möglichst bald wieder aufzubauen, wurde ich daran 
erinnert, daß es uns gelungen ist, gerade in dieser 
Stadt Marx vor wenigen Monaten auf Bitten der dort 
jetzt schon wieder lebenden Deutschen, aber auch der 
russischen Bevölkerung einen großen ökumenischen 
Gottesdienst zu feiern, der getragen wurde von den 
dort anwesenden Katholiken, den Lutheranern und 
dem dort zuständigen russisch-orthodoxen Bischof. Es  

war ein erhebendes Erlebnis, daß die Russen und die 
Deutschen zusammenkamen, auch über die Konfes-
sionen hinweg, und in einer Stadt, die allein schon 
durch den Namen eine besondere Prägung hat, früher 
Katharinenstadt, zu dieser neuen Aktivität schreiten 
konnten. 

Meine Damen und Herren, ich möchte heute mor-
gen gerne — ich denke, mit Ihrer aller Unterstüt-
zung — auch viele andere außerhalb des Staates 
aufrufen, uns bei dieser Aufgabe zu helfen. Es kann 
nicht nur eine Aufgabe von Bund und Ländern sein. 
Ich denke hier auch an Städtepartnerschaften, ich 
denke an  die Kirchen, ich denke auch an p rivate 
Initiativen. Lassen Sie mich auch dafür ein Beispiel 
nennen: 

Ich konnte neulich die Deutschen in Siebenbürgen 
besuchen und habe natürlich auch mit ihren nicht-
deutschen Nachbarn gesprochen. Wir hatten viele 
gute Treffen. Eines hat mich besonders positiv ange-
sprochen. Es gibt in Siebenbürgen die historisch 
bedeutsamen Kirchenburgen. Und es ist ein deut-
scher Privatmann, der es aus den finanziellen Mög-
lichkeiten seiner Familie übernommen hat, mit den 
staatlichen Stellen in Rumänien und der dort zustän-
digen lutherischen Kirche Kirchenburgen wieder auf-
zubauen, Kirchenburgen wieder für Gottesdienste 
herzurichten; ich finde, eine beispielhafte Aktivität. 
Der anwesende Kulturminister Rumäniens hat das 
ausdrücklich als eine Brücke kultureller Zusammen-
arbeit und freundschaftlichen Miteinanders gewür-
digt. 

Ich denke, solche Initativen sollten Nachahmer 
finden. Es gibt sicherlich in vielen anderen Bereichen 
ähnliche Möglichkeiten, aber wir sollten sehen, daß 
für die Deutschen, um die es ja heute geht, aber auch 
für ihre nichtdeutschen Nachbarn in den angespro-
chenen Ländern gerade der religiös-kulturelle Be-
reich eine große, prägende Wirkung hat und daß sie 
dort ein wichtiges Stück der Geborgenheit empfin-
den. 

Meine Damen und Herren, es wurde zusätzlich 
noch der Bereich angesprochen, der uns hier oft zur 
Diskussion vereint hat: ostdeutsche Kulturarbeit. Ich 
finde, es ist gut, daß es eine Fortschreibung des 
bestehenden Aktionsprogramms geben wird. Dann 
können wir vielleicht noch einmal die Schwerpunkte 
überprüfen, auch im Hinblick auf die neue Situation 
und die Verknüpfung mit den Aufgaben in Ost- und 
Südosteuropa. Ich sehe alles dies als einen wichtigen 
Beitrag an für das gemeinsame kulturelle Erbe in 
Deutschland und Europa, das wir gemeinsam mit 
unseren Nachbarvölkern, mit den Menschen, an die 
wir jetzt besonders denken, den Millionen Deutschen 
in Ost- und Südosteuropa, aber auch ihren nichtdeut-
schen Nachbarn, pflegen, erhalten und auf die 
Zukunft hin ausbauen sollten. 

Ich darf mich noch einmal herzlich dafür bedanken, 
daß wir diese Beschlußempfehlung und diese Unter-
stützung bekommen. Wir können sie gerade auch im 
Vorfeld der Haushaltsberatungen als einen wichtigen 
Akzent empfinden. Ich möchte — zusammengefaßt — 
uns miteinander in Staat und Gesellschaft wünschen, 
daß wir die neuen Möglichkeiten, etwas für die 
Menschen zu tun und kulturelles Erbe zu erhalten, 
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weiter zu stärken und mit Leuchtkraft zu versehen, als 
ein Geschenk und einen Auftrag gemeinsam empfin-
den. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt für die 
Beschlußempfehlung des Innenausschusses auf 
Drucksache 12/2106? — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Beschlußempfehlung bei Enthal-
tung der SPD und der PDS/Linke Liste 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und der GRÜ-
NEN!) 

angenommen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ger-
not Erler, Dr. Dietrich Sperling, Brigitte Adler, 
weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD 
Unterstützung von privaten Initiativen huma-
nitärer Hilfe für die Lander der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten 
— Drucksache 12/2122 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Gert 
Weisskirchen (Wiesloch), Günter Verheugen, 
Markus Meckel, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 
Verbindung der Hilfen für Ost-, Mittel- und 
Südosteuropa und für die Staaten der Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten mit Projekten 
zum Aufbau ihrer Demokratien 
— Drucksache 12/2234 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die gemeinsame Aussprache eine halbe Stunde vor-
gesehen. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch und 
eröffne unmittelbar die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Volkmar Köhler. 

(Gudrun Weyel [SPD]: Was ist denn jetzt los? 
Das ist unser Antrag!) 

— Es tut mir leid; Frau Weyel hat recht. Herr Weiss-
kirchen fängt an. 

Gert  Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ver-

mutlich hätte es gar nichts ausgemacht, Herr Köhler, 
wenn Sie vor mir gesprochen hätten. 

(Dr. Volkmar Köhler [Wolfsburg] [CDU/ 
CSU]: Das hätten Sie wohl gern!) 

- Nein, ich vermute, daß wir in der Sache inhaltlich 
ziemlich parallel diskutiert hätten, was wir ja gerade 
bei dem vorhergehenden Tagesordnungspunkt gese-
hen haben. In der Tat ist es so, daß sich dieser Teil 
unseres Kontinents im Osten in einem Aufbruch, im 
Umbruch befindet, manche sagen: im Chaos oder in 
der Verwirrung. Ich denke, das Wichtigste, was wir 
tun könnten, um chaotische Zustände zu vermeiden 
oder daran mitzuwirken, daß sie zumindest gedämpft 
werden können, ist, daß wir dabei erkennen: Hier liegt 
eine Aufgabe für uns alle gemeinsam, mitzuhelfen, 
daß dort zivile Lösungen gesucht werden, nachdem 
diese ganze Region ein dreiviertel Jahrhundert durch 
militärische Lösungen erstickt worden ist. Das ist der 
zentrale Punkt! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir können das nur gemeinsam tun. Wir können 
unsere Kraft nur gemeinsam einbringen, und wir 
Deutschen können das nicht allein tun. Das Wichtigste 
ist, daß die gesamte zivile Welt, daß Westeuropa 
gemeinsam mit den USA und Japan begreift, daß hier 
eine Aufgabe vor uns liegt, an die wir wirklich mit 
angemessenen Instrumenten herangehen müssen. 
Diese Ins trumente sind bisher von uns allen noch nicht 
gefunden. Ansatzpunkte gibt es bei uns — als Deut-
scher darf man das durchaus sagen — auch deswegen, 
weil wir am nächsten an diesem Problem dran sind. 
Wir können es auch deswegen sagen, weil es ein 
großes Verhängnis gibt, ein großes historisches Ver-
säumnis, nämlich daß die Deutschen im Westen Euro-
pas manchmal geglaubt haben, man müsse nur mit 
den Russen im Osten Europas eine gemeinsame 
Politik zur Unterdrückung der Völker, die dazwischen 
leben, machen, und schon wäre dieser Kontinent 
geordnet. Das war ein Denkfehler von Bismarck und 
von vielen, die ihm in ähnlicher Weise gefolgt sind. 

Es kommt darauf an, daß wir begreifen, daß die 
Völker und die Menschen, die in den Regionen 
zwischen Moskau und dem Atlantik leben, eine 
eigene Identität, einen eigenen Charakter, eine 
eigene Würde haben und daß wir alles dazu beitragen 
müssen, daß diese Würde, dieser eigene Charakter 
und diese eigene Identität auch wirklich friedlich 
wachsen können, so daß sie nicht in dem Glauben 
sind, man könne die Eigenstaatlichkeit, die eigene 
Identität nur mit Gewalt durchsetzen. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wenn sich das, was wir jetzt in Jugoslawien erleben 
müssen, als ein Modell nach Osten fortsetzt, dann 
kann man nicht nur sagen „Gnade uns Gott", sondern 
dann muß man auch sagen, daß das etwas damit zu tun 
hat, daß wir die Zeichen der Zeit nicht richtig verstan-
den haben. Es liegt an uns, mitzuhelfen, daß dieser 
Kontinent zusammenwachsen kann. Das können wir 
nur tun, wenn wir alle unsere Mittel — auch unsere 
Finanzmittel —, unsere Fähigkeiten, unser Wissen 
wirklich für dieses große Aufbrechen zu einer neuen 
Gemeinsamkeit einsetzen. Das ist unsere verdammte 
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historische Aufgabe, die wir jetzt — und nur jetzt! — 
erfüllen können. Jeder Tag, der dabei verloren geht, 
kann unseren Kontinent nachher in eine völlig falsche 
Richtung schieben. Das müssen wir unbedingt verhin-
dern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Wenn das vielleicht jetzt noch einmal gesagt wer-
den darf: Wie man auch immer im Rückblick auf den 
Kalten Krieg historisch bewerten kann, was diese 
übergroße Rüstungsmaschinerie finanziell, an  Fähig-
keiten, an  Know-how, an Kreativität gekostet hat: Der 
Westen hat fast keine Anstrengung gespart, um diese 
in der Tat auch durchzusetzen. Wo aber bleibt eigent-
lich jetzt, nachdem der Kalte Krieg — wenigstens in 
der ersten Phase — gewonnen werden konnte, die 
große Anstrengung, daß wir endlich den Frieden 
vorbereiten, damit wir nicht nur den Kalten Krieg 
gewonnen haben, sondern auch den Frieden wirklich 
gewinnen können? Diese große Anstrengung fehlt 
noch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich sehe mit großer Sorge — das sage ich ganz offen, 
auch an uns selbst, an  unser eigenes Haus gerichtet —, 
daß wir die richtigen Konzepte zur Lösung dieser 
Aufgaben, dieser großen Herausforderung durch 
diese unerhörten Ereignisse, die im Osten unseres 
Kontinents stattgefunden haben, noch nicht entwik-
kelt haben. 

Was hat das, was im Osten geschieht, mit uns zu tun? 
Diese Frage wird uns häufig gestellt. Überfordern wir 
uns nicht, wenn wir — beispielsweise den Zielen 
dieser beiden Anträge folgend — auch noch die 
Geburtswehen der Nachfolgestaaten der Sowjet-
union mindern wollen? Wäre es nicht besser, wir 
überließen den Zerfall der ehemaligen Sowjetunion 
einfach sich selbst? — Machen wir uns nichts vor, es 
gibt sehr viele, die so ähnlich denken. Sie sagen: Mit 
dem Chaos, das dort herrscht, wollen wir nichts zu tun 
haben, wir wollen nicht von den Krankheiten infiziert 
werden; wir wollen abwarten, bis sich dieser Raum 
von unten selbst neu gestaltet, dann können wir 
besser mit ihm kooperieren. 

Ich warne vor diesem Denkfehler! M an  möge sich 
doch wirklich ausmalen, was es bedeutete, wenn sich 
das schreckliche Modell, das wir in Jugoslawien 
erleben, weiter nach Osten verlängerte. Glauben wir 
vielleicht, wir könnten 4 Millionen, 5 Millionen oder 
6 Millionen Menschen, die vor solchen kriegerischen 
Auseinandersetzungen fliehen müßten, aufhalten? 
Wohin sollten sie denn fliehen als nach Westen? 
Glauben wir vielleicht, wir könnten diese Flüchtlings-
heere, die dann versuchen würden, selbst neues Land 
zu gewinnen, vor unseren Grenzen aufhalten? Dies ist 
eine schiere Illusion! 

Die einzige Chance für uns, das zu vermeiden, ist 
mitzuhelfen, daß in diesen Ländern zivile Gesellschaf-
ten, Bügergesellschaften von unten wachsen, die die 
Chance haben, die militärischen Lösungen, die dort in 
einer jahrhundertelangen Tradition gewachsen sind, 
zu überwinden und friedliche Lösungen durchzuset-
zen. Das ist unsere zentrale Aufgabe: die Bürgerge-
sellschaften, ihre Strukturen, die Parteien, die 

Gewerkschaften, die Bürgerinitiativen do rt  zu unter-
stützen. Sie sind zwar schwach; das wissen wir a lle, die 
wir uns im Osten unseres Kontinents bewegen. Aber 
wir haben die Chance, ihnen zu helfen, damit sie 
selbst ihre eigenen Gesellschaften von unten so auf-
bauen, daß sie nachher in der Tat demokratisch sind 
und den Frieden innerhalb ihrer eigenen Gesellschaf-
ten auch durchsetzen können. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Weisskirchen, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Reuschenbach? 

Gert  Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Gerne. 

Peter W. Reuschenbach (SPD): Verehrter Herr 
Kollege, können Sie diesen Appell, solche Entwick-
lungen, Demokratisierungen, Bürgergesellschaften 
zu unterstützen, mit dem Beschluß des Präsidiums des 
Deutschen Bundestages, parlamentarische Partner-
schaften mit solchen Parlamenten, die sich do rt  in der 
Entwicklung befinden, nicht schon in dieser Wahlpe-
riode zu installieren, in Übereinstimmung sehen? 
Wissen Sie, daß davon alle Parlamente in dem Raum, 
den Sie ansprechen, einschließlich des jungen, neuen 
demokratischen Albaniens, be troffen sind? 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Das stimmt 
aber nicht! Die Information ist falsch!) 

Gert  Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Lieber Peter 
Reuschenbach, es wäre schlimm, wenn das, was Sie 
gesagt haben, zutreffen würde. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Es stimmt 
auch nicht!) 

Frau Präsidentin ich würde herzlich darum bitten, 
daß Sie die Chance nützen, dazu nachher einen Satz 
zu sagen. 

(Peter W. Reuschenbach [SPD]: Dafür wäre 
ich auch dankbar!) 

Es wäre in der Tat schrecklich, wenn das so wäre. 
Natürlich, wir wissen, daß Estland am vergangenen 
Sonntag zum ersten Mal ein frei gewähltes Parlament 
bestimmt hat. Aber wir wissen auch, was in Estland 
geschehen ist. Oder glauben wir, es wäre klug, eine 
Demokratie aufzubauen, in der etwa 40 % der Bevöl-
kerung, nämlich die große russische Minderheit, von 
staatsbürgerlichen Rechten ausgeschlossen ist? Das 
kann doch nicht gutgehen! Wir sagen das, obwohl wir 
begrüßen, daß in Estland end lich freie Wahlen statt-
gefunden haben. Wir sagen unseren neuen Kollegin-
nen und Kollegen ein Glückauf für ihre Arbeit. Aber 
wir sagen auch: Bitte denkt in Tal linn, in Tartu, denkt 
überall in Estland darüber nach: So darf Demokratie 
erst gar nicht beginnen. Alle Menschen gehören 
dazu, 

(Beifall bei der SPD) 
besonders diejenigen, die im Laufe der jahrzehntelan-
gen Entwicklung auch unterdrückt worden sind, näm-
lich die Russen genauso wie die Esten und alle 
anderen in dieser Region. 

Das ist die Aufgabe, die wir haben. Sie ist schwer. 
Sie stellt eine Herausforderung dar, von der ich nicht 
weiß, ob wir sie bestehen können. Aber wir haben die 
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Chance, mit dieser Aufgabe zu wachsen. Wir können 
ein wunderschönes Ziel erreichen: Wir können dort 
Demokratie verankern, wo sie bisher nur schwach 
existieren konnte. Es gibt dort  drüben viele, viele 
Menschen, die das wollen. Wir müssen ihnen helfen. 
Das bezwecken unsere Anträge. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bevor ich das Wort 
weitergebe, möchte ich eine kurze Stellungnahme zu 
der soeben gestellten Zwischenfrage und zu der 
Antwort darauf abgeben. 

Das Präsidium hat nicht beschlossen, auf die Situa-
tion in den neuen Republiken nicht zu antworten. Es 
wird vielmehr mit dem Ältestenrat Beschlüsse darüber 
herbeiführen. Es geht eher darum, wie wir die Aufga-
ben noch in dieser Wahlperiode wahrnehmen, bei-
spielsweise indem wir die Aufgaben der deutsch-
sowjetischen Parlamentariergruppe erweitern oder 
indem wir z. B. eine neue südosteuropäische Parla-
mentariergruppe bilden. Es geht jetzt also nicht 
darum, diese Aufgaben nicht wahrzunehmen. Eine 
solche Beschlußlage des Präsidiums ist mir nicht 
bekannt. 

(Peter W. Reuschenbach [SPD]: Das ist mir 
von einem Mitglied des Präsidiums mitgeteilt 

worden!) 

— Es gibt auch schon einmal falsche Informationen. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Aber 
das Präsidium kann ja ab jetzt kluge und 

richtige Entscheidungen fällen!) 
— Ich habe Ihnen die Entscheidung des Präsidiums 
vom gestrigen Tage mitgeteilt. Es trifft nicht zu, daß 
keine Parlamentariergruppen eingerichtet werden, 
daß Aufgaben nicht wahrgenommen werden kön-
nen. 

Wir setzen die Beratung fort. Nun spricht der 
Abgeordnete Dr. Volkmar Köhler. 

Dr. Volkmar Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Ich bin froh, daß ich die Gelegenheit hatte, 
Ihnen, Herr Weisskirchen, zuzuhören. Das macht es 
mir leichter, Ihnen meinen Respekt für die Motive 
Ihres Antrages zu versichern. 

Was den Antrag selber angeht, so stehe ich freilich 
auf dem Standpunkt, daß es einen Unterschied zwi-
schen gutgemeint und gut gibt. Worin liegt eigentlich 
der Sinn, wenn am 24. Januar dieses Jahres ganz 
ähnliche Anträge — übrigens auf Grund einer 
gemeinsamen Beschlußempfehlung des Wirtschafts-
ausschusses — im Plenum beraten und mit großer 
Mehrheit verabschiedet worden sind? Ich könnte, 
wenn es mir die Zeit erlaubte, die Punkte 9 bis 13 aus 
dieser gemeinsamen Beschlußempfehlung jetzt vorle-
sen. Seinerzeit ist beschlossen worden, das zu fordern 
und in Gang zu setzen, was Sie soeben mit sehr viel 
Leidenschaft von neuem gefordert haben. 

Übrigens stammt ihr Antrag vom 11. März 1992; das 
sind gerade eben sieben Wochen nach diesem 
Beschluß. Wenn man gerade Aufträge erteilt hat, kann  

man wirklich nicht schon nach sieben Wochen sagen, 
es passiere überhaupt nichts. Das ist nicht korrekt. 

Sie wissen genau wie ich, daß das Kabinett am 
4. Dezember 1991 den Beschluß gefaßt hat, ein 
Gesamtkonzept zu erstellen. Sie wissen wie ich, daß 
am 18. März 1992 der Koordinierungsausschuß 
gegründet worden ist und daß damals festgelegt 
worden ist, daß die wirtschaftliche Beratung vom 
Wirtschaftsministe rium durchgeführt, daß die Berei-
che Recht und Inneres von Innenministerium und daß 
die Bereiche Kultur, Sprache und Forschung vom 
Auswärtigen Amt betreut werden sollen. Dieser Aus-
schuß arbeitet seit dem 24. März 1992. 

Wir haben in den Haushaltsplan für 1993 einen 
Ansatz von insgesamt 592 Millionen DM eingestellt. 
In den Beratungen über den Haushaltsplan wird es 
sehr darauf ankommen, daß wir uns in jedem Detail 
sorgfältig damit beschäftigen, ob die Mittel nützlich 
sind, ob sie richtig angesetzt sind und ob die Vorgabe 
entsprechend umgesetzt wird. Diese Detailarbeit 
halte ich für wesentlicher als eine allgemeine Willens-
erklärung, die man hier abgeben kann. 

Dies alles ist übrigens Ihrer zuständigen Arbeits-
gruppe vom Bundeskanzleramt im Juni noch einmal 
erläutert worden. Sie wissen, daß Herr Kartte in 
Moskau arbeitet. Sie wissen, daß, wie in dem Beschluß 
vom Januar festgelegt, vor Ort Büros der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau eingerichtet worden sind, und Sie 
haben — wie ich — die Einladung zur Koordinations-
konferenz auf dem Petersberg am 9. Oktober, wo dies 
alles überparteilich im Detail besprochen, kontrolliert 
und abgeklopft werden kann, auf den Tisch bekom-
men. 

Es ist inzwischen ein Regelkreis entstanden. Es 
stimmt eben nicht, daß nichts geschehen sei. Es gibt 
den Koordnierungsausschuß im Bundeskanzleramt, 
es gibt Büros vor Ort, die ihre Erfahrungen gewinnen. 
Diese Erfahrungen werden in Veranstaltungen wie 
dem vorhin genannten Symposium ausgewertet. Auf 
diese Weise kann das System entwickelt und ange-
paßt werden. Sie sind zur konstruktiven Mitarbeit 
daran eingeladen. 

Es ist klar festgelegt, wer wo berät. Dem BMZ z. B. 
wurden die Entwicklungsstaaten Zentralasiens zuge-
wiesen. Im Moment sind jedenfalls theoretisch keine 
Überschneidungen erkennbar. Es sind klare Schwer-
punkte gesetzt worden. 

Natürlich kann man  jetzt fragen: Ist das genug der 
Koordination? In dieser Phase, in der wir doch vor 
einer sehr chaotischen Entwicklung stehen, muß doch 
die erste Zielsetzung sein, alle denkbaren Ressourcen 
zu mobilisieren. Das ist ein bißchen die Taktik F ried-
richs des Großen, in verzweifelten Situationen jeden, 
der eine Flinte tragen kann, erst einmal in die erste 
Linie zu schicken und erst dann die Situation weiter zu 
ordnen. 

(Uwe Lambinus [SPD]: Ein schlechtes Bild!) 

— Ich habe extra ein Beispiel aus weit zurückliegen-
der Zeit gewählt. 

Wo die Absorptionsprobleme sind, welche Koordi-
nierungsprobleme angesichts nicht mehr vorhande-
ner einheitlicher Staatsverwaltungen im einzelnen zu 
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lösen sind, welche Institutionen entwickelt werden 
müssen, um die Dinge umsetzen zu können — das ist 
doch zu einem guten Teil eine Erfahrungswissen-
schaft. Die Problemanalyse können wir uns nicht in 
Moskau abholen, sondern wir müssen sie zu einem 
guten Teil selber machen. 

Deswegen, Herr Weisskirchen, ist es nicht gut, nach 
einem Master-Plan zu rufen. Übrigens, solche 
Master-Pläne werfen Sie der Weltbank und dem IMF 
gerne vor; Sie sagen, sie seien etwas, was dem 
betreffenden Land von außen aufoktroyiert werde. Ich 
finde es sehr wichtig, daß Herr Spranger gerade in 
Washington darauf hingewiesen hat, wie unendlich 
viel schwerer die GUS-Staaten es dadurch haben, daß 
ihnen eine ganze Reihe von Voraussetzungen fehlt, 
die in der Dritten Welt durch jahrelange Zusammen-
arbeit entstanden sind. 

Muß dieses Koordinationsinstrumentarium verän-
dert werden? Ja, natürlich, nach Maßgabe der Erfah-
rung. Aber wir dürfen dabei nicht an die generelle 
Planbarkeit und die generelle Machbarkeit der Dinge 
glauben, wie es manchmal in Ihrem Antrag anklingt. 
Das ist nicht der Fall. Deswegen werden wir wohl oder 
übel versuchen müssen, die Dinge schrittweise nach 
Maßgabe der Erfahrung im richtigen Rahmen zu 
entwickeln; denn auch wir sind nicht in der Lage, alle 
Probleme und alle Fragen dieser riesigen Räume zu 
lösen. 

Wir würden übrigens psychologisch einen ganz 
großen Fehler machen, wenn wir auf unsere Nachbarn 
im Osten sozusagen zurollen würden, indem wir ihnen 
den Eindruck vermittelten: Wir können das alles in 
Ordnung bringen; ihr müßt nur machen, was wir euch 
sagen. Dazu sind sie viel zu sensibel, und dafür haben 
sie viel zu viele auch psychologische Verwundun-
gen. 

Hier muß sich auch Vertrauen entwickeln. Deswe-
gen sollten wir nicht perfektionistisch an die Dinge 
herangehen, aber wir sollten natürlich nach Besserem 
und Perfekterem streben. Deswegen sind wir gewillt, 
diese Dinge konstruktiv in den Ausschüssen zu bera-
ten und, da es ein ernstes Thema ist, all unsere 
Phantasie und Erfahrung aufzuwenden. 

Ich bitte, daß einige polemische Bemerkungen, die 
sachlich einfach nicht zutreffend sind, aus dem Antrag 
entfernt werden, z. B. die Aussage, daß nichts gesche-
hen sei, was objektiv falsch ist. 

Ich glaube, daß wir uns darauf einrichten müssen, 
diese Fragen noch sehr lange zu diskutieren und die 
Ergebnisse immer wieder auf den Prüfstand zu stellen. 
In Wirklichkeit geht es um die Gestaltung eines sehr 
langfristigen Prozesses, der möglicherweise langfristi-
ger ist, als es uns lieb ist. Dabei werden auch noch 
manche Fragen offenbleiben — das ist so —, denn die 
Antworten können nur schrittweise heranwachsen. 

In diesem Sinne, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, die den Antrag formuliert haben, sind wir zur 
ernsten Diskussion über diesen Antrag bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Gerd Poppe. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! In drei Minu-
ten ist es mir natürlich nicht möglich, unsere Vorstel-
lungen zur Hilfe für die neuen ost- und südosteuropäi-
schen Staaten auch nur annähernd zu entwickeln. Ich 
bin aber sehr beruhigt, daß der Herr Kollege Weiss-
kirchen noch einmal so eindringlich und eindrucksvoll 
auf die Probleme hingewiesen hat. Ich kann mich 
diesen Ausführungen vollinhaltlich anschließen. 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN folgt der 
Intention der beiden Anträge der SPD-Fraktion, die 
wir heute in diesem Schnellverfahren behandeln. Wir 
schließen uns der Forderung an  die Bundesregierung 
an, private Initiativen zur humanitären Hilfe zu 
unterstützen. Diese Unterstützung ist allerdings nicht 
nur wünschenswert, wenn es darum geht, Transport-
wege auszuwählen und zu sichern. Wir halten es 
darüber hinaus für nützlich, wenn sich die Bundesre-
gierung Problemen widmet, die beispielsweise durch 
überlange Grenzkontrollen oder bei der Visa-
Beschaffung entstehen. Nicht selten erreichen uns 
Klagen über bürokratische Hemmnisse, die eine 
schnelle Hilfeleistung behindern. 

Zum Beispiel teilte die Initiative „Kinder von 
Tschernobyl" kürzlich mit, daß weißrussische Behör-
den die Visa-Erteilung für nach Deutschland eingela-
dene Kinder so schleppend behandelten, daß deren 
geplante Reise nicht stattfinden konnte. Wir fänden es 
sinnvoll, wenn die Bundesregierung derartige Pro-
bleme im Rahmen ihrer Gespräche mit Regierungs-
stellen der GUS-Staaten klärte. 

Aus dem zweiten Antrag, der von dem Kollegen 
Weisskirchen eingebracht wurde, möchte ich die 
Zielstellung hervorheben, bei der GUS-Hilfe dem 
Aufbau demokratischer Strukturen einen besonderen 
Stellenwert einzuräumen sowie die Erfahrungen 
staats- und regierungsunabhängiger Initiativen und 
Organisationen einzubeziehen unter Anwendung sol-
cher Kriterien wie der Sozial- und Umweltverträglich-
keit und der Durchsetzung der Menschenrechte. 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wies

-

loch] [SPD]) 

Ohne die Bedeutung staatlicher Hilfe geringzu-
schätzen oder gar ihre Notwendigkeit in Abrede zu 
stellen, entspricht es durchaus unserer Erfahrung, daß 
unabhängige Institutionen und Nichtregierungsorga-
nisationen oftmals kreativer und näher an den wirkli-
chen Problemen arbeiten, als das Regierungs- oder 
Verwaltungsbeamten möglich ist. 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wies

-

loch] [SPD]) 

Was dieses Problem betrifft, so muß allerdings nicht 
unbedingt auf die Initiative der Bundesregierung 
gewartet werden, sondern es wäre zu begrüßen, wenn 
kurzfristig im Rahmen der Ausschußarbeit oder durch 
eine interfraktionelle Gruppe von Abgeordneten eine 
Anhörung über die Erfahrungen gesellschaftlicher 
Organisationen mit der GUS-Hilfe ermöglicht 
würde. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Sehr 
gut!)  



9106 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 107. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. September 1992 

Gerd Poppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stimmen beiden vorlie-

genden Anträgen zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Abgeordnete Frau Dr. von Teichman. 

Dr. Cornelia von Teichman (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! In dieser Woche ist uns 
in der Frage der Ratifikation des Vertragswerkes zur 
Schaffung einer Europäischen Politischen und einer 
Wirtschafts- und Währungsunion das Schlimmste 
erspart worden. Vorsichtiger Zukunftsoptimismus ist 
wieder angebracht. Das Modell unseres westlichen 
Europa wird sich weiterentwickeln. 

Das ist nicht zuletzt auch deswegen so wichtig, weil 
die Menschen der jungen Demokratien in Mittel- und 
Osteuropa, die sich von der Bürde jahrzehntelanger 
Unterdrückung befreit haben, auf dieses Modell ihre 
Hoffnung setzen. Europa — und das müssen wir uns 
immer wieder klarmachen — ist nicht nur unsere 
Europäische Gemeinschaft. Hans-Dietrich Genscher 
hat stets betont, daß unser Schicksal unteilbar ist. Es 
kann dem Westen auf Dauer nicht gutgehen, wenn es 
dem Osten schlechtgeht. 

(Beifall bei der F.D.P. und des Abg. Gert 
Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]) 

Ohne die GUS-Staaten, vor allem ohne Rußland als 
dem größten Nachfolgestaat der früheren Sowjet-
union, wird es auf Dauer keinen gesicherten Wohl-
stand, keine friedliche Entwicklung in Europa geben. 
Wir dürfen nicht zulassen, daß die frühere ideologi-
sche Grenze quer durch Europa durch eine Wohl-
standsmauer, nur weiter östlich, ersetzt wird. Die 
Folge wäre eine Destabilisierung Gesamteuropas, 
nicht zuletzt durch Migrationen, die alles Bisherige 
überträfen. 

Die Deutschen haben die dramatische Situation und 
die Chancen unserer östlichen Nachbarn beg riffen. 
Sie haben auch die Rolle der früheren Sowjetunion bei 
der deutschen Einigung anerkannt. Mit einer großan-
gelegten Hilfsaktion, die vor allem durch p rivate, 
kommunale, kirchliche und karitative Träger organi-
siert wurde, haben sie im letzten Winter Menschlich-
keit bewiesen. Ich danke ihnen allen dafür. 

Auch meine Heimatstadt Hamburg hat im Rahmen 
ihrer Städtepartnerschaft mit Sankt Petersburg ganz 
urspektakulär und ganz effektiv Zeichen der Zusam-
menarbeit gesetzt, wie auch viele andere deutsche 
Städte. Es war schon rührend — lassen Sie mich das als 
Mutter zweier schulpflichtiger Kinder einfügen —, 

wie ganz junge Schulkinder eifrig in ihren Klassen 
Pakete für Sankt Petersburg packten, sich mit den 
Problemen Sankt Petersburgs beschäftigten und ihre 
Eltern aufforderten, hier weiter intensiv mitzuma-
chen. 

Letztlich erforderlich ist aber die Unterstützung des 
Reformprozesses, weniger durch Ad-hoc-Hilfe, Kre-
dite und Dauersubventionen als durch Hilfe zum 
Aufbau leistungsfähiger Strukturen. 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wies-
loch] [SPD]) 

Mindestens genauso wichtig, meine Damen und Her-
ren, ist die Öffnung unserer Märkte — hier ist die EG 
nicht ganz einwandfrei in ihrem Handeln — für die 
Produkte dieser Länder. 

Aber Hilfe ist dabei besonders auf folgenden Gebie-
ten zu leisten: für die Verbesserung des maroden 
Gesundheitswesens, für Instandsetzung und Sicher-
heit technischer Anlagen einschließlich der Kraft-
werke, für die Überwindung von Infrastrukturengpäs-
sen, z. B. im Transportwesen. Hinzu kommen länger-
fristige Aufgaben der Beratung beim Aufbau von 
Demokratie und Marktwirtschaft, beim Finanz- und 
Rechtswesen, bei gewerblichen und genossenschaftli-
chen Strukturen, vor allem in der Landwirtschaft, 
sowie nicht zuletzt im Bereich Bildung und Ausbil-
dung. Weitere Schwerpunkte sind zu setzten in 
Rüstungskonversion, Energieerzeugung und -einspa-
rung sowie der Neuordnung der Außenwirtschaft. 

Ich möchte hier gerade auch die Möglichkeiten der 
politischen Stiftungen hervorheben. Diese sollten in 
die Lage versetzt werden, verstärkt bei der Vermitt-
lung von demokratischem Grundwissen und dem 
Aufbau pluralistischer Strukturen mitzuwirken. 

Inzwischen gehen die Leistungen der Bundesrepu-
blik Deutschland weit über das Engagement aller 
anderen westlichen Länder in den GUS-Staaten hin-
aus. Ich erwähne nur die bekannte Summe von 
80 Milliarden DM. Das private Spendenaufkommen 
seit 1989 beläuft sich auf über 500 Millionen DM. 

Lassen Sie mich am Schluß noch auf folgenden 
Aspekt hinweisen: Der Zerfall des einheitlichen Wirt-
schaftsraumes der Sowjetunion ist auch ein Zerfall 
eines einheitlichen Investitionsraums. Ausländische 
Investoren müssen sich nunmehr den Bedingungen 15 
verschiedener Staaten anpassen. Für die Privatwirt-
schaft der westlichen Staaten sind die GUS-Länder 
eine besondere Herausforderung. Aber wer sich nicht 
von den jüngsten Hiobsbotschaften abschrecken läßt 
und langfristig plant, kann zu denen gehören, welche 
beizeiten in die Chancen dieser Länder investieren. 
Den betreffenden Staaten muß allerdings mit allem 
Nachdruck klargemacht werden, daß bestimmte Vor-
aussetzungen für die Investitionen unverzichtbar 
sind. 

Meine Damen und Herren, die derzeitige Situa tion 
in den GUS-Staaten kann tiefer ins Chaos, aber auch 
zu Europaoffenheit und auf den Weg der wirtschaftli-
chen Genesung führen. Wir können mitsteuern, in 
welche Richtung es geht, und wir müssen dies alle 
gemeinsam tun. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall im ganzen Hause) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dr. Hans Modrow. 

Dr. Hans Modrow (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Das Anliegen der 
Anträge der Fraktion der SPD findet unsere Unterstüt-
zung. Soweit es um humanitäre Unterstützung geht, 
ist auch das Wort von Hilfe angebracht. Wenn es um 
die Gestaltung wesentlicher Elemente von Zusam-
menarbeit geht, sollte man den partnerschaftlichen 
Charakter in den Mittelpunkt stellen. Der Wunsch 
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nach zivilen Lösungen heute sollte nicht vergessen 
lassen, daß die Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg 
Historisches, Unauslöschbares für das Schicksal aller 
Völker, insbesondere für das deutsche Volk, in einem 
Vaterländischen Krieg geleistet hat. 

Die Aufforderung an die Bundesregierung, über die 
bisher geleisteten Anstrengungen auf Teilgebieten 
hinaus endlich ein koordiniertes Gesamtprogramm 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit vorzulegen, fin-
det unsere Unterstützung und ist berechtigt. Über die 
Wiederbelebung der Wirtschaftsbeziehungen z. B. 
mit der ehemaligen Sowjetunion und den osteuropäi-
schen Staaten ist nicht wenig gesprochen worden. 
Aber die wirklichen Ergebnisse sind mehr als beschei-
den. Plötzlich entdeckt man z. B., daß der gegensei-
tige Warenaustausch wieder auf Jahre eine wirksame 
und gegenseitig nützliche Form sein könnte. Aber erst 
mußten die auf dieser Grundlage gewachsenen Han-
delsbeziehungen zwischen der DDR und den osteuro-
päischen Staaten zerfallen. Auch das gehört zu den 
beklagenswerten Fehlern der Bundesregierung und 
hat Wesentliches zur Deindustrialisierung in den 
neuen Ländern beigetragen. 

Die Gestaltung von Pa rtnerschaften und von part-
nerschaftlichen Beziehungen der Städte, Hochschu-
len und Universitäten kann vieles wiederbeleben und 
neu gestalten, wenn guter Wille waltet und nicht auch 
hier der Grundsatz der Abwicklung vorherrschendes 
Prinzip bleibt. Gerade auf diesem Gebiet könnte viel 
Nützliches und gegenseitig Vorteilhaftes getan wer-
den. Aber auch hier sollten weder Almosen noch 
bloßer Eigennutz im Spiele sein. 

Bei allen Problemen, die es heute in diesen Staaten 
gibt: Russen und Ukrainer, Kasachen und Georgier, 
Polen, Tschechen und Slowaken erwarten Achtung 
und Hilfe. 

Besonders eindringlich möchte ich daher davor 
warnen, Hilfen mit Bedingungen hinsichtlich politi-
scher Strukturen auf verschiedensten Ebenen zu 
verbinden. Das käme nicht nur dem Verdacht auf 
Einmischung nahe, es müßte sich als kontraproduktiv 
erweisen. Echte Zusammenarbeit läßt sich nur auf 
einer soliden Vertrauensbasis gestalten und weiter-
entwickeln. Gerade darauf kommt es heute vor allem 
an. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter zu diesem 
Tagesordnungspunkt spricht Staatsminister Helmut 
Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir 
sind dabei, ein neues stabiles System partnerschaftli-
cher Zusammenarbeit mit den Ländern Mittel- und 
Osteuropas und den neuen unabhängigen Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion zu entwickeln. Wir sind uns 
auch bewußt, daß wir trotz aller Haushaltsschwierig-
keiten unseren Beitrag dazu leisten müssen, daß die 
Reformländer den politischen und wirtschaftlichen 
Neuaufbau erfolgreich bewältigen können. 

Der Übergang zu Demokratie und Marktwirtschaft 
erfordert umfassende Beratungshilfe, die wir leisten 
und zu der wir auch weiterhin bereit sind. Angesichts  

der begrenzten finanziellen Mittel müssen dabei aller-
dings Prioritäten gesetzt werden. 

Das Bundeskabinett hat am 18. März dieses Jahres 
ein Gesamtkonzept für die Beratung verabschiedet 
und einen Koordinierungsausschuß eingesetzt, der 
alle Ressorts umfaßt, die im Bereich der Beratungs-
hilfe tätig sind. Die sachlichen Schwerpunkte liegen 
bei der wirtschaftlichen Beratung, bei Recht und 
Inneres und bei Kultur und Sprache. 

Die breite Angebotspalette an Beratungsaktivitäten 
der Bundesregierung stößt in den betroffenen Staaten 
auf großes Interesse. Den Reformstaaten geht es nicht 
um die Vermittlung von Lehrbuchwissen, sie benöti-
gen vielmehr praktische Hilfe und Handreichungen. 
Hierauf ist die Beratungskonzeption der Bundesregie-
rung ausgerichtet. 

Der Haushaltsausschuß des Bundestages erhält in 
diesen Tagen eine ausführliche Unterrichtung über 
die Umsetzung des Gesamtkonzeptes. In den letzten 
Wochen hat es bereits eine umfassende mündliche 
Information auch der Opposition durch das Bundes-
kanzleramt gegeben. Für den 9. Oktober ist auf dem 
Petersberg seitens der Bundesregierung eine Konfe-
renz über die deutsche Beratungshilfe für die Reform-
staaten in Mittel- und Osteuropa sowie in der früheren 
Sowjetunion geplant, an der neben Mitgliedern dieses 
Hauses auch Vertreter der Wirtschaft und der Medien 
teilnehmen werden. 

Deutsche Hilfe ist natürlich in internationale Maß-
nahmen eingebunden. Diese Maßnahmen waren 
1992 Gegenstand der beiden Konferenzen von 
Washington und Lissabon. Am 29. und 30. Oktober 
— also im nächsten Monat — findet in Tokio eine 
weitere Konferenz zu diesem Thema statt. 

Deutschland leistet — das muß m an  sagen — 
erheblich mehr als andere vergleichbare und zum Teil 
größere Länder. Wir haben deshalb bei den ersten 
beiden Konferenzen auf eine gerechtere Lastentei-
lung gedrängt und werden das auch in Tokio tun. 

Sie wissen, daß sich auch der Wirtschaftsgipfel in 
München über die Unterstützung dieses Reformpro-
zesses einig war. Wir hoffen, daß nicht nur Papiere 
erstellt werden, sondern daß trotz der schwierigen 
Situation in einigen unserer Partnerländer die Bemü-
hungen fortgesetzt werden, dort zu helfen. 

Dort, wo die Not am größten war, haben deutsche 
und internationale humanitäre Hilfe wichtige Zei-
chen gesetzt. Wir Deutschen — das spricht gegen die 
Behauptungen, die uns dieser Tage immer wieder 
erreichen, daß wir alle ausländerfeindlich seien — 
haben auch im vergangenen Winter eine Hilfsbereit-
schaft gegenüber den Menschen in den neuen unab-
hängigen Staaten gezeigt, die sicher auch weltweit 
aufgefallen ist. Den vielen ehrenamtlichen Organisa-
tionen und Organisatoren, den privaten Spendern 
gebührt besonderer Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Diese Hilfe in Höhe von 650 Millionen DM seit dem 
Winter 1990/91, die karitative Organisationen, zahl-
reiche Städtepartnerschaften — auf die in der Debatte 
bereits hingewiesen worden ist und was auch in den 
Antrag aufgenommen wurde — und viele andere 
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Gruppen geleistet haben, hat nicht nur dazu beigetra-
gen, die Not zu lindern, sondern sie hat auch viele 
menschliche Kontakte entstehen lassen. 

Zur Erleichterung der Transporte in die neuen 
Staaten hat das Auswärtige Amt im Jahre 1992 14 Mil-
lionen DM bereitgestellt. Mit diesen Mitteln werden 
Hilfssendungen auf dem Land- und Luftwege unter-
stützt. Bei Landtransporten arbeiten wir eng mit dem 
Technischen Hilfswerk zusammen, bei Lufttranspor-
ten vor allem mit der russischen Luftwaffe. Der beim 
Auswärtigen Amt eingerichtete Arbeitsstab wird wei-
terhin für die Koordinierung der Hilfe und die Unter-
stützung der p rivaten Hilfsorganisationen sorgen. 

Die Bundesregierung hat darauf gedrängt, daß sich 
auch unsere Partner an den Hilfsaktionen beteiligen. 
Die Europäische Gemeinschaft hat im vergangenen 
Jahr neben technischer und finanzieller Hilfe Nah-
rungsmittelhilfe in Höhe von knapp 1 Milliarde DM 
geleistet. Sie wissen, daß auf deutschen Vorschlag hin 
ein deutscher Offizier diese EG-Task-Force vor Ort bei 
der Auslieferung der Güter geleitet hat, wir also 
maßgeblich dabei waren. 

Zum Schluß: Die Bundesregierung beobachtet 
gemeinsam mit ihren Partnern auch weiterhin die 
aktuelle Situation in den neuen Staaten der früheren 
Sowjetunion. Auch für den kommenden Winter kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß es wieder zu Eng-
pässen kommt, vor allem im Bereich Arzneimittel und 
medizinisches Gerät. Sozial schwache Gruppen ins-
besondere in den Ballungsgebieten wären davon 
besonders betroffen. 

Alle Fraktionen des Bundestages haben die Bun-
desregierung in einer am 24. Januar dieses Jahres 
angenommenen Entschließung aufgefordert, dem 
Bundestag nach der Sommerpause 1992 umfassend 
über die Hilfe für die Nachfolgestaaten der Sowjet-
union zu berichten. Dieser Be richt wird zur Zeit 
ausgearbeitet und dem Bundestag in Kürze vorge-
legt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Mit dem letzten 
Beitrag des Staatsministers Schäfer schließe ich die 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vorla-
gen auf den Drucksachen 12/2122 und 12/2234 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 
Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und der F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Beibehaltung der 
Mitbestimmung beim Austausch von Anteilen 
und der Einbringung von Unternehmensteilen, 
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaften betref-
fen 

(Mitbestimmungs-Beibehaltungsgesetz — 
MitbestBeiG) 
— Drucksache 12/3280 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. Ich sehe 
dazu keinen Widerspruch. — Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als erster 
der Abgeordnete Heinz-Adolf Hörsken. 

Heinz-Adolf Hörsken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
Ihnen heute unseren Entwurf des Mitbestimmungs

-

Beibehaltungsgesetzes vorstellen. Dieser Gesetzent-
wurf trifft Vorkehrungen zur Sicherung der Mitbe-
stimmung beim Austausch von Anteilen und der 
Einbringung von Unternehmensteilen, die Gesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft betreffen. Er beruht auf der 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der 
EG -Fusionsrichtlinie von 1990, wonach grenzüber-
schreitende Vorgänge von ihrer bisherigen steuerli-
chen Belastung zu befreien sind. 

Dieser Verpflichtung ist die Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Steueränderungsgesetz vom 
25. Februar 1992 nachgekommen. Entsprechend der 
Vorgabe der EG-Richtlinie sind für die Unternehmen 
steuerliche Anreize geschaffen worden, die die Über-
tragung von Betrieben und Betriebsteilen auf auslän-
dische Unternehmen — die sogenannte Einbringung 
von Unternehmensteilen — oder die Übertragung 
einer Mehrheitsbeteiligung an einem deutschen 
Tochterunternehmen auf ein ausländisches Unter-
nehmen im Ausland gegen Kapitalanteile des auslän-
dischen Unternehmens, den sogenannten Austausch 
von Anteilen, finanziell attraktiv machen. 

Diese Regelung birgt jedoch eine erhebliche Gefahr 
für den Bestand der in ganz Europa einmaligen 
deutschen Unternehmensmitbestimmung. Denn die 
nun durch die steuerlichen Vergünstigungen attrakti-
ven Möglichkeiten der Übertragung deutscher 
Betriebe an ausländische Unternehmen können in 
erhöhtem Maße zum Verlust oder zur Einschränkung 
und Verschlechterung der Unternehmensmitbestim-
mung im abgebenden, also im übertragenden deut-
schen Unternehmen führen, insbesondere dann, 
wenn dieses durch die Übertragung die jeweiligen 
Beschäftigtenzahlen unterschreitet, die für die An-
wendung der einzelnen Mitbestimmungsgesetze Vor-
aussetzung werden. Das gilt für das Mitbestimmungs-
gesetz 1976, aber auch für andere Formen der Mitbe-
stimmung, insbesondere für die bewährte Montan

-

Mitbestimmung, das Mitbestimmungs-Änderungsge-
setz und das Bet riebsverfassungsgesetz 1952. Dieser 
Gefahr muß wirksam entgegengetreten werden. 

Die Mitbestimmung ist seit ihrer Grundsteinlegung 
in der Nachkriegszeit zu einem tragenden Pfeiler 
unserer Wirtschafts- und Sozialordnung geworden 
und hat sich seit nunmehr über 40 Jahren fortentwik-
kelt und bewährt. Gerade vor dem Hintergrund, daß 
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es in der EG bisher keine grenzüberschreitenden 
Systeme der Unternehmensmitbestimmung gibt, die 
dem deutschen Mitbestimmungsrecht gleichwertig 
wären und damit eine Möglichkeit zur Kompensation 
bieten könnten, gilt es, unsere Mitbestimmung in ihrer 
jetzigen Form zu sichern und auszubauen. 

Die Mitbestimmung soll nicht geopfert werden. Dies 
hat die Koalition auch in einer Koalitionsvereinbarung 
zur Frage der Mitbestimmung in Europa deutlich 
gemacht. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Karenztage!) 

— Wir reden heute doch über die Mitbestimmung und 
nicht über die Karenztage. Aber ich will gern Ihrer 
Befindlichkeit, Herr Schreiner, entgegenkommen. 
Wissen Sie, das kann ich nicht leiden: Wenn Sie in 
Brüssel, in Luxemburg und Straßburg sind, dann 
verteidigen Sie mit Leidenschaft die deutsche Mitbe-
stimmung; aber sobald Sie in Aachen oder in Kehl 
über die Grenze kommen, wollen Sie den Notstand 
ausrufen. So geht es nicht. Wir müssen uns hier doch 
einigermaßen einigen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Eduard  Oswald [CDU/CSU]: Es ist wichtig, 

daß das einmal gesagt wird!) 

Ich habe darauf hingewiesen, daß es in der EG 
bisher keine grenzüberschreitenden Systeme der 
Unternehmensmitbestimmung gibt. 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Der kommt 
ja aus dem Saarland gar nicht heraus!) 

— Daran kann man nichts machen. Wir wollen ihm ja 
den Duft der großen weiten Welt zugestehen. 

Wir haben vereinbart: Die in Deutschland beste-
hende Mitbestimmung muß gesichert bleiben. Wir 
halten Wort . Die bei uns gut funktionierende Mitbe-
stimmung ist ein Garant für die Sozialpartnerschaft. 
Die faire Sozialpartnerschaft sichert den sozialen 
Frieden, den wir gerade jetzt bei den gewaltigen 
gesellschaftlichen Herausforderungen mehr denn je 
gebrauchen. 

Wir sind derzeit in der Situa tion, daß wir einen 
Solidarpakt miteinander schließen wollen. Gerade in 
einer solchen Situation ist es wichtig und notwendig, 
festzuhalten: Die faire Sozialpartnerschaft, deren Vor-
aussetzung eine funktionierende Mitbestimmung ist, 
ist gerade in dieser Zeit unendlich wichtig. 

(Vorsitz: 
Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Mitbestimmung und Selbstbestimmung sind Grund-
elemente unserer gesellschaftlichen und staatlichen 
Ordnung. 

Bereits vor 40 Jahren ist mit dem ersten Betriebsver-
fassungsgesetz 1952 nach dem Krieg der Gedanke der 
sozialen Partnerschaft zwischen den Unternehmern 
und den Mitarbeitern in den Betrieben gesetzlich 
verankert worden. Er ist in den folgenden Jahren 
durch weitere Gesetze ausgebaut worden. Diese Part-
nerschaft hat sich in vier Jahrzehnten bewäh rt . Es 
lohnt sich, sie zu erhalten und weiterzuentwickeln. 

Die Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit, 
das Uranliegen der christlich-sozialen Lehre, der ich 
mich verpflichtet fühle, ist kein Gegenstand eines 

Redeschwalls, sondern der Ausgangspunkt des recht-
lichen Anspruchs auf Mitbestimmung, der die Unter-
nehmen verpflichtet, sowohl die Interessen der Eigen-
tümer als auch die Belange der Arbeitnehmer zu 
berücksichtigen. So setzen alle Mitbestimmungsge-
setze auf eine fruchtbare und effiziente Zusammenar-
beit beider Seiten zur Stabilisierung unserer Wirt-
schafts- und Sozialordnung. 

Die CDU/CSU ist die Partei der Mitbestimmung. 

(Zurufe von der SPD: Oho! — Beifall des Abg. 
Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]) 

— Dies ist so, meine Damen und Herren. Ich werde 
Ihnen das beweisen. Ich weiß, wer das gern für sich 
allein in Anspruch nehmen will. Aber es hilft ja nichts; 
wer die Geschichte kennt, weiß, was die Wahrheit 
ist. 

(Lachen bei der SPD) 
Die CDU/CSU hat sich immer für die Sicherung der 

bewährten deutschen Mitbestimmung eingesetzt, und 
wir werden dies weiterhin tun. So konnte in der 
Koalitionsvereinbarung die Festschreibung der in 
Deutschland bestehenden Mitbestimmung gesichert 
werden. Davon werden wir nicht abrücken. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist bereits bei den 
Verhandlungen über die EG-Fusionsrichtlinie auf 
deutsches Drängen hin eine Mitbestimmungsklausel 
aufgenommen worden, die es den nationalen Gesetz-
gebern erlaubt, die steuerliche Vergünstigung in 
solchen Fällen zu versagen, bei denen der grenzüber-
schreitende Vorgang beim abgebenden Unterneh-
men zu einem Mitbestimmungsverlust führt, sich also 
mitbestimmungsschädlich auswirkt. 

Eine entsprechende Sicherung der Mitbestimmung 
war bereits im Regierungs- und Koalitionsentwurf des 
Steueränderungsgesetzes 1992 vorgesehen, wurde 
aber im Lauf des Gesetzgebungsverfahrens vom 
Deutschen Bundestag aus rechtssystematischen 
Gründen aus dem Gesetzgebungsvorhaben ausge-
klammert. Wir waren uns aber darin einig, daß eine 
effiziente Sicherung der Mitbestimmungsrechte der 
Arbeitnehmer bei der Umsetzung der Fusionsrichtli-
nie durch eine eigene gesetzliche Regelung im Mit-
bestimmungsrecht erfolgen soll. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Daran 
gab es nie einen Zweifel!) 

Herr Schreiner, ich will mich bei der Sozialdemo-
kratischen Partei ausdrücklich dafür bedanken, daß 
sie noch am 8. November mit uns gemeinsam diese 
Entschließung gefaßt hat. Dies ist der richtige Weg; so 
müssen wir weitermachen, Herr Schreiner. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, der 
Herr Kollege Schreiner hat das Bedürfnis nach einer 
Zwischenfrage. Würden Sie ihm diese erlauben? 

Heinz-Adolf Hörsken (CDU/CSU): Ich werde dem 
Bedürfnis gern nachkommen, Frau Präsidentin. Herrn 
Schreiners Bedürfnisse sind mir ein Anliegen. 

Ottmar Schreiner (SPD): Herr Kollege, da Sie mich 
gerade in meinem Wohlbefinden zu stören versucht 
haben, wollte ich Sie fragen, ob Sie die folgende 
Nachricht in der Zeitung der Katholischen Arbeitneh- 
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mer-Bewegung (KAB) vom Oktober 1992 für zutref-
fend halten, in der es heißt: „Der CDU-Bundestagsab-
geordnete Heribert Scharrenbroich erklärte bei dem 
Bezirkstag, er halte die Frage der Einführung eines 
Karenztages für politisch tot." 

(Zurufe von der CDU/CSU: Dreiecksfrage!) 

Heinz-Adolf Hörsken (CDU/CSU): Ich weiß nicht, 
warum Sie gerade diese hervorragende Zeitung 
anführen. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Es ist 
auch eine hervorragende Aussage!) 

Aber wenn Sie den Kollegen Scharrenbroich fragen 
wollen: Er steht hier. 

Herr Kollege Schreiner, bei der Mitbestimmung und 
den Karenztagen haben Sie immer Probleme, die 
Sache richtig zu be trachten. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Aber 
die Aussage war richtig!) 

Der Gesetzestext klingt komplizierter, als er ist. 
Deswegen hat Herr Schreiner ja immer Probleme. 
Darum will ich versuchen, das a lles deutlich zu 
machen. 

Das Gesetz beruht auf einem mitbestimmungsrecht-
lichen Ansatz, ergänzt durch eine steuerrechtliche 
Komponente. Damit räumt es den Unternehmen, die 
einen grenzüberschreitenden, aber mitbestim-
mungsschädlichen Vorgang tätigen, ein Wahlrecht 
ein. 

Es gibt die Möglichkeit, die durch das Steuerände-
rungsgesetz 1992 eingeführte Entlastung in Anspruch 
zu nehmen. Dann werden die bis dahin geltenden 
Mitbestimmungsrechte durch eine Fiktion des Mitbe-
stimmungsstatus, wie er im Zeitpunkt der grenzüber-
schreitenden Übertragung besteht, gesichert. Das 
abgebende Unternehmen wird dann so behandelt, als 
sei es nicht zur Übertragung des Betriebs bzw. von 
Betriebsteilen oder zur Lösung der Konzernbeziehun-
gen zu einer Tochtergesellschaft gekommen. 

Lassen Sie mich aus Zeitgründen ein Beispiel nen-
nen, das deutlich macht, um was es geht. Ein deut-
sches Unternehmen mit 2 500 Arbeitnehmern, das 
damit dem Mitbestimmungsgesetz 1976 unterfällt, 
überträgt einen Betrieb oder Bet riebsteil mit 700 Ar-
beitnehmern auf eine ausländische Gesellschaft 
innerhalb der EG. Da durch eine Übertragung eines 
Betriebs oder Betriebsteils diese Einheit aus dem 
Unternehmen herausgelöst wird, zählt sie bei der 
Prüfung,  ob das abgebende Unternehmen weiterhin 
unter den Anwendungsbereich mitbestimmungs-
rechtlicher Vorschriften fällt, nicht mehr mit. 

Daher würde das im Beispiel genannte Unterneh-
men mit den verbleibenden 1 800 Arbeitnehmern aus 
dem Anwendungsbereich des Mitbestimmungsgeset-
zes 1976 herausfallen und in die schwächere Drittel-
beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz 1952 wechseln. 

Dieser Vorgang ist mitbestimmungsschädlich. Das 
Unternehmen ist in ein schwächer ausgeprägtes 
System der Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat 
gewechselt. Will  ein solches Unternehmen für diese  

grenzüberschreitende Übertragung die mit dem Steu-
eränderungsgesetz 1992 geschaffene steuerliche Ent-
lastung in Anspruch nehmen, werden die 700 Arbeit-
nehmer des übertragenen Be triebs den verbleibenden 
1 800 Arbeitnehmern zugerechnet, so daß es fiktiv bei 
der Beschäftigtenzahl von 2 500 bleibt. Das Unterneh-
men unterfällt damit weiterhin dem Anwendungsbe-
reich des Mitbestimmungsgesetzes 1976. 

(Beifall des Abg. Heribert Scharrenbroich 
[CDU/CSU]) 

Die mitbestimmungsrechtliche Funktion gilt ent-
sprechend ihrem Ziel nur für die Frage, ob das 
Unternehmen weiterhin den bisher anwendbaren 
Mitbestimmungsvorschriften unterliegt, nicht aber 
darüber hinaus. 

Der zweite Anwendungsfall dieses Gesetzes betrifft 
die Übertragung einer Mehrheitsbeteiligung an  einer 
deutschen Tochtergesellschaft auf ein ausländisches 
Unternehmen. Durch die Übertragung einer Mehr-
heitsbeteiligung an einer deutschen Tochtergesell-
schaft wird die bis dahin bestehende Konzernbezie-
hung zur deutschen Muttergesellschaft gelöst. Damit 
entfällt aber auch die in der Konzernklausel im 
Mitbestimmungsgesetz 1976 vorgeschriebene Zu-
sammenrechnung der Arbeitnehmer von Mutterge-
sellschaft und Tochtergesellschaft. 

Wenn z. B. eine Aktiengesellschaft mit 1 500 Arbeit-
nehmern ihre Mehrheitsbeteiligung an  einer deut-
schen Tochtergesellschaft mit 700 Arbeitnehmern auf 
ein ausländisches Unternehmen überträgt, bedeutet 
dies, daß sie aus dem Anwendungsbereich des Mitbe-
stimmungsgesetzes herausfällt und in den Anwen-
dungsbereich der schwächeren Unternehmensmitbe-
stimmung nach dem Be triebsverfassungsgesetz 1952 
wechselt, wonach lediglich ein Drittel der Aufsichts-
ratsmitglieder Arbeitnehmer sind; denn nunmehr ist 
allein die Zahl der Arbeitnehmer der Ak tiengesell-
schaft für die Bestimmung der anzuwendenden mit-
bestimmungsrechtlichen Vorschriften maßgeblich. 

Auch hier sichert die Fiktion des Mitbestimmungs-
status weiter die Anwendung des Mitbestimmungsge-
setzes von 1976. Diese im Gesetz vorgesehene Fiktion 
zur Sicherung der Mitbestimmungsrechte der Arbeit-
nehmer belastet die Unternehmen nicht über Gebühr. 
Die mitbestimmungsrechtliche Fiktion ist in all den 
Fällen ausgeschlossen, in denen in den abgebenden 
Unternehmen durch den grenzüberschreitenden Vor-
gang weniger als ein Viertel der Mindestarbeitneh-
merzahl verbleibt, die nach den jeweils einschlägigen 
mitbestimmungsrechtlichen Vorschriften Vorausset-
zung für deren Anwendung ist. 

Dadurch ist sichergestellt, daß das beibehaltene 
Mitbestimmungssystem nicht in einem unangemesse-
nen Verhältnis zur Größe der tatsächlich noch vorhan-
denen Belegschaft steht, die die Mitbestimmungs-
rechte ausübt. 

Darüber hinaus bietet der Entwurf, wie erwähnt, 
den betroffenen Unternehmen eine Art Wahlrecht. 
Das Unternehmen kann selber entscheiden, ob der 
bereits vorgestellte gesetzliche Regelfall, d. h. die 
mitbestimmungsrechtliche Fiktion mit der Zurech-
nung der Beschäftigtenzahl, zur Anwendung kommt, 
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oder ob statt dessen eine steuerrechtliche Lösung 
greifen soll. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein vorbildli-
cher Sozialstaat. Das heißt nicht, daß wir nicht noch 
viele Wünsche an ihn hätten. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Fragen Sie einmal 
die Caritas! So ein Quatsch!) 

— Ach, Herr Schreiner, das hat doch alles keinen 
Zweck. Ich erinnere Sie an  Ihre Auftritte in Straßburg 
und in Brüssel. Es geht um die Verteidigung der 
deutschen Sozialstaatlichkeit. Es hat doch keinen 
Zweck, dies immer wieder zu versuchen. Wir haben 
weiterhin Wünsche an diesen Sozialstaat. Wenn dies 
nicht so wäre, dann wäre dies schlecht. Aber wir 
müssen doch miteinander feststellen — tun auch Sie 
das endlich —, daß wir eine hervorragende Mitbestim-
mung 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Dank 
der CDU!) 

und eine hervorragende Sozialgesetzgebung haben. 

Warum sind wir eigentlich so attraktiv für die 
Menschen auf der Welt? 

(Barbara Weiler [SPD]: Nicht wegen der 
Mitbestimmung!) 

Warum kommen so viele in die Bundesrepublik 
Deutschland, 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Trotz 
Schreiner!)  

trotz der Tatsache, daß wir über Karenztage diskutie-
ren, Herr Schreiner? 

Wir wollen die Mitbestimmung sichern. Darum geht 
es jetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster Red-
ner hat der Kollege Hans-Eberhard Urbaniak das 
Wort . 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Tatsache, daß wir 
heute in die erste Beratung des Entwurfs eines Mitbe-
stimmungs-Beibehaltungsgesetzes eintreten, ist eine 
Folge von Fusionsrichtlinien der Europäischen Ge-
meinschaft und der sogenannten Steuerreform. 

Meine Kollegin Matthäus-Maier hat am 8. Novem-
ber 1991 in der Debatte darauf hingewiesen, daß 
dann, wenn an nationalen Initiativen nichts geschieht, 
Schwierigkeiten für die Mitbestimmungsregelungen 
in unserem Land auftreten werden. In der Beratung 
haben uns die Darlegungen aus der CDU-Fraktion 
überzeugt, diesem Teil zuzustimmen, damit es mög-
lich ist, eine Sicherung gemeinsam vorzunehmen. 

In der Vergangenheit hat es eine ganze Reihe von 
Sicherungsgesetzen gegeben, vor allem, weil Unter-
nehmer immer wieder versucht haben, aus der Mitbe-
stimmung, speziell der Montan-Mitbestimmung, aus-
zubrechen. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Was 
die CDU immer verhindert hat!) 

Dies ist mehr oder weniger durch politisches Han-
deln 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Der 
CDU!) 

verhindert worden. Ganz ausgeschlossen worden ist 
dies jedoch nicht. 

Darum, Kollege Hörsken, ist folgendes ganz selbst-
verständlich: Wir Sozialdemokraten treten für die 
qualifizierte Mitbestimmung ein. Diese qualifizierte 
Mitbestimmung — das begreift Herr Schreiner, und 
das begreift auch Herr Kollege Hörsken — ist bei uns 
immer die Montan-Mitbestimmung. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Das 
ist das 76er Mitbestimmungsrecht, von dem 

Sie gerade reden!) 
Historisch ist wichtig: Es waren die Sozialdemokra-

ten, die 1951 als einzige Fraktion der Montan-Mitbe-
stimmung zugestimmt haben. Im Regierungslager 
war man gespalten. Dies ist eine historische Tatsache, 
die man  ganz besonders herausstellen muß. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich erwähne dies, weil es wich tig ist, immer wieder 

darauf aufmerksam zu machen, daß unsere Anträge in 
den vergangenen Legislaturperioden von diesem Ziel 
geprägt waren, qualifizierte Mitbestimmung auch für 
die anderen Branchen auszubauen. Das alles war 
Inhalt unserer Politik. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Da seid Ihr aber 
nicht weit gekommen!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Urbaniak, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Schar-
renbroich? — Bitte, Kollege Scharrenbroich. 

Heribert Scharrenbroich (CDU/CSU): Herr Kollege 
Urbaniak, da Sie eine wichtige Rolle in der AfA 
spielen und jetzt wieder betont haben, wie wich tig 
qualifizierte Mitbestimmung ist, bitte ich Sie um 
Aufklärung, warum 1976 — nachdem der AfA- 
Kongreß wenige Tage vorher gesagt hatte: Unter der 
Parität kommt überhaupt nichts in Frage — ein Mit-
bestimmungsgesetz verabschiedet wurde, das keine 
paritätische Mitbestimmung bringt und dazu geführt 
hat, daß die Diskussion über die paritätische Mitbe-
stimmung seitdem praktisch tot ist? 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Das will ich Ihnen 
gern sagen. Man kann nur das durchsetzen, was sich 
aus der politischen Realität ergibt. Die AfA setzt sich 
bei uns immer mehr als die Sozialausschüsse durch. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU — Heinz-Adolf Hörsken [CDU/CSU]: 
Deswegen habt ihr 1976 das Gesetz 
gemacht? — Heribert Scharrenbroich [CDU/ 

CSU]: War das die Antwort?) 
— Ja. Die Antwort gebe ich. Sie schreiben mir die 
Antwort nicht vor. Wenn Sie Fragen stellen, dann 
serviere ich Ihnen das, was ich für richtig halte, Herr 
Kollege Scharrenbroich. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Sie wollten es 
ihm doch erläutern!) 
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Ich gebe die Antworten mit Anstand und in der 
gebotenen Sachlichkeit. Von Ihnen lasse ich mir da 
nichts vorschreiben. 

Für uns ist es selbstverständich, daß die Regierungs-
koalition dieses Beibehaltungsgesetz zu bringen 
hatte. Da hat die Regierungskoalition eine B ring-
schuld. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wir 
halten ja Wort!)  

Wir werden das Gesetz nun im Ausschuß beraten; 
denn es kommt darauf an, Kollege Hörsken, daß die 
Fluchtmöglichkeiten tatsächlich ausgeschlossen wer-
den. 

(Heinz-Adolf Hörsken [CDU/CSU]: Einver-
standen!) 

Es ist traurig genug, daß sich in der Landschaft der 
politischen Kultur die Arbeitgeber immer noch Mög-
lichkeiten überlegen, die Mitbestimmung zu manipu-
lieren. Die Arbeitgeber könnten doch das Wissen und 
die Erfahrungen der Arbeitnehmer nutzen. Die 
Arbeitnehmer sind zu Rat und Tat bereit. Es müßte im 
Interesse der Arbeitgeber liegen, für Betriebs- bzw. 
Unternehmensfrieden bei der Produktion zu sorgen. 

(Beifall des Abg. Heribert Scharrenbroich 
[CDU/CSU] und des Abg. Heinz-Adolf Hörs-

ken [CDU/CSU]) 

Manipulationen schaffen dafür keine guten Voraus-
setzungen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Aber deshalb 
stimmen Sie dem Gesetz auch zu!) 

— Wir werden das beraten. Ich begrüße das. Wir 
haben ja auch in der Steuerdebatte darüber bereits 
gesprochen und uns der in Aussicht gestellten Initia-
tive angeschlossen. Wir werden das jetzt im Ausschuß 
mit aller Klarheit erörtern. Darum will ich auf die 
Einzelheiten der Abfolge, die der Kollege Hörsken 
hier schon genannt hat, 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Das 
hat er gut dargelegt! Eine gute Rede!)  

nicht im einzelnen eingehen. Dies hat im Ausschuß zu 
geschehen. Da werden wir die Einzelfälle ganz genau 
erörtern. Das ist ja wohl selbstverständlich. 

Es scheint auch sachgerecht, die Mitbestimmung in 
einem gesonderten Gesetz zu sichern. Aufgrund der 
Mitbestimmung dürfen die steuerlichen Erleichte-
rungen nicht untersagt werden. Wenn der Binnen-
markt beginnt, wird man versuchen, diese Vorteile für 
die Unternehmen und Bet riebe zu nutzen. Darunter 
darf aber selbstverständlich die Mitbestimmung nicht 
leiden. Es gilt, legale Steuererleichterungen für die 
Organisation der Betriebe und Unternehmen im Bin-
nenmarkt zu nutzen. Aber auf keinen Fall darf die 
Mitbestimmung demontiert werden. Das darf uns 
unter keinen Umständen passieren. 

Deshalb begrüße ich auch die Richtlinie des Rats 
vom 23. Juli  1990 über das gemeinsame Steuersystem 
für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von Unter-
nehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die 
Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betref-
fen. Wir werden also dieses komplizierte Feld erör-

tern. Ich gehe davon aus, daß am Schluß der Beratun-
gen ein Konsens zustande kommen wird. 

Ich darf in diesem Zusammenhang das besonders 
sensible Kapitel bei der Verwirklichung der sozialen 
Dimension des Binnenmarktes hervorheben: Arbeit-
nehmerrechte im Gesellschaftsrecht, Informations-, 
Konsultations- und Mitbestimmungsrechte von Ar-
beitnehmern in komplexen Unternehmen. Über all 
das muß gesprochen werden, wenn diese Konzentra-
tionen erfolgen, von denen man bei den steuerlichen 
Erleichterungen im wirtschaftlichen Bereich ausge-
hen muß. Angesichts dieser Perspektiven, die sich 
1992/93 für die EG-Staaten ergeben werden, grenz-
überschreitende Unternehmensstrukturen zu schaf-
fen, darf man dies nicht geringschätzen. 

Um bei diesen weitreichenden Entwicklungen ver-
bindliche Spielregeln auch für die Auswirkung auf die 
Arbeitnehmer einzuführen, hat die EG-Kommission 
bereits vor längerem Richtlinienvorschläge zum 
Gesellschaftsrecht ausgearbeitet. Dies ist unter dem 
politischen Schlagwort „Initiativen des Präsidenten 
Delors" gelaufen. Der sogenannte Delors-Plan ist 
dann von der Kommission beschlossen worden. 

Aber es gibt im Ministerrat über die von Delors 
eingebrachten Punkte natürlich keine Einstimmig-
keit, um die Fragen der europäischen Aktiengesell-
schaft, der Ausweitung der Mitbestimmung und der 
Konsultationen der Arbeitnehmer und der Betriebs-
räte weiterzubringen. Darum sage ich Ihnen mit a ller 
Deutlichkeit: Der Sozialraum Europa konkretisiert 
sich nicht. 

Wir haben eine Welle der Konzentration wirtschaft-
licher Macht zu erwarten. Macht verführt immer dazu, 
blind zu werden. Parallel dazu wird es kein Gegenge-
wicht der Arbeitnehmer oder der Gewerkschaften 
geben. Ein solches Gegengewicht jedoch ist der Sinn 
der paritätischen Mitbestimmung. Darum bedauern 
wir als Sozialdemokraten ganz besonders, daß dieser 
Delors-Plan nicht weiter verfolgt werden kann, weil 
wir im Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
angesichts der unterschiedlichen Regelungen — das 
Boardsystem in England, unsere Mitbestimmung und 
die skandinavischen Vorstellungen — keine Einstim-
migkeit zustande bringen. 

Ich sage den Gewerkschaften und Arbeitnehmern: 
Mit den deutschen Mitbestimmungserfahrungen und 
den Mitbestimmungsmöglichkeiten würden sie in der 
Europäischen Gemeinschaft ganz gut fahren; denn 
die ideologischen Auseinandersetzungen sind bei uns 
durch die Sozialpartnerschaft seit langem über Bord 
geworfen. Vielleicht haben sie, Arbeitnehmer und 
Gewerkschaften in den anderen europäischen Natio-
nalstaaten — das darf m an  ja wohl sagen —, auf 
diesem Feld etwas Nachholbedarf. Es kommt darauf 
an, Mitbestimmung für die betroffenen Arbeitnehmer 
zu schaffen, statt zu streiten. Dies wäre hervorragend 
zu leisten, wenn die Delors-Vorschläge realisiert wür-
den. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Heribert 
Scharrenbroich [CDU/CSU]) 

Die SPD bemüht sich natürlich darum. Sie betont 
hinsichtlich der Ausgestaltung der EG-Gesellschaften 
und des Gesellschaftsrechts die Sicherung und die 
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Ausweitung der Mitbestimmungsrechte der Arbeit-
nehmerinnen und der Arbeitnehmer. Das ist ja ganz 
selbstverständlich. 

Ich mache in diesem Zusammenhang auf den 
Antrag der SPD -Fraktion im Deutschen Bundestag 
vom 18. Januar 1989 aufmerksam, in dem wir klare 
Aussagen zum Europäischen Binnenmarkt und zur 
Sozialdemokratie in diesem Binnenmarkt machen. 
Wir haben schon damals dem Bundestag vorgeschla-
gen, einen europäischen Sozialraum auf der Grund-
lage einer europäischen Sozialcharta zu schaffen, in 
der die sozialen Grundrechte manifestiert und ver-
bindlich fortgeschrieben werden können. 

Wir haben die Vorschläge der EG-Kommission zu 
einem europäischen Gesellschaftsrecht schon damals 
grundsätzlich bejaht und unterstützt unter der Vor-
aussetzung, daß unterschiedliche Beteiligungsrechte 
der Arbeitnehmer auf Aufsichtsratebene gleichwertig 
sind, auf dem Grundsatz des Interessenausgleichs, 
unabhängig von der Wahl eines der möglichen 
Modelle, beruhen und die Bundesregierung unabhän-
gig davon für die Bundesrepublik die deutsche Mit-
bestimmung verbindlich vorschreibt. 

Wir haben vor der Gründung Druck gemacht mit 
dem Gedanken, hinsichtlich des theore tischen Ge-
bäudes einer europäischen Aktiengesellschaft einen 
Konsens mit den Arbeitnehmern herbeizuführen, der 
zwischen der Konzernleitung und den im Unterneh-
men vertretenen Arbeitnehmerorganisationen erzielt 
werden sollte. Er sollte im Status der europäischen 
Aktiengesellschaft bestehende na tionale Arbeitneh-
merrechte ergänzen und die Tariffähigkeit der euro-
päischen Aktiengesellschaft im Gesetz verankern. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist tief 
enttäuscht über die Haltung der Arbeitgeber, die wir 
hier in den Anhörungen gebeten haben, sich der 
Frage des europäischen Be triebsrates zu stellen, und 
die dies mit dem Hinweis auf die Auflagen der 
Administration von Übersetzungsmaterial bis hin zu 
den vielen Konferenzen abgelehnt haben. Dies kann 
doch nicht im europäischen Geist sein. Die Zusam-
menarbeit muß hier doch gefunden werden. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Heribert 
Scharrenbroich [CDU/CSU]) 

Da spielen die administrativen Verpflichtungen — Bü-
romaterial, Übersetzungsfragen und was auch im-
mer — überhaupt keine Rolle. Dies sei den Arbeitge-
bern ganz besonders ins Stammbuch geschrieben. 

Ich sage dem Parlament: Wir dürfen nicht sehenden 
Auges dabei mitmachen, daß sich wirtschaftliche 
Kraft manifestiert und ein vernünftiges soziales 
Gegengewicht zum Ausgleich dessen, was gemein-
schaftlich erarbeitet wird, nicht zum Zuge kommt. 
Dies würde die Probleme, die wir in der Europäischen 
Gemeinschaft haben — Arbeitslosigkeit, soziale 
Ungerechtigkeit und Armut — nicht lösen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Armut zu beseitigen ist wohl die hervorragendste 
Aufgabe, die sich ein demokratisches Parlament stel-

len muß, sowohl in unserem Land als auch in der 
Europäischen Gemeinschaft. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
PDS/Linke Liste) 

Wir werden dies unablässig in die Debatte bringen. 

Aber heute geht es darum, daß wir Ihnen klipp und 
klar sagen können: Wir werden der Überweisung des 
vorliegenden Antrags selbstverständlich zustimmen. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)  

Wir behalten uns vor, alle Vorschläge sorgfältig und 
intensiv zu beraten. Wir wollen das in einer sachlich 
guten Atmosphäre tun, wie man das trotz unterschied-
licher Ausgangspositionen bei diesen Fragen ge-
wohnt ist. 

Wenn hier ein Sprecher für seine Partei in Anspruch 
nimmt, sie sei die Partei der Mitbestimmung, dann 
kann ich das nicht bestreiten. Aber ich sage, das gilt 
nur für einen Teil Ihrer Partei; bei uns geht es 
geschlossen durch, und das ist ganz wich tig. 

(Beifall bei der SPD — Julius Louven [CDU/ 
CSU]: Aber umgesetzt haben wir es!) 

Ich kenne natürlich die Schwierigkeiten bei der 
politischen Umsetzung. Aber es gibt ja immer wieder 
eine neue Legitimität für ein Parlament; da darf man 
die Hoffnung nicht aufgeben. Denn wir sind uns 
darüber klar: Bei einer absoluten sozialdemokrati-
schen Mehrheit 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Davon seid ihr 
aber weit entfernt!) 

wäre die Durchsetzung der qualifizierten Mitbestim-
mung im Parlament überhaupt keine Frage. 

(Beifall bei der SPD — Julius Louven [CDU/ 
CSU]: Aber Sie sind ja noch weiter davon 

entfernt als jemals!) 

— Wenn Sie auf anderem Felde so weitermachen, 
dann kommen wir schnell dahin; das ist ja wohl kein 
Problem. 

Wir werden das alles begleiten. Unsere Erfahrun-
gen spielen also bei den Beratungen im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung eine wesentliche Rolle. 

Es ist wichtig, daß wir heute darüber Klarheit 
geschaffen haben, daß wir für mehr Mitbestimmung 
in der Europäischen Gemeinschaft eintreten wollen, 
damit die soziale Union auch tatsächlich konkret 
geschaffen wird. Dies ist auch von dem Kollegen 
Hörsken hier dargelegt worden, und das ist eine gute 
Position. 

Über die weiteren Wege, wie wir die Mitbestim-
mung auch in unserem Lande voranbringen wollen, 
werden wir uns sicherlich auseinandersetzen; das ist 
in der Demokratie ganz selbstverständlich. Ich kenne 
auch die unterschiedlichen Modelle einzelner CDU-
Kollegen. Daneben gibt es die klare Vorstellung der 
Sozialdemokratischen Partei. Am Ende dieses Wett-
bewerbs und der Auseinandersetzung wird man 
sehen, wie weit wir auf diesem Felde kommen. 

Darum sage ich noch einmal: Es waren die Sozial-
demokraten, die 1951 in diesem Parlament einstim-
mig für die Verabschiedung der qualifizierten Mitbe- 
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stimmung, der Montan-Mitbestimmung, gestimmt 
haben. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Das 
heißt, vor 40 Jahren gab es das letzte Mitbe-
stimmungsverdienst der SPD! Das ist schon 

41 Jahre her!) 
— Lesen Sie die Protokolle nach; dann werden Sie in 
Ihrem Wissen ein Stück reicher, Herr Scharrenbroich. 
Das wäre der Erweiterung Ihres Horizontes nicht 
abträglich. Daran müssen Sie ja wohl immer arbeiten, 
wie auch wir. 

Ich sage hier klipp und klar: Wir werden dies 
gemeinsam beraten, und ich gehe davon aus, daß wir 
zu einem vernünftigen Konsens kommen werden. Im 
Gegensatz zu Ihnen sind die Sozialdemokraten die 
Partei der qualifzierten Mitbestimmung. 

(Beifall bei der SPD — Heinz-Adolf Hörsken 
[CDU/CSU]: 1976!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat die Kolle-
gin Dr. Eva Pohl das Wort . 

Dr. Eva Pohl (F.D.P.): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist noch 
kein ganzes Jahr vergangen, seit wir hier im Bundes-
tag einmütig den Grundstein für den heute zur 
Debatte stehenden Koalitionsentwurf des Mitbestim-
mungs-Beibehaltungsgesetzes gelegt haben. Damals 
sind wir übereingekommen, daß die innerstaatliche 
Umsetzung der EG-Richtlinie des Rates vom 23. Juli 
1990, die sogenannte Fusionsrichtlinie, nicht zu einer 
Schmälerung der Mitbestimmungsrechte von Arbeit-
nehmern führen darf. Der Ihnen heute vorliegende 
Entwurf trägt diesem Beschluß des Bundestages in 
vollem Maße Rechnung. 

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 
daß die Koalition vereinbart hat, ein Gesetz zur 
Einführung der kleinen Aktiengesellschaft einzubrin-
gen. 

(Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Die aktienrechtliche Mitbestimmung für kleine 
Aktiengesellschaften muß angepaßt werden. Deshalb 
legt die F.D.P. Wert darauf, daß die Verabschiedung 
beider Gesetze aufeinander abgestimmt wird. 

(Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]: Genau!) 

Unser Entwurf gewährleistet die effektive Siche-
rung der Mitbestimmungsrechte aus den Bereichen 
des Montan-Mitbestimmungsgesetzes, des Mitbe-
stimmungsgesetzes sowie des Betriebsverfassungsge-
setzes. Es ist unser aller Anliegen, daß das EG-weit 
beispielhafte deutsche Mitbestimmungsrecht der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch im Hinblick 
auf die Herstellung des EG-Binnenmarktes als sozial-
politische Errungenschaft bestmöglich erhalten 
bleibt. 

Vor allem anderen gilt es aber, heute Hindernisse für 
die Errichtung und das Funktionieren des gemeinsa-
men Marktes auszuräumen. In Erreichung dieses 
Zieles haben wir in einem ersten Schritt entsprechend 
der Vorgabe der steuerlichen EG-Fusionsrichtlinie 
mit dem Steueränderungsgesetz 1992 grenzüber-
schreitende Betriebsübertragungen und vergleich-

bare Vorgänge von bisher bestehenden steuerlichen 
Belastungen befreit. Damit werden für die Zukunft die 
Übertragung von deutschen Be trieben und Teilbetrie-
ben auf ausländische Unternehmen sowie diejenigen 
Fälle, in denen ein deutsches Unternehmen seine 
Mehrheitsbeteiligung an einem deutschen Tochter-
unternehmen auf ein ausländisches Unternehmen im 
Austausch für Kapitalanteile überträgt, wesentlich 
erleichtert. 

Weil aber die paritätische Mitbestimmung nach 
unserer Ansicht Vorrang vor der durch das Steuerän-
derungsgesetz 1992 bewirkten steuerlichen Begünsti-
gung haben muß, legen wir Ihnen heute in einem 
zweiten Schritt unseren Entwurf zur mitbestimmungs-
rechtlichen Flankierung des Austausches von Antei-
len und der Einbringung von Unternehmensteilen, die 
Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten der EG 
betreffen, vor. 

Die F.D.P.-Fraktion ist mit dem Koalitionspartner 
übereingekommen, daß der Schutz des deutschen 
Mitbestimmungsrechtes nur dann wirksam gewähr-
leistet ist, wenn die steuerliche Begünstigung der 
Unternehmen an  die Einhaltung des Mitbestim-
mungsstatus gebunden ist. 

(Barbara Weiler [SPD]: Das wundert uns 
aber!)  

In Übereinstimmung mit der Fusionsrichtlinie der EG 
kann also die steuerliche Vergünstigung dann versagt 
werden, wenn durch die Fusion im abgebenden 
Unternehmen der Mitbestimmungsstatus nicht mehr 
vorhanden ist. 

Wir haben uns in unserem Entwurf für die mitbe-
stimmungsrechtliche Fiktion entschieden. Danach 
wird der Betrieb, der Betriebsteile grenzüberschrei-
tend an EG-Partner abgegeben hat und dadurch einen 
mitbestimmungsschädlichen Erfolg herbeigeführt 
hat, in der Regel mitbestimmungsrechtlich so behan-
delt, als sei es zu dem Betriebsübergang nicht gekom-
men. 

An dieser Stelle möchte ich verschiedentlich lautge-
wordenen Einwänden entgegentreten, die da sagen, 
durch diese Fiktion werde die Selbstverantwortung 
der Unternehmen für ihre interne Struktur in Frage 
gestellt. Ich glaube, der jetzige Entwurf beseitigt diese 
Bedenken. Denn wir sehen ein Wahlrecht für die 
betroffenen Unternehmen vor. Es steht ihnen danach 
frei, ob sie die steuerliche Erleichterung in Anspruch 
nehmen und sich damit den Bestimmungen über die 
Beibehaltung der Mitbestimmung unterwerfen wol-
len oder nicht. 

Für ebensowenig überzeugend erachten wir den 
Ansatz, das Mitbestimmungs-Beibehaltungsgesetz 
führe dazu, daß grenzüberschreitende Betriebsüber-
tragungen in Zukunft unterbleiben werden. Denn zur 
Vermeidung dessen haben wir ja bereits im Steuerän-
derungsgesetz 1992 beachtliche Steuervorteile für die 
abgegebenen Betriebe vorgesehen. Auch dieser Ein-
wand kann daher nicht überzeugen. 

Wesentlich wichtiger ist hingegen, daß sich der 
Verlust der abgegebenen Arbeitnehmer nicht negativ 
auf die im Zeitraum des Betriebsübergangs bestehen-
den Mitbestimmungsregelungen auswirkt. Dazu hat 
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schon der Kollege Hörsken exakte Angaben 
gemacht. 

Dem trägt der Koalitionsentwurf Rechnung, indem 
er einerseits die bisherigen Mitbestimmungs-Schwel-
lenwerte der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften 
berücksichtigt, andererseits aber auch diejenigen 
Betriebe in die Pflicht der paritätischen Mitbestim-
mung nimmt, die oberhalb bestimmter Arbeitnehmer-
zahlen, nämlich 25 % der bisherigen Schwellenwerte, 
liegen. Dadurch wird bei grenzüberschreitenden 
steuerbegünstigten Fusionen insgesamt ein Heraus-
fallen aus der jeweiligen Mitbestimmung erschwert. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Par-
lamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, der Kollege Rudolf 
Kraus, das Wort. 

Rudolf Kraus, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte vorab ganz kurz zu dem Stellung 
nehmen, was Herr Urbaniak zur Frage der Haltung 
der Bundesregierung in Brüssel sagt, wenn es darum 
geht, die Mitbestimmung vor Aushöhlung zu schüt-
zen. Sehen Sie, Herr Urbaniak, gerade die Bundesre-
gierung achtet bei den Verhandlungen in Brüssel 
darauf, daß alle Vorschläge der EG-Kommission, 
insbesondere zum europäischen Gesellschaftsrecht, 
keine Gefährdung der deutschen Mitbestimmung zur 
Folge haben. Deshalb setzt sich die Bundesregierung 
insbesondere bei den Vorhaben für europäische 
Aktiengesellschaften nachdrücklich dafür ein, daß die 
für diese Gesellschaftsform vorgesehenen verschiede-
nen Mitbestimmungsmodelle gleichwertig ausgestal-
tet werden. 

Gerade an der Brüsseler Front tritt die Bundesregie-
rung entsprechend der Koalitionsvereinbarung zur 
Europapolitik immer wieder dafür ein: Die in Deutsch-
land bestehende Mitbestimmung muß gesichert blei-
ben. Das ist der Satz, der in der Koalitionsvereinba-
rung gerade für die Behandlung dieser Sachfrage 
steht. 

Trotzdem, glaube ich, kann man doch sagen, daß 
diese heutige Diskussion einen gewissen Grundkon-
sens widerspiegelt, der die gesamte Entwicklung 
unserer bundesdeutschen Mitbestimmung im politi-
schen Raum seit Jahren begleitet hat. Das ist natürlich 
ausdrücklich zu begrüßen. 

Es hat wohl immer Einigkeit in der Frage bestanden, 
daß unsere Mitbestimmung dort erhalten bleiben 
muß, wo sie sich bewährt hat. Ebenso besteht und 
bestand Einigkeit darüber, daß überall dort reagiert 
werden muß, wo unser bewährtes Mitbestimmungssy-
stem durch rechtliche oder faktische Veränderungen 
gefährdet werden könnte. 

Ein solcher neuer Gefährdungstatbestand ist einge-
treten, und deswegen müssen wir handeln: Aus der 
Umsetzung der EG-rechtlichen Fusionsrichtlinie 
ergibt sich eine offene Flanke für die deutsche Unter-
nehmensmitbestimmung, insbesondere für das Mit-

bestimmungsgesetz von 1976. Daher sind wir aufge-
fordert, das Mitbestimmungsgebäude weiter zu 
sichern. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist als ein Baustein 
zu verstehen, 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Demon-

tage!) 

der dem Modell der deutschen Unternehmensmitbe-
stimmung weiteren Halt gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie hier von Demontage sprechen, steht das 
eigentlich in gewissem Widerspruch zu dem, was Sie 
hier vorhin selbst gesagt haben; ich kann das deshalb 
nicht so ganz verstehen, aber vielleicht können Sie das 
im Ausschuß dann noch einmal etwas ausführlicher 
erläutern. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist als ein Baustein 
zu verstehen — ich sagte es schon —, der dem Modell 
der deutschen Untemehmensmitbestimmung weite-
ren Halt geben soll. Mit ihm setzen wir um, was wir 
alle — über die Grenzen der Fraktionen hinweg — am 
8. November 1991 einmütig beschlossen haben: keine 
Schwächung der Mitbestimmungsrechte der Arbeit-
nehmer durch die Umsetzung der EG-rechtlichen 
Fusionsrichtlinie und eine effektive Sicherung dieser 
Mitbestimmungsrechte. 

Ich will jetzt nicht noch weiter auf die Einzelheiten 
eingehen, die hier schon mehrfach angesprochen 
worden sind, sondern ich möchte nochmals etwas zu 
den Grundsätzen sagen. Von den Vorschriften des 
Mitbestimmungsgesetzes 1976 werden solche Unter-
nehmen erfaßt, die mehr als 2 000 Arbeitnehmer 
beschäftigen. Das Gesetz greift auch bei Unterneh-
men, die an  der Spitze eines Konzerns stehen, wenn 
die inländischen Unternehmen des Konzerns zusam-
men mehr als 2 000 Arbeitnehmer beschäftigen. 

Damit wird deutlich: Die von der Fusionsrichtlinie 
gewollten und geförderten grenzüberschreitenden 
Unternehmensbewegungen können dazu führen, daß 
Unternehmen von der Mitbestimmung des Mitbestim-
mungsgesetzes 1976 in die schwächere Mitbestim-
mung nach dem Betriebsverfassungsgesetz von 1952 
wechseln oder sogar völlig aus der Unternehmensmit-
bestimmung herausfallen würden. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Nun werden Sie aber 
nicht polemisch, Herr Kraus!) 

Das ist der praktisch wich tigste Fall. 

Gefährdungen bestehen natürlich auch bei der 
Mitbestimmung nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
von 1952 und der Montan-Mitbestimmung. 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Nicht zu 
deutlich werden!)  

Dieses Ergebnis wäre aber nur dann hinzunehmen, 
wenn dem Verlust an Mitbestimmung auf deutscher 
Seite ein Zuwachs an Mitbestimmung bei den aufneh-
menden ausländischen Unternehmen gegenüber-
stünde. Da unsere Partner in der EG aber —jedenfalls 
bislang — keine unserem Mitbestimmungssystem 
gleichwertigen Systeme kennen, ist das nicht der 
Fall. 
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Solange ein deutliches Rechtsgefälle zwischen 

deutschem Mitbestimmungsrecht einerseits und den 
allenfalls ansatzweisen Regelungen in den anderen 
Mitgliedstaaten andererseits besteht, müssen wir die 
deutsche Mitbestimmung an  ihrer europäischen 
Flanke vor Einbrüchen sichern. 

Wie fügt sich nun ein solches Sicherungsgesetz in 
unsere sozial- und wirtschaftspolitische Gesetzge-
bungslandschaft ein? Ich bin der Auffassung, daß die 
vorliegende Gesetzesregelung keine ungebührliche 
Fessel für mitbestimmte deutsche Unternehmen ist. 
Sie entspricht vielmehr unserem Grundgedanken der 
Flexibilität. Denn der vorliegende Gesetzentwurf läßt 
den Unternehmen bei mitbestimmungsschädlichen 
grenzüberschreitenden Unternehmensbewegungen 
die Wahl: Entweder sie nehmen die steuerlichen 
Erleichterungen in Anspruch und akzeptieren dann 
aber auch die Beibehaltung der Mitbestimmung, oder 
sie wollen die Mitbestimmung nicht beibehalten und 
müssen dann auf die steuerlichen Erleichterungen 
verzichten. 

(Zurufe von der SPD) 

Diese Regelung ist nach meiner Überzeugung auch 
angemessen. Denn: Die deutsche Unternehmensmit-
bestimmung hat sich über Jahrzehnte hin bewährt. 

Die Beteiligung der Arbeitnehmer an wirtschaftli-
chen und sozialen Entscheidungen im Betrieb und 
Unternehmen ist wesentlicher Garant unseres sozia-
len Friedens. Sie ist kein Selbstzweck, sondern 
bewährt  sich auch und gerade in schwereren Zeiten, 
z. B. bei der Neuorganisation und Umstruktierung von 
Industriezweigen, bei Rationalisierungsmaßnahmen 
und bei der bedauerlichen Schließung von Unterneh-
men und damit verbundenen Arbeitsplatzverlusten. 

Nur wenn die Arbeitnehmerseite rechtzeitig über 
die Unternehmensentscheidungen informiert und in 
die damit verbundenen schwierigen Anpassungspro-
zesse umfassend eingebunden ist, geht das ohne 
soziale Verwerfungen ab. Unternehmensmitbestim-
mung soll nicht die vorhandenen und notwendigen 
Interessengegensätze zwischen Anteilseignern und 
Belegschaft überspielen. Sie soll vielmehr helfen und 
Garant dafür sein, daß diese Gegensätze fair und im 
gegenseitigen Verständnis ausgetragen werden. 
Aber nur umfassende und rechtzeitige Information 
der Arbeitnehmerseite und eine Einbeziehung der 
Belegschaft und der Gewerkschaften in die Verant-
wortung für wichtige unternehmerische Entscheidun-
gen lassen sie kritische Pa rtner der Unternehmenslei-
tung sein. 

Die Bundesregierung — das möchte ich abschlie-
ßend feststellen — sagt ja zur Unternehmensmitbe-
stimmung. Sie sagt damit auch ja zur Zusammenarbeit 
und zur Partnerschaft im Unternehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses Ja bedeutet für Arbeitnehmer und Anteilseig-
ner eine gemeinsame Verantwortung für das Unter-
nehmen und ein gemeinsames Handeln im Interesse 
des Allgemeinwohls. 

Wer ja sagt zur Unternehmensmitbestimmung, der 
sagt gleichzeitig ein deutliches Nein zu Konfrontation 
und Klassenkampf im Unternehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Deshalb ist es mehr als gerechtfertigt, daß die Unter-
nehmen, die für ihre grenzüberschreitenden Unter-
nehmensbewegungen steuerliche Entlastungen in 
Anspruch nehmen wollen, auch unser bewährtes 
Mitbestimmungssystem beibehalten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht mehr vor. Damit schließe ich 
die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetz-
entwurfs auf Drucksache 12/3280 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Möchte das jemand irgendwie anders gehandhabt 
sehen? — Das ist nicht der Fall. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist prima!) 
— Prima, wunderbar. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Wir kommen damit zum Tagesordnungspunkt 8: 

Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Verjährung 
von SED-Unrechtstaten (VerjährungsG) 
— Drucksache 12/3080 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß 

Dafür ist nach einer interfraktionellen Vereinba-
rung eine Aussprache von einer halben Stunde vorge-
sehen. Besteht damit Einverständnis? — Das ist der 
Fall.  Darm  ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
dem Kollegen Dr. Hans de With das Wort. 

Dr. Hans de With (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Am 7. Mai dieses 
Jahres haben wir hier im Deutschen Bundestag schon 
einmal über die Frage des Ruhens der Strafverfol-
gungsverjährung von Unrechtstaten in der ehemali-
gen Deutschen Demokratischen Republik debattiert. 
Dem lag ein Antrag in Form einer deklaratorischen 
Feststellung der SPD-Bundestagsfraktion vom 19. Fe-
bruar 1992 zugrunde und — die GRÜNEN sind nicht 
vertreten — ein Gesetzesantrag vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. 

Mit Ausnahme der PDS haben — die Bundesregie-
rung eingeschlossen — die Vertreter aller Parteien im 
Deutschen Bundestag betont, daß die Verfolgungs-
verjährung von Straftaten, die in der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik unter Mißach-
tung rechtsstaatlicher Maßstäbe aus politischen Grün-
den nicht verfolgt wurden, bis zum Zeitpunkt des 
Wiederbeginns einer rechtsstaatlichen Justiz im Bei-
trittsgebiet geruht hat. Damit sollte außer Zweifel 
stehen, daß derartige damals nicht verfolgte Straftaten 
nach dem Beitritt verfolgt werden können. 
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Strittig war damals nur, ob der Bundestag diese 

Problematik lediglich durch eine deklaratorische 
Feststellung oder durch ein Gesetz regeln sollte, und 
bis zu welchem Zeitpunkt die Strafverfolgung in den 
nunmehr neuen Ländern geruht hat. 

Ich habe seinerzeit schon erklärt, daß wir Sozialde-
mokraten auch bereit seien, einem entsprechenden 
Gesetz zuzustimmen, wenn dies nur bald verabschie-
det werden könne. Denn wichtig allein ist, daß Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Ge richte alsbald von einheit-
lichen Voraussetzungen ausgehen können und die 
Bevölkerung in den neuen Ländern wirklich weiß, daß 
sich der Deutsche Bundestag müht — ich sage: 
müht —, gegenüber einem gerechtfertigten Verlan-
gen unberechtigte Barrieren wegzuräumen. Unsere 
Aufgabe ist es schließlich — und darin stimmen wir, 
glaube ich, alle überein —, der individuellen Gerech-
tigkeit zum Durchbruch zu verhelfen und damit 
zugleich in diesem besonderen Falle mit dazu beizu-
tragen, daß die Vergangenheit aufgearbeitet werden 
kann. 

Der hier vorliegende Entwurf des Bundesrates kann 
nur begrüßt werden. Damit ist die Gewißheit gegeben, 
daß Bundestag und Bundesrat zur Problematik des 
Ruhens der Verjährung von Unrechtstaten in der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik im 
Kern  dieselbe Auffassung haben. Damit sollte es uns 
auch gelingen, die noch verbleibenden Unterschiede 
alsbald ausräumen zu können. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates bringt nun über 
die Vorlagen aus dem Bundestag hinaus einen weite-
ren Vorschlag, bei dem die Bundesregierung leise 
Bedenken angemeldet hat. Der Bundesrat schlägt 
nämlich vor — und jetzt wird die Sache leider etwas 
kompliziert —, das Ruhen der Strafverfolgungsver-
jährung und damit die Verfolgungsmöglichkeit auch 
dann im Gesetz festzulegen, wenn eine Straftat nach 
beiden Strafgesetzbüchern, dem der DDR und dem 
der Bundesrepublik, zu verfolgen war und die Straftat 
nach bundesrepublikanischem Recht bereits der Ver-
jährung unterlegen war und nach dem der DDR bis 
zum 3. Oktober 1990 im Gegensatz dazu aber nicht, 
sei es, daß die Laufzeit drüben länger war oder das 
Ruhen der Verjährung zu berücksichtigen gewesen 
wäre. 

Eine derar tige Regelung ist nicht ganz unumstrit-
ten, aus verständlichen Gründen. Ich komme darauf 
noch zurück. 

Es muß deswegen über diese Problematik noch sehr 
sorgfältig nachgedacht werden; denn jedwede 
gesetzliche Festlegung der Verjährung im Zusam-
menhang mit SED-Unrechtstaten darf auch nicht 
— meine ich — den Hauch der Zweifelhaftigkeit oder 
der Fraglichkeit tragen. 

Ich sage dies in dem Wissen, daß die Regelung 
dieses Bereiches auch Todesschüsse vom DDR-Terri-
torium auf bundesrepublikanisches Gebiet berühren 
wird. Es könnte ja sein — wenn ich sage „könnte", 
beruht das auf Ermittlungsverfahren, die in Berlin 
bereits laufen —, daß bei einem tödlichen Schuß durch 
einen NVA-Soldaten auf einen schon auf bundesrepu-
blikanischem Gebiet liegenden Menschen nach unse-

rem Recht nur Totschlag mit der 20jährigen Verjäh-
rungsfrist anzunehmen ist, wohingegen diese Tat 
nach dem ehemaligen DDR-Strafgesetzbuch als Mord 
mit einer 25jährigen Verjährungsfrist zu qualifizieren 
wäre, mit der Folge, daß nach hiesigem Recht — dem 
alten und jetzt noch geltenden — Verjährung einge-
treten wäre, nach dortigem aber nicht. Das aber müßte 
möglicherweise zur Einstellung des Verfahrens füh-
ren, weil das mildere Recht anzuwenden ist. 

Daß diese Bewertung als grob ungerecht empfun-
den wird, bedarf sicher keiner Erörterung. Gleichwohl 
darf, wie erwähnt, keine Regelung in diesem Bereich 
— also zur Fortführung der für uns generell für 
erforderlich gehaltenen Strafverfolgungen — auch 
nur igendwie zweifelhaft sein. 

Daß das SED-Regime nicht nur — wie die Soziolo-
gen sagen, aber es wird verstanden — die volle 
Programmherrschaft hatte — die Ziele der SED waren 
ganz einfach geschriebenes und ungeschriebenes 
Recht in Form von Anweisungen jedweder Art, ohne 
daß das immer so ausgewiesen war —, sondern daß es 
eine Justiz auch als Herrschaftsinstrument ansah, ist 
schon häufig genug gesagt worden. Um so mehr ist es 
notwendig, dabei mitzuhelfen, daß Einzelfälle aufge-
klärt werden, Einzelfälle, bei denen deutlich wird, daß 
zwar nach dem DDR-Gesetz hätte verfolgt werden 
müssen, SED-Gesichtspunkte dies aber ausgeschlos-
sen haben. Dem dient die deklaratorische Feststellung 
des Ruhens der Verjährung, damit SED-Unrechtsta-
ten weiter verfolgt werden können. 

Eingriffe — ich sage es noch einmal — in das 
materielle Recht hingegen, bei denen die Frage der 
Rückwirkung eine große Rolle spielt, müssen sehr 
sorgfältig bedacht werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Diktatu-
ren haben immer schon die Justiz instrumentalisiert. 
Das SED-Regime hat da keine Ausnahme gebildet, 
und viele Bürger drüben stehen deshalb der Justiz 
noch immer sehr mißtrauisch gegenüber. Um so mehr 
haben wir die Verpflichtung, immer und immer wie-
der klarzumachen, daß wesentliches Merkmal der 
Strafverfolgung die Tatsache ist, daß die Strafverfol-
ger allein dem Gesetz und nur dem Gesetz unterwor-
fen sind. Das bedeutet aber auch, daß der Gesetzgeber 
zu verdeutlichen hat, daß und warum in der DDR die 
Verjährung geruht hat und damit SED-Unrecht nach 
Beendigung des SED-Regimes verfolgt werden kann 
und muß. 

Natürlich können Fehlhandlungen und Fehlurteile 
auch in einem Rechtsstaat niemals ausgeschlossen 
werden, nur, einmal entdeckt, sind sie praktisch 
immer korrigierbar, und es gibt genügend Möglich-
keiten, entsprechende Anträge zu stellen. 

Das ist, lassen Sie mich zum Schluß dies so formu-
lieren, die Macht des Rechts, die das Recht der Macht 
ausschließt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
unser Kollege Dr. Michael Luther das Wort. 
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Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Akzep-
tanz des Rechtsstaates in den neuen Bundesländern 
ist nicht gut. Die täglichen Ausschreitungen in 
Rostock und Wismar und in vielen anderen Orten 
zeigen die Spitze des aufgestauten Unmutes, zeigen 
aber auch die Unfähigkeit, Konflikte f riedlich zu 
bewältigen. Letzteres durfte eben in der DDR nicht 
gelernt werden. Und dieser Unmut wird verstärkt 
durch die steigende Arbeitslosigkeit und durch 
Zukunftsängste, durch das Asylproblem und letztlich 
durch das Gefühl, daß es wieder den kleinen Mann 
trifft, während die großen Tiere des SED-Regimes ihre 
Schäflein im trockenen haben und sich außerdem 
noch in der Geborgenheit des Rechtsstaates und des 
Rechtswegegarantiestaates in Sicherheit fühlen dür-
fen. 

All  dies ist nicht dazu geeignet, das Vertrauen der 
Bürger in den neuen Bundesländern in den Rechts-
staat zu festigen, insbesondere weil sie persönlich 
bisher oftmals nur das Negative des Rechtsstaates für 
sich wahrgenommen haben. Nun will ich nicht den 
Rechtsstaat, den ich gewollt habe, in Abrede stellen. 
Das hier in erster Lesung zu beratende Gesetz hebt 
auch nicht primär auf eine Verbesserung des für mich 
schon noch unbefriedigenden Zustandes der juristi-
schen Vergangenheitsbewältigung ab. Trotzdem 
steht das anstehende Problem „Verjährung des SED-
Unrechts" in diesem Gesamtrahmen. 

Schon am 7. Mai dieses Jahres habe ich in diesem 
Hause die Frage gestellt: Warum muß überhaupt eine 
solche Gesetzesinitiative gemacht werden? Normaler-
weise könnte doch davon ausgegangen werden, daß, 
in Anlehnung an entsprechende Urteile des Bundes-
gerichtshofes zu juristisch vergleichbaren Fällen der 
NS-Diktatur, die Verjährung durch Nichtverfolgbar-
keit geruht hat. Hinzu kommt, daß infolge des Eini-
gungsvertrages im Einführungsgesetz zum Strafge-
setzbuch im § 315a festgestellt wird, daß bis zum Tag 
der Wiedervereinigung die Verjährung nicht verjähr-
ter Tatbestände unterbrochen wird und somit die 
Verjährungsfrist erneut beginnt. 

Die 40jährige Teilung Deutschlands führte jedoch 
auch zu juristischen Kombinationen, die dem Ausset-
zen der Verfolgungsverjährung entgegenstehen kön-
nen. Mit dem Strafgesetzbuch der Bundesrepublik 
Deutschland konnten, unabhängig vom Recht des 
Tatorts, Fälle der Verschleppung, z. B. auf dem Gebiet 
der DDR, damals beurteilt werden. Dies geschah 
jedoch nicht immer in allen Fällen, so daß es auch Fälle 
gibt, wo heute Verfolgungsverjährung festgestellt 
wird. 

Eine zweite offene Frage ergibt sich durch das 
Strafgesetzbuch der DDR selbst. Laut § 83 StGB der 
DDR ruht die Verjährung der Strafverfolgung dann, 
wenn aus gesetzlichem Grunde diese nicht eingeleitet 
werden konnte. Nun gibt sich ein rechtsstaatswidriges 
System, wie es die DDR war, kein ausdrückliches 
Gesetz, welches die Strafverfolgung staatlichen 
Unrechtshandelns hindern soll. Wie interpretiert man 
dann in diesem Fall? Ein Gesetz zur Strafverfolgungs-
unterdrückung hätte ja das Eingeständnis des DDR-
Staates bedeutet, daß er selbst ein Unrechtsstaat ist. 

Meine Damen und Herren, es belegen gerade die 
Informationen des obersten Gerichts der DDR, wel-
chen Stellenwert der Wille der Staats- und Parteifüh-
rung in der damaligen DDR hatte. So waren z. B. laut 
Informationen des obersten Gerichtes der DDR die 
Beschlüsse des XI. Parteitages der SED verbindliche 
Grundlage für die Tätigkeit der Gerichte und Richt-
schnur ihres Handelns. Der Wille der Staats- und 
Parteiführung wurde also gesetzlich geachtet. 

Im Falle der Straftaten der NS-Zeit hat der Bundes-
gerichtshof festgestellt, daß die Verfolgung von sol-
chen Straftaten auf Grund des als Gesetz geachteten 
Führerwillens nicht erfolgt ist. Hier kann also für diese 
juristische Frage die Analogie zu dem Herschaftssy-
stem des SED-Regimes hergestellt werden und eben-
falls von einem Ruhen der Verjährung für solche 
Taten ausgegangen werden, die aus politischen Grün-
den nicht verfolgt wurden. Deshalb gibt es von den 
verschiedenen Parteien des Deutschen Bundestages 
Aktivitäten, um hier zu einer Klarstellung zu kommen. 
Hier nenne ich auch den Gesetzentwurf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und den Antrag der SPD-
Fraktion. Beide wurden bereits in erster Lesung an die 
Ausschüsse verwiesen. Schon damals sprach ich in 
meinem Redebeitrag aus meiner Sicht die Unzuläng-
lichkeiten beider Vorschläge an. 

Der SPD-Entschließungsantrag ist von der Sache 
her richtig, ist jedoch auch nur eine Willensäußerung 
und gibt den Gerichten in dieser offenen Rechtslage 
keine klare Handlungsanweisung. 

Der Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
ist für meine Begriffe deshalb unzulänglich, weil 
genau das Problem der Verjährung während der 
SED-Zeit nicht angesprochen wird, da es nicht für 
Taten gelten würde, deren Verfolgung beim Inkraft-
treten des Gesetzentwurfes bereits verjährt wären. 
Genau das wollen wir jedoch klarstellen, daß bis heute 
diese Taten nicht verjähren konnten. 

Schon damals erwähnte ich die Aktivitäten der 
neuen Lander im Bundesrat, einen Gesetzentwurf 
zum Problem der Verjährung des SED-Unrechts zu 
verabschieden. Diese Gesetzesvorlage beraten wir 
heute in erster Lesung im Bundestag. Schon allein an 
der Beratungszeit — die Drucksache stammt immer-
hin vom Februar dieses Jahres — zeigt sich für mich, 
daß man sich den Umgang mit diesem Thema nicht 
leichtgemacht hat. 

Es ist genau zu differenzieren, denn auch zu DDR-
Zeiten wurde Recht gesprochen, welches mit der 
Rechtsprechung unter rechtsstaatlichen Bedingungen 
vergleichbar ist. Das heißt, in dem Falle kann natürlich 
auch unter bestimmten Umständen Verjährung ein-
getreten sein. Das alles wollen und können wir nicht 
rückabwickeln. Wir müssen schon genau benennen, 
was wir wollen und was wir ansprechen wollen. 

Deshalb halte ich den Entwurf von seiner Anlage 
her für gelungen, der ausdrücklich feststellt, daß die 
Verjährungsfristen für die Verfolgung von Taten, die 
während der Herrschaft des SED-Unrechtsregimes 
begangen wurden, ruhen, wenn die Taten nicht 
verfolgt wurden, weil sie entsprechend dem ausdrück-
lichen oder mußmaßlichen Willen der Staats- und 
Parteiführung der ehemaligen DDR aus politischen 
oder sonst mit wesentlichen Grundsätzen einer frei- 
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heitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbaren 
Gründen nicht geahndet worden sind. 

§ 2 des Gesetzes präzisiert, indem ein Katalog 
aufgestellt wird, in dessen Fällen der politische Wille 
der Staats- und Parteiführung, bei in diesem Zusam-
menhang von Dritten verübten Straftaten eine Straf-
verfolgung nicht gewünscht hat. Diese Liste ist neben 
den Fragen, ab wann Verfolgungsverjährung wieder 
beginnt, genau zu überdenken. Hier müssen wir 
klarstellen, was wir wollen und was wir nicht wol-
len. 

In diesem Zusammenhang spielt sicherlich die 
Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes eine wichtige 
Rolle. Ich nenne ein konstruiertes Beispiel. Wie wertet 
man in diesem Fall? Jemand ist kriminell geworden, 
und die Tat hätte strafrechtlich verfolgt werden müs-
sen. Dies geschah jedoch nicht, weil der Staatssicher-
heitsdienst diese Erkenntnis als Erpressungspotential 
gegenüber der Person benutzen wollte oder benutzt 
hat. Unabhängig davon, was derjenige dann gemacht 
hat, ist es doch so, daß die Strafverfolgung aus 
politisch motivierten Gründen nicht erfolgt ist. So ist 
dieser an sich Kriminelle in einer gewissen Art und 
Weise ein politisches Opfer geworden. Sie sehen die 
Schwierigkeiten und die Brisanz, die in diesem Thema 
steckt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zum Ende 
kommen. Es gibt eine ganze Menge von Urteilen, die 
zu Unmut in der Bevölkerung führen, weil auf Grund 
von Verjährung offensichtliches Unrecht, das in der 
Vergangenheit politisch gedeckt wurde, heute nicht 
weiter verfolgt werden kann, da die Taten verjährt 
sind. Das dient nicht dem Rechtsfrieden. Hier muß 
Klarheit geschaffen werden, nicht zuletzt im Sinne der 
Opfer, die davon be troffen sind, die ein Recht auf 
Vergangenheitsbewältigung haben und die einen 
Anspruch auf Bestrafung ihrer Verfolger haben. Des-
halb bitte ich, daß wir diesen Gesetzentwurf schnell in 
den Ausschüssen beraten, damit er bald in Kraft treten 
kann. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Jörg van Essen das Wort. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bereits bei der Debatte am 7. Mai 
1992 habe ich an  dieser Stelle die Auffassung der 
F.D.P.-Fraktion wiedergegeben, daß SED-Unrecht 
nicht verjähren dürfe. An meiner damaligen Lagefest-
stellung und meiner damaligen Begründung hat sich 
nichts geändert. Es dient nicht der Qualität einer 
Debatte, wenn noch zutreffende Argumente und 
Gesichtspunkte erneut und nur wenig verändert vor-
getragen werden. 

Lassen Sie mich deshalb nur einige wenige fachli-
che Bemerkungen machen: Ich freue mich sehr, daß 
der Entwurf meine Anregung aus der vergangenen 
Debatte aufgegriffen hat und als Ende des SED-
Unrechtsstaates den 17. März 1990 vorsieht. Mit den 
ersten freien Wahlen am 18. März 1990 und nicht erst 
mit der deutschen Wiedervereinigung war das Gebiet 
der ehemaligen DDR kein Unrechtsstaat mehr. 

Ich gebe aber noch einmal zu überlegen, ob bei 
Straftaten der mittleren Kriminalität die Verjährungs-
frist nicht von fünf auf acht Jahre erhöht werden sollte, 
was der Entwurf nicht vorsieht, was aber auch disku-
tiert wird. Gerade wegen der absehbar langen Ver-
fahrensdauer bei Einsicht in die Akten der Gauck
-Behörde sollten wir darüber sorgfältig sprechen. Es 
wäre nicht hilfreich, wenn wir hier in der Zukunft 
nachbessern müßten, weil Straftaten dieser Kategorie, 
etwa Straftaten an Gefangenen, zu spät bekanntwer-
den. 

Die Skepsis in der Stellungnahme der Bundesregie-
rung darüber, ob der in Art. 1 § 2 des Entwurfs 
aufgestellte Katalog wirklich hilfreich ist, teile ich 
nachdrücklich. Der Katalog ist sehr weit gefaßt und 
dennoch nicht allumfassend, so daß er ausreichend 
Stoff für Juristenstreit und damit für Unsicherheiten 
bietet. Gerade die Unsicherheiten sollen ja durch 
diese deklaratorische Feststellung vermieden wer-
den. 

Auch das wichtigste Argument für diese Zurückhal-
tung wird von mir voll geteilt. Die Bundesregierung 
weist zu Recht darauf hin, daß es für das Ruhen der 
Verjährung nicht entscheidend darauf ankommt, ob 
die Tat selbst politisch motiviert war — alle aufgezähl-
ten Taten sind politisch motiviert —, sondern darauf, 
ob aus politischen Motiven nicht verfolgt wurde. 

Der Kollege de With hat die Probleme mit dem Art. 2 
angesprochen. Auch ich setze das Fragezeichen, das 
er in der Debatte hier deutlich artikuliert hat. Wir 
müssen prüfen, ob das Gesetz in diesem Zusammen-
hang, wie es das vorgibt, wirklich nur deklaratorisch 
ist. Mit den damit verbundenen Verfassungsfragen 
sollten wir uns sehr sorgfältig beschäftigen. Es wäre 
nämlich schlimm, wenn wir bestätigt bekämen, daß 
das gegen die Verfassung ist. Deshalb sollte das einen 
Schwerpunkt in unserer Debatte bilden. 

Der Kollege Luther hat davon gesprochen, daß das 
Gesetz schnell in Kraft treten soll. Ich hoffe, daß das 
möglich sein wird. Der Rechtsausschuß hat vorgese-
hen, in der Sitzung in Weimar — ich finde es gut, daß 
wir bei einer Sitzung in den neuen Bundesländern 
über dieses Thema sprechen — darüber zu beraten. 
Das bedeutet, daß wir den Gesetzentwurf vielleicht 
sogar schon im Oktober verabschieden können. 
Danach kann der Bundesrat sehr schnell zu einer 
Beschlußfassung kommen. Auch nach meiner Auffas-
sung sollte das Gesetz also schnell in Kraft treten. 

Herzlichen D ank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Professor Uwe-Jens Heuer das Wort. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Herr de With hat 
hier erklärt, bei diesem Gesetz dürfe es nicht den 
Hauch einer Zweifelhaftigkeit geben. Außerdem 
sagte er, es sei ein Vorteil dieses Staates, daß Fehl-
handlungen, die einmal entdeckt würden, korrigiert 
würden. Ich meine, damit müßte man gleich bei 
diesem Gesetzentwurf beginnen. 
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Ich habe gegen den Gesetzentwurf zwei grundle-

gende Einwände. Erstens verstößt er gegen Grund-
prinzipien der Rechtsstaatlichkeit; das ist derselbe 
Vorwurf, den er gegen die DDR erhebt. Zweitens ist er 
ein weiteres Glied im Ausbau des Sonderrechts für 
Ostdeutschland. 

Die Verjährung von Straftaten wird mit schwinden-
dem Strafbedürfnis begründet. Je länger die F rist 
zwischen Tat und Bestrafung sei, desto weniger könne 
die Bestrafung dem Rechtsfrieden dienen, desto mehr 
störe sie ihn. 

Dieses Prinzip der Verjährung wird auch nicht 
dadurch berührt, daß ein Staat die Rechtsnachfolge 
eines anderen Staates antritt, der eine möglicherweise 
sogar wesentlich anders gestaltete Rechtsordnung 
hatte. Er kann dort verjährte Straftaten nicht wieder 
aufgreifen. Für die Bundesrepublik ist das wenn nicht 
durch Art. 103 Abs. 2 des Grundgesetzes, so doch 
durch das Rechtsstaatsprinzip absolut ausgeschlos-
sen. 

Bundesminister Kinkel hat am 23. September 1991 
erklärt: Der Gesetzgeber kann aus rechtsstaatlichen 
Gründen wegen des Problems der Rückwirkung nicht 
tätig werden. — Auch im Verhältnis zwischen DDR 
und BRD ist das im zweiten Staatsvertrag entspre-
chend geregelt worden. 

Herr Luther irrt sich in seiner Interpretation des 
Einigungsvertrages. In der Anlage wird festgelegt, 
daß es bei der nicht eingetretenen Verjährung bleibt. 
Die Verfolgungsverjährung gilt als am Tag des Wirk-
samwerdens des Beitritts unterbrochen. Bereits einge-
tretene Verjährungen bleiben damit bestehen. — Das 
ist der eindeutige Wille des Einigungsvertrages gewe-
sen. 

Jetzt dagegen soll eine Änderung vorgenommen 
werden. Für Straftaten, die aus politischen oder sonst 
mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen 
rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbaren Gründen 
nicht verfolgt wurden, soll die Verjährung vom 11. Ok-
tober 1949 bis zum 17. März 1990 geruht haben. 

Die Begründung dafür — das ist auch heute wieder 
gesagt worden — ist der Hinweis auf dasselbe Verfah-
ren in bezug auf den NS-Staat. Es gibt eine umfas-
sende Diskussion um die Zulässigkeit des Vergleichs 
von DDR-Staat und NS-Staat. Natürlich kann man 
alles vergleichen. 

Hier geht es aber nicht um Vergleichen, sondern 
hier geht es um Gleichsetzen. Das DDR-Regime wird 
mit dem NS-Regime nicht verglichen, sondern gleich-
gesetzt. Auf der Grundlage dieser Begründung sollen 
dann die vom Bundesverfassungsgericht und vom 
Bundesgerichtshof entwickelten Kriterien — darüber, 
welches diese Kriterien sein können, wird übrigens 
gestritten — grundsätzlich auf die Zeit des SED-
Regimes übertragen werden. 

Welches Argument wird in der Begründung dafür 
verwendet? Es heißt, in beiden Staaten sei der Wille 
der Staats- und Parteiführung Rechtsquelle gewesen. 
Tatsächlich hatte im NS-Staat mangels Verfassung 
der Führerwille Gesetzeskraft. Das wurde bekanntlich 
1942 noch einmal ausdrücklich bekräftigt. 

In der DDR — so will es die Begründung — sei 
ähnliches erfolgt, was damit bewiesen wird, daß laut 
Nummer 4/86 der Informationen des obersten 
Gerichts der DDR die Beschlüsse des XI. Parteitags 
der SED 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das waren Sie 
doch!) 

verbindliche Grundlage für die Tätigkeit der Ge richte 
gewesen seien. Nun will ich Ihnen einmal vorlesen, 
was darin steht — Sie haben das nicht gelesen, aber für 
uns war es Pflichtlektüre —: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei uns auch!) 

Mit der verantwortungsbewußten Handhabung 
von Recht und Gesetz nach dem Grundsatz, daß 
alle Bürger vor dem Gesetz gleich sind, wird die 
Gewißheit der Bürger gestärkt, daß die Rechtssi-
cherheit in unserem Staat ein Wesensmerkmal 
des Sozialismus ist. 

Was immer Sie davon halten, eine Anweisung zur 
Rechtsbeugung ist das doch wohl kaum. 

In dem Gesetzentwurf wird dann eine Liste außer-
ordentlich schwammig formulierter Sachverhalte auf-
gestellt. Es ist da von Zusammenhängen die Rede, in 
denen solche angeblich zu Unrecht nicht bestraften 
Taten vorliegen, wobei diese Liste nur beispielhaft 
ist. 

In dieser Liste ist unter „Verfolgung Andersdenken-
der" auch die Verfolgung von Spionage angeführt. 
Eine Verurteilung wegen Spionage in der DDR ist also 
jetzt nachträglich strafbar. 

Das gleiche gilt für die „Verfolgung Ausreisewilli-
ger". Heute gibt es unterschiedliche Urteile zu diesem 
Tatbestand. Der Gesetzgeber will aber bereits jetzt 
diese Taten für nicht verjährt erklären. 

Zu der Frage der Aufhebung bereits erfolgter Ver-
jährung in der Alt-BRD ist hier schon gesprochen 
worden. Dem kann ich mich anschließen, und ich 
verweise auf den Artikel von Grünwald im „Strafver-
teidiger" 7/92. 

Das alles erfolgt unter erneuter Verletzung des 
zweiten Staatsvertrages. Dieser Vertrag, so schlecht er 
für die DDR auch war, war immerhin die Geschäfts-
grundlage für den Anschluß, die Grundlage eines, 
wenn auch schwachen Rechtsfriedens. Jetzt wird 
Stück für Stück das Sonderrecht für Ostdeutschland 
nicht nur beibehalten, sondern auch ausgebaut. 

Auf dem Deutschen Juristentag hat der Bundes-
kanzler Frau Bohley zitiert, daß Ostdeutschland nicht 
die Gerechtigkeit, sondern den Rechtsstaat bekom-
men habe. Ich meine, Ostdeutschland hat beides nicht 
bekommen. Hier wird ein Sonderrecht exerziert, von 
dem Joschka Fischer schreibt: 

Übertrüge man konsequent die moralischen, 
rechtlichen und politischen Maßstäbe der Aufar-
beitung der Stasi-Vergangenheit in Ostdeutsch-
land auf unser Rechtssystem, so bliebe vom 
Rechtsstaat Deutschland nur noch ein schauriges 
Zerrbild. 

Aber es müsse sein, die Westdeutschen sollten mit 
ihrem „Sensibilitätsgesülze" Schluß machen („Spie-
gel" 1/92). 
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Wer dieses Gesetz beschließt, wi ll  dieses schaurige 
Zerrbild, will nicht Rechtsfrieden, sondern Rechts-
krieg. Ich bitte Sie: Halten sie ein auf diesem Weg! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haarsträubend! — 
Zuruf von der SPD: Das war eine unerträgli-

che Rede! — Weitere Zurufe) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
der Kollege Dr. Wolfgang Ullmann das Wort. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich denke, trotz des Einspruchs vom Kollegen Heuer, 
den wir natürlich ernst nehmen, besteht Einigkeit 
über den wesentlichen Inhalt des Gesetzentwurfs. 
Deshalb kann ich mich auf ein meines Erachtens 
allerdings wichtiges Detail beschränken, in dem der 
Bundesratsentwurf von dem Gesetzentwurf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abweicht. 

Der Bundesrat legt als Frist für das Ruhen der 
Verjährung fest die Zeit vom 11. Oktober 1949, dem 
Tag der Gründung der DDR, bis zum 17. März 1990, 
während der Gesetzentwurf von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Zeit vom 11. Oktober 1949 bis 2. Okto-
ber 1990 festlegt. 

Der 17. März 1990 ist der Tag vor der ersten freien 
Wahl gewesen; aber ich frage Sie, meine Damen und 
Herren: Brachte der 18. März 1990 wirklich einen 
Wandel der Rechtssituation? — Das kann man bezwei-
feln, wenn man an die Ära Diestel im Innenministe-
rium der DDR, an die Unklarheiten der Verfassungs-
lage und an  das langsame Anlaufen der Gesetzge-
bung denkt. 

Entscheidend aber ist meines Erachtens dieses: Der 
Gesetzentwurf schließt eine Gesetzeslücke in An-
lage 1 Kapitel III Sachgebiet C, nämlich durch Ände-
rung von § 315a des Einführungsgesetzes zum StGB. 
Deshalb kann ich Ihren Einwand, Herr Heuer, nicht 
als zutreffend ansehen. Die Aussage „soweit Verjäh-
rung nicht eingetreten war" mußte interpretiert wer-
den. Das tut das Gesetz. 

Dieses Nichteintreten der Verjährung kann meh-
rere Ursachen haben, und zwar vor allem die der 
Nichtverfolgung aus politischen Gründen. Dann gilt 
§ 1 des Gesetzes. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege Ull-
mann, würden Sie eventuell eine Zwischenfrage des 
Kollegen Heuer gestatten? 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, bitte. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Lieber Kol-
lege Ullmann, ich verstehe eines nicht: Wenn es eine 
Lücke ist, wird ein Gesetz nicht geändert. Ich bin der 
Meinung: Es verstößt gegen den Einigungsvertrag. 
Man  kann den Einigungsvertrag ändern — natürlich 
ist das möglich—; es ist eine Änderung des Einigungs-
vertrags. Wenn es eine Lücke wäre, dann wäre es 
keine Änderung. Es weicht also von der Regelung des 
Einigungsvertrags ab. Davon abweichen kann der 
Gesetzgeber; das weiß ich. Ich mißbillige es, aber er 
kann es. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die Frage ist für mich schwer zu beantworten, 
Herr Heuer. Wenn Sie mir darin zustimmen, daß es 
sich um eine Lücke handelt, dann, finde ich, ist der 
Tatbestand der Änderung wirklich nicht gegeben. 

Ich möchte weiter auf folgendes hinweisen. Es 
handelt sich j a um eine Präzisierung, und darum — das 
ist meines Erachtens das entscheidende Argument für 
die vom BÜNDNIS 90 vorgeschlagene Datierung; da 
es sich um eine Präzisierung oder meinetwegen auch 
um eine Klärung, Herr Heuer, handelt, wird die 
Geltung des Einigungsvertrags vorausgesetzt — 
kommt man auf den 3. Oktober, und darum schlagen 
wir den 2. als Fristende vor. 

Die endgültige Textfassung des Gesetzes, meine 
Damen und Herren Kollegen, sollte die Meinungsäu-
ßerung der Regierung aufnehmen. — Die Kritik, die 
die Regierung an der Überschrift des Gesetzes — Ge-
setz zur Verjährung von SED-Unrechtstaten — geübt 
hat, leuchtet, glaube ich, ein. 

Ebenso berechtigt ist, glaube ich, der Hinweis der 
Regierung auf die Problematik des Katalogs in § 2. 
Das deckt sich eigentlich mit Ihren Einwänden, Herr 
Heuer. Das Gesetz handelt von Verfolgung und nicht 
von Straftaten. Darum sollte im Gesetz der Katalog 
entfallen. Ich setze mich dafür ein. 

Da die Übereinstimmung — bis auf diese von mir 
genannten Punkte — jetzt schon feststeht, kann man 
sich, glaube ich, nur der Hoffnung von Herrn Kollegen 
van Essen anschließen, daß wir zu einer raschen 
Verabschiedung dieses Gesetzes kommen werden. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat die Mini-
sterin der Justiz, Frau Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger, das Wort. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Unser Rechtsstaat, den die Bürger in den 
neuen Bundesländern mehr als 40 Jahre entbehren 
mußten, den sie herbeigesehnt und auf den sie ihre 
Hoffnungen gesetzt haben, muß sich nun einer der 
schwierigsten Hinterlassenschaften des SED-Regimes 
annehmen, nämlich der Frage der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit der Mitglieder des Staats- und 
Parteiapparats der ehemaligen DDR. 

Die Bevölkerung in den fünf neuen Bundesländern 
erwartet zu Recht, daß dieser Personenkreis für 
40 Jahre Unrecht, Unterdrückung und vergebene 
Lebenschancen zur Verantwortung gezogen wird, 
und denkt dabei in erster Linie an  eine strafrechtliche 
Verfolgung. 

Der Versuch, ein in 40 Jahren organisiertes staatli-
ches Unrecht mit den Mitteln des Rechtes zu bewälti-
gen, stößt auf rechtsstaatliche Grenzen; denn man darf 
nicht übersehen — wie es schon in vielen Debatten 
hier zum Ausdruck gebracht worden ist —, daß unser 
Strafrecht auf derartiges staatlich organisiertes Un-
recht, das sich über mehrere behördliche Stufen 
erstreckt hat, eigentlich nicht zugeschnitten ist. Straf-
recht befaßt sich mit der individuellen Auflehnung 
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gegen die bestehende Rechtsordnung, nicht aber mit 
einem eine ganze Gesellschaft erfassenden staatli-
chen Unrecht. 

Der Unrechtsstaat DDR hat sich über einen Zeit-
raum von immerhin 40 Jahren erstreckt. Ein schwie-
riges Problem bei der Aufarbeitung der DDR-Vergan-
genheit stellt sich bei der Frage, ob Straftaten, die aus 
politischen Gründen in der ehemaligen DDR nicht 
verfolgt wurden, in dieser Zeit verjähren konnten. Das 
ist ja auch der Anlaß für die jetzt vorliegende Geset-
zesinitiative. Diese Frage ist — zu diesem Ergebnis 
kommt die Gesetzesinitiative ja auch — zu verneinen. 
Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit 
bereits mehrfach ihre Auffassung geäußert, daß auf 
der Grundlage des geltenden Rechts keine Verjäh-
rung eingetreten ist, weil die Verjährung für Straf ta-
ten,  die dem Strafrecht der DDR unterlagen und die 
aus politischen, rechtsstaatswidrigen Gründen in der 
ehemaligen DDR nicht verfolgt wurden, während der 
Zeit der kommunistischen Diktatur geruht hat. 

Wir haben hier also keine Situation, in der Recht 
gegen den Einigungsvertrag verstößt oder der Eini-
gungsvertrag geändert werden muß, sondern es geht 
darum, noch einmal klarzustellen, wie sich die tat-
sächliche rechtliche Situa tion, selbstverständlich un-
ter Berücksichtigung des Einigungsvertrags, dar-
stellt. 

Deshalb muß der deklaratorische Charakter dieses 
Gesetzentwurfs berücksichtigt werden. Wir wollen 
mit diesem Gesetzentwurf deutlich machen, daß die 
Rechtsprechung, die wir vom Bundesverfassungsge-
richt und vom Bundesgerichtshof zu der Verjährung 
von Straftaten zu Zeiten der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft haben, hier genauso zur Anwen-
dung kommt. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: Ja, 
das ist es! — Gegenruf von der CDU/CSU: 
Mißhandlung ist Mißhandlung, egal von 
wem! — Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS/Linke 

Liste]: Ja, hier auch!) 

Auch wenn sich damit das Ruhen der Verjährung 
bereits aus dem geltenden Recht ergibt, habe ich 
Verständnis für das Verlangen nach einer deklarato-
rischen Regelung. Einige Ausführungen in der 
Debatte heute zeigen, glaube ich, wie wich tig es ist, 
daß das klargestellt wird, damit wir darüber nicht in 
Auseinandersetzungen geraten. 

Von daher ist es wichtig, daß das Grundanliegen 
dieses Gesetzentwurfs in diesem Gesetzentwurf sehr 
deutlich wird und daß wir alles vermeiden, was 
letztlich zu unterschiedlichen Auslegungen oder 
unterschiedlichem rechtlichen Verständnis Anlaß 
geben könnte. 

Von Ihnen, Herr Ullmann, ist ja schon die Anregung 
der Bundesregierung aufgegriffen worden, die 
Bezeichnung dieses Gesetzentwurfs zu ändern. Wir 
wären alle gut beraten, wenn wir das übernehmen 
würden; das bringt nämlich noch einmal ganz klar 
zum Ausdruck, was ich eben ausgeführt habe. 

Ich unterstütze und befürworte auch die Vorstellun-
gen, die dahin gehen, die in § 2 des Entwurfs enthal-
tene Aufzählung von aus politischen Gründen in der 

DDR nicht verfolgten Unrechtstaten nicht in einer 
Katalogform aufzunehmen. Darüber sollte man in den 
Beratungen jetzt in den Ausschüssen noch einmal 
gründlich nachdenken und sich vielleicht überlegen, 
diesen Katalog zu streichen. 

Ich möchte dann noch den einen aus meiner Sicht 
kritischen Punkt dieses Gesetzentwurfs ansprechen, 
nämlich den Art. 2. Wir müssen ihn, glaube ich, auch 
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten noch 
einmal sehr sorgfältig prüfen. Ich habe meine Beden-
ken — das ist auch schon in der Gegenäußerung der 
Bundesregierung zum Ausdruck gekommen —, ob die 
dort gewählte Formulierung wirklich nur rein dekla-
ratorisch ist oder ob nicht doch konstitutive Elemente 
enthalten sind. Aber ich sage Ihnen zu, daß die 
Bundesregierung bereit ist, die Beratungen zu beglei-
ten, auch mit Formulierungsvorschlägen zu begleiten; 
denn wir haben ein gemeinsames Ziel: möglichst 
schnell dieses Gesetz zu verabschieden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen zu diesem Tagesordnungspunkt liegen nicht 
vor. Damit schließe ich die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs auf der Drucksache 12/3080 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 
Haben Sie dazu anderweitige Vorschläge? — Auch 
diesmal wieder nicht. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ul rich 
Klinkert, Anneliese Augustin, Meinrad Belle, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Ul rich 
Irmer, Josef Grünbeck, Birgit Homburger, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der 
F.D.P. 
Mehr Umweltweltschutz durch Beschleuni-
gung von Zulassungs- und Genehmigungsver-
fahren 
— Drucksache 12/2947 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache zu diesem Thema eine Stunde vorgese-
hen. Gibt es dazu Widerspruch? — Auch dies ist nicht 
der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem zu 
diesem Tagesordnungspunkt dem Kollegen Ul rich 
Klinkert das Wort. 

Ulrich Klinkert (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesrepublik 
Deutschland hat sich in den Jahren ihres Bestehens 
viel Luxus leisten können, der sie von anderen Län-
dern, auch von anderen Ländern Westeuropas, 
abhebt. Natürlich muß man  sich bei manchem 
Luxusprodukt fragen, ob es notwendig, angebracht 
und vor allem bezahlbar ist. Die Frage ist, glaube ich, 
vor allem beim markantesten deutschen Luxusartikel 
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angebracht, den unvertretbar langen Zulassungs- und 
Genehmigungsverfahren. 

Die deutsche Wirtschaft schafft es in Rekordzeit, 
Anlagen, ganze Fabriken oder Städte zu errichten, 
aber die deutsche Bürokratie — im Gegensatz dazu — 
ist Weltmeister, wenn es darum geht, die dafür not-
wendigen Zulassungen und Genehmigungen zu 
erteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Oft wird behauptet, aus Umweltschutzgründen 
seien diese langen Verfahren notwendig. Aber 
gerade das Gegenteil ist der Fall: Wir produzieren 
mehr Umweltschmutz, weil wir Monate, oft Jahre 
brauchen, um Anlagen für den Umweltschutz geneh-
migt zu bekommen. Wenn man wirklich Beschleuni-
gungseffekte erzielen wi ll , ohne gleichzeitig die 
materiell-rechtlichen Anforderungen zu verändern, 
muß man eine gründliche Überarbeitung verschie-
dener Gesetzeswerke unter breiter parlamentarischer 
Beteiligung vornehmen. Insbesondere sind Änderun-
gen im Immissionsschutzrecht und im Abfallrecht 
notwendig. 

Nicht zuletzt sprechen auch wirtschaftliche Erwä-
gungen für eine Beschleunigung der Genehmigungs-
verfahren. Gerade im Hinblick auf den Gemeinsamen 
Europäischen Markt 1993 kann ein durch schnellere 
Genehmigungsverfahren erreichter Wettbewerbsvor-
teil ausschlaggebend für die Standortwahl sein. Aus 
diesen Gründen muß es Ziel sein, eine konzentrierte 
Durchführung von Genehmigungsverfahren zu errei-
chen, ohne jedoch die materiell-rechtlichen Anforde-
rungen an die Genehmigung zu verändern. 

Nach einer Analyse des Bundesministers für Wirt-
schaft vom 15. September diesen Jahres verzögern 
bürokratische und langwierige Prüfungs- und Geneh-
migungsverfahren Investitionen und schrecken vor 
allem ausländische Investoren ab. Für den Bau etwa 
einer chemischen Anlage wird die Genehmigungs-
dauer in Belgien mit 13 Monaten, in Japan mit 
20 Monaten und in Deutschland mit bis zu 70 Monaten 
angegeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Nur einige wenige Beispiele dazu: Ein bedeutendes 
deutsches Chemieunternehmen hat mit der Begrün-
dung überlange Genehmigungsverfahren seine ge-
samte Forschungs- und Entwicklungsarbeit in die 
USA verlagert. Bei einem anderen Chemieunterneh-
men kann eine fertiggestellte Neuanlage zur Gewin-
nung von Insulin wegen der fehlenden Betriebsge-
nehmigung jahrelang nicht betrieben werden. Als die 
Genehmigung dann kommt, ist diese Anlage nicht 
mehr wettbewerbsfähig, weil veraltet. In Ludwigsha-
fen liegt beispielsweise die Herstellung des Krebsmit-
tels TNF auf Eis, weil die Umwandlung des Gentech-
nikums in eine Produktionsanlage genehmigungs-
rechtlich nicht vorankommt. 

Selbst bei umweltschutzerhöhenden Maßnahmen 
hat das bei uns gültige Planungs- und Umweltrecht 
dazu beigetragen, daß die Bundesrepublik bei der 
Dauer der Genehmigungsverfahren im internationa-
len Vergleich an  der Spitze liegt. In Deutschland geht 
man für die Genehmigung dieser Anlage mit einer 

Zeitspanne von 6 bis 22 Monaten aus. In Frankreich 
beispielsweise sind es 5 bis 7 Monate, in den Nieder-
landen 7 Monate, in Italien 3 bis 6 Monate, in den USA 
gar nur 2 bis 4 Monate. Dadurch kommen modernste 
Umwelttechniken oft erst mit erheblicher Verzöge-
rung zum Einsatz. 

Wir sind mittlerweile an einem Punkt angelangt, wo 
sich die umweltrechtlichen Genehmigungs- und 
Zulassungsverfahren als kontraproduktiv erweisen, 
indem sie ein Mehr an Umweltschutz verhindern. 

Alle Erfahrungen zeigen, daß für die Firmen nicht 
der hohe Standard der deutschen Umweltschutzge-
setzgebung abschreckend wirkt, sondern die Länge 
der Genehmigungsverfahren. Vorausschauende Un-
ternehmen haben längst erkannt, daß es sich nicht 
lohnt, die Produktion wegen anspruchsvoller Umwelt-
schutzanforderungen ins Ausland zu verlagern. Denn 
es ist nur eine Frage der Zeit, bis dort die gleichen 
Anforderungen gelten. Der EG-Binnenmarkt sowie 
das gestiegene Umweltbewußtsein in diesen Ländern 
sorgen dafür, daß auch dort stärkere Umweltschutzan-
forderungen gang und gäbe sein werden. Standorte 
mit schlechter Umweltqualität sind für moderne 
imagebewußte Unternehmen nicht attraktiv. 

Hingegen ist die Länge der Genehmigungsverfah-
ren von entscheidender unternehmerischer Bedeu-
tung für den Kampf um die Märkte. Wettbewerbsvor-
sprünge lassen sich nur halten, wenn die wirtschaftli-
che Verwertung einer Innovation schnellstmöglich 
verwirklicht wird und die Umstrukturierung der Pro-
duktion rasch abgeschlossen werden kann. Wer jah-
relang auf eine Genehmigung warten muß, hat keine 
Chance mehr auf den Weltmärkten. 

Um es ganz klar zu sagen: Verkürzung der Geneh-
migungsverfahren bedeutet nicht den Abbau, son

-

dern ein Mehr an  Umweltschutz. Dies wird insbeson-
dere am Beispiel der neuen Bundesländer deutlich, 
bei denen jede neue Anlage mit moderner, verbesser-
ter Umwelttechnik zu einer Entlastung der Umwelt 
führt. 

Die in dem von uns vorgelegten Antrag angespro-
chenen Maßnahmen, zu denen mein Kollege Paziorek 
noch detailliertere Ausführungen machen wird, sind 
nur ein erster Ansatz, gewissermaßen ein Sofortpro-
gramm. Mit der Umsetzung dieser Maßnahmen ist das 
Thema für uns nicht erledigt. Wir sind fest entschlos-
sen, alle Möglichkeiten zur Beschleunigung der 
Genehmigungs- und Zulassungsverfahren auszu-
schöpfen. Dies wird voraussetzen, daß auch in den 
Verwaltungen ein Umdenken einsetzt. 

In der Vergangenheit wurde sowohl auf Länder- als 
auch auf Bundesebene eine Reihe von Ansätzen zur 
Beschleunigung der Verfahren entwickelt. Die einzel-
nen Ansätze lassen sich in zweierlei Hinsicht unter-
gliedern: Zum einen können die Ansätze zeitlich 
eingeordnet werden — in Maßnahmen vor, bei und 
nach der Antragstellung —, zum anderen können die 
Ansätze danach unterteilt werden, an welcher Stelle 
sie Verfahrensverzögerungen vermeiden sollen — 
beim Antragsteller, bei der Genehmigungsbehörde 
oder im Rahmen der Beteiligung der durch das Vor-
haben möglicherweise Be troffenen. 
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Versucht man, die Dauer der Genehmigungsver-
fahren ohne Änderung des materiell-rechtlichen 
Umweltstandards zu verkürzen, so gibt es vor diesem 
Hintergrund weitere Ansätze. Zum einen könnte man 
die personelle Kapazität der Genehmigungsbehör-
den erhöhen — dies stößt allerdings meist schnell auf 
gewisse Grenzen —, andererseits könnte auch ver-
stärkt externer Sachverstand in die Verwaltungsent-
scheidung eingebunden werden. 

Meine Damen und Herren, viele Fachleute, über 
Parteigrenzen hinweg, sind sich einig, daß eine Ver-
fahrensbeschleunigung möglich und notwendig ist. 
Die Verfahrensbeschleunigung ist überlebensnot-
wendig für die Umwelt und die Wirtschaft in den 
neuen Bundesländern. Sie ist aber auch in hohem 
Maße zukunftsentscheidend für den Standort 
Deutschland insgesamt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster 
spricht der Kollege Dietmar Schütz. 

Dietmar Schütz (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Die Sicherung und 
der Ausbau des Industriestandortes Deutschland 
haben nicht zuletzt auch etwas mit der Flexibilität und 
der Dauer von Genehmigungsverfahren zu tun. Es 
kann deshalb selbstverständlich auch von uns nicht 
akzeptiert werden, daß die Einführung einer rationel-
leren, aber auch umweltfreundlicheren Technologie 
in Deutschland wesentlich länger dauert als in ande-
ren mit uns in Konkurrenz stehenden Standorten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wissen und wir akzeptieren, daß ein Unterneh-
men nach einem Investitionsbeschluß an einer mög-
lichst schnellen Umsetzung des Vorhabens interes-
siert ist. Für die Sicherheit und Stetigkeit der Unter-
nehmensentscheidung braucht das Unternehmen 
Gewißheit über das Ob und Wie einer Produktionsent-
scheidung. Es gehört auch zur Kalkulierbarkeit der 
Kosten und zur Kalkulierbarkeit der Gesamtinvesti-
tionsentscheidung selbst dazu, zu wissen, ob und 
wann etwas genehmigt ist. 

Die Schnelligkeit der Umsetzung der Investitions-
entscheidung wird wegen der Schaffung des Europäi-
schen Binnenmarktes noch wichtiger. Angesichts der 
bevorstehenden Freizügigkeit von Waren- und Kapi-
talverkehren wird die Standortentscheidung des 
Unternehmens zwischen den einzelnen EG-Staaten in 
Zukunft noch eher zugunsten derjenigen Staaten 
ausfallen, in denen eine ge troffene Investitionsent-
scheidung zügig umgesetzt werden kann. Insofern 
sind wir mit ihnen sehr d'accord. 

Drei Viertel der befragten Unternehmen aus der 
deutschen Wirtschaft haben in einer Umfrage auch die 
Dauer der Genehmigungsverfahren in Deutschland 
als unangemessen lang eingestuft. Wir auf der politi-
schen Seite haben uns dieser Beurteilung in der Regel 
angeschlossen. 

Leider fehlen auf diesem Feld aber exakte Statisti-
ken über die Dauer der Genehmigungsverfahren und 
ihrer einzelnen Teilschritte. Es fehlen auch seriöse 
Untersuchungen, die einen Vergleich der Dauer der 
Genehmigungsverfahren mit den Verfahren in Län-
dern vergleichbaren technologischen Standards vor-
nehmen. 

Es gibt exemplarische Daten, etwa des Landes 
Nordrhein-Westfalen aus dem Jahre 1990. Danach 
konnten etwa 45 % der Genehmigungsverfahren in 
weniger als sechs Monaten und etwa 33 % in einem 
Zeitraum von 6 bis 12 Monaten abgewickelt werden —
trotz des nicht unerheblichen Zeitaufwands durch 
Bekanntmachung, Auslegung der Unterlagen und 
Erörterungstermine. In 25 % der Fälle wurde die 
zügige Bearbeitung durch unvollständige Anträge 
oder das Fehlen von Unterlagen, das die Antragsteller 
selbst zu verantworten hatten, verzögert. 

(Michael Müller [Düsseldorf] [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Die Daten, die Bullinger in seinem Buch „Beschleu-
nigte Genehmigungsverfahren für eilbedürftige Vor-
haben" in einer auf Baden-Württemberg bezogenen 
Untersuchung vorlegt, weisen längere Zeiträume aus: 
Die Verfahrensdauer be trägt bei immissionsschutz-
rechtlichen Verfahren im Durchschnitt 17 Monate, die 
Zeitspanne dieser Verfahren reicht von vier Monaten 
bis mehr als vier Jahre. Im Abfallrecht liegt die 
durchschnittliche Dauer bei ca. zwei Jahren, hier 
reicht die Spanne von fünf Monaten bis zu neun 
Monaten, im Planfeststellungsverfahren liegt sie zwi-
schen 9 und 48 Monaten. Die von Bullinger dargestell-
ten Zeitspannen sind erheblich länger als die aus 
Nordrhein-Westfalen. Das liegt nicht daran, daß 
Baden-Württemberg schlechter ist; 

(Zuruf von der SPD: Nein, die haben einen 
guten Umweltminister!) 

dies liegt möglicherweise daran, daß Nordrhein

-

Westfalen auch nichtförmliche Genehmigungsverfah-
ren einbezogen hat, während sich Bullinger wohl 
mehr auf die förmlichen bezogen hat. So be trachte ich 
es zumindest. 

Ein von der Wirtschaft vorgelegter Ländervergleich, 
den Sie möglicherweise auch zitiert haben, zeigt, daß 
die Genehmigungsverfahren in Schweden genauso 
lang oder noch länger als in Deutschland dauern. 
Nach dieser Darstellung dauern die Verfahren in der 
Schweiz 6 bis 18 Monate, in Frankreich 5 bis 7, bei uns 
6 bis 22 Monate — das stimmt in etwa mit der 
Bullinger-Untersuchung überein —, in den Niederlan-
den 7, in Italien 3 bis 6, in den USA 2 bis 5 Monate. Sie 
haben ähnliche Daten — etwas verschoben, aber es 
kommt etwa hin — dargestellt. 

Man muß dann natürlich fragen: Sind das vergleich-
bare Verfahren, die hier miteinander verglichen wer-
den? Gibt es neben diesen Verfahren auch Parellel

-

verfahren wie z. B. in den USA? Also, diese Daten sind 
nicht sehr verläßlich. Wir wissen, daß in den USA 
manche Verfahren viel länger dauern, weil dort alles 
mögliche noch in parallelen, nicht konzentrierten 
Verfahren abgehandelt werden muß. Der Blick auf die 
Verfahrensdauer insgesamt aber zeigt jedenfalls, daß 
wegen der erheblichen Zeitdifferenzen und wegen 
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der Dauer einiger Verfahren nachhaltiger Handlungs-
bedarf bei uns besteht und daß wir zur Verfahrensbe-
schleunigung bereit sein müssen. Das ist auch der 
Ansatz der 37. Umweltministerkonferenz, die Verfah-
rensvorschläge vorgelegt hat, die auch die Koalitions-
fraktionen jetzt aufgegriffen haben. 

In dem uns vorliegenden Antrag, den wir begrüßen, 
werden bestimmte Vorschläge gemacht. Ich werde 
gleich dazu reden. Wir werden diese Vorschläge in 
den vor uns stehenden Beratungen erörtern. Ich rege 
jetzt schon an, daß wir in einer Ausschußanhörung 
diese Vorschläge und weitere detaillieren und bera-
ten, um dann zu möglicherweise über den Antrag 
hinausgehenden Vorschlägen zu kommen. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Da ist sie wieder, die Große 

Koalition!) 

— Du kannst dich gleich dazu äußern, ob das alles 
falsch ist, was ich hier sage. 

An die von uns zu beschreibenden gesetzlichen 
Wege zur Beschleunigung der Genehmigungsverfah-
ren sind aber zwei unumstößliche Bedingungen zu 
stellen, die von der Umweltministerkonferenz hervor-
gehoben worden sind, im Koalitionsvertrag jedoch nur 
in einem Nebensatz auftauchen. Erste Bedingung ist, 
daß es keine substantielle Abschwächung des mate-
riellen Rechts geben darf. Bei der Diskussion zum 
Standort Deutschland muß immer auch gesehen wer-
den, daß der hochstehende technologische Standard 
unserer Industrie nicht zuletzt durch ein rechtsstaat-
lich seriöses und umweltbewußtes Verfahrens- und 
Kontrollinstrument erreicht wird. Die Ansprüche, die 
wir an den Standort und an die Produktionsanlage 
stellen, die Umweltstandards, die wir fordern, kom-
men der deutschen Industrie in ihrer Wettbewerbssi-
tuation auch wieder zugute. Genauso wie unser So-
zialsystem im Kern  auch Wettbewerbsvorteile bein-
haltet, genauso bringen auch unsere ökologischen 
Standards, die auch prozeduale St andards sind, 
Standort- und Wettbewerbsvorteile. 

(Beifall bei der SPD) 

Die UMK stellt zu Recht fest, daß jedes überbe-
schleunigt durchgeführte Genehmigungsverfahren 
das Risiko erhöht, im späteren Rechtsstreit wegen 
materieller und verfahrensrechtlicher Fehler aufge-
hoben zu werden. Nur ein sorgfältig durchgeführtes 
Prüf- und Zulassungsverfahren kann die erforderliche 
Investitionssicherheit gewährleisten; es liegt somit im 
ureigensten Interesse des Antragstellers. Wir dürfen 
deshalb das Kind nicht mit dem Bade ausschütten. Die 
Bereinigung von Verfahrenshemmnissen und mate-
riellen Doppelregelungen oder historisch überholten 
Regelungen muß gleichwohl die Prüfungstiefe und 
Prüfungsgründlichkeit und rechtsstaatliche Verfah-
rensabläufe enthalten. Es darf an keiner Stelle und zu 
keiner Zeit ein Umweltdumping im Verfahren und in 
den materiellen Anforderungen geben. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Es darf auch keine Einschränkung der Öffentlich-
keitsbeteiligung geben. Die durch diesen Antrag 
vorgelegten materiellen Änderungen berühren zwar  

in der Regel die Öffentlichkeit gar nicht. Gleichwohl 
ist aber wegen der in ihren Teilen III und IV angespro-
chenen Punkte, die förmliche Genehmigungs- und 
Planfeststellungsverfahren berühren, dieses Postulat 
noch einmal zu betonen. Die häufig vorgebrachte 
These, daß gerade die Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
einem erheblichen Zeitverlust führe, der nicht mehr 
zu vertreten sei, ist auf den ersten Blick richtig. 
Gleichwohl darf diese Einschätzung nicht dazu füh-
ren, die Öffentlichkeit abzuschneiden, weil dann ein 
noch höherer Akzeptanzverlust eintritt, der im Ergeb-
nis die Bestandskraft der Entscheidung über die 
Anfechtung vor Gericht oder — soweit möglich — 
schon im Widerspruch weiter hinausschiebt. 

(Zuruf von der SPD: Und die Akzeptanz!) 

— Ich rede auch von der Akzeptanz. 

Ich stimme Siegfried Broß, einem Richter am BGH, 
zu, daß es heute zunehmend schwierig werde, den 
Bürger von einer für ihn persönlich unliebsamen 
Entscheidung zu überzeugen. Dieses führe zu einer 
erhöhten Inanspruchnahme der Gerichte, um die 
Bestandskraft der Verwaltungsentscheidung mög-
lichst lange hinauszuzögern. Die Hauptursache für 
dieses Verhalten liege darin, daß die Identifikation 
des Bürgers mit dem Staat fortnehmend abnehme. Der 
Bürger nehme lediglich seine eigenen Interessen 
wahr und verfolge diese. Diese Haltung sei das 
Ergebnis eines jahrelangen Prozesses, während dem 
das Individuum eine beispiellose Aufwertung zu 
Lasten des Mitmenschen und der Gemeinwohlbe-
lange erfahren habe. Diese Entwicklung des Zweifels 
an jedem Planungsbescheid mit den Konsequenzen 
des Einspruchs werde durch viele Politiker verstärkt, 
die jede Großentscheidung ang riffen. 

Ich will das nicht alles unterschreiben. Die Folge-
rung aus dieser Beobachtung kann meines Erachtens 
aber nicht in der Einschränkung der Mitwirkung 
liegen; denn dann wird diese Negativentwicklung 
vom Staat weg noch weiter verstärkt. Im Gegenteil: 
Wir müssen in die Gegenrichtung schreiten und noch 
umfassendere Beteiligungs- und vor allem Informa-
tionsmöglichkeiten schaffen. Der informierte, aufge-
klärte Bürger hat es schwerer, nur das Sankt-Florians-
Prinzip gelten zu lassen, weil er die Belastungen des 
anderen und des Gemeinwohls sehen muß, deren 
Position und die seiner Stadt oder seines Landes 
kennen muß und sie deshalb auch eher beachten 
muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Der egoistische, nur sein persönliches Umfeld beach-
tende Bürger hingegen wird in seinem Gesichtskreis 
alles abwehren, was ihn stört. Der Homo politicus 
überwindet seinen Egoismus. Wir Politiker müssen 
diese Entwicklung unterstützen. 

Die Bürgerinitiative, die möglicherweise gegen 
eine Bahntrasse ist, hat eine schwierigere Position, 
wenn mit ihr über verkehrspolitische Grundsätze von 
Verkehrsverlagerung und -vermeidung diskutiert 
wird und sich die umstrittene Entscheidung darin 
einbetten läßt. Es war und ist deshalb ein schwerer 
Fehler im Verkehrswegebeschleunigungsgesetz, eine 
Verkürzung der Verfahrensdauer mit einer Beschnei-
dung der Bürgerbeteiligung in der Anfangsphase 
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erreichen zu wollen. Dieses schlechte Beispiel 
schreckt ab. Ich bin froh, daß die Verfahren außerhalb 
des Verkehrsressorts dies nicht zum Vorbild haben. 
Ich halte es allerdings auch für selbstverständlich, daß 
die Umweltminister — einschließlich Ihnen, Herr 
Minister Töpfer — die notwendige Partizipation nicht 
einschränken. Sie haben das ausdrücklich betont. Ich 
habe mich darüber gefreut, daß das in dem Protokoll 
der UMK drinstand. 

Lassen Sie mich nun konkret zu den Vorschlägen 
der UMK und des vorliegenden Antrags kommen. 
Vorab möchte ich eine Verständigung über die Mög-
lichkeiten und Strategien der Beschleunigungs-
effekte herstellen. Der Antrag läßt schon erkennen, 
daß dafür zwei Möglichkeiten in Be tracht kommen, 
nämlich erstens die Ausgestaltung des materiellen 
Rechts und zweitens eine Änderung im Vollzug und 
im Verfahren. Die materiellen Gestaltungsmöglich-
keiten zur Erzielung von Beschleunigungseffekten 
sind eher begrenzt und erschöpfen sich häufig in 
marginalen Änderungsmöglichkeiten. 

Die im Antrag gewählten Vorschläge unterstrei-
chen dies. Natürlich erreicht man eine Beschleuni-
gung, wenn das Genehmigungsverfahren auf be-
stimmte Anlagen oder Anlagenteile gar nicht mehr 
angewandt wird. Dies kann man, wenn man die 
Umweltstandards beachten und einhalten will, jedoch 
nicht unbegrenzt ausdehnen. Schon der erste Vor-
schlag einer Reduzierung der Anlagen in der 
4. BImSchV ist zwar in der urkonkreten Weise akzep-
tabel, der Teufel steckt aber im Detail. Es drängen sich 
viele Fragen auf. Welche Anlage wollen Sie konkret 
aus der Genehmigungspflicht rauslassen? Wollen Sie 
die Größenordnung der genehmigungspflichtigen 
Anlagen ändern? Wollen Sie bei der Herausnahme 
der Anlagen auf die allgemeine Betriebsgefährlich-
keit abstellen oder z. B. auf die Gefährlichkeit des 
Durchsatzstoffes? Wie soll das alles genau beschrie-
ben werden? Welche Anlagen meinen Sie? Ich bin 
gespannt darauf, wie diese Vorschläge aussehen 
werden. Erst dann, wenn wir die konkreten Vor-
schläge haben, können wir unserem Votum über-
haupt Klarheit und Zielgerichtetheit geben. 

Der nächste Vorschlag, Verlängerung des geneh-
migungsfreien Be triebes für mobile Anlagen von 
sechs auf neun Monate, und der Vorschlag, sich schon 
im Vorverfahren auf einen Gutachter zu verständigen, 
können akzeptiert werden. Aber auch hier liegt wie-
der ein nachhaltiges Problem. Ich kenne als verant-
wortlicher Verfahrensjurist in einem Verfahren durch-
aus die Situation, daß sich Antragsteller und Behörde 
schnell auf einen Gutachter einigen, weil beide — un-
ausgesprochen oder ausgesprochen — das Verfahren 
fördern möchten, daß aber der einsprechende Dritte 
überhaupt nicht damit einverstanden ist und daß dann 
im Klageverfahren ein weiterer Gutachter nachge-
drückt wird. Ich halte die Forderung, daß man sich am 
Anfang auf einen Gutachter verständigt, für richtig. 
Wir sollten aber gleichwohl sehen, daß damit nicht alle 
Probleme aus der Welt sind. 

Ein nachhaltiger Entlastungseffekt geht sicherlich 
von der Forderung aus, standardisierte Anlagen in 
das vereinfachte Verfahren oder gar nur in das Anzei-
geverfahren einzubeziehen. Ich halte es für möglich,  

ein Anzeigeverfahren für diejenigen Fälle zu wählen, 
in denen der Schutz vor schädlicher Umwelteinwir-
kung offensichtlich sichergestellt ist oder eine Emis-
sion gar nicht erst eintritt. Die Zuordnung zum 
Anzeige- oder Genehmigungsverfahren könnte im 
übrigen ein einsprechender Dritter überprüfen, um so 
ein Genehmigungsverfahren in Streitfällen durchzu-
setzen. 

Der Koalitionsantrag nennt im Gegensatz zur Waf-
fenschmidt-Kommission keine Einzelanlagen. Die 
von der Waffenschmidt-Kommission vorgestellten 
Anlagen zeigen aber, daß es auch hier teilweise auf 
die Größenordnung und auf die Einschätzung der 
Gefährlichkeit der Emissionen ankommt. Jedenfalls 
ist die standardisierte Bauartzulassung im materiellen 
Recht ein sehr erfolgversprechender Ansatz, um 
Beschleunigungseffekte zu erreichen. Allerdings ist 
auch an dieser Stelle gründliche Detailberatung erfor-
derlich. Auch die weiteren materiellen Vorschläge 
können sinnvoll sein. Wir werden das in der Antrags-
beratung noch genauer detaillieren. 

Ich will mich noch einmal auf die grundsätzlichen 
Verfahrensvorschläge, die in der Öffentlichkeit dis-
kutiert werden, konzentrieren. Mir scheint, daß die 
wirklichen Beschleunigungseffekte fast ausschließ-
lich auf der Ebene der Verfahrens- und Vollzugsopti-
mierung zu erreichen sind, möglicherweise auch auf 
der Ebene eines schon vor dem Verwaltungsverfahren 
angesiedelten konsensualen Verfahrens der Verwal-
tung. Auch die Einsetzung eines Dritten als Konflikt-
mittler oder, schön deutsch gesagt, eines Mediators ist 
sinnvoll. 

Lassen Sie mich zu den Vorschlägen auf der Voll-
zugs- und der Verfahrensebene exemplarisch einige 
bewerten. Eine Position, die sich wie ein roter Faden 
durch alle Diskussionen durchzieht, ist die, daß schon 
zu Beginn eine obligatorische Antragsberatung 
installiert wird und bei schwierigen und komplexen 
Vorhaben eine Vorantragskonferenz durchgeführt 
wird. Ich halte die Antragsberatung selbst für mittlere 
und manchmal sogar schon für „kleinere" Verfahren 
für unabdingbar. Wenn laut Statistik, die ich genannt 
habe, in Nordrhein-Westfalen 25 % aller Verfahren 
durch unvollständige Antragsunterlagen und Gutach-
ten verzögert werden, wird deutlich, daß hier ein 
nachhaltiger Beratungsbedarf besteht, den wir mögli-
cherweise sogar durch obligatorische Beratung ins 
Gesetz hineinschreiben sollten. 

Zweitens. Im Beteiligungsverfahren mit anderen 
Behörden muß das Sternverfahren als Regelverfahren 
eingeführt werden. Das bedeutet zwar eine Vermeh-
rung der Akten, weil die Behörden nebeneinander 
beteiligt werden und nicht nacheinander, aber dies 
ergibt einen nachhaltigen Zeitgewinn. 

Drittens. Zu weiteren Beschleunigungseffekten 
kann die Leitbehörde Fristen für die Stellungnahmen 
festlegen. Diese Fristen dürfen meines Erachtens aber 
nicht präklusiv, also als Ausschlußfrist, gefaßt sein. 
Man könnte allenfalls die Regelung treffen, daß eine 
Stellungnahme nach einer festgesetzten F rist nur 
dann beachtet werden muß, wenn dies für die Ent-
scheidungsfindung zwingend erforderlich ist. Im übri-
gen werden Fristen häufig deshalb nicht eingehalten, 
weil naturgesetzliche Gründe dagegen sprechen, 
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etwa weil Vegetationsperioden oder andere situati-
onsbedingte lange Zeiträume für die seriöse Abgabe 
von Stellungnahmen eingehalten werden müssen. 

Die Vorstellungen beispielsweise der niedersächsi-
schen Industrie- und Handelskammer Hildesheim/ 
Hannover, die insgesamt von einer Genehmigungs-
fiktion bei Nichteinhaltung von Entscheidungsfristen 
arbeiten will, verkennen die Rechtsstellung von Drit-
ten. Wir können nicht sagen: Wenn du nicht Stellung 
nimmst, wird dein Antrag als genehmigt unterstellt. 
Die Rechtsschutzinteressen der Dritten werden sich 
spätestens im gerichtlichen Verfahren durchsetzen, 
womit wir dann noch viel mehr Zeit verlieren. Deshalb 
ist ein solcher Vorschlag, finde ich, nicht sehr förder-
lich. 

Ich will einige weitere beschleunigende und voll-
zugsfördernde Maßnahmen nur noch nennen; die 
Redezeit geht vorbei: einen ausreichenden Personal-
einsatz, eine weiterreichende Qualifikation etwa 
durch Weiterbildung des Bearbeiters, Vergabe von 
Prüfanträgen an p rivate Dritte, wenn die Behörde 
selber keine Prüfungskapazität hat, stärkere Kontrol-
len der Arbeitsergebnisse durch die Behördenleitung 
usw. Die Darstellung dieser Punkte zeigt, daß neben 
der Diskussion der gesetzlichen und tatsächlichen 
Beschleunigungsschritte auch die tägliche Arbeit in 
den Behörden nicht zu kurz kommen darf. Es gibt 
möglicherweise nichts Schnelleres für die Arbeitserle-
digung, als wenn mit Fleiß, Sachverstand und Zielstre-
bigkeit tatsächlich gearbeitet wird. — Diese Anmer-
kung kann man vielleicht auch zum Asylverfahren 
machen. 

Gleichwohl will ich jenseits der täglichen Behör-
denarbeit noch das bereits genannte zweite Instru-
ment der Verfahrensbeschleunigung in dem Ge-
spräch mit dem Bürger vor dem Verfahren anspre-
chen. Das Leitbild des kooperativen Staates, der ein 
Klima der bereitwilligen Akzeptanz durch Vorinfor-
mation, Vorverhandlung und Kooperation, und nicht 
durch Unterordnung schafft, sollte uns prägen. Natür-
lich müssen wir dabei sorgfältig darauf achten, daß die 
klare Grenze zu einem kungelnden Staat, der jenseits 
der Rechtsposition etwas zu erreichen sucht, nicht 
überschritten wird. 

Beispiele für den Staat, der in Vorverhandlungen 
arbeitet, kennen wir aus unseren Städten genügend. 
Ich will nur ein Beispiel nennen: Die Ausweitung eines 
Gewerbegebietes mit der erforderlichen Ansiedlung 
von Betrieben gegen die gleichzeitig großzügige 
Ausweisung eines Lärmschutzwalls und möglicher-
weise Ausweisung eines Freizeit- und Sportflächen-
bereichs schafft wesentlich höhere Akzeptanz. Ich 
kenne das gerade aus einem konkreten Fall. 

Neben diesen konsensualen Verfahren der Verwal-
tung gibt es bei Großvorhaben jetzt schon die Einrich-
tung eines sogenannten Mediators, eines schon im 
Vorfeld der Konflikte installierten privaten Konflikt-
mittlers. Dieses aus den USA kopierte Verfahren kann 
sich allerdings auch gegen die Behörden selbst rich-
ten. Ich glaube, man wird das in Schleswig-Holstein 
jetzt bei der Frage der Autobahntrasse nach Lübeck 
sehen, daß sich der Mediator plötzlich gegen die 
Trasse ausspricht. Aber das ist eben die Gefahr der 
Installation eines solchen Mediators. Er hat die Auf-

gabe, bereits im Vorfeld Bürgerinitiativen, Behörden 
und andere beteiligte Gruppen an einen Tisch zu 
bitten und eine bestimmte Projektrealisierung vorzu-
bereiten. In dieser Verfahrensweise sehe ich eine 
Chance der Konfliktreduzierung und auch der Ver-
fahrensverkürzung. 

Lassen Sie mich abschließend festhalten: Wir sind 
bereit, tatkräftig mitzuhelfen, Beschleunigungsef-
fekte für Zulassungs- und Genehmigungsverfahren 
aufzuspüren und durchzusetzen, wenn die genannten 
Vorbedingungen der Aufrechterhaltung des mate riel-
len Standards und der Beteiligung der Öffentlichkeit 
erhalten bleiben. 

Diese Essentials gelten im übrigen nicht nur für die 
alten, sondern genauso für die neuen Länder. Wenn 
wir in einigen Verfahren in Ostdeutschland anders 
vorgehen wollen, kann es keinen Grund geben, dies 
nicht auch im Westen zu tun. Die Umweltstandards 
müssen gleich bleiben. 

Es gibt also von uns die Bereitschaft zu schnellem 
und gemeinsamem Handeln. Es gibt aber auch die 
Kontrolle, kein Umweltdumping im Verfahren und in 
der Bürgerbeteiligung zuzulassen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Und nun hat der 
Kollege Dr. Jürgen Starnick das Wort. 

Dr. Jürgen Stamick (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die CDU/ 
CSU- und die F.D.P.-Fraktionsmitglieder haben die-
sen Antrag eingebracht, veranlaßt durch inte rne Dis-
kussionen, weil zunächst immer deutlicher wird, daß 
die Investitionstätigkeit in den neuen Bundesländern 
durch eine Reihe von Investitionshemmnissen behin-
dert wird, von denen Planungs- und Genehmigungs-
verfahren im Umweltschutz nicht auszunehmen 
sind. 

Zwar sind im Einigungsvertrag wesentliche rechtli-
che Voraussetzungen für die Verkürzung der Verfah-
ren für Anlagegenehmigungen in den neuen Ländern 
geschaffen worden, die von diesen Ländern für Ver-
fahrensbeschleunigung auch genutzt werden, Unsi-
cherheiten im Umgang mit dem diesen Ländern 
übergestülpten bundesdeutschen Recht verhindern 
aber vielfach, daß die Beschleunigungsmöglichkeiten 
voll ausgeschöpft werden. Und nicht nur in den neuen 
Bundesländern, sondern auch in den alten Ländern 
erweisen sich Genehmigungsverfahren als Investi-
tionshemmnisse. Ein dreijähriges Genehmigungsver-
fahren für eine komplexe Anlage ist auch in den alten 
Bundesländern keine Seltenheit. Verfahrensbe-
schleunigungen sind also hier gleichermaßen wün-
schenswert, und das wurde auch schon von meinen 
Vorrednern hier gesagt. 

Die auftretenden Verzögerungen sollten deshalb 
für uns als Gesetzgeber Grund genug dafür sein, zu 
prüfen, ob sich die Regelungsdichte unseres bundes-
deutschen Rechts und die Vielzahl der vorgeschriebe-
nen Verfahrensschritte bei Verwaltungsentscheidun-
gen nicht eher als ein Nachteil denn ein Vorteil für den 
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Umweltschutz erweisen. Wir, die Antragsteller, halten 
es für erforderlich, daß möglichst umgehend Voraus-
setzungen für weitere Verfahrensbeschleunigungen 
geschaffen werden. Solche Verfahrensbeschleuni-
gungen, Herr Schütz, sind möglich, ohne die Anforde-
rungen an die Qualität von Behördenentscheidungen 
und -genehmigungen und ohne die Beteiligung der 
Öffentlichkeit in Frage zu stellen. 

Wir wollen mit diesem Antrag deshalb keine wei-
tergehenden Sonderregelungen für die neuen Bun-
desländer erreichen. Wir wollen auch kein Zwei-
Klassen-Umweltrecht in der Bundesrepublik einfüh-
ren. Was wir wollen, ist die selbstkritische Überprü-
fung der Sinnfälligkeit von Regelungen im Immis-
sionsschutz, Abfall-, Wasserrecht, soweit dies in der 
Zuständigkeit des Bundes liegt. Zugleich wollen wir 
den Ländern einen Anstoß geben, die Organisation 
der Verfahrenswege zu überdenken. 

Auch wenn die Organisation der Verfahrensab-
läufe sich unserer Regelungskompetenz entzieht, 
muß hierüber gesprochen werden; denn alle dem 
BMU vorliegenden Stellungnahmen zur Dauer von 
Genehmigungsverfahren in den alten Bundesländern, 
insbesondere auch die Untersuchung der hier schon 
genannten Waffenschmidt-Kommission, haben ge-
zeigt, daß die wesentlichen Ursachen der Verfahrens-
verzögerung im mangelnden Projekt- und Verfah-
rensmanagement durch die Behörden, aber auch 
durch die Antragsteller liegen. Dies bestätigt sich 
inzwischen auch in den neuen Bundesländern, wobei 
die Mängel in der Antragstellung noch deutlicher 
hervortreten. 

Da ich einige Erfahrungen in der politischen Ver-
antwortung für solche Genehmigungsverfahren sam-
meln durfte, ist es mir vielleicht erlaubt, verschiedene 
Wege aufzuzeigen, wie die Länder Genehmigungs-
verfahren beschleunigen können. Ich stimme mit 
Herrn Schütz überein, der gleichermaßen hervorhob, 
es werde viel zu gering eingeschätzt, daß in der Regel 
viele Verzögerungen bereits im Vorfeld einer Antrag-
stellung entstehen. Ein Antragsteller, der nicht weiß, 
was rechtlich und formal erforderlich ist, und sich zu 
spät an die Behörde wendet, legt meistens mangel-
hafte Anträge vor, leitet Fehlplanungen ein und 
verursacht bei sich und den Behörden Kosten und 
Zeitverzug. Man ist deshalb als Genehmigungsbe-
hörde gut beraten, für eine Qualifizierung der Antrag-
steller zu sorgen und eine gute Zusammenarbeit im 
Vorfeld, aber nicht nur da, sondern auch während der 
Genehmigungs- und der Planungsphase anzubieten, 
weil dies im beiderseitigen Interesse zu schnelleren 
Verfahren führen kann. 

Die gravierendsten Verzögerungen — auch hierauf 
hat Herr Schütz schon hingewiesen — entstehen aber 
meistens durch die Mitwirkung anderer Behörden. 
Das Immissionsschutzgesetz hat zwar mit Hilfe der 
Konzentrationsregelung bewirkt, daß eine Hauptge-
nehmigungsbehörde das Verfahren in der Hand 
behält. Die Mitwirkung anderer Behörden ist aber nur 
selten befristet, und die Genehmigungsbehörde muß 
aus diesem Grunde auf den letzten Bummelzug eines 
Mitwirkenden warten. Insbesondere die Wasserbe-
hörden betrachten sich als völlig eigenständige Beur-
teiler eines Genehmigungsverfahrens, so daß es fak-

tisch oft zu zwei hintereinander geschalteten Geneh-
migungsverfahren kommt. Wir als Gesetzgeber wür-
den deshalb gut daran tun, zu erwägen, ob § 13 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes dahin gehend er-
weitert werden sollte, daß die immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung auch die wasserrechtliche 
Erlaubnis und Bewilligung einschließt, vorausgesetzt, 
das Einvernehmen der Wasserbehörde würde herge-
stellt. 

Generell sollte eine Novelle des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes genutzt werden, um zwingende 
Stellungnahmefristen für die zu beteiligenden Behör-
den einzuführen. Ich könnte mir sogar vorstellen, daß 
es ein wirksames Instrument wäre, solche Fristen sehr 
kurz zu bemessen und an Stelle ausführlicher schrift-
licher Stellungnahmen zu protokollierende behör-
deninterne Erörterungstermine anzusetzen oder mit 
Hilfe des Instruments einer Amterkonferenz die 
Gleichzeitigkeit der Stellungnahmen mitwirkender 
Behörden zu erzwingen. Ein solches Verfahren böte 
sich vor allen Dingen für sehr komplexe Genehmi-
gungsverfahren, beispielsweise für Sonderabfallein-
richtungen, -zwischenlager, -beseitigungsanlagen, 
an. 

Es ist auch nicht zwingend notwendig, daß eine 
Genehmigungsbehörde ein Genehmigungsverfahren 
bis zum letzten Detail allein organisiert, strukturiert 
und durchführt. Im vorliegenden Antrag wird vorge-
schlagen, daß für Anlagen, für die nach der Störfall-
verordnung eine Sicherheitsanalyse durchgeführt 
werden muß, die Regelüberprüfung durch Sachver-
ständige dadurch ersetzt werden kann, daß die 
Sicherheitsanalyse bereits im Vorfeld durch einen im 
Einvernehmen mit der Behörde ausgewählten Sach-
verständigen erstellt wird. Auf diese Weise werden 
doppelte Gutachten vermieden. 

Ich möchte einen Schritt weitergehen und anraten, 
zwar nicht mit der inhaltlich-materiellen Beurteilung, 
aber mit der Organisation und Durchführung des 
Verfahrens Dritte zu beauftragen; dies insbesondere 
dann, wenn — wie bei den Umweltschutzbehörden 
der Länder durchaus gängig — Vollzugsdefizite durch 
Personalmangel auftreten. Noch weiter gedacht, wäre 
es nicht abwegig, das Institut eines „Genehmigungs-
notariats" für einfache Genehmigungsfälle einzufüh-
ren. Ein solcher Notar wäre ein vereidigter Sachver-
ständiger, der seine besondere Befähigung zu bewei-
sen hätte und, mit begrenzten Befugnissen ausgestat-
tet, einfache Genehmigungen erteilen kann oder eine 
Vorprüfung der Genehmigungsunterlagen vornimmt. 
Sein Testat könnte der Genehmigungsbehörde genü-
gen, um nur noch wesentliche Teile des Genehmi-
gungsantrages selbst zu prüfen. 

Unabhängig von der Verfahrensorganisation soll-
ten wir als Gesetzgeber uns jedoch für eine Reihe von 
verfahrensbeschleunigenden Änderungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes, des Abfallgesetzes so-
wie des Wasserhaushaltsgesetzes einsetzen. § 15 a 
Bundes-Immissionsschutzgesetz sieht bereits vor, daß 
sich im Interesse der Verfahrensverkürzung in den 
neuen Ländern Genehmigungsbehörden bei ihrer 
Entscheidung auf die Stellungnahme einer Behörde 
aus dem Gebiet der alten Bundesländer stützen kön-
nen. Dies wird insbesondere dann wirksam, wenn 
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bereits eine Genehmigung für eine Anlage gleicher 
Bauart vorliegt. Dieses Instrument der Konvoi-Zulas-
sung sollte ausgebaut werden. Ich meine, daß die hier 
schon angesprochene Bauartzulassung ein generelles 
Modell sein könnte — nicht nur im Immissionsschutz-
bereich —, das uns tatsächlich helfen würde, die 
Genehmigungsverfahren in wesentlichen Schritten zu 
vereinfachen. 

Wir haben eine Reihe von Vorschlägen eingebracht, 
die wir im Ausschuß sicherlich diskutieren werden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 
Auf Grund der Darstellungen des Kollegen Schütz bin 
ich zuversichtlich, daß die Opposition unsere Vor-
schläge beherzt aufgreift — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

Dr. Jürgen Stamick (F.D.P.): — in der Erkenntnis, 
daß eine zu hohe Regelungsdichte durch den Gesetz- 
und Verordnungsgeber effektiven Umweltschutz oft 
mehr behindert als fördert. Ich vertraue auf die kon-
struktive Mitarbeit. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Klaus - Dieter Feige. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Intention des Antrags der Koalitions-
parteien, mehr Umweltschutz durch Beschleunigung 
von Zulassungs- und Genehmigungsverfahren zu 
erreichen, ist zu begrüßen, weil so signalisiert wird, 
daß im Umweltschutz in der Bundesrepublik noch 
einiges zu tun ist. Ich sehe seit Wochen die erwar-
tungsvollen Gesichter meiner Kollegen, in denen sich 
widerspiegelt, das sei nun endlich ein Antrag, bei dem 
nicht einmal mehr DIE GRÜNEN ausweichen könn-
ten. Zugegeben, zunächst erscheint mir dieser Antrag 
sehr verlockend. Er enthält das schöne Wort „Umwelt-
schutz" — und diesen möglichst schnell. 

Mit dem Ziel stimmen wir überein. Ich glaube, daß 
es sicherlich eine Reihe von Ansätzen und Möglich-
keiten gibt, in dieser Hinsicht etwas zu bewegen. 
Wenn man aber ein bißchen an diesem „fetten 
Wurm", den Sie mir hingehalten haben, zieht, dann 
gucken sehr schnell zwei blanke Haken heraus. Der 
eine ist: erhöhtes Umweltrisiko, der zweite — auch 
wenn Herr Schütz das nicht hören wollte —: möglicher 
Demokratieabbau. 

Ich habe den Eindruck, daß es gar nicht darum geht, 
Umweltschutztechnologien schneller einzuführen 
— sondern es geht um Technologien, um Verfahren 
und ähnliches überhaupt —, und daß das vorliegende 
Konzept eigentlich ein Wirtschaftskonzept ist und mit 
Umweltschutz im engeren Sinne überhaupt nichts zu 
tun hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zuhören!) 
Sie schreiben in das Konzept, daß die Umwelt-

schutzanforderungen in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Spitzenposition eingenommen ha-

ben. Das ist schließlich auch notwendig. Denn wir 
gehören als eines der entwickelsten L ander der Welt 
auch zu den Ländern mit  dem höchsten CO2-Ausstoß, 
mit einer enorm hohen FCKW-Produktion und haben 
möglicherweise, wenn ich an den PVC-Bereich 
denke, etliche Entsorgungsaltlasten. Wahrscheinlich 
gibt es genügend Beispiele, bei denen auch die 
Einführung von Umwelttechnologien viel zu lange 
dauert. 

Trotz des erreichten Umweltstandards ist es not-
wendig, weiterhin sehr aufmerksam und sehr vorsich-
tig zu bleiben. Denn ich weiß, wie schwierig es ist, von 
einer einmal eingefahrenen Technologie, einer Pro-
duktionsstätte gar, wieder loszukommen, wenn sich 
bei dem Prüfungsvorgang erhebliche Fehler oder 
Versäumnisse herausgestellt haben. Deshalb denke 
ich, daß auch die Alternativen, die sich aus einem 
Fehlurteil ergeben können, eine weitere gründliche 
und bedenkenswerte Überprüfung der Verfahren not-
wendig machen. Das Risiko sehen wir ja heute, wenn 
wir daran denken, was es kosten wird, wenn wir die 
Atomenergieproduktion einmal einstellen wollen. 
Eine Beschleunigung ist gut, wenn die Sicherheit 
durch Fehlentscheidungen nicht geringer wird. Sie 
muß mindestens gleich sein. 

Sie schreiben: Verfahrensbeschleunigung vor al-
lem bei der Durchführung der Genehmigungsverfah-
ren auch im Behördenbereich, auch bei den Antrag-
stellern. — Gerade zu diesem Thema, das — wie 
Analysen in Niedersachsen ergeben haben — einen 
der Schwerpunkte in diesen Verfahrensschwerfällig-
keiten darstellt, finde ich in diesem Antrag nichts. 

(Dietmar Schütz [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Im einzelnen zu den Vorschlägen im Immissions-
schutzrecht: Die Verlängerung der Betriebsgenehmi-
gung mobiler Anlagen halte ich für eine diskutable 
Grundlage. Aber Einschränkungen des Rechts im 
Bereich der Regelüberprüfung bei Sicherheitsanaly-
sen bedeuten meines Erachtens Sparen am falschen 
Platz. Der Verzicht auf zeitgleich in Auftrag gegebene 
Doppelgutachten bringt keinen zeitlichen Gewinn. 
Das wäre möglicherweise nur ein Unterbinden von 
„Schlechtachten". Ich sehe da jedenfalls ein Sicher-
heitsrisiko. 

Wie die Praxis bei der Genehmigung der vorzeiti-
gen Inbetriebnahme einer bestehenden Anlage aus-
sieht, habe ich als Betroffener in den neuen Bundes-
ländern am eigenen Leib verspürt. Ich kann aus der 
täglichen Praxis in meinem Wahlkreis durchaus 
sagen, wie das aussieht. Da wird z. B. im Schwarzbau

-

verfahren eine große Betonanlage hergestellt, die 
steht dann einfach da. Irgendwann bekommt man das 
raus, und es wird ein Baustopp verfügt. Wissen Sie, 
was dann passiert, in dieser Hoffnungslosigkeit, wenn 
die Menschen Angst um ihre Arbeitsplätze haben und 
das Sicherheitsrisiko außer acht lassen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Alles klar! Das sind keine Schwarzbauten; ich 
wollte das nur an dem Beispiel eines vorzeitigen 
Baubeginns demonstrieren. 

Es gibt ein zweites Beispiel, bei dem per Bundes-
Immissionsschutzverordnung eine Bitumenmischan- 
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lage, direkt vor meiner Haustür, installiert wird. Diese 
ist bereits in einer Phase gebaut, in der noch nicht 
einmal die Anhörungsverfahren und die Einspruchs-
möglichkeiten abgeschlossen sind. Die Anlage ist 
bereits fix  und fertig. Wenn wir glauben, daß wir damit 
etwas gewonnen haben, dann irren wir. Denn wir 
verlieren in einem erheblichen Maße an Glaubwür-
digkeit, an Vertrauen in die Möglichkeiten unserer 
Demokratie. Ich denke, daß das Risiko, das wir gerade 
in den neuen Ländern in der Hinsicht eingehen, 
erheblich ist. 

Ich will nun gar nicht mehr zu den Dingen, die im 
Kapitel „Abfallrecht" aufgeführt sind und die teil-
weise sehr stark die Federführung des Bundesver-
kehrsministeriums vermuten lassen — ich sage nur: 
Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz —, 
Stellung nehmen. Ich nehme diesen Antrag lediglich 
als Startschuß für ein Gespräch. Viele der Positionen 
sind nicht geeignet, irgend etwas zu bewegen. Wenn 
sie denn einen Sinn haben sollen, dann vielleicht den, 
uns dazu zu hören. Im übrigen müssen wir aufpassen, 
daß wir die Glaubwürdigkeit unserer Arbeit mit sol-
chen Anträgen nicht weiter in Frage stellen. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Peter Paziorek. 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lieber Klaus-Dieter Feige, 
es wäre sehr schön, wenn die GRÜNEN erkennen 
würden, daß es uns als die politisch Schwarzen bei 
diesem Antrag nicht darum geht, Schwarzbauten zu 
fördern. Uns geht es in der Tat vielmehr darum, die 
Frage der Beschleunigung von Zulassungs- und 
Genehmigungsverfahren für die Zukunft zu einer 
Schlüsselfrage unserer Umweltpolitik zu erklären. 
Insofern besteht ein ganz gewaltiger Unterschied zu 
den Vermutungen, die Sie hier vorhin geäußert 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Umweltschutzgesetzgebung hat im interna-
tionalen Vergleich einen hohen Standard. Dies ist 
zum Schutz der Menschen und der Natur notwendig, 
da unser Land bei einer sehr dichten Besiedelung 
einen hohen Industrialisierungsgrad aufweist. Dieser 
Umstand hat uns sicherlich zu Recht in eine Vorreiter-
rolle gebracht. 

Aber es kann auch eine andere Seite beschrieben 
werden: Die Konjunkturindikatoren zeigen an, daß 
unsere Wirtschaft nur noch in begrenztem Maße 
wächst. Wir müssen uns fragen: Bleibt Deutschland 
nach der Wiedervereinigung ein attraktiver Wirt-
schaftsstandort? Was müssen wir tun, um unsere 
Stellung als eine der größten Exportnationen in der 
Welt zu verteidigen? 

Bei der Beantwortung dieser Fragen kommt der 
Ausgestaltung der Genehmigungsverfahren eine 
große Bedeutung zu. Wer z. B. von ausländischen 
Unternehmern wissen will, was sie von Investitionen 
in Deutschland abhält, dem werden neben der Steu-

erfrage die zu hohe staatliche Regelungsdichte und 
vor allem die zu langen und zu komplizierten Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren insbesondere 
für größere, risikoreiche Investitionsprojekte genannt. 
Diesen Hinweisen, lieber Klaus-Dieter Feige, müssen 
wir nachgehen. 

Herr Schütz, uns geht es auch nicht darum, das Kind 
mit dem Bade auszuschütten. Uns geht es darum, das 
erreichte Umweltschutzniveau zu halten. Deshalb ist 
es wichtig, unser Verfahrensrecht dem heutigen 
Stand der Umweltschutztechnologie anzupassen. 

Wenn wir die Aufgabenstellung so begreifen, dann 
ist klar, daß es sich bei dem Antrag der CDU/CSU 
nicht um einen Opfergang in Sachen Umweltpolitik 
zugunsten der Ökonomie handelt. Vielmehr soll end-
lich unnötiger Ballast in den Genehmigungsverfahren 
abgeworfen werden. Das ist unsere Zielrichtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser Umwelt- und Immissionsschutzrecht ist noch 
vom wissenschaftlichen Sachstand der 60er und 70er 
Jahre, also aus der Zeit, in der wir beide Jura studiert 
haben, Herr Schütz, geprägt. Danach war auch jede 
größere industrielle und gewerbliche Anlage auf ihre 
Umweltverträglichkeit hin zu überprüfen. Dies war 
damals eine völlig richtige rechtspolitische Weichen-
stellung, aber wir leben nun im Jahre 1992. Zwischen-
zeitlich hat sich die Umweltschutztechnologie in 
Deutschland in einem solch starken Maße weiterent-
wickelt, daß es bei vielen neuartigen Anlagen offen-
kundig ist, daß sie gegenüber dem bisherigen Anla-
genstandard eine wesentlich geringere Beeinträchti-
gung der Umwelt mit sich bringen. Jeder Einbau einer 
solchen neuen Anlage und Technik setzt aber immer 
noch ein Genehmigungsverfahren voraus, als ob es 
diese neue Umwelttechnologie überhaupt nicht 
gäbe. 

Vor kurzem sagte mir ein mittelständischer Unter-
nehmer aus Westfalen, die Gewerbeaufsicht habe ihm 
in einem Vorgespräch — Herr Starnick, im Vorfeld der 
Antragstellung — bestätigt, daß die von ihm beabsich-
tigte Investition in einen Teilbereich seiner Produkti-
onsanlage eine Umweltentlastung von nahezu 80 % 
erbringe. Seitens der Gewerbeaufsicht sei ihm aber 
dann erklärt worden, auf Grund der strengen Vor-
schriften der §§ 15 ff Bundes-Immissionsschutzgesetz 
könne von der vollständigen Einreichung der 
Antragsunterlagen nicht abgegangen werden. Meine 
Frage: Warum reicht in einem solchen Falle nicht eine 
bloße Anzeige des Einbaus eines neuen Filters aus, 
wenn vorab durch eine Bauartzulassung die Umwelt-
verträglichkeit schon nachgewiesen worden ist? 

Was wir brauchen sind Rahmenbedingungen für 
eine effiziente Umweltinfrastruktur. Dazu gehören 
auch rechtliche Rahmenbedingungen, die erhebliche 
Beschleunigungen in den Genehmigungsverfahren 
bewirken. Unser Verfahrensrecht darf nicht zu einer 
umweltpolitischen Selbstblockade führen. Hier gilt es, 
die traditionellen Instrumente der Umweltpolitik und 
die Verfahrensweisen bei umweltrelevanten Pla-
nungsabläufen rigoros zu durchforsten. 

Aus meiner Sicht ist unser Antrag mehr als ein 
Gesprächsangebot, Herr Feige. Dieser Antrag ist ein 
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erster, aber notwendiger und richtiger Schritt in die 
richtige Richtung. 

Der Bundesrat hat sich in seiner Sitzung am 10. Juli 
mit dieser Problematik befaßt. Wenn ich mir hierzu 
noch einmal die pressewirksamen Einlassungen unse-
res nordrhein-westfälischen Umweltministers Mat-
thiesen vor Augen führe und mir dann anschaue, was 
der Bundesrat vor kurzem an Vorschlägen zur 
Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens be-
schlossen hat, dann gilt für mich der Satz: Es reicht 
nicht aus, den Mund zu spitzen; im Bundesrat, in den 
Ländern und insbesondere in Nordrhein-Westfalen 
muß in dieser Frage auch gepfiffen werden. 

So sehe ich überhaupt keine konsequente Linie, 
wenn der Umweltminister des L andes Nordrhein-
Westfalen öffentlichkeitswirksam bei Neujahrsemp-
fängen der Industrie- und Handelskammern  — bei 
einer solchen Veranstaltung war ich Anfang dieses 
Jahres selbst zugegen — die Vollzugsdefizite auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes in seinem eigenen Land 
mit dem lapidaren Hinweis überspielt, immer mehr 
Personal für den Vollzug, immer kompliziertere 
Gesetze könnten nicht die richtige Antwort sein. So 
Umweltminister Matthiesen zu dieser Frage. 

(Franz Müntefering [SPD]: Jetzt reizen Sie 
mich nicht! Der Matthiesen ist gut!)  

Sie haben vorhin gesagt, daß die vorliegenden 
Daten nicht direkt interpretiert werden könnten. Aber 
Herr Matthiesen selbst hat schon eine Schlußfolge-
rung für seine eigene Politik gezogen. Angesichts 
dessen verstehe ich nicht, daß die Vertreter des 
Landes Nordrhein-Westfalen einige Monate später 
bei den Beratungen über die Beschleunigung der 
Genehmigungsverfahren im zuständigen Bundes-
rats-Ausschuß schon bei den ersten Gehversuchen 
zum Rückzug blasen. 

Auf der Grundlage eines Antrags des Freistaates 
Bayern hat sich der Bundesrat mit einigen Vorschlä-
gen zur Beschleunigung befaßt. Ergebnis dieser Bera-
tung war: Von fünf konkreten Anliegen sind letztlich 
nur zwei unterstützt worden. Zum Opfer fiel die 
Einführung einer Prognose zur Genehmigungsfähig-
keit des Vorhabens schon zu dem Zeitpunkt, in dem 
alle Unterlagen vollständig eingereicht sind. Zum 
Opfer fiel die bloße Anzeigepflicht für umweltverbes-
sernde Anlagenänderungen. Der Ausschuß war der 
Ansicht, das behördliche Prüfungsverfahren sei not-
wendig, um festzustellen, ob die Einrichtung auch 
tatsächlich der Verbesserung dient. Zum Opfer fiel die 
Anzeigepflicht bei standardisierten Anlagen. Hierzu 
gab der Ausschuß als Begründung an, das Bundes-
Immissionsschutzgesetz kenne keine Kategorie an-
zeigepflichtiger Anlagen. Ich frage: Warum ist die 
Mehrheit des Bundesrates nicht auf die Idee gekom-
men, diese neue Kategorie einzufordern? 

Wir brauchen Deckungsgleichheit zwischen den 
Reden der Vertreter der Landesregierung NRW auf 
Neujahrsempfängen der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaft und dem konkreten Handeln bei der 
gesetzgeberischen Tätigkeit im Bundesrat. Ein Ver-
harren in bisherigen Positionen — z. B. bei Behinde-
rung von Umweltschutztechnologien — halte ich nicht 
für richtig. Es muß Ziel der Gesetzgebungsnovellie-

rung sein, für weitgehend standardisierte Anlagen 
und für wesentliche Anlagenänderungen, die die 
bestehende Immissionssituation ausschließlich ver-
bessern, ein Anzeigeverfahren einzuführen. 

Wenn wir die Genehmigungsverfahren nicht in 
diesem Sinne verkürzen und umweltverbessernde 
Investitionen nicht schneller ermöglichen, hätten wir 
ein ökologisches Eigentor mit negativen Auswirkun-
gen auf den Umweltschutz und unsere Volkswirt-
schaft geschossen. Um dieses Eigentor zu verhindern, 
fordere ich Sie auf, auch Sie, Klaus-Dieter Feige, 
unserem Antrag zuzustimmen. Ich begrüße es aus-
drücklich, daß Sie, Herr Schütz, für Ihre Fraktion eine 
konstruktive Zusammenarbeit im Ausschuß angekün-
digt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Der Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Profes-
sor Dr. Klaus Töpfer, hat das Wort. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Bun-
desregierung und der Bundesumweltminister begrü-
ßen diesen Antrag ganz nachhaltig. Ich darf hinzufü-
gen: Ich begrüße auch diese Debatte und die Art 
dieser Debatte sehr. Man ist nämlich nicht der Versu-
chung erlegen, die Verkürzung der Dauer der Geneh-
migungsverfahren mit dem deutschen Einigungspro-
zeß zu begründen. Dies ist kein Thema der jungen 
Bundesländer, sondern es ist mehr ein Thema der 
alten Bundesländer, ja der Bundesrepublik Deutsch-
land insgesamt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir dürfen in der Öffentlichkeit nicht den Eindruck 
erwecken, als müßte jetzt zur schnellstmöglichen 
Durchführung von Investitionen in den jungen Bun-
desländern etwas beseitigt werden, was wir uns im 
Westen vorher an  Luxus geleistet haben. Dies wäre 
ein falsches Signal. Ich bin dankbar, daß hier niemand 
ein solches Signal gesetzt hat. 

Ich glaube, wir sollten uns wirklich darin einig sein, 
nicht der Versuchung erliegen zu dürfen, demjenigen, 
der sagt, wir müßten Vorhaben schneller genehmi-
gen, so etwas wie einen Anschlag auf den Umwelt-
schutz vorzuwerfen. Wenn wir diesen Eindruck 
erwecken, dann erreichen wir nämlich sehr schnell 
wieder etwas, was wir verhindern wollten, nämlich 
daß dort Verdächtigungen ausgestreut werden, wo 
wir Vertrauen wecken wollten. Das, was Herr Kollege 
Schütz über die Beteiligung der Öffentlichkeit gesagt 
hat, setzt unglaublich viel Vertrauen voraus. Wenn 
wir uns wechselseitig das Vertrauen absprechen, 
indem wir sagen, derjenige, der für eine Beschleuni-
gung eintrete, sei derjenige, der weniger Umwelt-
schutz be treiben wolle, dann sind wir wieder in 
denselben Schützengräben, aus denen wir gerade 
herauskommen wollten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klaus-Dieter Feige 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 
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— Herr Kollege Feige, Sie haben gerade „Große 
Koalition" dazwischengerufen: Ich möchte nicht eine 
Große Koalition, ich möchte hier eine Allparteienko-
alition haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Ich sage Ihnen ganz schlicht und einfach: Die brau-
chen wir wohl auch. Wir brauchen sie, weil alles das, 
was hier zu diskutieren sein wird, nur mit der Zustim-
mung des Bundesrates, also mit den Ländern, 
gemacht werden kann. Der Bund hat nur ganz geringe 
Vollzugskompetenzen. Eine davon haben wir nur 
mittelbar. Die wird morgen in einem Genehmigungs-
verfahren für die Grube Konrad ihren Ausdruck 
finden. Alleine das einmal zu verfolgen wäre schon 
ein hinreichender Anlaß, um zu fragen, wie Genehmi-
gungsverfahren eigentlich umfunktioniert werden 
können. Und ich füge mit aller Sachlichkeit hinzu: Wir 
sollten uns hinterher wirklich hinsetzen und aufarbei-
ten, wie ein Erörterungstermin in einem Genehmi-
gungsverfahren ganz anderen Zielen zugeordnet wird 
als der sachlichen Prüfung des Für und Wider einer 
Investition. 

Also, wir brauchen den Konsens mit den Bundeslän-
dern. Deswegen habe ich mit größtem Nachdruck, 
wenn Sie so wollen, Vorfeldarbeit betrieben. Wir sind 
in die Umweltministerkonferenz gegangen. Wir 
haben das nicht in der großen Runde gemacht, son-
dern wir haben uns zu dem sogenannten „Kaminge-
spräch" zusammengesetzt und gesagt: Laßt uns ein-
mal, ohne daß gleich die Öffentlichkeit darüber her-
fällt, positiv oder negativ, abklären, was möglich ist. - 
Das hat noch nicht zu durchschlagenden Erfolgen 
geführt. 

Ich gebe auch zu, Herr Kollege Paziorek, daß ich die 
Entwicklung des bayerischen Antrages im Bundesrat 
mit Sorge verfolgt habe; das, was als sinnvoller Antrag 
hineingegangen ist, und das, was am Ende herausge-
kommen ist, läßt mich im Augenblick nicht sehr 
hoffnungsfroh sein. Aber ich gebe die Hoffnung nicht 
auf. Deswegen argumentiere ich auch so nachhaltig 
dafür, daß wir nicht nur auf der Ebene des Bundes hier 
eine Allparteienzusammenarbeit bekommen, son-
dern daß wir sie dann auch vor Ort haben; denn, seien 
wir doch ehrlich, viele Verfahren sind in der Öffent-
lichkeit auch dadurch in Frage gestellt worden, daß 
man der Verlockung nicht widerstehen konnte, sich 
durch große Forderungen vor Ort dort den schnellen 
Beifall vor Ort zu holen — und das auf Kosten der 
jeweils dort Regierenden. Ich sage das mit Offenheit 
nach beiden Seiten. Hier brauchen wir wirklich ein 
Stück Ehrlichkeit. 

Stichwort: Mitarbeiter im Genehmigungsverfah-
ren: Es ist ein kleiner Vorteil, wenn der Bundesum-
weltminister auch einmal Landesumweltminister, 
Staatssekretär in einem Bundesland, also auch 
Genehmigungsbehörde war. Meine Damen und Her-
ren, die Beschleunigung von Genehmigungsverfah-
ren hat viel mit der Ausstattung der Behörden, besse-
rer Ausbildung, weiterführender Ausbildung und 
neuen Stellen zu tun. All das ist richtig. Sie hat aber 
auch damit zu tun, daß wir unseren Beamten die 
richtigen Signale geben. 

Wir müssen den Beamten auch das Signal geben, 
daß sie dann, wenn sie einmal einen Ermessensspiel-

raum durch eine Entscheidung genutzt haben und 
dadurch Schwierigkeiten bekommen, nicht die Ange-
klagten sind, sondern daß wir die politische Verant-
wortung dafür übernehmen. Auch das sage ich mit 
allem Nachdruck. Ein Beamter, der im Fall einer 
solchen Entscheidung weiß, daß er hinterher dafür 
strafrechtlich verantwortlich gemacht werden kann, 
und der weiß, daß gar nicht mehr die Möglichkeit 
gegeben ist, dies verwaltungsrechtlich zu überprüfen, 
wird zusätzlich zwei, drei Professoren heranziehen, 
um weiter zu überprüfen, und nicht entscheiden. 

Die Erhaltung der Entscheidungsfähigkeit ist nun 
einmal bei aller Notwendigkeit demokratischer Teil-
habe erforderlich. Wer glaubt, demokratische Teil-
habe sei so zu verstehen, daß nur etwas gemacht 
werden kann, wenn alle zustimmen, wird natürlich zu 
einer Paralysierung kommen. Wir müssen nun einmal 
zwischen unterschiedlichen Interessen entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das hat dann weniger mit Rechtsvorschriften als 
vielmehr mit dem Selbstbewußtsein derer, die ent-
scheiden, etwas zu tun. Deswegen plädiere ich sehr 
nachhaltig dafür, daß wir uns vor diese Beamten 
stellen. Respekt vor den vielen Beamten in den 
Gewerbeaufsichtsämtern, meine Damen und Herren, 
die genau wissen, daß all das, was sie wirklich einmal 
entschieden haben, ihnen — bis in die Lokalzeitung 
hinein, in unglaublicher Direktheit — zugeordnet 
wird. Lassen Sie uns diese Beamten würdigen und 
nicht immer nur kritisieren. Ich halte das für ganz 
wichtig. 

Meine Damen und Herren, wenn über Personal 
gesprochen wird, dann muß man auch über das 
Personal der Antragsteller sprechen. Die Waffen-
schmidt-Kommission hat uns diese Problematik deut-
lich gemacht. Natürlich ist hierbei auch die Kompli-
ziertheit der Unterlagen angesprochen, richtig. Der 
Antragsteller wird überfordert, wenn die Anforderun-
gen an die Unterlagen zu hoch sind. Das ist ein 
Teufelskreis. Das wird um so mehr der Fall sein, je 
kleiner ein Unternehmen ist. Deswegen ist ein kom-
pliziertes Genehmigungsverfahren eine konzentra-
tionsfordernde Veranstaltung. Es ist mittelstands-
feindlich; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

denn das Großunternehmen kann sich im Zweifel 
immer die spezialisierte Genehmigungsabteilung lei-
sten, die die Verfahrensanforderungen bis ins letzte 
hinein nachvollziehen kann. Aber der kleine Hand-
werksmeister, der mittelständische Unternehmer, 
kann das eben nicht. Deswegen ist es eine Notwen-
digkeit der Mittelstandspolitik, Genehmigungsver-
fahren für den Antragsteller überschaubarer zu 
machen. Ich sage das wirklich mit großem Nach-
druck. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sollten diese Dinge auch im Zusammenhang 
sehen. Ich sage das noch einmal, Herr Feige, damit es 
nicht immer gleich diese Unterstellung gibt: Der will 
schneller genehmigen, also ist er nur wirtschafts-
freundlich. 
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Nebenbei: Manchmal ist es gar nicht so schlecht, 
wenn wir uns auch einmal fragen, wie es mit der 
Wirtschaftsverträglichkeit unserer Umweltpolitik ist, 
und nicht nur immer, wie es mit der Umweltverträg-
lichkeit unserer Wirtschaftspolitik ist; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
denn auch der Umweltpolitiker, meine Damen und 
Herren, kann jede Mark immer nur einmal einsetzen. 
Nein, ich muß das Rationalitätsprinzip auch in der 
Politik des Umweltministers gelten lassen und darf 
nicht meinen, wenn ich viel Input habe, wenn ich 
lange genehmige, ist dem schon Genüge getan. 

Ich halte es für wichtig, daß wir unterstreichen, was 
die Antragsteller dieser Entschließung gefordert 
haben: mehr Umweltschutz durch kürzere Genehmi-
gungsverfahren. 

Meine Damen und Herren, ich habe vor nicht langer 
Zeit in Rositz, Kreis Altenburg, in Thüringen an einer 
unglaublichen Altlast gestanden, einem Teersee mit 
phenolhaltigen Rückständen aus der Braunkohlever-
schwelung, 300 000, 350 000 m3. Wir haben vorher, 
lieber Ulli Klinkert, in Zerre und Terpe bei der ESPAG 
gestanden. In Sommerzeiten, wenn die Sonne auf 
diesen Teersee scheint, ist eine Ausgasung vorhan-
den, die gnadenlos Belastungen bewirkt. Um dies 
wegzubekommmen, brauchen wir eine Hochtempe-
raturverbrennungsanlage nach dem neuesten Stand 
der Technik. Natürlich wird auch diese Anlage nie 
eine Null-Emission haben. Aber wenn ich diese mit 
den jährlichen Emissionen durch die Sonneneinstrah-
lung auf den Teersee vergleiche, dann bedeutet die 
Errichtung einer solchen Anlage eine so massive 
Entlastung der Menschen und des Standortes sowie 
eine Chance für die Zukunft dieser Region, daß es eine 
wirkliche Unterlassung wäre, würden wir eine solche 
Anlage nicht einigermaßen schnell genehmigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das ist doch mehr Umweltschutz. Das gilt nicht nur 

für Zerre, Terpe und Rositz, sondern das gilt auch für 
ähnliche Anlagen. Sprechen Sie doch mit dem Kolle-
gen Matthiesen und anderen, die Altlasten haben und 
sagen, wir könnten sie mit vernünftigen Anlagen 
beseitigen, aber es dauert eben sechs, sieben, acht 
Jahre, bis eine solche Anlage genehmigt ist. 

Deswegen ist es richtig, über Entrümpelung nach-
zudenken. Jeder einzelne kleine Schritt war in sich 
immer gut begründet. Aber nach 40 Jahren merkt 
man, daß es in der Summe sich entgegenstehende und 
den Umweltschutz wirklich behindernde Konstella-
tionen gibt. Lassen Sie uns über Entbürokratisierung 
nachdenken, damit wir uns nicht Umweltkosten vor-
halten lassen müssen, wo eigentlich Bürokratiekosten 
abzubauen wären. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Abgeordnete Phi-
lipp, Sie haben das Wort. — Verzeihung, Frau Kolle-
gin, ich muß nur an die Adresse derer, die ein 
erstauntes Gesicht machen, sagen, daß die Kollegin 
Philipp von ihrer Gruppe — sonst war niemand da — 
nicht gemeldet worden war. Sie hat sich aber vorbe-
reitet. Sie ist relativ neu im Bundestag und wußte 

nicht, wie der Vorgang ist. Deshalb kam sie ein 
bißchen spät. 

Bitte sehr. 

Ingeborg Philipp (PDS/Linke Liste): Ich bitte um 
Entschuldigung, daß diese Panne passiert ist. Das 
nächste Mal wird es nicht geschehen. 

Die im Antrag vorgegebene Zielstellung, nämlich 
mehr Umweltschutz durch Beschleunigung von 
Zulassungs- und Genehmigungsverfahren, sollte ver-
wirklicht werden; denn in der Tat sind die Genehmi-
gungsverfahren sehr arbeits- und zeitaufwendig. 
Allerdings darf die Qualität der erforderlichen Vorbe-
reitungsarbeit nicht gemindert werden. Umwelt-
schutz muß heute auch Sache der Öffentlichkeit sein. 
Im Antrag wird die Beteiligung der Öffentlichkeit 
wohl verbal genannt, aber praktisch nicht ausge-
führt. 

Nach unserer Ansicht sollte ein eigener Abschnitt IV 
zur Beteiligung der Öffentlichkeit eingearbeitet wer-
den. Damit soll erreicht werden, daß durch die Mit-
wirkung der Bürger und Bürgerinnen eine differen-
zierte Erfassung aller Standortdaten gewährleistet 
wird. Sie kennen z. B. die Bedingungen des Mikrokli-
mas besser als die Behörden, und sie können Hinweise 
der Naturschutzverbände in praktische Vorschläge 
umsetzen. 

Deshalb fordern  wir grundsätzliche Beteiligung von 
Bürgerinnen und Bürgern an allen wirtschaftlichen 
und infrastrukturellen Vorhaben, Verbesserung der 
Mitwirkungsrechte einzelner, erleichterten Zugang 
zu Rechtsmitteln, Offenlegung von Umweltdaten und 
Emissionen durch die Firmen, umfassende Informatio-
nen durch entsprechende Umweltberichte mit aufbe-
reiteten Daten durch die Gebietskörperschaften, 
Akteneinsicht für jede Frau und jeden Mann, umfas-
sende Umweltverträglichkeitsprüfungen im Zuge 
eines vorausschauenden Umweltschutzes. 

Wir gehen davon aus, daß der mündige Bürger und 
die mündige Bürgerin sich nicht verweigern, wenn es 
um ökologisch sinnvolle Neubauten und Nachrüstun-
gen bestehender Anlagen geht. 

Der auf Seite 2 mit dem ersten Anstrich genannte 
Grundsatz, der die Genehmigungsbehörde darauf 
verweist, sich bei der Entscheidungsfindung auf eine 
Stellungnahme einer Behörde auf dem Gebiet der 
alten Bundesländer zu stützen, sollte in Richtung der 
Eigenverantwortung der Genehmigungsbehörde 
verändert werden. Wir schlagen folgenden Text 
vor: 

Die Genehmigungsbehörde entscheidet eigen-
verantwortlich. Sie kann sich bei ihrer Entschei-
dung auf eine Stellungnahme einer Behörde auf 
dem Gebiet der alten Bundesländer stützen. 

Im Vorspann wird betont, daß die Bundesrepublik 
Deutschland mit ihren anspruchsvollen Umwelt-
schutzanforderungen weltweit eine Spitzenposition 
einnimmt. Uns berühren solche Suggestivaussagen 
immer etwas peinlich. Das größer gewordene 
Deutschland sollte Bescheidenheit erkennen lassen. 
Mehr tun als sagen ist immer besser, auch für das 
eigene innere Wohlbefinden. 
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Ich mußte in diesem Zusammenhang an  ein vielge-
sungenes Kinderlied der vergangenen Jahre den-
ken: 

Und nicht über und nicht unter 
anderen Völkern woll'n wir sein, 
von der See bis zu den Alpen, 
von der Oder bis zum Rhein. 
Und weil wir dies Land verbessern, 
lieben und beschirmen wir's, 
und das liebste mag's uns scheinen, 
so wie anderen Völkern ihr's. 

In diesem Sinne werden wir von der PDS aus alle 
Arbeit, die getan werden muß, unterstützen. 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich die Sitzung für eine kurze Mittagspause 
unterbreche, müssen wir die Vorlage auf Drucksache 
12/2947 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse überweisen. Sind Sie damit einverstan-
den? — Das ist der Fall. Die Überweisung ist beschlos-
sen. 

Wir treten um 14.00 Uhr wieder zusammen. Dann 
steht die Fragestunde auf der Tagesordnung. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 
(Unterbrechung von 13.33 Uhr bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Hans Klein: Wir fahren fort in der 
unterbrochenen Sitzung. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/3269 —

Zunächst den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft. 

Zur Beantwortung der Fragen ist der Parlamentari-
sche Staatssekretär Dr. Erich Riedl erschienen. 

Bei der Frage 25 des Abgeordneten Kubatschka, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär, wird um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Frage 26 hat der Kollege Friedhelm Julius Beucher 
gestellt: 

Welchen Einfluß nimmt die Bundesregierung auf deutsche 
Touristen in der Antarktis im Hinblick auf die Gefährdung dieses 
hochempfindlichen Öko-Systems? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Dr. Erich Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft: Danke, Herr Präsident. 

Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat zur 
Zeit keine Einflußmöglichkeiten auf deutsche Touri-
sten in der Antarktis. Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist Unterzeichner des Umweltschutzprotokolls 
zum Antarktis -Vertrag, dessen Umsetzung in natio-
nales Recht gegenwärtig vorbereitet wird. Dies ist 
auch der Grund dafür, daß eine unmittelbare Einfluß-
nahme im Augenblick noch nicht möglich ist. 

Auf der letzten Tagung der Konsultativstaaten des 
Antarktis-Vertrages hier in Bonn unterbreiteten 
Deutschland und Japan gemeinsam einen Vorschlag 
zur Einsetzung eines Ausschusses, der sich mit Pro-
blemen im Zusammenhang mit nicht offiziellen Besu-

chen, darunter kommerzieller Tourismus und Aben-
teuertourismus, in der Antarktis befassen soll. Dieser 
Ausschuß wird bei der nächsten Tagung der Konsul-
tativstaaten des Antarktis-Vertrages im November 
dieses Jahres in Venedig seine Arbeit aufnehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, halten Sie es nicht für sinnvoll, daß die Bundesre-
gierung, nachdem sie am 3. Oktober 1991 das Proto-
koll zum Antarktis-Vertrag betreffend den Umwelt-
schutz mitgezeichnet hat, bereits vor einer verbindli-
chen rechtlichen Regelung Einfluß dergestalt nimmt, 
daß sie Verhaltensmaßregeln festlegt, daß sie Kon-
takte mit Tourismusorganisationen aufnimmt und 
Informationen herausbringt, daß der zunehmende 
Tourismus in diesem empfindlichen Ökosystem dort 
s trikt reglementiert und minimiert wird? 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte. 

Dr. Erich Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeord-
neter, ich kann diese Frage nachhaltig mit Ja beant-
worten. Wenn Sie gestatten, Herr Präsident, kann ich 
dies vielleicht noch mit einigen Informationen anrei-
chern. 

Wie gesagt, zur Zeit wird dieses Abkommen von 
den Unterzeichnerstaaten in nationales Recht umge-
setzt. Insbesondere wird in Verhandlungen mit der 
Branche schon vor Inkrafttreten der entsprechenden 
Vereinbarungen, so wie Sie es zum Ausdruck 
gebracht haben, nachhaltig darauf hingewirkt, daß 
Beeinflussungen negativer Art durch Touristen jed-
weder Art so gut wie minimiert werden. 

Der Antarktis-Tourismus ist für die deutsche Touris-
muswirtschaft nicht von überragender Bedeutung 
— er spielt eine gewisse Rolle —, und er wird von 
wenigen spezialisierten, aber sehr verantwortungsbe-
wußten Reiseveranstaltern angeboten. Nach Aus-
kunft der Reisebranche, die die Bundesregierung 
eingeholt hat, werden die Touristen an Bord entspre-
chender Schiffe über das ökologische System der 
Antarktis informiert und zu umweltverträglichem 
Verhalten bei Landgängen aufgefordert. Das erfolgt 
nachhaltig. Grundlage für die Verhaltensregeln sind 
die Anforderungen des Scientific Committee of 
Antarctic Research und der Antarktis-Vertragsstaa-
ten. 

Man kann natürlich nicht jedem Touristen einen 
Polizisten mitschicken. Aber Ihre Anfrage hier im 
Deutschen Bundestag, die nach draußen hoffentlich 
umgesetzt wird, bezeugt das große Interesse auch des 
Parlaments und der Bundesregierung daran, daß der 
offensichtlich noch einzige Fleck auf der Welt, der 
völlig oder so gut wie völlig unberührt ist, nämlich die 
Antarktis, nicht das gleiche Schicksal erfährt wie so 
viele Berge in den bayerischen oder österreichischen 
Alpen, die vom Massentourismus schon sehr beein-
trächtigt sind. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr gut! Staatstra

-

gend!) 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Beucher, Sie möch-
ten keine zweite Zusatzfrage stellen? — Dann nur die 
kleine Bemerkung an die Adresse des Kollegen Riedl: 
Selbstverständlich gestattet der Präsident eine Ant-
wort, um anreichernde Informationen zu erhalten. Es 
ist ja der Sinn dieser Fragestunde, das Haus seitens 
der Regierung zu informieren. 

Dr. Erich Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
da Sie mir vor der Sitzung empfohlen haben, ich solle 
mich hier anständig benehmen, war ich sehr vorsich-
tig. 

(Heiterkeit — Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: 
Jetzt kommt es heraus!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich glaube, diese Bemer-
kung ist fast nicht zulässig. 

(Heiterkeit) 
Ich rufe die Frage 27, die ebenfalls unser Kollege 

Friedhelm Julius Beucher gestellt hat, auf: 
Wird die Bundesregierung nach amerikanischem Vorbild ein 

jährliches Treffen der deutschen Reiseveranstalter, Regierungs-
angehörigen, Wissenschaftler und Umweltschutzorganisationen 
einberufen und darauf drängen, daß unabhängige Beobachter 
auf den Kreuzfahrtschiffen mitfahren können? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Erich Riedl, Parl. Staatssekretär: Danke schön, 
Herr Präsident. 

Herr Abgeordneter, die Bundesregierung bemüht 
sich natürlich nachhaltig um ein international abge-
stimmtes Vorgehen zum Schutz der in der Tat sehr 
leicht verletzlichen Umwelt in der Antarktis. Ein 
entscheidender Schritt in diese Richtung waren — ich 
darf das wiederholen — der Abschluß und die Zeich-
nung des Umweltschutzprotokolls zum Antarktis-
Vertrag vorn 4. Oktober 1991 in Madrid, das Möglich-
keiten auch für Inspektionen vorsieht. Dann muß man 

 allerdings wieder aufpassen, daß die Inspekteure 
nicht mehr Schaden anrichten als bei einem völligen 
Unberührtbleiben der Antarktis. 

Die Bundesregierung wird sich auf der bevorste-
henden Tagung der Konsultativstaaten des Antarktis-
Vertrages dafür einsetzen, daß Vereinbarungen über 
ein international abgestimmtes Vorgehen im Bereich 
der nicht offiziellen Besuche in der Antarktis in einem 
Anhang zum Umweltschutzprotokoll ge troffen wer-
den. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, bitte. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Sie haben jetzt die 
Frage nicht beantwortet, ob Sie ein Treffen einberufen 
werden und ob Sie mit den Be troffenen sprechen. Sie 
haben davon gesprochen, daß Sie mit den Staaten 
zusammenkommen. Die Frage ging in die Richtung, 
ob Sie die Reiseveranstalter, die Wissenschaftler und 
Umweltschutzorganisationen zusammenholen. 

Dr. Erich Riedl, Parl. Staatssekretär: Ja natürlich, wir 
tun das, Herr Abgeordneter. Das sind eigentlich die 
relativ leichten Gesprächspartner. Schwieriger ist es, 
mit Leuten zu sprechen, die einen Forschertrieb in sich 
haben. Ich will jetzt einmal keine Namen nennen; 
aber Sie erinnern sich sicher an  diejenigen, die auch 

schon im Himalaya waren und dort sehr spektakuläre 
Expeditionen gemacht haben. Sie machen das gleiche 
natürlich auch in der Antarktis. 

Mir wäre nicht sehr wohl dabei, wenn diese Art von 
Tourismus im Zusammenhang mit großer Öffentlich-
keitsbegleitung überhandnehmen würde. Wir sollten 
auch an das Verantwortungsbewußtsein der außeror-
dentlich renommierten, weltweit bekannten Bergstei-
ger denken. Sie wissen, was ich meine. Mehr will ich 
dazu nicht sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Danke, Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär, für die Beantwortung der Fra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär Rudolf Kraus steht zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. 

Als erstes rufe ich die Frage 28 unseres Kollegen 
Dr. Jürgen Meyer auf: 

Sind Pressemeldungen richtig, daß in vielen großen Baufirmen 
fast nur noch „Billigarbeiter" aus osteuropäischen Ländern auf 
der Basis von Werkverträgen arbeiten und daß mittlere und 
kleinere Betriebe gezwungenermaßen mitziehen, um nicht wirt-
schaftlich ins Abseits zu geraten, wodurch trotz Hochkonjunktur 
Ende Juni bundesweit 10 % mehr Bauarbeiter arbeitslos waren 
als im gleichen Monat des Vorjahres und der Anstieg der Zahl 
der Kurzarbeiter sogar um 78 % höher lag, und welche arbeits-
marktpolitischen Konsequenzen zieht die Bundesregierung dar-
aus? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Abgeordne-
ter, die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß in 
vielen großen Baufirmen fast nur noch „Billigarbei-
ter" aus osteuropäischen Ländern auf der Basis von 
Werkverträgen arbeiten. Im Baugewerbe können auf 
Grund der bestehenden Vereinbarungen mit ehema-
ligen Ostblockländern im Jahresdurchschnitt zur Zeit 
rund 57 000 Arbeitnehmer beschäftigt werden. Diese 
Zahl wird sich durch die vereinbarte Anpassung an 

 die Arbeitsmarktentwicklung ab 1. Oktober 1992 auf 
rund 54 000 Arbeitnehmer verringern. Hiervon ist 
außerdem ein Kontingent von 220 500 Arbeitnehmern 
zeitlich bis maximal Dezember 1994 bef ristet. 

Nach Informationen der Bundesanstalt für Arbeit ist 
im Baugewerbe die Beschäftigungsentwicklung nach 
wie vor leicht überdurchschnittlich. Zwar ist die Kurz-
arbeiterzahl in diesem Berreich angestiegen, aber mit 
4 000 im August ausgesprochen niedrig. Von Januar 
bis Juli meldeten sich 136 000 Personen arbeitslos, 8 % 
weniger als im Vorjahreszeitraum. Andererseits war 
das Stellenangebot mit einem Plus von 7 % auf 
148 800 deutlich höher. Diese Zahlen belegen nicht 
nur die nach wie vor gute Branchenkonjunktur; sie 
relativieren darüber hinaus die in jüngster Zeit 
geführten Klagen von Verbänden, die Beschäftigung 
ausländischer Werkvertragsarbeitnehmer oder ihr 
Mißbrauch zwinge viele Bet riebe zu Kurzarbeit oder 
Entlassungen. Damit soll nicht bestritten werden, daß 
die Beschäftigung von Werksvertragsarbeitnehmern 
zu Wettbewerbsbeeinträchtigungen für Klein- und 
Mittelbetriebe führen kann. 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Meyer, 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
da mir Ihre Antworten etwas verharmlosend erschei-
nen, frage ich, ob Ihnen nicht bekannt ist, daß im 
vergangenen Jahr für Werkvertragsarbeitnehmer ins-
gesamt 637 000 Arbeitserlaubnisse erteilt wurden, 
während es im Jahre 1988 lediglich 175 100 gewesen 
sind. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Ich wollte dieses 
Problem in keiner Weise verharmlosen. G anz selbst-
verständlich ist es so, daß auch wir von den Schwie-
rigkeiten wissen, die gerade neuerdings, in den letz-
ten Monaten, bei sich zweifelsohne abflachender 
Konjunktur auf dem Bausektor insonderheit in den 
alten Ländern auftauchen. 

Die genannte Zahl der Arbeitserlaubnisse ist sicher 
richtig. Ich kann diese Zahl im Augenblick nicht 
prüfen, halte sie aber für möglich, weil die Kontin-
gente Jahresdurchschnittskontingente sind, d. h. also 
sehr viele Arbeitserlaubnisse ausgegeben werden 
können, um dieses Volumen auszufüllen. Die Zahl ist 
natürlich gegenüber dem Vorjahreszeitraum mit 
Sicherheit gewaltig gestiegen. Die Vereinbarungen 
mit ehemaligen Ostblockländern sind ja zum großen 
Teil nicht sehr alt. Einer der Verträge ist z. B. im 
Augenblick erst paraphiert, noch nicht unterschrie-
ben. Ich spreche von dem Vertrag mit Rußland. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem wir über die tatsächlichen Zahlen eine 
gewisse Annäherung erzielt haben, frage ich Sie, ob 
Sie wie ich der Meinung sind, daß die hier zu 
prüfenden Fälle von Lohndumping auch deshalb ein 
Handeln der Bundesregierung dringend erforderlich 
machen, weil dadurch die Tarifautonomie gefährdet 
wird, Arbeitnehmerschutzrechte ausgehebelt werden 
und schließlich unter dem Deckmantel von Werkver-
trägen faktisch Leiharbeitsverhältnisse begründet 
werden. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Daß die Bundes-
regierung hier Handlungsbedarf sieht, ist völlig unbe-
stritten und ist auch allgemein bekannt. In der Tat ist 
auch nicht auszuschließen — ich möchte das voraus-
schicken —, daß Werkverträge mißbraucht werden, 
um in Wahrheit Leiharbeitsverhältnisse, die im Bau-
sektor verboten sind, zu begründen. 

Es gibt eine Reihe von Dingen, die die Bundesre-
gierung demnächst machen will bzw. gemacht hat, 
um dieses Problem einzuschränken. Zum Beispiel 
wird das Verfahren zur Genehmigung der Werkver-
träge bei fünf Landesarbeitsämtern konzentriert und 
durch personelle Verstärkung verbessert und ge-
strafft. Zur Verbesserung der Kontrollmöglichkeiten 
in den Be trieben soll ein Betriebsprüfungsrecht der 
Bundesanstalt für Arbeit eingeführt werden, das ab 
1. Januar kommenden Jahres Gültigkeit haben soll. 
Die Sanktionsregelungen in den Vereinbarungen 
werden mit der Folge verschärft, daß ausländische 
Werkvertragsfirmen, die den vereinbarten Lohn nicht 
zahlen oder Arbeitnehmer verleihen und illegal 

beschäftigen, nicht mehr zugelassen werden dürfen. 
Ich halte das für besonders wirksam. 

Die Bundesanstalt für Arbeit erarbeitet derzeit für 
ausländische Werkvertragsarbeitnehmer ein Merk-
blatt, das die Unternehmen umfassend über ihre in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden Pflichten 
auch im steuerlichen, handwerklichen und gewerk-
schaftlichen Bereich unterrichtet. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gilges, Sie 
hatten die nächste Zusatzfrage erbeten. 

Konrad Gilges (SPD): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Kraus, können Sie bestätigen, daß die 
Arbeitnehmer aus Polen, der Tschechoslowakei und 
anderen Ostblockstaaten insbesondere aus dem Bau-
gewerbe in der Bundesrepublik für einen Stunden-
lohn in der Größenordnung von 6 bis 8 DM beschäftigt 
werden und daß diese Löhne dazu führen, daß u. a. in 
Bayern, aber auch in anderen Ländern der Bundesre-
publik Handwerksunternehmen im Baugewerbe teil-
weise Kurzarbeit leisten müssen? So hat es zumindest 
der Vorsitzende der Industriegewerkschaft Bau, 
Steine, Erden heute morgen einigen Parlamentariern 
aus allen Fraktionen mitgeteilt. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Ich kann weder 
das eine noch das andere bestätigen. Wenn Sie mich 
fragen, ob ich es für möglich halte, daß neuerdings 
Fälle, insbesondere auch Kurzarbeitsfälle, auftreten, 
bei denen Werkverträge eine Rolle hätten spielen 
können, halte ich dies für denkbar. 

Was die Höhe der Löhne anbelangt, so wissen Sie, 
daß uns die Löhne nicht bekannt sind, weil die 
Verträge eben nicht mit dem einzelnen Arbeitnehmer 
abgeschlossen werden, sondern mit Firmen, die es ja 
dem Vertrag nach übernehmen, Gewerke hier in der 
Bundesrepublik zu bestimmten Fest- und Leistungs-
preisen zu errichten. Wie das bei der Firma im 
einzelnen abgerechnet wird, ist uns deshalb logi-
scherweise nicht bekannt. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Abgeordnete Kolbe, 
eine weitere Zusatzfrage. 

Regina Kolbe (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
eigentlich bewußt, daß diese Praxis auch im Osten zur 
Zeit zu nicht gerade freundlichen Tendenzen gegen-
über Ausländern führt? Ich möchte Ihnen das erläu-
tern: Es gibt im Osten arbeitslose Bauarbeiter. Baufir-
men haben mir bestätigt, daß sie, wenn sie Polen 
beschäftigen, mit 26 DM Stundenlohn rechnen müs-
sen, bei deutschen Arbeitnehmern mit 42 DM. Wenn 
sie sich diesem Trend nicht anschlössen, wäre das 
wettbewerbsverzerrend. Aus diesem Grunde würden 
sie sicherlich auch vermehrt ostdeutschen Arbeitern 
kündigen. Die Folge davon ist eigentlich klar. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Dazu darf ich 
zwei Bemerkungen machen. Erstens ist mir natürlich 
bewußt, daß Werkverträge von den Firmen dann 
abgeschlossen werden, wenn sich die Firmen davon 
wirtschaftliche Vorteile versprechen. Deswegen 
halte ich es überhaupt nicht für ausgeschlossen, daß 
die bei uns anfallenden Gesamtkosten je Arbeits-
stunde wesentlich höher sind als nach den Verträgen, 
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Parl. Staatssekretär Rudolf Kraus 
die mit diesen ausländischen Werkvertragsfirmen 
abgeschlossen werden. 

Zweitens. Zur Frage der Arbeiter, die deswegen 
arbeitslos sind, ist mir allerdings auch die Version der 
Arbeitgeberseite bekannt, daß m an  zwar gegen die 
Werkverträge insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
der Wettbewerbsverzerrung einiges einzuwenden 
hat, daß man aber gleichzeitig will, daß es an Stelle der 
Werkverträge in der Zukunft möglich sein soll, ähn-
lich wie bei den sogenannten Gastarbeiterregelungen 
direkte Möglichkeiten zu schaffen, Leute aus den 
früheren Ostblockländern bei uns in den Firmen so zu 
beschäftigen, als ob sie deutsche Arbeitnehmer 
wären, mit denselben Stundenlöhnen, unter densel-
ben sozialen Bedingungen, mit denselben Lohnzu-
satzkosten, und zwar deshalb, weil angeblich gerade 
in den neuen Ländern zuwenig Bauarbeiter zu finden 
seien. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollge Dr. Peter 
Struck, Sie haben das Wort zur nächsten Frage. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben vorhin eine Reihe von Maßnahmen aufgezählt, 
die die Bundesregierung in Ang riff nehmen möchte. 
Darf ich Sie zunächst fragen, ob diese Maßnahmen in 
der Form eines Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
den Deutschen Bundestag möglichst bald erreichen 
und ob zu diesen Maßnahmen beispielsweise auch die 
Überlegung gehören könnte, ein Gesamtkontingent 
für Arbeitnehmer aus Osteuropa, über die wir gerade 
gesprochen haben, beispielsweise in der Größenord-
nung von 100 000 pro Jahr festzulegen. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Das sind zwei 
Fragen. Zum Gesamtkontingent: Es gibt Kontingente 
für die einzelnen Länder. Es erscheint wenig sinnvoll, 
ein Gesamtkontingent festzulegen. Das würde gegen 
die Verträge verstoßen, die wir mit diesen Ländern 
ausgearbeitet haben, und sicherlich auch nicht dem 
eigentlichen Zweck der Werkverträge dienen. 

Das zweite ist die Frage, wo all diese Maßnahmen 
enthalten sind. Ein Teil davon steht in der Novelle des 
AFG, ein anderer Teil sind Maßnahmen, die auf der 
Ebene der Verwaltung durchgeführt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Horst Peter, 
Sie haben die nächste Frage. 

Horst Peter (Kassel) (SPD): Wenn es nach Ihrer 
Auffassung aktuell keinen gesetzlichen Handlungs-
bedarf gibt, ist dann das Problem Ihrer Meinung nach, 
zumal wenn man auch die Frage von Scheinwerkver-
trägen mit einbezieht, geeignet, besondere Anstren-
gungen der Arbeitsverwaltung zur Überprüfung des 
anstehenden Sachverhaltes in die Wege zu leiten? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Es gibt natürlich 
aktuellen gesetzlichen Handlungsbedarf; das ging 
schon aus dem he rvor, was ich vorhin sagte, nämlich 
daß in dem derzeit laufenden Gesetzgebungsverfah-
ren — AFG-Novelle — Entsprechendes steht, insbe-
sondere im Bereich der Kontrollmöglichkeiten. 

Zum zweiten Punkt, ob es Handlungsbedarf gibt, 
insbesondere von seiten der zuständigen Behörde, der 
Bundesanstalt für Arbeit, möchte ich ganz uneinge-

schränkt ja sagen. Ich bin der Auffassung, daß ein 
ganz erheblicher Bedarf besteht, insbesondere in zwei 
Punkten, nämlich einmal in der Kontrolle und zum 
anderen bei der Zulassung der einzelnen Kontin-
gente. Die Verträge beinhalten ja in der Regel auch, 
daß dann Arbeitnehmer — auch Werkvertragsarbeit-
nehmer — bei uns tätig werden können, wenn es die 
regionale Arbeitsmarktsituation überhaupt erlaubt. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es zu dieser Frage 
weitere Zusatzfragen? — Das ist nicht der Fa ll. 

Dann rufe ich die Frage 29 auf, die unser Kollege 
Dr.-Ing. Rainer Jork gestellt hat: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, im Zusam-
menspiel mit der Bundesanstalt für Arbeit und den örtlichen 
Arbeitsämtern die Qualität der Lehrveranstaltungen im Rahmen 
von Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen einzuschätzen 
und positiv zu beeinflussen, und wie nimmt sie diese Möglich-
keiten wahr? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Herr Jork, die 
Förderung der Teilnahme an beruflichen Fortbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen setzt nach § 34 
AFG und anderen Vorschriften voraus, daß die jewei-
lige Bildungsmaßnahme nach Dauer, Gestaltung des 
Lehrplans, Unterrichtsmethode sowie Ausbildung 
und Berufserfahrung des Leiters und der Lehrkräfte 
eine erfolgreiche berufliche Bildung erwarten läßt. 

Eine gesetzliche Fördervoraussetzung ist hiernach, 
daß die jeweilige Bildungsmaßnahme qualitativen 
Anforderungen gerecht wird. Um die Qualität der 
Bildungsmaßnahme sicherzustellen, hat die Bundes-
anstalt für Arbeit den Arbeitsämtern u. a. in zwei 
Erlassen vom August letzten und Ju li  dieses Jahres 
detaillierte Handlungsanweisungen zur Überprüfung 
der Qualität gegeben. 

Bereits bei der Entscheidung über die Anerkennung 
der Förderungsfähigkeit von Weiterbildungsmaßnah-
men wird an  Hand der vom jeweiligen Bildungsträger 
einzureichenden Unterlagen geprüft, ob die erforder-
liche Qualität sichergestellt ist. Darüber hinaus wer-
den die Bildungsmaßnahmen aber auch nach ihrem 
Beginn weiterhin auf ihre Qualität untersucht. Zu 
diesem Zweck wurden durch die Bundesanstalt soge-
nannte Prüfgruppen gebildet, die stichprobenweise 
gegebenenfalls unangemeldete Überprüfungen in 
einzelnen laufenden Maßnahmen durchführen und 
auf die Beseitigung etwaiger Schwachpunkte hinwir-
ken. 

Auch die im Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Änderung von Fördervoraussetzungen im Arbeits-
förderungsgesetz und in anderen Gesetzen vorge-
schlagenen Änderungen zu den §§ 34 und 36 AFG 
werden nach meiner Auffassung dazu beitragen, die 
Qualität der Fortbildung und Umschulung weiter zu 
steigern. Diese Änderungen beinhalten die Verpflich-
tung der Bundesanstalt, die generelle arbeitsmarkt-
politische Zweckmäßigkeit der Maßnahme vor Maß-
nahmenbeginn zu beurteilen, sowie die Einführung 
einer Beratungspflicht des Teilnehmers vor Eintritt in 
eine Bildungsmaßnahme. 
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Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Jork. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, ist entsprechend den von Ihnen angegebenen 
Überprüfungen bekannt, ob Lizenzen von Bildungs-
einrichtungen entzogen wurden? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Ich kann jetzt 
nicht sagen, wie oft das geschehen ist. Mir ist aber 
bekannt, daß dies in der Vergangenheit natürlich 
passiert ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Ziel der Umschu-
lung und Fortbildung ist, daß man im Nachgang, nach 
Abschluß der Bildungsmaßnahme, eine neue Arbeit 
findet. In diesem Zusammenhang sind Zertifikate 
wünschenswert. Besteht eine Übersicht, ob und in 
welchem Umfang solche Zertifikate ausgegeben wer-
den und ob sie dann hilfreich sind? Ich könnte mir 
vorstellen, daß das jetzt nicht so einfach beantwortbar 
ist. In diesem Fall möchte ich um eine spätere Beant-
wortung bitten. 

Rudolf  Kraus, Parl. Staatssekretär: Um das konkret 
und präzise zu beantworten, werden wir schriftlich auf 
diese Frage eingehen. Ich möchte aber vorweg eines 
sagen: Selbstverständlich werden Zertifikate ausge-
geben. Ich gehe natürlich auch davon aus, daß bei den 
Einstellungen derartige Zeugnisse eine Rolle spie-
len. 

Vizepräsident Hans Klein: Wollen Sie, Frau Kollegin 
Kolbe, eine Zusatzfrage stellen? 

Regina Kolbe (SPD): Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte. 

Regina Kolbe (SPD): Ist Ihnen bewußt, daß die 
Zertifikate nicht unbedingt durch Arbeitgeber aner-
kannt werden und daß es manchmal auch dadurch 
nicht zu einer Einstellung kommt, daß Arbeitgeber 
eigentlich auf einen Abschluß vor einer Kammer wert 
legen? Inwieweit wird das insofern Einfluß auf die BA 
haben, als solche Ausbildungsmaßnahmen, die im 
Anschluß keine Beschäftigung garantieren, weil sie 
nicht anerkannt sind, eingeschränkt werden? 

Rudolf  Kraus, Parl. Staatssekretär: Sie fragen, ob die 
Maßnahmen eingeschränkt werden und — wenn ich 
die Frage richtig verstehe — durch normale Lehrver-
träge ersetzt werden sollen? 

Regina Kolbe (SPD): Nein, ich meine es so: Ein 
Zertifikat bescheinigt jemandem, an einer Maßnahme 
teilgenommen zu haben. Es drückt nicht aus, welche 
Inhalte die Ausbildung hatte, ebensowenig die Quali-
tät der Ausbildung. Aus diesem Grund werden Zerti-
fikate durch Arbeitgeber im Prinzip nicht akzeptiert. 
Es wird immer Wert auf Abschluß vor einer Kammer 
oder dergleichen gelegt. 

Rudolf  Kraus, Parl. Staatssekretär: Jetzt habe ich es 
verstanden. — Frau Kolbe, die Zertifikate beinhalten 
natürlich eines, nämlich das, was in diesem Lehrgang  

vermittelt wurde. Ein Zertifikat drückt also schon aus, 
was an Lehrstoff herübergebracht worden ist. In der 
Regel ist das so. 

Mit Ihrer zweiten Frage, daß hier eine Bewertung 
der Leistung im Sinne einer Abschlußprüfung oder 
eines Abschlußexamens gemacht wird, haben Sie 
recht. Ich weiß aber aus persönlicher Erfahrung, daß 
ganz selbstverständlich auch Abschlüsse von Lehr-
gängen, die in der Weise bescheinigt werden, auch 
vom Arbeitgeber durchaus anerkannt werden und bei 
der Einstellung eine Rolle spielen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
dieser Frage? — Das ist nicht der Fall. 

Herr Staatssekretär, ich bitte um Verzeihung; ich 
muß eine Zwischenbemerkung machen, weil ich vor-
hin beim Aufruf der Geschäftsbereiche den des Bun-
deskanzlers und des Bundeskanzleramtes nicht 
erwähnt habe: Frage 9 der Abgeordneten Köppe soll 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe jetzt die Frage 30 auf, die die Kollegin 
Regina Kolbe gestellt hat: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß 
neuerdings vermehrt Mitgliedschaften von Firmen und Verwal-
tungen bei den jeweiligen Arbeitgeberverbänden aufgekündigt 
werden, und welche Gründe sind der Regierung gegebenenfalls 
hierüber bekannt? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Kraus, Sie 
haben das Wort. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Frau Kolbe, sind 
Sie einverstanden, daß ich Ihre beiden Fragen 
gemeinsam beantworte? 

Regina Kolbe (SPD): Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Dann rufe ich auch die 
Frage 31 auf: 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, in wel-
chem Umfang in ostdeutschen Be trieben und der öffentlichen 
Verwaltung tarifvertraglich festgeschriebene Regelungen zur 
Lohnhöhe unterlaufen werden? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Der Bundesre-
gierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, in 
welchem Umfang und aus welchem Anlaß Mitglieder 
ihre Mitgliedschaft in den jeweiligen Arbeitgeber-
verbänden durch Austritt beenden. Arbeitgeberver-
bände sind in der Regel privatrechtlich organisierte 
Vereinigungen, die ihre Angelegenheiten eigenver-
antwortlich und unabhängig regeln. In diesem 
Zusammenhang bestehen weder Berichtspflichten 
gegenüber dem Staat, noch werden amtliche Statisti-
ken über Mitgliedschaften geführt. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: In 
welchem Umfang tarifvertraglich vereinbarte Ent-
geltbedingungen von Arbeitgebern in Ostdeutsch-
land nicht eingehalten werden, ist der Bundesregie-
rung nicht bekannt. Es handelt sich dabei um Ange-
legenheiten, die in der alleinigen Verantwortung der 
beteiligten Arbeitsvertragsparteien liegen. Sie sind 
staatlichen Stellen gegenüber zu keinerlei Auskünf-
ten verpflichtet. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Frau 
Kollegin Kolbe? — Bitte. 
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Regina Kolbe (SPD): Ist die Bundesregierung 
gewillt, sich zu beiden Punkten Sachkunde zu ver-
schaffen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Regina Kolbe (SPD): Teilen Sie mir diese Erkennt-
nisse dann bitte mit? Das ist selbstverständlich, nehme 
ich an? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Selbstverständ-
lich. 

Regina Kolbe (SPD): Die Fragen haben natürlich 
einen Hintergrund. Ich kenne nämlich auch einen 
Fall, daß in der öffentlichen Verwaltung etwas Derar-
tiges passiert ist, nämlich ein Austritt aus dem Arbeit-
geberverband. Es geht ganz konkret darum, Tarif-
recht zu unterlaufen. Deswegen frage ich Sie: Haben 
Sie Möglichkeiten, Einfluß darauf zu nehmen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär: Das kommt dar-
auf an, welche öffentliche Verwaltung das ist: Wenn es 
eine Verwaltung des Bundes ist, 

(Regina Kolbe [SPD]: Nein!) 
gehe ich davon aus, daß die Bundesregierung — mit 
welchem Ministerium auch immer — darauf Einfluß 
nehmen kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen dazu? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. Zur Beantwortung steht uns der 
Parlamentarische Staatssekretär Be rnd Wilz zur Ver-
fügung. 

Nachdem die Fragen 32 und 33 zurückgezogen 
worden sind, rufe ich die Frage 34 des Kollegen 
Konrad Gilges auf: 

Welche aktiven oder pensionierten Generäle oder Offiziere 
der Bundeswehr waren seit September 1987 in der Republik 
Chile, und wer von diesen Bundeswehrangehörigen hat mit dem 
ehemaligen Präsidenten und Oberbefehlshaber der Streitkräfte, 
Augusto Pinochet, Gespräche geführt? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege, soweit nach-
prüfbar, hat im Zeitraum vom September 1987 bis 
September 1992 kein aktiver General, Admiral oder 
anderer Offizier im dienstlichen Auftrag die Republik 
Chile besucht. Aktive und pensionierte Soldaten 
unterlägen und unterliegen nicht der Pflicht, private 
Reisen in die Republik Chile anzuzeigen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Gilges. 

Konrad Gilges (SPD): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Wilz, könnte es denn sein, daß chileni-
sche Generäle, Admiräle usw., also chilenische Obri-
sten hier in der Bundesrepublik mit Generälen und 
Offizieren der Bundeswehr Kontakte gehabt haben? 

Und könnte es sein, daß es über diese Gespräche 
Protokollnotizen oder Gesprächsnotizen gibt? 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
unabhängig davon, daß es sich um eine hypothetische 
Frage handelt, wird es sicherlich möglich gewesen 
sein, daß chilenische Offiziere in der Bundesrepublik 
Deutschland gewesen sind. Daß sie aber von einem 
deutschen Offizier eine so absurde Aussage gehört 
haben könnten, halte ich nicht für vorstellbar. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Konrad Gilges (SPD): Ich gebe Ihnen zu, daß es eine 
hypothetische Frage sein könnte. 

Haben Sie denn einmal diese hypothetische Frage-
stellung, ob es zwischen 1987 und dem jetzigen 
Zeitpunkt solche Treffen gegeben hat, nachgeprüft? 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
möglich nachzuprüfen, welche chilenischen Offiziere 
sich offiziell in der Bundesrepublik Deutschland 
befunden haben. Es ist aber nicht möglich, nachzu-
prüfen, ob sich irgendwelche chilenische Offiziere auf 
Privatreisen in der Bundesrepublik Deutschl and, in 
Europa oder sonstwo befunden haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Frage ist mit 
diesen Antworten — nach Ihrer Einschätzung, Herr 
Kollege, — nicht konsumiert. Deshalb rufe ich die 
Frage 35 des Kollegen Konrad Gilges auf: 

Kann die Bundesregierung dem Inhalt der Aussage zustim-
men, die angeblich deutsche Generäle beziehungsweise Offi-
ziere dem Chilenen Augusto Pinochet gegenüber bestätigt 
haben, daß die Bundeswehr eine „Armee von Drogensüchtigen, 
Langhaarigen, Gewerkschaftern und Homosexuellen" sei? 

Bitte, Herr Wilz. 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Die in Rede ste-
hende Aussage ist der Bundesregierung bekannt. Sie 
entbehrt jeglicher Grundlage. Die Bundesregierung 
weist sie in jeder Hinsicht zurück. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß der chilenische 
Botschafter in Bonn sein ausdrückliches Bedauern 
über diese Äußerungen bekundet hat. Sie werden 
seitens der chilenischen Regierung in keiner Weise 
geteilt. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Konrad Gilges (SPD): Ist denn der chilenischen 
Regierung ein Protestschreiben der Bundesregierung 
vorgelegt worden? Ist der chilenische Botschafter 
zitiert worden? Hat der Bundeskanzler anläßlich eines 
Gespräches, das er vor Tagen mit dem Präsidenten des 
chilenischen Senats geführt hat, seinen Protest über 
die in Rede stehende Aussage, wie Sie sagen, vorge-
tragen? 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
darf zunächst darauf hinweisen, daß sich der chileni-
sche Staatssekretär des Verteidigungsministeriums 
vor etwa dreieinhalb Monaten in der Bundesrepublik 
Deutschland befunden hat. Es handelt sich bei ihm um 
einen Zivilisten, um das ganz deutlich zu sagen. Wir 
haben ein umfassendes Gespräch gehabt. Wie Ihnen 
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sicherlich bekannt ist, hat der in Rede stehende 
chilenische General ja schon einmal so ähnliche 
Äußerungen von sich gegeben. Wir haben über diese 
Äußerungen gesprochen, und auch dieser Staatsse-
kretär hat mir versichert, daß dies völlig absurd sei. 

Nachdem diese Aussage erneut öffentlich wurde, 
hat von sich aus sofort, noch am selben Tag, der 
chilenische Botschafter auf der Hardthöhe, d. h. im 
Bundesministerium für Verteidigung, angerufen und 
sich dafür entschuldigt. Ich glaube, mehr kann m an 

 von einem Politiker, von einem Botschafter nicht 
erwarten. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß sich der in 
Rede stehende General nicht mehr in Regierungsver-
antwortung befindet, sondern in Chile nur noch mili-
tärische Aufgaben wahrzunehmen hat. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte. 

Konrad Gilges (SPD): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, der in Rede stehende General ist ja 
immerhin noch Oberkommandierender der chileni-
schen Streitkräfte. Hat das dann zur Konsequenz, daß 
mögliche Kontakte der Bundeswehr mit den chileni-
schen Streitkräften, deren Oberkommandierender 
dieser General ist, auf Grund dieser Aussage einge-
stellt werden, bis die chilenischen Streitkräfte bzw. 
die chilenische Regierung in  der Lage sind, sich einen 
Oberkommandierenden der Streitkräfte zu geben, der 
solche unverschämten Aussagen über die Bundes-
wehr nicht mehr tätigt? 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe erstens darauf hingewiesen, daß sich der Bot-
schafter namens seiner Regierung entschuldigt hat. 

Zweitens. Wie mir der Staatssekretär aus dem 
Verteidigungsministerium Chiles versichert hat, sei 
man auf einem guten politischen Wege, sich an der 
Bundeswehr, an  der Inneren Führung, an  unserem 
Bild des Staatsbürgers in Uniform zu orientieren und 
auszurichten und dies nach Chile zu bringen. Sie 
haben darum gebeten, daß wir sie auf diesem Wege 
unterstützen, daß wir chilenischen Offizieren die 
Möglichkeit geben, in Deutschland — auf der Füh-
rungsakademie oder bei anderen Gelegenheiten — in 
die Innere Führung eingewiesen zu werden. Wir 
prüfen dies von Fall zu Fall. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß man do rt , 
wo es zu Kontakten mit deutschen Bundeswehroffizie-
ren kommt, immer nur einen sehr guten und positiven 
Eindruck von der Bundeswehr gewinnen kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. 

Damit ist dieser Geschäftsbereich beendet. Ich 
bedanke mich, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesminister 
für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht uns der 
Parlamentarische Staatssekretär Wolfgang Gröbl zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 36 der Kollegin Dr. Elke Leon-
hard-Schmid auf. — Kollegin Dr. Elke Leonhard-

Schmid ist nicht im Raum. Es wird verfahren, wie in 
der Geschäftsordnung vorgesehen. 

Der Kollege Peter Conradi hat um schriftliche 
Beantwortung der Frage 37 gebeten. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Die Kollegin Margrit Wetzel hat ihre beiden Fra-
gen 38 und 39 zurückgezogen. 

Die Frage 40 der Abgeordneten Gabriele Wiechat-
zek sowie die Fragen 41 und 42 der Abgeordneten 
Antje-Marie Steen werden auf Wunsch der Fragestel-
lerinnen schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich danke 
Ihnen für Ihre Bereitschaft. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 
Der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Paul Laufs 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 43 der Kollegin Siegrun Klemmer 
auf: 

Was unternimmt die Bundesregierung, um die drohende 
Auflösung der Abteilung der Brüsseler EG-Kommission, die über 
die Umsetzung und Anwendung der Umweltrichtlinien wacht, 
abzuwehren und die Wiedereinstellung bereits entlassenen 
Personals sowie Neueinstellungen zu erreichen? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Frau Kollegin Klemmer, eine entsprechende schriftli-
che Anfrage der Abgeordneten Frau Monika Ganse-
forth hat der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit am 21. September 1992 wie 
folgt beantwortet — ich zitiere —: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß diese 
Abteilung der Generaldirektion XI Umwelt, 
nukleare Sicherheit und Katastrophenschutz — 
der  Kommission aufgelöst werden soll. Zu etwai-
gen internen Organisationsüberlegungen inner-
halb der Kommission nimmt die Bundesregierung 
üblicherweise nicht Stellung. Die Bundesregie-
rung nimmt diese Frage aber zum Anlaß, zu 
betonen, daß sie der der Kommission nach dem 
EWG-Vertrag obliegenden Aufgabe, über die 
Einhaltung des gemeinschaftlichen Umwelt-
rechts in den Mitgliedstaaten zu wachen, große 
Bedeutung beimißt. Sie wird sich, falls erforder-
lich, nachdrücklich dafür einsetzen, daß die Kom-
mission diese Aufgabe auch weiterhin wirksam 
wahrnimmt. 

Dieser Antwort habe ich nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Frau 
Kollegin. 

Siegrun Klemmer (SPD): Herr Staatssekretär, sehen 
Sie sich in der Lage, im Zusammenhang mit der 
Prüfung dieses Sachverhalts möglicherweise auch 
darauf hinzuweisen, daß diese stets überlastete Abtei-
lung personell aufgestockt werden müßte? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Klemmer, zunächst möchte ich darauf hinweisen, daß 
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der Generaldirektor GD XI selbst diese Meldung in 
dem Magazin dementiert hat und darauf hofft, daß das 
Dementi bald veröffentlicht wird. 

Im übrigen mißt die britische Präsidentschaft der 
Aufgabe der Kontrolle der Umsetzung und Durchfüh-
rung des EG-Umweltrechts große Bedeutung bei. Das 
gilt auch für die Bundesregierung. Das ist eine unver-
zichtbare Aufgabe, die effektiv erfüllt werden muß. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Siegrun Klemmer (SPD): Können Sie in diesem 
Zusammenhang etwas über deutsche Erfahrungen 
mit dieser Kommission sagen? Hat diese Kommission 
Veranlassung gehabt, in Deutschland, ähnlich wie 
z. B. in Italien oder in anderen Ländern, Beanstandun-
gen vorzunehmen, und können Sie die Art dieser 
Beanstandungen, wenn es denn solche gegeben hat, 
spezifizieren? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Klemmer, es ist nicht ganz einfach, Ihrer Frage die 
Zielrichtung zu entnehmen. Aber ich möchte antwor-
ten, daß im Augenblick 23 Vertragsverletzungsver-
fahren, übrigens überwiegend formalrechtlicher A rt , 
gegen die Bundesrepublik Deutschland beim Euro-
päischen Gerichtshof betrieben werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen dazu? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 44 unserer Kollegin Ulrike 
Mehl auf: 

In welcher Weise setzt sich die Bundesregierung auf EG-
Ebene dafür ein, daß der vorgelegte Entwurf der „Verordnung 
des Rates zur Regelung des Besitzes von und des Handels mit 
Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten" in dieser 
Form nicht verabschiedet wird, sondern grundlegende Verbes-
serungen erfährt, und mit welchen Ländern arbeitet die Bundes-
regierung in dieser Frage zusammen? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Mehl, die Bundesregierung ist ebenso wie der Bun-
desrat und der Umweltausschuß des Deutschen Bun-
destages der Meinung, daß der genannte Verord-
nungsvorschlag der EG-Kommission in der vorliegen-
den Fassung nicht verabschiedet werden sollte. Des-
halb hat die deutsche Delegation in der Sitzung der 
Ratsgruppe „Umweltfragen" am 22. Juli 1992 in 
Brüssel ein umfangreiches Arbeitspapier mit Ände-
rungsvorschlägen zu den wichtigsten Verordnungs-
bestimmungen vorgelegt. 

Diese Änderungsvorschläge verfolgen u. a. das 
Ziel, erstens den Geltungsbereich der Verordnung auf 
alle schutzbedürftigen Tier- und Pflanzenarten aus-
zudehnen, d. h. das Vorsorgeprinzip stärker zu veran-
kern; zweitens die für den Vollzug des Artenschutz-
rechts wichtigen Regelungen in der EG-Verordnung 
abschließend zu treffen — dazu gehören vor allem 
Besitz-, Verkehrs- und Vermarktungsverbote für alle 
EG-rechtlich geschützten Arten —; drittens den Ent-
wurf zu straffen und verständlicher zu machen. 

Das Bundesumweltministerium hat auf politischer 
Ebene und auf Fachebene Gespräche insbesondere 

mit dem Vereinigten Königreich geführt, das derzeit 
die Präsidentschaft innerhalb der EG wahrnimmt. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Frau 
Kollegin. 

Ulrike Mehl (SPD): Herr Laufs, können Sie mir die 
Information, die ich gestern bekam und die Ihrem 
Hause entstammen soll, bestätigen, daß diese Arten-
schutzverordnung auf unabsehbare Zeit auf Eis 
gelegt worden ist, also nicht im Herbst verabschiedet 
werden soll, weil die Engländer massive Einwände 
haben und einen eigenen, völlig neuen Verordnungs-
entwurf vorgelegt haben? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
nachdem die EG-Kommission die umfangreichen 
Änderungswünsche des Europäischen Parlaments 
nicht aufgegriffen hat, erwarten wir, daß die EG-
Präsidentschaft noch im kommenden Monat, also im 
Oktober, einen Kompromißvorschlag vorlegen wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Ulrike Mehl (SPD): In welchem zeitlichen Rahmen 
kann nach Ihrer Schätzung über eine Verordnung 
geredet werden? Dieser eventuell neue Kompromiß-
vorschlag müßte dann auch wieder auf unserem Tisch 
landen, und wir müßten darüber reden. Haben Sie 
eine Vorstellung davon, welchen zeitlichen Ho rizont 
es dafür gibt? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär: Da nach dem 
1. Januar 1993 im gemeinsamen Binnenmarkt die 
Vorschriften über Importe und Exporte besonders 
geschützter Arten an allen Außengrenzen der EG 
einheitlich geregelt sein müssen, besteht schon die 
Vorstellung, daß bis zu diesem Zeitpunkt die EG-
Verordnung in Kraft sein wird. EG-Verordnungen 
sind ja unmittelbar geltendes Recht. Sie müssen nicht 
mehr in nationales Recht umgesetzt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu werden nicht gewünscht. 

Dann  rufe ich die Frage 45 auf, die ebenfalls die 
Kollegin Ulrike Mehl gestellt hat: 

Welches Konzept hat die Bundesregierung entwickelt, um in 
Deutschland den Artenschutz generell zu verbessern und wei-
terzuentwickeln, und welche Schritte gedenkt sie in dieser 
Hinsicht zu unternehmen, wenn der vorliegende EG-Verord-
nungsentwurf verabschiedet werden sollte? 

Bitte sehr. 

Dr. Paul Laufs, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Mehl, die Bundesregierung ist derzeit nicht in der 
Lage, ein Konzept für eine Verbesserung des natio-
nalen Artenschutzrechts vorzulegen, da zunächst 
abgewartet werden muß, welchen gesetzgeberischen 
Spielraum die Mitgliedstaaten nach Verabschiedung 
der EG-Verordnung noch haben. Es ist jedoch bereits 
heute abzusehen, daß einige Regelungsbereiche, z. B. 
die Ein- und Ausfuhr, abschließend durch EG-Recht 
geregelt werden und damit eine Novellierung des 
nationalen Artenschutzrechts, insbesondere des Ar-
tenschutzabschnitts im Bundesnaturschutzgesetz und 
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in der Bundesartenschutzverordnung, erforderlich 
wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Ulrike Mehl (SPD): Gibt es denn irgendeine Idee, 
wie nach Inkrafttreten des Binnenmarktes das Kon-
trolldefizit beim Vollzug dieser Artenschutzverord-
nung — das wir ja jetzt schon haben und das dann 
noch größer werden wird —, d. h. das Defizit beim 
Vollzug durch die Länder und die Kreise, aufgefangen 
werden kann? Dazu muß es ja Vorstellungen geben. 
Ich denke hierbei z. B. auch an die Außengrenzen der 
EG, die zum Teil noch weiter zu fassen sind. Das 
Beispiel Französisch Guyana wird immer wieder 
genannt. Das gehört dann nämlich auch zur EG. 

Wie wollen Sie also dann in Deutschland gewähr-
leisten, daß in Sachen Artenschutz Kontrollen über-
haupt noch möglich sind? Dies frage ich unabhängig 
davon, ob jetzt schon konkrete Entscheidungen vor-
liegen. Irgend eine Vorstellung darüber, wie das 
überhaupt noch möglich sein soll, muß es ja geben. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär: Wie bereits 
gesagt, läßt eine Verordnung keine Spielräume für die 
nationale Umsetzung. Eigenständiges nationales 
Recht wird es nur dort geben, wo die EG-Verordnung 
eine nationale Gestaltungsfreiheit zuläßt. Es ist durch-
aus vorstellbar, daß hinsichtlich der Durchführung 
und des Vollzugs die nationalen Standards der Kon-
trollmechanismen weiterhin national bestimmt wer-
den können. Die Bundesregierung wird ihren Einfluß 
in dieser Richtung geltend machen, wenn es nicht 
schon in der EG-Verordnung gelingt, diese Fragen in 
unserem Sinne abschließend zu regeln. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, Sie haben 
noch eine Zusatzfrage. Aber bitte keinen zweiten 
Debattenbeitrag. 

Ulrike Mehl (SPD): Nein. 
Meinen Sie nicht, daß Natur- und Artenschutz 

grenzübergreifend gestaltet werden muß? Das ist ja 
immer die Argumentation in der EG. Meinen Sie nicht, 
daß das auch koordiniert werden muß, und zwar dann 
auf Bundesebene, und daß das Thema Artenschutz in 
dem Zusammenhang — 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, eine 
Frage! 

Ulrike Mehl (SPD): — ich komme ja dazu — gemes-
sen werden muß an den Inhalten und nicht an den 
Verordnungen, daß sich also die Bundesregierung 
unabhängig von dem Zustandekommen dieser Ver-
ordnung und vom Inhalt dieser Verordnung unbe-
dingt mit dem Thema Artenschutz befassen müßte? 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär: Ich stimme 
Ihnen zu. Die Bundesregierung setzt sich intensiv 
dafür ein, den hohen deutschen Standard des Arten-
schutzes zu halten. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu werden nicht gestellt. 

Für die Frage 46 hat der Abgeordnete Horst 
Kubatschka — ebenso wie bei der von ihm gestellten 
Frage 25 aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft — um schriftliche Beantwortung 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ist 
Ihr Geschäftsbereich abgeschlossen. Ich bedanke 
mich für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beantwortung 
der Fragen ist der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Norbert Lammert erschienen. 

Ich rufe die Frage 47 des Kollegen Hans-Günther 
Toetemeyer auf: 

Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß der für 1993 
geplante Neubau des Fachbereichs Elektrotechnik der Fernuni-
versität-Gesamthochschule Hagen auf Grund des Beschlusses 
des Bundeskabinetts, statt der vereinbarten und vom Wissen-
schaftsrat für mindestens notwendig erachteten 2 Mrd. DM 1993 
nur 1,6 Mrd. DM für den Hochschulbau bereitzustellen, gefähr-
det ist? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft: Herr 
Kollege Toetemeyer, es gibt bislang keine Vereinba-
rung über Hochschulbaumitel von 2 Milliarden DM 
für das Jahr 1993, und der geplante Neubau in Hagen 
ist durch das Nichtvorhandensein dieser Vereinba-
rung auch nicht unmittelbar gefährdet. Ich will versu-
chen, beides zu erläutern. 

Nach dem gültigen 21. Rahmenplan für den Hoch-
schulbau im Jahre 1992 stellt der Bund, wie die L ander 
insgesamt auch, 1,6 Milliarden DM zur Verfügung. 
Eine Vereinbarung über eine Erhöhung der Mittel auf 
2 Milliarden DM für 1993 hat es bislang nicht gege-
ben. 

Richtig ist, daß der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft für den Regierungsentwurf des Bundes-
haushaltes 1993 2 Milliarden DM angemeldet hatte. 
Nachdem dieser Titel bis zur Kabinettssitzung mit 
dem Bundesminister der Finanzen streitig blieb, hat 
sich das Bundeskabinett gegen eine solche Erhöhung 
und für eine Fortschreibung der 1,6 Milliarden DM 
auch für 1993 entschieden. 

Auch wenn der Wissenschaftsrat, der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft und die Länder im 
Hinblick auf den Bedarf 2 Milliarden DM für erforder-
lich erklärt haben, hat es bedauerlicherweise, wie ich 
gerade dargelegt habe, eine Vereinbarung über ein 
solches Volumen für das nächste Jahr bislang noch 
nicht gegeben. 

Dies hat keine Auswirkung auf den geplanten 
Neubau für Elektrotechnik der Fernuniversität

-

Gesamthochschule Hagen, da das Land Nordrhein

-

Westfalen zum 22. Rahmenplan, über den wir reden, 
gar keine endgültige Freigabe dieses Bauvorhabens 
beantragt hatte. Das heißt, selbst bei einer Verab-
schiedung des 22. Rahmenplans hätte dieses Vorha-
ben nicht begonnen werden können. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Toetemeyer. 
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Hans-GüntherToetemeyer (SPD): Herr Staatssekre-
tär, bin ich richtig informiert, daß dieser Bau Bestand-
teil des 21. Rahmenplans ist, über den Einvernehmen 
zwischen Bund und Ländern besteht, mit dem Ihnen 
bekannten Schlüssel 50 : 50? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Toetemeyer, Sie wissen vielleicht, daß der 
Wissenschaftsrat regelmäßig die Rahmenpläne fort-
schreibt und daß es in diesen Rahmenplänen unter-
schiedliche Kategorien von Bauvorhaben gibt: solche, 
die als Absicht angemeldet sind, solche, die sich im 
Planungsstadium befinden, und solche, die für eine 
Baufreigabe anstehen. Für das von Ihnen nachge-
fragte Bauvolumen hat es einen Antrag auf Baufrei-
gabe für den 22. Rahmenplan durch das zuständige 
Land Nordrhein-Westfalen bislang nicht gegeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Hans-Günther Toetemeyer (SPD): Entschuldigen 
Sie, Sie haben meine Frage nicht beantwortet. Meine 
Frage war: Ist dieser Bau nicht schon Bestandteil des 
21. Rahmenplans? So bin ich informiert. 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär: Wenn 
überhaupt, dann allenfalls im Planungsstadium. Es 
hat aber nicht einmal einen Antrag, geschweige denn 
eine Beschlußfassung zur Baufreigabe gegeben. 
Diese wäre unbeschadet vom Volumen dieses Rah-
menplans für den Hochschulbau Voraussetzung für 
eine Baufreigabe, nach der Sie gefragt haben. 

Hans-Günther Toetemeyer (SPD): Also sind wir 
unterschiedlich informiert. 

Ich komme zur Zusatzfrage. 

Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Sie haben 
zwei Zusatzfragen gestellt. 

Hans-Günther Toetemeyer (SPD): Nein! Ich habe 
nur darauf hingewiesen, daß meine Frage nicht beant-
wortet worden ist, Herr Präsident. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
Es gibt eine Differenz in der Auffassung. Er sagt: 
22. Rahmenplan. Ich sage: 21. Rahmenplan. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, bitte lassen 
Sie uns nicht debattieren. Herr Toetemeyer, Sie haben 
ja, rhetorisch begabt und parlamentarisch erfahren, 
die Möglichkeit, bei Ihren nächsten beiden Zusatzfra-
gen gegebenenfalls noch das unterzubringen, was Sie 
für offenhalten. 

Da es dazu keine weitere Zusatzfrage aus dem Kreis 
der Kolleginnen und Kollegen gibt, rufe ich jetzt die 
Frage 48 des Abgeordneten Hans-Günther Toete-
meyer auf: 

Wie vereinbart die Bundesregierung den Baustopp mit der 
absoluten Dringlichkeit dieses Bauprojektes sowie der Verant-
wortung des Bundes, die er im Rahmen der gesetzlich veranker-
ten „Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau" zu übernehmen 
hat? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich bitte um 
Beantwortung. 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Toetemeyer, wie ich in der Erläuterung zu 
Ihrer ersten Frage deutlich zu machen versucht habe, 
ist es zu einem Baustopp beim geplanten Neubau für 
Elektrotechnik der Fernuniversität-Gesamthoch-
schule Hagen nicht gekommen, da bislang ein solches 
Vorhaben vom Wissenschaftsrat zur Baufreigabe noch 
nicht empfohlen worden ist. Per Definition kann ein 
Baustopp nur dann eintreten, wenn die Baufreigabe 
irgendwann vorher erfolgt war. 

Vizepräsident Hans Klein: Erste Zusatzfrage, Herr 
Kollege Toetemeyer. 

Hans-Günther Toetemeyer (SPD): Unter der Vor-
aussetzung, daß Sie falsch informiert sind und tatsäch-
lich ein Bauantrag des Landes Nordrhein-Westfalen in 
diesem Falle vorliegt — so ist meine Information —: Ist 
Ihnen bekannt, daß von dieser Verringerung der 
Mittel, die Sie bestätigt haben — die Zusage des 
Finanzministers ist ja geringer als die Anforderung 
des Fachministers —, insgesamt Bauvorhaben des 
Landes Nordrhein-Westfalen aus dem 21. Rahmen-
plan von 110 Millionen DM betroffen sind? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Toetemeyer, wir haben überhaupt keine 
Meinungsverschiedenheit darüber, daß es wesentlich 
mehr beantragte als freigegebene Bauvorhaben gibt. 
Das konkrete Bauvorhaben, über das wir reden, 
befindet sich in der Planung, ist aber bislang weder 
zur Baufreigabe beantragt noch durch Empfehlung 
des Wissenschaftsrats und Beschlußfassung freigege-
ben worden. 

Richtig ist, daß das verfügbare Bauvolumen von der 
Gesamtausstattung eines solchen Haushaltstitels we-
sentlich abhängt. Daß bei einer größeren Dotierung 
auch ein größeres Volumen an Bauvorhaben realisiert 
werden kann, wenn die entsprechende Antragsreife 
erreicht ist, ist unstreitig. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Hans-Günther Toetemeyer (SPD): Zweite und 
letzte, Herr Präsident. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei laufenden 
Bauvorhaben — bei laufenden Bauvorhaben! —, die 
mitfinanziert werden, das Land Nordrhein-Westfalen 
bereits mit 141 Millionen DM in Vorlage getreten ist, 
für die der Bund auf Grund seiner vertraglichen 
Verpflichtung noch Zahlungen zu leisten hat, was für 
das Land Nordrhein-Westfalen eine jährliche Zinsbe-
lastung von präterpropter 14 Millionen DM bedeu-
tet? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär: Es gibt in 
der Tat Vorleistungen der Länder, die auch für Nord-
rhein-Westfalen — das ist wahr — noch Finanzan-
sprüche gegenüber dem Bund begründen. Ich kann 
Ihnen aus dem Stand die präzise Zahl jetzt verständ-
licherweise nicht bestätigen, will aber auch nicht 
ausschließen, daß sie diese Größenordnung anneh-
men könnte. 

Was im übrigen laufende Bauvorhaben angeht, so 
ist durch das bisher nicht erfolgte Zustandekommen 
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des 22. Rahmenplans ein Stopp für laufende Bauvor-
haben nicht eingetreten. Wohl ist damit die Konse-
quenz verbunden, daß nicht begonnene Vorhaben 
jetzt nicht begonnen werden können, bevor es nicht 
zur Vereinbarung über einen 22. Rahmenplan 
kommt. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden dazu weitere 
Zusatzfragen gestellt? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 49 des Abgeordneten 
Dr. Gerhard Päselt auf: 

Inwieweit vermittelt das deutsche Bildungssystem an den 
Technischen Universitäten und Fachhochschulen die notwendi-
gen Voraussetzungen (Motivation, Fähigkeiten und Fertigkei-
ten) für Erfindungen? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Päselt, der Bildungsauftrag der deutschen 
Hochschulen, zu denen auch die Technischen Univer-
sitäten und die Fachhochschulen gehören, ist vor 
allem in § 2 des Hochschulrahmengesetzes beschrie-
ben. Das Ziel des Studiums ist die Vorbereitung auf 
ein berufliches Tätigkeitsfeld und die Vermittlung 
dafür erforderlicher fachlicher Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Methoden in bestimmten Studiengängen. Aus 
Vereinfachungsgründen darf ich insofern jetzt auf die 
entsprechenden Festlegungen des Hochschulrah-
mengesetzes verweisen. In diesem Rahmen werden 
— ohne spezifische Bezugnahme auf Erfinder — 
jeweils die für ein bestimmtes berufliches Tätigkeits-
feld notwendigen Ausbildungsinhalte vermittelt. 

Außerhalb der Hochschulen gibt es unterschiedli-
che Interessenvereinigungen für Erfinder, so z. B. 
den Deutschen Erfinderverband und die „Deutsche 
Aktionsgemeinschaft Bildung-Erfindung-Innovation 
e. V." mit dem schönen Kürzel „DABEI" in Bonn. 
Insbesondere der letztgenannte Verein veranstaltet 
seit nunmehr zehn Jahren Tagungen und Workshops 
für Erfinder. Seit einigen Jahren arbeitet er auch mit 
verschiedenen französischen und internationalen 
Vereinigungen ähnlicher Zielvorstellung zusammen. 
Diese auch von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft geförderten Erfinderkongresse dienen 
dazu, der Innovation in deutschen und europäischen 
Unternehmen bessere Voraussetzungen, der Erfin-
dung größere Chancen und der Bildung für kreative 
Leistungen neue Impulse zu verschaffen. 

In dieser Zielsetzung sind diese Organisationen 
vergleichbar den früheren „Erfinderschulen" der 
DDR, die Sie bei Ihrer Frage vielleicht auch im 
Hinterkopf hatten und die in der Trägerschaft der 
Kammer der Technik regelmäßige Kreativitätstrai-
nings und entsprechend ausgerichtete Workshops 
veranstalteten. 

Ich darf Sie in diesem Zusammenhang aber viel-
leicht auch auf die in der Bundesrepublik mannigfach 
ausgeprägte Förderung Hochbegabter hinweisen, 
die insofern natürlich auch für diesen Aspekt des 
Erfindernachwuchses bedeutsam sein kann, insbe-
sondere soweit er sich im Rahmen einer regulären 
Ausbildung befindet. 

Besonders wichtig sind in diesem Zusammenhang 
die zahlreichen Wettbewerbe, die vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Wissenschaft und weiteren 
Trägern gefördert werden wie etwa die Wettbewerbe 
und Olympiaden für Mathematik, Physik, Chemie und 
Informatik sowie der Jugendwettbewerb „Jugend 
forscht". Hier bestehen besondere Förderungsmög-
lichkeiten für etwa dieselben Zielgruppen, die in der 
DDR in Erfinderschulen, in mathematisch-naturwis-
senschaftlich ausgerichteten Schülergesellschaften 
und den von ihnen veranstalteten Wettbewerben 
zusammengefaßt wurden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfragen? — Das ist 
nicht der Fall . 

Dann sind wir mit Ihrem Geschäftsbereich am Ende; 
denn die Kollegin Würfel hat um schriftliche Beant-
wortung der Frage 50 gebeten. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters des Innern auf. Wir haben noch eine Minute 
Zeit. Ich will dem Haus nur sagen, daß Sie, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Lintner, freundli-
cherweise zur Verfügung gestanden hätten. Ich teile 
Ihnen allerdings mit, daß die Fragen 64 und 65 des 
Abgeordneten Dr. Diet rich Mahlo, 66 der Abgeordne-
ten Gabriele Wiechatzek, 67 der Abgeordneten Ing rid 
Köppe sowie 68 und 69 des Abgeordneten E rnst 
Hinsken auf Wunsch der Fragesteller schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. Die für die Fragestunde vorgesehene 
Zeit ist abgelaufen. Ich schließe die Fragestunde. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10a und b auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Bereinigung von Kriegsfolgengesetzen 
(Kriegsfolgenbereinigungsgesetz — KfbG) 
— Drucksache 12/3212 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Heimkehrerstiftung und die 
Aufhebung des Kriegsgefangenenentschädi-
gungsgesetzes 
— Drucksache 12/1435 — 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des In

-

nenausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 12/1932 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Erika Steinbach-Hermann 
Gerd Wartenberg (Berlin) 
Wolfgang Lüder 
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Vizepräsident Hans Klein 
bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung 
— Drucksache 12/1933 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Deres 
Ina Albowitz 
Rudolf Purps 

(Erste Beratung 57. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. — 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern, unserem Kollegen Horst Waffen-
schmidt. 

Dr. Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der wich tigste 
Schwerpunkt beim Kriegsfolgenbereinigungsgesetz 
sind die Regelungen für die weitere Aufnahme von 
deutschen Aussiedlern aus den Aussiedlungsgebieten 
im Osten und Südosten Europas. 

Ich möchte heute hier dafür werben, daß wir — ent-
sprechend dem Entwurf dieses Gesetzes — bei der 
bewährten Aussiedlerpolitik bleiben, die in den letz-
ten Jahren auch von einer breiten Mehrheit des 
Bundestages, von Bund, Ländern und Gemeinden 
unterstützt worden ist. Diese Aussiedlerpolitik hat 
zwei wesentliche Elemente: erstens Hilfen für die 
Deutschen in den Aussiedlungsgebieten — wir haben 
heute morgen ja schon bei einer anderen Debatte über 
die Initiativen für ihre kulturelle Geborgenheit in 
diesen Siedlungsgebieten gesprochen —, zweitens 
ein Aussiedleraufnahmeverfahren, wie es seit dem 
1. Juli  1990 gilt, mit den wesentlichen Elementen: 
Antragstellung vom heutigen Wohnsitz und Einreise-
möglichkeit nach Deutschland erst dann, wenn ein 
Aufnahmebescheid erteilt wurde. 

Diese Aussiedlerpolitik hat sich bewährt. Sie gibt 
allen Beteiligten klare und verläßliche Orientierungs-
punkte. 

Wesentliche Ergebnisse dieser Politik sind — ich 
nenne einige Schwerpunkte —: 

Erstens. In Rußland wurden erste deutsche Land-
kreise errichtet. Ein Vertrag über die Wiederherstel-
lung der deutschen Wolgarepublik wurde mit der 
russischen Regierung abgeschlossen. An der Wolga 
und in der Südukraine sind Schwerpunktsiedlungen 
für die Deutschen im Aufbau. 

Zweitens. Rund 200 000 Deutsche, die einen Aus-
siedleraufnahmebescheid für Deutschland bekom-
men haben, sind bisher nicht nach Deutschland 
gekommen. Es sind Aussiedler aus den Republiken 
der GUS, aus Rumänien, aus Polen und anderen 
Staaten Ost- und Südosteuropas. Sie sind deshalb 
nicht gekommen, weil sie die weitere Entwicklung in 
ihren heutigen Siedlungsgebieten abwarten — eine, 
wie ich finde, wichtige Entscheidung dieser Men-
schen. 

Drittens. Seit dem vergangenen Jahr hat sich die 
Zahl der Aufnahmeanträge um rund 60 % vermindert, 
die aus den Republiken der ehemaligen Sowjetunion 
um rund 30 %. 

Viertens. Die Zahl der nach Deutschland kommen-
den Aussiedler hat sich bei rund 200 000 im Jahr 
verstetigt. 

Fünftens. Ein intensives Prüfungsverfahren bei den 
zuständigen Dienststellen des Bundes und der Länder 
sorgt für Rechtssicherheit. Wer die Voraussetzungen 
als deutscher Aussiedler nicht erfüllt, bekommt den 
Ablehnungsbescheid in seinem heutigen Wohnort. 
Wer den Aufnahmebescheid erhält, kann grundsätz-
lich sicher sein, daß er in Deutschl and bei Bund, 
Ländern und Gemeinden Aufnahme findet. 

Sechstens. Bei den mehreren hunderttausend 
Anträgen, die noch in Bearbeitung sind, be treiben 
Bund und Länder — das will ich ausdrücklich sagen — 
keine Quotierung auf kaltem Weg, sondern mit vielen 
Mitarbeitern die intensive Prüfung aller Unterlagen. 
Das ist oft mühevoll; denn notwenige Korrespondenz 
muß häufig bis hin nach Mittelasien geführt werden. 
Ich will hier erwähnen, daß allein der Bund die Zahl 
seiner Mitarbeiter in diesem Verfahren von früher 
rund 40 — genau waren es 38 — auf rund 800 erhöht 
hat, um hier zügig arbeiten zu können. 

An dieser Stelle möchte ich allen Verantwortlichen 
bei Bund, Ländern und Gemeinden, bei Kirchen und 
sozialen Verbänden, in Wirtschaft und Gewerkschaf-
ten und vielen weiteren Bereichen herzlich für ihre 
Unterstützung für diese Politik danken. Wir alle, 
denke ich, dürfen Befriedigung darüber empfinden, 
daß es uns gelungen ist, in diesem für viele Menschen 
entscheidenden Aufgabengebiet eine große Gemein-
schaftsleistung zu erbringen, sowohl für die, die hier 
integriert werden konnten, wie auch für die, für die wir 
etwas in ihren heutigen Siedlungsgebieten tun. Das 
ist, finde ich, eine gute, sehenswerte deutsche 
Gemeinschaftsleistung. Dafür gilt allen herzlicher 
Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit großem Nachdruck möchte ich feststellen: 
Wenn bei dem anstehenden Gesetzgebungsverfahren 
von dem jetzt bewährten Aufnahmeverfahren und 
damit auch von diesen bewährten Elementen der 
Aussiedlerpolitik, die ja alle ineinander verzahnt sind, 
abgewichen wird, dann besteht die große Gefahr, daß 
unter den be troffenen Millionen Deutschen in Ost- 
und Südosteuropa eine Panikstimmung ausbricht, 
weil sie die Sorge haben, auf Dauer werde ihnen eine 
Aussiedlung nach Deutschland unmöglich gemacht. 

Nach sehr, sehr vielen Gesprächen mit Deutschen in 
den Aussiedlungsgebieten in den letzten Monaten 
weiß ich, daß jede Form von Fristsetzung und Quoten-
bildung als Abkehr vom bisherigen Aussiedlerauf-
nahmeverfahren gewertet wird. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Die Folge wäre — ich bitte, daß wir uns das ganz 
genau vor Augen halten, — daß erheblich mehr 
deutsche Aussiedler nach Deutschl and kommen woll- 
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ten, als es der Fall wäre, wenn das jetzige eingespielte, 
verstetigende Verfahren beibehalten würde. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Die Tür 
muß offen bleiben!) 

Das ist ein ganz wichtiger Gesichtspunkt für die 
Aufgaben, die in der Einzelberatung anstehen. 

Im Hinblick auf politische Initiativen mit dem Ziel, 
Fristsetzungen oder Quoten für deutsche Aussiedler 
zu erreichen, ist festzustellen: Diese Initiativen helfen 
in der Sache gar nichts. Sie werden aber Ängste, 
Sorgen und Belastungen für alle Beteiligten auslösen. 
Und dies sollten wir vermeiden. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Fristen und Quotierungen würden sich schwer-
punktmäßig gegen die Rußlanddeutschen richten. 
Weil oft erwähnt wird, nun seien schon so viele Jahre 
nach dem Zweiten Weltkrieg vergangen, will ich hier 
deutlich feststellen: Die Rußlanddeutschen konnten 
im wesentlichen erst seit 1988 aus ihren heutigen 
Wohnorten ausreisen. Jahrzehntelang mußten die 
meisten von ihnen in den Verbannungsgebieten 
Asiens leben, 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

in die Stalin sie verschleppt hatte, ohne daß sie auch 
nur eine Chance für eine Ausreise hatten. Ich meine, 
man muß deutlich herausstellen: Für die, die erst seit 
kurzem überhaupt eine Ausreisechance sehen, geht 
der Zweite Weltkrieg mit allen seinen schlimmen 
Folgen — das haben mir auch be troffene Menschen 
selbst gesagt — erst in diesen Zeiten langsam zu 
Ende. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

Für das jetzt angelaufene Gesetzgebungsverfahren 
wünsche ich uns darum eine Beratung, die sich an den 
Fakten der bisherigen bewährten Politik orientiert, 
vor allem an den berechtigten Bedürfnissen der 
betroffenen Menschen. 

Dabei haben — das will ich hier deutlich sagen; das 
kann man, glaube ich, auch ruhig für alle Kolleginnen 
und Kollegen quer durch die Fraktionen, die sich 
damit befassen, feststellen — alle Verantwortlichen 
den Deutschen in den Aussiedlungsgebieten immer 
wieder klargemacht — bei mehreren Kongressen der 
Rußlanddeutschen habe ich das auch selber getan —, 
daß Deutschland bei der Aufnahme auch nicht über-
fordert werden darf. Das heißt: Es dürfen nicht zu viele 
auf einmal kommen wollen; sonst nimmt die Aufnah-
mebereitschaft ab. 

Dies wurde offen ausgesprochen und — ich will 
auch das hier sagen — in vielen Bereichen von den 
Betroffenen akzeptiert. Dies ist ein wichtiges Faktum. 
Wir haben mit dem bisherigen Verfahren auch 
erreicht, daß sich die Menschen auf diese Orientie-
rungspunkte eingestellt haben. 

Der Ihnen vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur 
Bereinigung von Kriegsfolgen knüpft an diese vorge-
gebenen Rahmenbedingungen an und trägt ihnen 
konsequent Rechnung. 

Seine Grundzüge lassen sich wie folgt umschreiben: 
Das Bundesvertriebenengesetz bleibt die Rechts-
grundlage für die Statusgewährung und die Einglie-
derung der künftig als Spätaussiedler bezeichneten 
Aussiedler. Dies ist nicht nur gerechtfertigt, weil sich 
das Instrumentarium des Gesetzes bewährt hat, son-
dern weil die Spätaussiedler wegen ihres besonderen 
Schicksals gleichsam als die Nachzügler der ehemals 
Vertriebenen und der Aussiedler anzusehen sind. 

In der mir verbleibenden Zeit möchte ich einige 
Worte zu den Integrationsaufgaben sagen, weil sie in 
der Gesamtdiskussion, auch in mehreren Initiativen 
aus dem Bundesrat, behandelt worden sind. 

Mit Blick auf die wichtigen Integrationsaufgaben 
für die deutschen Aussiedler, die zu uns kommen, 
wird der Bund weiterhin entscheidende Hilfe leisten. 
Auch 1993 werden auf Bundesebene für die Einglie-
derung Hilfen in Milliardenhöhe bereitgestellt. 

Als Aussiedlerbeauftragter der Bundesregierung 
hätte ich mir naturgemäß noch mehr gewünscht, als 
jetzt im Entwurf des Haushalts 1993 bereitgestellt 
werden kann. Aber auch in diesem Aufgabenbereich 
mußte ein Beitrag für die notwendigen Einsparungen 
geleistet werden. Dies muß man klar aussprechen. 

Schwerpunkte bleiben die Sprachförderung, auch 
wenn sie jetzt im Programm auf sechs Monate zusam-
mengedrängt ist, Garantiefonds und weitere Einglie-
derungshilfen für jugendliche Aussiedler, Übernahme 
der Kosten der Erstaufnahme und der Rückführung, 
Zuwendungen an zentrale Verbände und Organisa-
tionen sowie Leistungen nach dem Häftlingshilfe- und 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz. 

Dies alles sind auch Investitionen in eine gemein-
same Zukunft in Deutschland. Wie zahlreiche Unter-
suchungen feststellen, sind die Aussiedler mit ihren 
großen Familien und ihrer reichen Kulturtradition in 
vielen Bereichen letztlich ein wirtschaftlicher und 
kultureller Gewinn für unser Land. Das sollte man 
herausstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dieses Gesetz enthält ferner Regelungen zum 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, zum Ab-
schluß des Lastenausgleichs, zu der Stiftung, die 
künftig helfen soll, zu der Organisation und den 
Leistungen der Heimkehrerstiftung. Ich darf hier auf 
die einzelnen Begründungen zu dem Gesetzestext 
und die Erläuterungen verweisen. Insgesamt werden 
19 Einzelgesetze geändert. 

Wir haben die Kriegsfolgen, meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen, bis heute solidarisch und in einem 
weitgehenden Konsens hier im Hause, zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden und gesellschaftli-
chen Kräften bewältigt. Dabei sollte es, wenn irgend 
möglich, auch in der Abschlußphase bleiben. 

Ich möchte an uns alle gemeinsam appellieren, daß 
wir im Sinn der Schicksale, die die be troffenen Men-
schen erleiden mußten, die weiteren Verhandlungen 
hier führen, daß wir uns einig bleiben, ihnen im 
Rahmen unserer Möglichkeiten zu helfen, und daß wir 
damit auch einen Beitrag für die Zukunft unseres 
Volkes leisten. 
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Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat die Kolle-
gin Gerlinde Hämmerle das Wort. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich bin mit Ihnen, Herr 
Staatssekretär Waffenschmidt, in sehr vielem, was Sie 
hier vorgetragen haben, einer Meinung, besonders in 
dem, was Sie zuletzt gesagt haben. Auch ich glaube, 
daß die deutschen Aussiedler, die heute zu uns 
kommen, die letzte Gruppe der Menschen sind, die 
unter einem Kriegsfolgenschicksal zu leiden haben. 
Vor allem denke ich an diejenigen, die erleben 
mußten, daß Menschen von Stalin nur auf Grund der 
Tatsache, daß sie Deutsche sind, in schlimmster Weise 
behandelt wurden, deportiert und ermordet wurden 
und all die Schicksale erlitten haben, die wir ken-
nen. 

Ich bin mit Ihnen der Meinung, daß wir alles tun 
sollten, um die Deutschen in den ehemaligen Repu-
bliken der Sowjetunion zu halten und ihnen dort ein 
Lebensumfeld zu sichern, damit sie nicht gezwungen 
werden, mit ihren Familien hierher zu kommen; denn 
ich bin in der ganzen Zuwanderungsfrage — ganz 
egal, wo wir unterschiedlicher Auffassung sind — der 
Ansicht, daß Menschen nicht aus Jux und Dollerei mit 
ihren Familien durch die Welt ziehen, um sich 
irgendwo ein anderes Land zu suchen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Deswegen sind wir gut beraten, wenn wir miteinan-
der dafür sorgen, daß die Ursachen, die sie zum 
Aufbruch zwingen, dort an Ort und Stelle beseitigt 
werden. Dazu zählen auch die Maßnahmen, die wir 
für die Rußlanddeutschen — wenn ich diesen Oberbe-
griff nehmen darf — durchführen. Die Aussiedlung 
aus Rumänien ist ja quasi abgeschlossen — ich glaube, 
das kann man sagen —, so daß wir es hier nun mit etwa 
2 Millionen Rußlanddeutschen zu tun haben. Ich bin 
auch froh, daß die SPD-Mitglieder im Haushaltsaus-
schuß heute morgen den Beschluß unterstützt haben, 
daß dort Mittel eingesetzt werden sollen. 

Ich teile aber nicht Ihren Optimismus, Herr Staats-
sekretär, daß wir die größte Zahl der 2 Millionen 
Menschen durch unsere Maßnahmen in den GUS-
Staaten halten können. Ich bin zutiefst überzeugt, daß 
Menschen, die aus Kasachstan in die Wolgarepublik 
ziehen sollen, nun doch noch einmal überlegen, ob sie 
nicht noch tausend Kilometer weiterziehen und in die 
Bundesrepublik kommen. 

Dennoch bin ich der Meinung, daß wir die Hilfsmaß-
nahmen und die Projekte fördern sollten, weil ich mit 
Ihnen und den Kolleginnen und Kollegen der anderen 
Fraktionen und auch meinen Kolleginnen und Kolle-
gen einig bin, daß diese Maßnahmen in der Ukraine, 
in Rußland, in den sibirischen Regionen und wo auch 
immer doch dazu beitragen könnten, daß sie, wenn sie 
kommen, nicht alle auf einmal kommen. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlin-
gen] [F.D.P.]) 

Dieses wäre für mich ein politisches Ziel. Ich glaube 
aber, daß die Hilfsmaßnahmen an Ort und Stelle — 
wir haben es uns ja dankenswerterweise mit Ihnen 
zusammen anschauen können, Herr Staatssekretär — 
einen mehr integrierenden Charakter bekommen 
sollten. Ich bitte Sie, Herr Staatssekretär, sich dafür 
einzusetzen. Ich habe den Eindruck gewonnen, daß 
diese Hilfsmaßnahmen so speziell für Deutsche sind, 
daß sie die Deutschen eher — ich sage es vorsichtig — 
von  der übrigen Bevölkerung trennen, als sie dort zu 
halten. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das haben unsere Kollegen damals gese

-

hen!)  

Rußlanddeutsche haben immer schon ein stark ausge-
prägtes Minderheitenverhalten gehabt. Das ist heute 
noch so. Ich glaube, daß wir durch Projekte, bei denen 
bereits optisch zu erkennen ist, daß sie für Deutsche 
und Russen, für Deutsche und Ukrainer usw. sind, 
einen besseren Effekt erzielen können. Sie haben ja 
zugesagt, daß Sie sich darum kümmern wollen. 

Ich bin nicht der Meinung, daß es gelingen kann 
— ich sage es überspitzt —, die landwirtschaftliche 
Idylle des 19. Jahrhunderts wiederherzustellen. Das 
werden wir nicht schaffen, auch nicht in der wieder zu 
errichtenden Wolgarepublik. Deswegen bitte ich, 
dafür zu sorgen, daß die Projekte mehr gewerblichen 
Charakter erhalten und sich — darum bitte ich sehr 
dringend — nicht ganz so weit draußen in der Steppe 
abspielen, sondern mehr im Umfeld der großen 
Städte, z. B. Saratow, so daß junge Menschen, die wir 
mit der Wiedererrichtung der landwirtschaftlichen 
Idylle ganz bestimmt nicht dort halten, eher einen 
Anreiz haben, in ihren eigentlichen Wohngebieten zu 
bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Insofern bin ich der Meinung, daß wir ohne ideolo-
gische Trennung am gleichen Strang ziehen und 
weiterhin am gleichen Strang ziehen sollten. 

Ich teile allerdings — um es noch einmal zu sagen — 
nicht Ihre Einschätzung, daß der größte Teil der 
Menschen durch diese Maßnahmen in den ehemali-
gen Republiken der Sowjetunion bleiben wird. Des-
wegen würde ich es für fahrlässig halten, wenn sich 
die deutsche Innenpolitik nicht auf eine große Zuwan-
derung einstellen würde. Da bin ich mit Ihnen der 
Meinung, daß die Mittel für Maßnahmen zur Integra-
tion, insbesondere für Sprachförderung, nicht ein-
schneidend gekürzt werden sollten. Ich teile Ihre 
Ansicht, daß wir Städte und Gemeinden, die die 
Aufnehmenden sind, nicht überlasten dürfen. 

Nun kommt ein Punkt, Herr Staatssekretär, in dem 
wir uns voneinander unterscheiden. Ich glaube näm-
lich nicht, daß wir genau dieses gemeinsame Ziel, 
Städte und Gemeinden nicht zu überlasten, mit den 
Methoden erreichen, die wir bis jetzt anwenden und 
gegen die ich ja überhaupt nichts habe. Ich meine in 
der Tat, daß wir uns in aller Freundschaft — ich bitte, 
uns nicht gegenseitig zu inhumanen Monstern hoch-
zustilisieren, wenn einer eine andere Meinung hat — 
langfristig doch über ein Zuwanderungskontingent in 
diesem Bereich unterhalten müssen. 

Ich glaube nicht, Herr Staatssekretär, daß eine 
Panik ausbricht, wenn wir es auf folgende Art und 
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Weise machen. Ich wünsche mir, daß wir einen 
Stichtag festsetzen, bis zu dem der Mensch aus einem 
dieser Aussiedlungsgebiete kundgetan haben soll, 
daß er die Aussiedlung anstrebt. Ich bin nicht der 
Meinung, daß wir dann auch einen Stichtag festsetzen 
sollen, bis zu dem er hier sein muß. Wenn wir das 
machen, entsteht Panik. Wir sollten einen Stichtag 
festsetzen, bis zu dem er erklärt haben muß, daß er mit 
seiner Familie in die Bundesrepublik kommen 
möchte, und ihm sagen, daß er auch noch am Sankt-
Nimmerleins-Tag kommen kann, also nicht sofort 
Sack und Pack nehmen muß. Wir setzen unsererseits 
in Zusammenarbeit mit den Regierungen fest, wie 
viele wir jährlich aufnehmen. Den Schlußtermin las-
sen wir offen; den setzen wir überhaupt nicht. Darüber 
sollten wir uns ernsthaft unterhalten. Ich bin der 
Meinung, daß dann keine Panikreaktion auftreten 
wird. Die will ja auch ich nicht. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang sagen, Herr 
Staatssekretär Waffenschmidt und liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Koalition, daß wir im Bereich der 
Aussiedler, der einen wesentlichen Teil der Gesamt-
zuwanderung in unserer Bundesrepublik ausmacht, 
auch bei Meinungsunterschieden immer fair, um nicht 
zu sagen: freundschaftlich miteinander diskutiert 
haben. Dafür bedanke ich mich. Dieses Klima möchte 
ich gern erhalten: Denn wir sollten uns nicht vorma-
chen, daß wir den Gesamtkomplex der Zuwanderung 
ohne ein umfassendes Konzept werden bewäl tigen 
können. Dazu gehört nach meiner Meinung das 
Kontingent für die deutschen Aussiedler. 

Ich möchte einige Punkte jetzt nur andeutungs-
weise vortragen, die wir dann in den Ausschußbera-
tungen berücksichtigen sollten. In Übereinstimmung 
mit dem Innenausschuß des Bundesrats — das Plenum 
tagt ja erst morgen; dazu kann ich jetzt nichts sagen—
sind wir der Ansicht: Bei der Definition des Spätaus-
siedlers sollten wir eine Änderung vornehmen, näm-
lich daß ein Nachweis für das Vertriebenen- und 
Kriegsfolgenschicksal notwendig ist; und bei der Defi-
nition der Volkszugehörigkeit sollten wir einen 
Generationenschnitt nach Abkömmlingen in erster 
Generation und einige andere wesentliche Punkte, 
z. B. die Leistungen und Hilfen, diskutieren. 

Wir wollen eine einmalige Überbrückungshilfe der 
Bundesregierung sowie ein Einrichtungsdarlehen 
unterstützen, aber nicht den Ausgleich für die Kosten 
der Aussiedlung und auch nicht Pauschalleistungen 
für Spätaussiedler aus der ehemaligen UdSSR. Daß 
wir die Überbrückungshilfe, das Einrichtungsdarle-
hen, unterstützen, ist völlig klar. Denn wie sollen sich 
die Leute integrieren, wenn sie hier das Nichts vorfin-
den? 

Ein weiterer strittiger Punkt ist aufgetreten. Er ist 
zunächst Angelegenheit des Bundesrats; ich möchte 
aber hier darüber sprechen, weil er ein Anliegen der 
Lander Sachsen und Brandenburg ist. Sie möchten die 
Regelung für die Altvertriebenen, die Zahlungen von 
4 000 DM, sehr gern wieder in diesem Gesetz haben. 
Sie möchten auch — da bin ich sehr offen — eine 
Härtefallregelung. Wenn man erkennen kann, daß 
ein Mensch, der die 4 000 DM im Jahre 2000 bekom-
men soll, dann gar nicht mehr leben wird, weil er im 
wahrsten Sinne des Wortes ein Altvertriebener ist  

— Vertriebene sind ja normalerweise nicht jung, weil 
heute aus diesem Bereich keine Vertreibung stattfin-
det —, daß er aber jetzt bedürftig ist, sollte man sich 
über eine Härtefallregelung unterhalten. Das wollen 
wir gern unterstützen. 

Ich denke, wir finden bei Ihnen sicher für den einen 
oder anderen Punkt ein offenes Ohr. 

Wo wir kein offenes Ohr bei Ihnen finden werden, 
ist mir jetzt schon klar, nämlich daß der Bund die 
Kosten übernehmen soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das können Sie 
auch gar nicht wollen!) 

— Ich kann es wollen: Die Kollegin Matthäus-Maier 
wird es wahrscheinlich nicht wollen. Sie sehen, daß 
wir zwei, obwohl wir in keiner Weise politische 
Differenzen haben, uns in diesem einen Punkt natür-
lich doch unterscheiden, weil die finanzpolitische 
Sprecherin zu Recht mit Argusaugen alle Ausgaben 
prüft, die wir irgendwo hineinschreiben. 

Herr Staatssekretär, ich möchte Sie zum Ende 
meiner Rede um Unterstützung bitten. Wir und die 
Kolleginnen und Kollegen der Koalition werden die 
Änderungsvorschläge in den Ausschüssen eingehend 
beraten. Wir werden weiterhin gemeinsam am selben 
Strang ziehen und dafür sorgen, daß die Aussiedler 
dort bleiben können, wo sie sind, oder daß die 
Umsiedlung von Kasachstan „nur" in die Ukraine und 
nicht in die Bundesrepublik stattfinden wird. Wir sind 
uns auf Grund unserer Verantwortung als Innenpoli-
tiker klar darüber, daß es verhängnisvoll wäre, die 
innenpolitischen Folgen einer massenhaften Zuwan-
derung zu unterschätzen, und daß wir dafür eine 
gemeinsame Lösung finden müssen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Wolfgang Lüder das Wort. 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Frau Präsidentin! Wenn 
ich es richtig sehe, darf ich wohl auch sagen: Hoch-
verehrtes quotenfreies Präsidium! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Kollegin Hämmerle, Sie 
haben es den Koalitionfraktionen leicht und schwer 
zugleich gemacht, auf dieses Thema einzugehen. Ich 
will versuchen, eine erste Stellungnahme aus meiner 
Sicht und für meine Fraktion zu dem abzugeben, was 
Sie eingebracht haben. 

Ich finde es gut, daß wir den Streit im Innenaus-
schuß, ob wir dem SPD-Gesetzentwurf, der ja heute 
ebenfalls zur Beratung und Abstimmung ansteht, 
folgen, hier nicht fortführen, sondern in die Gesamt-
diskussion einbeziehen. Ich finde es auch gut, daß wir 
uns zumindest als Beratungsgrundlage auf den Regie-
rungsentwurf und nicht auf den in meinen Augen 
falsch selektierenden Bundesratsentwurf Niedersach-
sens konzentrieren. Das schichtet die Probleme ab 
und erleichtert uns die Beratung. 

Ich will eines vorweg sagen, auch an  die Bundesre-
gierung. Es ist spät geworden, fast zu spät, noch alle 
Opfer in Entschädigungsregelungen einzubeziehen, 
die unter dem vom Dritten Reich verbrochenen Zwei- 
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ten Weltkrieg gelitten haben. Mit dem heutigen 
Gesetz werden — Herr Waffenschmidt hat darauf 
hingewiesen — allein 19 Gesetze und Verordnungen 
herangezogen, geändert und angepaßt, mit denen die 
alte Bundesrepublik versucht hatte, vertretbare Rege-
lungen, insbesondere im Entschädigungsbereich, für 
diejenigen zu finden, die als Heimkehrer, als Kriegs-
gefangene, als Vertriebene, später als Aussiedler in 
besonderem Maße leiden mußten. 

Vor Jahresfrist schon war nahezu alles konzipiert, 
worum es heute geht. Im Streit mit dem Bundesfinanz-
minister um die Finanzierung drohte dann die 
Gesamtregelung zu scheitern. Da geht es zum Beispiel 
im ersten Abschnitt um das Bundesvertriebenenge-
setz. Hier wird der Versuch unternommen, einerseits 
aus dem Abschluß der Vertreibung abschließende 
Konsequenzen zu ziehen, andererseits die Tür für 
Aussiedler offenzuhalten, die in die Bundesrepublik 
wollen. 

Ich halte für begrüßenswert, daß der Abschluß der 
Vertreibungstatbestände, der Verfolgung und der 
Benachteiligung infolge der Vertreibung hier festge-
stellt und festgeschrieben wird. Das ist auch ein Signal 
für unsere Nachbarn. Wir haben heute morgen schon 
über einige Konsequenzen daraus für den kulturellen 
Bereich debattieren können. 

Ich will  noch einmal deutlich machen, gerade weil 
ich auch nach der heutigen Debatte angesprochen 
worden bin und vielleicht etwas mißverständlich for-
muliert hatte: Die Vertreibung war eine zwangsläu-
fige Folge des von NS-Deutschland mutwillig ausge-
lösten Zweiten Weltkrieges. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das ändert aber nichts an der gleichzeitigen Feststel-
lung, daß die Vertreibung ihrerseits Unrecht war. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das gilt für den Verteibungstatbestand wie für die 
Umstände der Vertreibung. Wir können nicht 
Unrechtstatbestände aufrechnen wollen; wir müssen 
sie feststellen, um sie überwinden zu können. 

Heute haben wir zu prüfen, ob wir die besonderen 
Vergünstigungen, die unser Staat für die Vertriebe-
nen und späteren Aussiedler zur Verfügung gestellt 
hat, dauerhaft aufrechterhalten. Das ist einer der 
Streitpunkte dieses Gesetzentwurfs. Für mich geht es 
nicht darum — um das vorweg klarzustellen —, daß 
jeder deutsche Staatsangehörige und jeder deutsche 
Volkszugehörige, wo immer er lebt, den Zugang zum 
Bundesgebiet haben soll. Ich will keine Einschrän-
kungsdiskussion darüber, daß jeder, der dies möchte, 
hierher kommen kann. 

Ich unterstütze auch die in der bisherigen Debatte 
sichtbar gewordenen und auch von Ihnen, Frau Kol-
legin Hämmerle, dargelegten Wünsche, daß wir mög-
lichst viel tun müssen, um denen, die in den Sied-
lungsgebieten leben, das Leben zu erleichtern. Dar-
über kann es in diesem Haus meines Erachtens keinen 
Streit geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD) 

Die Frage kann doch nur sein — das ist für mich der 
Punkt des Nachdenkens in diesem Gesetz und damit 
auch des Diskussionsbedarfs in den Ausschüssen —, 
ob wir einen neuen „Tatbestand" des Spätaussiedlers 
schaffen, ob wir deutschen Staatsangehörigen und 
Volkszugehörigen bis auf den Sankt-Nimmerleins-
Tag hinaus besondere Vergünstigungen gewähren 
und dies auch noch am Bundesvertriebenengesetz 
aufziehen wollen. Hier habe ich die Bitte, daß wir in 
den Beratungen des Ausschusses oder der Ausschüsse 
offen sein mögen für Regelungen, die irgendwo einen 
Abschlußtatbestand finden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 
Mit der Wiedervereinigung ist mehr geschehen als 

nur die Vereinigung beider Teile Deutschl ands. — 
Frau Kollegin Hämmerle. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Herr Kollege Lüder, darf 
ich aus Ihren letzten Ausführungen schließen, daß Sie 
bereit wären, mit uns darüber zu reden und mögli-
cherweise dann auch dem Antrag zur Beendigung des 
Bundesvertriebenengesetzes zu einem bestimmten 
Zeitpunkt, den wir einmal eingebracht haben, zuzu-
stimmen? 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Ich habe Ihren Worten 
vorhin sehr aufmerksam gelauscht. Den Vorschlag, 
einen Stichtag einzuführen, zu dem die Leute sich 
entscheiden sollen und dann die Option aber dauer-
haft offenzuhalten für diejenigen, die eine Option 
gewünscht haben, halte ich für einen sehr diskutablen 
Weg. 

Ich füge aber hinzu, daß wir in der Zeit zwischen der 
Einbringung dieses Gesetzes und dem heutigen Tag 
in meiner Fraktion noch nicht abschließend darüber 
haben beraten können. Doch die Offenheit in diesen 
Punkt hinein möchte ich signalisieren, und die darf ich 
auch signalisieren. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Danke schön. 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Meine Damen und Herren, 
mit dem Gesetz werden auch Änderungen im Lasten-
ausgleichsgesetz und zum allgemeinen Kriegsfolgen-
gesetz stattfinden. Ich glaube, sie sind notwendig, 
soweit sie hier vorgesehen sind. Insbesondere begrü-
ßen wir — damit komme ich zu einem weiteren 
Punkt —, daß die Heimkehrerstiftung so konstruiert 
werden soll, wie sie jetzt im Gesetz vorgesehen ist. Das 
war auch in Übereinstimmung mit dem absolut wort-
gleichen Text, den Sie im letzten Jahr von seiten der 
SPD eingebracht haben. Wir wollen, daß dies so in das 
Gesamtpaket eingefügt wird. 

Die Entschädigungsregelung zum Häftlingshilfe-
gesetz und die sich darauf beziehende Verordnung 
unterstützen wir. Wir werden gründlich, aber mit 
gebührendem Tempo zu beraten haben. Wir werden 
die Einzeltatbestände hier sorgfältig ansprechen müs-
sen. 

Vielleicht ungewollt, hat die SPD-Opposition uns 
Abgeordneten der Koalitionsfraktionen aus dem 
Innenausschuß, die wir von Anfang an  eine die 
verschiedenen Bereiche umfassende Regelung ge-
sucht haben, unterstützt. Die SPD hatte ja den Entwurf 
zum Heimkehrerstiftungsgesetz wortgleich mit dem, 
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der heute von der Regierung vorliegt, zur Beratung 
und Verabschiedung in den Bundestag eingebracht. 
Wir Abgeordneten der Koalitionsfraktionen — das 
darf man heute auch einmal im Plenum laut sagen — 
waren erst dann bereit, der Bitte der Bundesregierung 
um Ablehnung des SPD-Antrages zur damaligen Zeit 
zu entsprechen, nachdem klargestellt war, daß ein 
Regierungsentwurf zu möglichst allen Bereichen der 
Kriegsfolgenbeseitigung bis zur Sommerpause vorge-
legt wird. Insoweit bedanke ich mich bei der Opposi-
tion für die Hilfestellung zum parlamentarischen 
Durchsetzen dessen, was umfassend notwendig 
war. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlin-
gen] [F.D.P.]) 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt auch 
vorgesehen, daß die Problematik der Entschädigung 
für den Hausratsverlust der Heimatvertriebenen auf 
die allgemeine Entschädigungsregelung verlagert 
wird. Ich meine, wir sollten offen sein für die Frage, ob 
wir nicht wieder aus den Überlegungen zum Entschä-
digungsgesetz zurückholen, was dort nach meiner 
Meinung sachfremd hineingepackt worden ist und in 
diesen Entwurf hier gehört. Es wird nicht eine Mark 
mehr bringen für die, die Anspruch darauf haben 
sollen, aber es gibt Klarheit, daß wir eine Gesetzes-
materie insgesamt im Sachzusammenhang erörtern 
und regeln. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute morgen 
in der kulturpolitischen Debatte Konsequenzen aus 
dem Ende der Nachkriegszeit gezogen. Das Gesetz, 
um das es jetzt geht, schließt sich den wichtigen 
Punkten mit finanziellen Konsequenzen an. Auch hier 
geht es um ein Ende der Nachkriegszeit. Wie bei der 
Regelung für eine angemessene Entschädigung aus 
Härtefondsleistungen für jüdische und nichtjüdische 
Verfolgte des NS-Terrors gilt für die Opfer von Krieg 
und Vertreibung, um die wir uns hier kümmern, daß 
wir den noch lebenden Menschen helfen und nicht 
Grabpflege betreiben wollen. 

(Beifall bei der F.D.P., dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Deswegen fordere ich alle Beteiligten und alle 
Kollegen aus den beteiligten Fachausschüssen und 
die Bundesregierung auf, daran mitzuwirken, daß die 
Gesetzgebungsarbeit rechtzeitig vor Jahresende mit 
positivem Ergebnis abgeschlossen wird. Ich glaube, 
die Signale dieser Debatte zur ersten Lesung zeigen, 
daß wir bereit sind, gemeinsam voranzugehen. Die 
wenigen Konfliktpunkte werden ausgetragen werden 
müssen, da sollten wir uns nicht scheuen. 

(Zuruf von der SPD: Das meinen wir auch!) 

Aber wir sollten versuchen, dieses Paket zum Jahres-
ende in Kraft zu setzen. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat in dieser 
nahezu quotierten Rednerliste der Kollege Ullmann 
das Wort. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Wem wäre es erwünschter als mir, Herr Staatssekre-
tär, wenn ich mich aus vollem Herzen dem von Ihnen 
angemahnten parlamentarischen und politischen 
Konsens anschließen könnte und mich dann vielleicht 
auf einige moderat vorgetragene Kritikpunkte, wie 
das die Frau Kollegin Hämmerle in vorbildlicher 
Weise getan hat, beschränken könnte. Daß ich das 
nicht kann, Herr Staatssekretär, hängt damit zusam-
men, daß wir heute nicht über eine abschließende 
Novellierung des Bundesvertriebenengesetzes debat-
tieren, sondern über einen Gesetzentwurf, der 
„Kriegsfolgenbereinigungsgesetz" heißt. 

Darum kann ich an einem Protest nicht vorbei, daß 
der Deutsche Bundestag für ein Gesetz, das „Kriegs-
folgenbereinigungsgesetz " heißt, eine Debatten-
stunde ansetzt. Welch ein Mißverhältnis zwischen 
Inhalt und Ausmaß der Debatte! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Die einschneidenste aller Kriegsfolgen war die 
Teilung, jene ungleiche, asymmetrische, deformie-
rende Teilung, die 16 Millionen Deutschen ein Son-
derschicksal aufzwang, sie ihres Selbstbestimmungs-
rechtes, ihrer freien Entscheidung so beraubte, wie es 
Präambel und Schlußartikel des Grundgesetzes aus-
drücken. Die Kriegsfolge der Teilung stürzte die 
Eigentumsordnung in den östlichen Ländern Deutsch-
lands in einer Weise um, wie es nicht einmal die 
napoleonischen Kriege get an  hatten. Dieser Umsturz 
der Eigentumsordnung betraf nicht nur die großen 
Vermögen, den Großgrundbesitz, die Landwirtschaft 
durch Bodenreform und Zwangskollektivierung, son-
dern die Vermögensverhältnisse aller. Die Konzentra-
tion des Besitzes in der Hand der Staates und der 
Partei führte zu einer Stagnation, die sich lähmend 
und aufs Schwerste benachteiligend auf Erwerbsmög-
lichkeiten und Biographien aller Bürgerinnen und 
Bürger ausgewirkt hat. Dazu kam die drastische 
Einschränkung der Mobilität und Freizügigkeit seit 
1961, die diese Bürger zu schollenabhängigen Leibei-
genen degradierte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz korrekt!) 

ganz zu schweigen von der Diskriminierung aller, die 
das Regime als sogenannte Feinde meinte betrachten 
zu müssen. 

Seit dem 9. November 1989 hat sich nun die Chance 
aufgetan, die Folgen der Teilung nach dem Krieg in all 
den genannten Bereichen zu bereinigen. Weil diese 
Chance besteht, muß ich protestieren, da in dem 
Gesetzentwurf genau das Gegenteil von dem vorge-
schlagen wird, was angesichts dieser Chance erfor-
derlich ist. Statt ein gesetzgeberisches Konzept zur 
umfassenden und gerechten Bereinigung der Tei-
lungsfolgen vorzulegen, präsentiert uns die Bundes-
regierung den Entwurf einer Abschluß- und Über-
gangsgesetzgebung, deren offenkundiges und einzi-
ges Ziel es ist, möglichst wenige finanzwirksame 
Leistungen entstehen zu lassen. Kerngedanke dabei 
ist, den Lastenausgleich auf die östlichen Länder nicht 
anzuwenden, sondern Vertriebenen-, Häftlingshilfe- 
und Ausländergesetzgebung so abzuschließen, daß 
ein Chancenausgleich für die 40 Jahre benachteiligte 
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DDR-Bevölkerung unnötig erscheint, da die Chan-
cenungleichheit systembedingt und darum nachträg-
lich nicht mehr ausgleichbar sei. Diese Gesetzge-
bungspolitik erfüllt mich und, so nehme ich an, die 
meisten meiner Landsleute in den sächsischen Län-
dern mit tiefer Bitterkeit. 

Ich muß abermals beklagen, daß diejenigen, für die 
ich im Zusammenhang mit dem Unrechtsbereini-
gungsgesetz Entschädigungen angemahnt habe, 
nämlich die jenseits der Oder Deportierten, abermals 
auf Almosen aus jener Heimkehrerstiftung verwiesen 
werden. Ich kann das nicht verstehen, und ich prote-
stiere dagegen. 

Leider ist meine Redezeit abgelaufen. Ich hätte 
gerne ein paar kommentierende Worte zu den 
Begründungen gesagt, die in dem Gesetzentwurf 
dafür enthalten sind, daß der Chancenausgleich nicht 
angewandt werden soll. Darum will ich mich jetzt auf 
eines beschränken: Der Krieg — ich danke Herrn 
Kollegen Lüder, daß er das wenigstens angesprochen 
hat — war keine Naturkatastrophe, sondern eine 
politische Katastrophe, die von Deutschland ausge-
gangen ist. Wir Deutschen haben die Pflicht, gemein-
sam die Lasten, die durch diese von uns angezettelte 
Katastrophe sehr ungleich über uns gekommen sind, 
nun in einem gerechten Chancenausgleich gerecht zu 
verteilen. Aber das muß auch getan werden. Der 
Gesetzentwurf ist so, wie er vorgelegt worden ist, kein 
geeignetes Mittel für einen solchen Chancen- und 
Lastenausgleich. 

(Beifall des Abg. Konrad Weiß [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Schon wieder 
erteile ich das Wort einer Kollegin, nämlich der 
Kollegin Gudrun Weyel. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Das sollte in 
diesem Parlament einmal Dauerzustand wer-

den!) 

Gudrun Weyel (SPD): Frau Präsidentin! Die Tatsa-
chen überholen manchmal die Annahmen. 

Ich möchte mich an dieser Stelle nur zu dem Teil des 
von uns eingebrachten Gesetzentwurfs äußern, der 
sich mit dem Gesetz über die Heimkehrerstiftung 
befaßt. Wir haben diesen Teil von dem Gesamtent-
wurf abgekoppelt, der ja schon am 1. Januar 1992 in 
Kraft treten sollte, weil wir gesehen haben, daß dieses 
Gesetz einen Personenkreis umfaßt, der altersbedingt 
und auf Grund der Verschiebung zum Teil nicht mehr 
in den Genuß dieses Gesetzes kommt. Es geht darum, 
daß die ehemaligen Kriegsgefangenen in den neuen 
Bundesländern in den Genuß derselben sozialen Lei-
stungen kommen sollen wie die ehemaligen Kriegs-
gefangenen in der alten Bundesrepublik. 

Man muß dabei noch eines berücksichtigen. Es 
handelt sich in den neuen Bundesländern weitestge-
hend um Kriegsgefangene, die in Rußland gewesen 
sind und die sehr spät aus der Gefangenschaft entlas-
sen worden sind, denn der größere Teil der ehemali-
gen Kriegsgefangenen, die von den westlichen Sie-
germächten in Gefangenschaft genommen worden 
sind, ist bei seiner Entlassung, sofern diese Personen 
aus den deutschen Ostgebieten oder aus den Gebie-

ten der damaligen sowjetischen Besatzungszone 
stammten, eben nicht dorthin zurückgekehrt, sondern 
ist im Westen geblieben. Diesen Personenkreis muß 
man vor Augen haben, wenn man darüber nachdenkt, 
ob eine Verzögerung von einem Jahr eine Härte 
bedeutet oder nicht. 

Wir sind der Meinung, daß eine solche Verzögerung 
eine Härte bedeutet, denn die Jüngsten aus diesem 
Personenkreis sind heute 65 Jahre alt; ich wiederhole: 
Das sind die Jüngsten. Der größere Teil ist heute aber 
in dem Alter um 80 Jahre herum, und das sollte man 
bedenken, wenn man sagt, neun Monate oder zwölf 
Monate seien doch nicht viel. Deswegen möchten wir 
Ihnen doch noch auf die Sprünge helfen. 

Herr Lüder hat ja sehr deutlich gemacht, daß unser 
Gesetzentwurf teilweise mit dem Ihren überein-
stimmt, daß wir in der Sache also völlig einig sind und 
daß es nur darum geht, wann das Gesetz fiber die 
Heimkehrerstiftung in Kraft treten kann. 

Deswegen haben wir einen Änderungsantrag 
gestellt, demzufolge der in Art. 3 unseres Entwurfs 
genannte Zeitpunkt des Inkrafttretens nicht der 1. Ja-
nuar 1993, sondern der 1. Oktober 1992 sein soll, denn 
man kann das Kriegsfolgenentschädigungsgesetz 
nicht nachträglich außer Kraft setzen. 

Sie können sagen, eine Verschiebung um drei 
Monate sei geringfügig, aber drei Monate können für 
manche Leute eine Genugtuung sein, weil man ihnen 
am Ende ihres Lebens noch einen kleinen Ausgleich 
für das gewährt, was sie erlitten haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Gerade mit Bezug auf das, was Herr Lüder zu 
diesem Problem ausgeführt hat, bitte ich die Koali-
tionsfraktionen noch einmal sehr herzlich, darüber 
nachzudenken, ob sie sich nicht einen Ruck geben 
und unserem Gesetz zustimmen wollen, das ja in der 
Sache absolut mit dem Gesetzentwurf der Regierung 
übereinstimmt. Ich bitte Sie sehr herzlich darum, 
einigen wenigen Menschen, die sehr alt und wahr-
scheinlich sehr krank sind, eine Möglichkeit zu geben, 
am Ende ihres Lebens noch einmal zu erfahren, daß 
die Gemeinschaft in Deutschland ihr Schicksal aner-
kennt und bereit ist, ihnen zu helfen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Hartmut Koschyk das Wort. 

Helmut Koschyk (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
möchte ich sagen: Es ist sicher gut, daß wir das Thema, 
mit dem wir uns heute befassen und das in den 
Ausschußberatungen vertieft werden soll, in einem 
Klima von Sachlichkeit und Ruhe angehen. Wir haben 
heute morgen wirklich eine sehr gute Debatte geführt 
und festgestellt, daß es in diesem Haus einen sehr 
breiten Konsens gibt, was die Hilfsleistungen für 
deutsche Minderheiten in den Staaten Ostmittel-, Ost- 
und Südosteuropas und in den Staaten der ehemali- 
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gen Sowjetunion anbelangt. Weil das ja zusammen-
gehört, sollten wir versuchen, diesen Konsens und 
dieses sachliche K lima auch bei der jetzt zu führenden 
Debatte zu pflegen und zu bewahren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das von der Bundesregierung vorgelegte Kriegsfol-
genbereinigungsgesetz wird von unserer Fraktion 
begrüßt. Wir sind froh, daß wir jetzt endlich über 
diesen Gesetzentwurf diskutieren können, der ja 
Maßgaben aus dem Einigungsvertrag erfüllt. Wir sind 
auch froh, daß der gesamtdeutsche Gesetzgeber jetzt 
über das weitere Schicksal des Kriegsfolgenrechts 
entscheiden kann. Der Gesetzentwurf geht zwar 
davon aus, daß sich die Verhältnisse in den Staaten 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropas und in der GUS 
entscheidend verändert haben und daß sich auch 
entscheidende Veränderungen für die Lage der dort 
lebenden Deutschen abzeichnen. Er berücksichtigt 
aber auch, daß diese Veränderungen bislang noch 
nicht dazu geführt haben, daß die durch gewaltsame 
Umsiedlung und Unterdrückung völlig erschütterten 
Lebensgrundlagen dieser Deutschen in einer ange-
messenen Weise wiederhergestellt sind. 

Konsens in diesem Hause ist und bleibt, daß wir uns 
bemühen müssen, dies in einem Gesamtzusammen-
hang zu sehen, daß all das, was an Hilfen aus der 
Bundesrepublik Deutschland geleistet wird, integrie-
ren muß und nicht spalten darf, daß wir die Menschen 
zusammenführen müssen. Zu Recht wurde heute 
morgen gesagt, daß wir dies auch als integralen 
Bestandteil der Hilfe der Bundesrepublik für die 
Reformstaaten Ostmittel-, Ost- und Südosteuropas 
und für die GUS insgesamt sehen müssen. 

Wir müssen aber auch sehen: Dies ist eine Zeit des 
Übergangs. Wir können heute noch nicht abschlie-
ßend sagen, ob dieses Expe riment gelingen wird, zu 
dem wir als Deutsche unseren besonderen Beitrag 
leisten wollen und leisten müssen. Mir ist angesichts 
dessen, was jetzt an Stichtagen, an Quoten, an Fristen 
diskutiert wird, soeben ein sehr gutes Wort des ehe-
maligen Bundesaußenministers Genscher eingefal-
len, der einmal in einer Debatte hierzu gesagt hat: Ich 
bin doch nicht Jahr um Jahr zu den Diktatoren 
gefahren und habe mit ihnen Stunde um Stunde 
darüber verhandelt, die Tür wenigstens einen Spalt 
aufzubekommen, um jetzt, wo die Tür offen ist und die 
Diktatoren weg sind, sie wieder zu schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Frau Kollegin Hämmerle, wir sollten über alles 
diskutieren. Aber glauben nicht auch Sie, daß heute, 
wo wir in einer Zeit des Übergangs leben und wo die 
Deutschen, um die es geht, auch einmal mit sich und 
ihrem Schicksal und ihren Zukunftserwartungen ein 
Stück zur Ruhe kommen und abwarten müssen, um 
existentielle Entscheidungen für sich und ihre Kinder 
zu fällen, weil das Festsetzen eines Stichtages und von 
Quoten und das Formulieren eines Generationen-
schnitts dazu führen kann, daß diese Menschen sagen: 
Wenn die Politiker in der Bundesrepublik Deutsch-
land vielleicht morgen zu solchen Lösungen kommen, 
dann stellen wir alle, um nicht die letzten zu sein,  

lieber heute einen Antrag auf Ausreise? Darum geht 
es doch. 

Wir brauchen ein Klima der Berechenbarkeit für 
diese Menschen. Ich bin nicht dafür, die Lösung des 
Problems auf den Sankt Nimmerleinstag zu verschie-
ben, ich bin aber dafür, diese Situation des Übergangs 
abzuwarten. Wenn eintritt, was wir alle wünschen und 
was Ziel unserer Politik ist, daß nämlich in zehn 
Jahren stabile Lebensverhältnisse in den Staaten 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropas herrschen, dann 
können wir auch über wirklich abschließende Rege-
lungen reden. Was wir heute machen, ist eine Rege-
lung zu schaffen für eine Zeit des Übergangs. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Koschyk, 
ahnen Sie, daß die Kollegin Hämmerle etwas wi ll? 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Gestatten Sie ihr 
das? — Kollegin Hämmerle. 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Ich habe mich ihr ja 
die ganze Zeit zugewandt, um das, was sie vorhin 
gesagt hat, aufzunehmen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Sie müssen dann 
aber der Präsidentin die Chance geben, indem Sie 
irgendwann Ihre Rede unterbrechen, so daß sie Sie 
fragen kann. Das tue ich jetzt. — Das Wort hat die 
Kollegin Hämmerle. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Wenn Sie 
nachher, wenn ich zum Schluß komme, auch 
zu mir so gnädig wären, wäre das sehr 

nett!)  

Gerlinde Hämmerle (SPD): Außerdem sollten Sie 
berücksichtigen, daß ältere Damen nicht mehr so 
lange stehen können, wenn junge Männer reden. 

(Heiterkeit — Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: 
Frau Hämmerle, ich bin mit Ihnen zehn Tage 
lang in Rußland und in der Ukraine gewesen! 
Also von „älterer Dame" habe ich da nichts 

gespürt!) 
Herr Kollege Koschyk, ich bin Ihnen dankbar für das 

letzte Wort, das Sie gesagt haben. Das war „Berechen-
barkeit". Sind Sie nicht mit mir der Ansicht, daß wir, 
wenn wir z. B., wie es mir vorschwebt, den 31. Dezem-
ber 1995 zum Stichtag für eine Erklärung der Men-
schen bestimmen, ob sie ausreisen wollen oder nicht 
— nur das —, hier in der Bundesrepublik eine Bere-
chenbarkeit bekommen? Wir wissen doch, Herr 
Staatssekretär Waffenschmidt, daß ganze Dörfer mit-
einander aussiedeln wollen. Wenn wir bis zu einem 
weit gefaßten Stichtag dieses wüßten und den Men-
schen klarmachten — auch die sind ja nicht dumm —, 
daß dieser Stichtag nichts damit zu tun hat, daß sie zu 
einem anderen Stichtag da sein müssen, sondern nur 
damit, daß wir wissen wollen, womit wir zu rechnen 
haben, glauben Sie wirklich im Ernst, Herr Koschyk, 
daß man dieses als Türzuschlagen auffassen kann? 

Hartmut Koschyk (CDU/CSU): Frau Kollegin Häm-
merle, ich glaube, das gibt uns nicht die Information, 
die Sie vielleicht haben wollen; denn — Herr Staats- 
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Sekretär Waffenschmidt hat ja darauf hingewiesen — 
heute haben viele Deutsche in der ehemaligen 
Sowjetunion einen Aufnahmebescheid in der Tasche 
und überlegen momentan trotzdem und warten ab. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Es wäre doch 
aber besser, sie kommen nicht!) 

Ich möchte, daß wir jetzt ein Klima schaffen, damit die 
Leute wissen: Wir tun alles, um ihre Verhältnisse vor 
Ort zu verbessern, verunsichern sie jetzt nicht und 
lassen sie mit der Sorge, was morgen und übermorgen 
wird und wie sie sich morgen oder übermorgen 
entscheiden sollen, nicht allein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich meine, meine Damen und Herren, das entspricht 
auch unserer vom Grundgesetz vorgegebenen Ver-
antwortung für diese Menschen. 

Ich möchte hier ein Wort aufgreifen, das Sie gesagt 
haben, Herr Ullmann: daß eben die Lasten dieses 
unseligen Krieges ungleich über uns gekommen sind. 
Ich frage mich, ob wir ein Stück der Last, der existen-
tiellen Unsicherheit, mit der diese Menschen heute 
noch leben müssen, nicht mit ihnen in der Weise 
tragen wollen, daß wir ihnen Zeit lassen, diese für sie 
und ihre Kinder so existentiellen Entscheidungen zu 
fällen. 

Natürlich ist es richtig, diese Frage auch im Zusam-
menhang mit dem Problem von Zuwanderung nach 
Deutschland zu sehen. Aber wer diese Diskussion 
führt, muß doch auch sehen: Wir haben durch das 
Aussiedleraufnahmegesetz ein Steuerungsinstru-
ment, das z. B. von einem Deutschen in Rumänien 
verlangt, über die deutsche Botschaft in Bukarest sein 
Verfahren zu be treiben, und das es ihm erst ermög-
licht als Aussiedler zu uns zu kommen, wenn er seinen 
Bescheid und die Zustimmung des Bundeslandes, um 
das es geht, in der Tasche hat. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
hätten wir im Asylbereich eine vergleichbare Rege-
lung, wonach z. B. ein Asylbewerber aus Rumänien 
genauso wie ein Deutscher von dort aus sein Aufnah-
meverfahren betreiben muß, 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch nicht zu 
vergleichen!) 

dann hätten wir nicht in diesem Jahr allein aus 
Rumänien 70 000 Asylbewerber, von denen kaum 
jemand die Chance hat, hier als Asylberechtigter 
anerkannt zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zwei Sätze zum Thema Lastenaus-
gleich und zum Thema Heimkehrerstiftung sagen: 

Frau Kollegin Weyel — das habe ich mir von älteren 
Kollegen sagen lassen —, es gab immer einen großen 
Konsens in diesem Haus, alles was die Heimkehrer 
betrifft, auch gemeinsam zu erreichen. Jetzt die Frage 
der Heimkehrer durch eine Fristsetzung von drei 
Monaten aus dem Gesamtkomplex herauszubrechen, 
sieht, liebe Frau Kollegin Weyel, etwas danach aus, 
daß wir die Betroffenen gegeneinander ausspielen 
wollen; denn es gibt natürlich auch unter den Vertrie-
benen in den neuen Ländern, die jetzt auf die Einmal-

leistung warten, dasselbe Problem. Es sind alte Men-
schen, die wollen, daß wir hier endlich handeln. Wir 
als CDU/CSU-Fraktion sehen ein Junktim zwischen 
dem jetzt auf den Weg gebrachten Kriegsfolgenberei-
nigungsgesetz und der notwendigen Regelung einer 
Einmalleistung für Vertriebene in den neuen Ländern. 
In der Tat wird es unsere Aufgabe sein, dafür zu 
sorgen, daß wir, wenn der Referentenentwurf vorliegt 
und wir über das Entschädigungsgesetz diskutieren, 
auch berücksichtigen, daß es sich um Menschen 
handelt, die ein hohes Alter erreicht haben und denen 
wir jetzt keine langen Fristen bis zur Auszahlung mehr 
zumuten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf tragen wir den gewaltigen Umbrüchen 
in Europa und der Sowjetunion Rechnung. Wir 
berücksichtigen aber auch Unwägbarkeiten und Risi-
ken. Ich sage noch einmal: Wir wollen die Deutschen, 
die in diesem Umfeld leben, in diesen Zeiten des 
Übergangs und des Risikos nicht allein lassen. Wir 
wollen, daß unsere Politik berechenbar bleibt, daß von 
diesem Gesetz eine Ermutigung für die Deutschen 
ausgeht, ihre Lebensplanung in Ruhe und ohne Fri-
sten, Quoten, Stichtage und Generationsschnittandro-
hungen zu entwickeln. 

Ich appelliere an die SPD in Bund und Ländern, daß 
sie aus ihrer Verantwortung für diese Menschen, die 
auf unserem Grundgesetz beruht, aber auch auf 
unserer Geschichte, und auch ein Stück mit Moral zu 
tun hat, gemeinsam mit uns zu einem Konsens kommt, 
das Klima, das wir bisher erreicht haben, auch weiter 
zu pflegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Gerlinde Hämmerle [SPD]: Nach meiner 
Rede war das aber gemein, mein Lieber! So 

geht es aber nicht!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen zu diesem Tagesordnungspunkt liegen mir 
nicht vor. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf Drucksache 
12/1435. Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 12/3285 vor. Wer stimmt für 
diesen Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Damit ist dieser Änderungs-
antrag abgelehnt. 

Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 
12/1932, den Gesetzentwurf insgesamt abzulehnen. 
Ich lasse über den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 12/1435 abstimmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Damit ist dieser Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung abgelehnt. Damit entfällt nach unse-
rer Geschäftsordnung die weitere Beratung. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung auf Drucksache 12/3212 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? — Darm 

 ist die Überweisung so beschlossen. 
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Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Rolf 
Schwanitz, Gerd Andres, Robert Antretter, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Gemeinschaftsinitiative Neue Länder 
— Drucksache 12/2874 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Sportausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Frauen und Jugend 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Wil-
helm Schmidt (Salzgitter), Friedhelm Julius 
Beucher, Peter Büchner (Speyer), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Sofortprogramm zur Förderung des Sports in 
den neuen Ländern (Goldener Plan 2000) 
— Drucksache 12/2815 — 

Überweisungsvorschlag: 
Sportausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Harald B. Schä-
fer (Offenburg), Brigitte Adler, Robert Antret-
ter, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 
Mehr Arbeit durch mehr Umweltschutz in den 
neuen Bundesländern 
— Drucksachen 12/676, 12/1705 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Ulrich Klinkert 
Reinhard Weis (Stendal) 
Dr. Jürgen Starnick 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
gemeinsame Aussprache drei Stunden vorgesehen. 
Möchte jemand diese Tagesordnungspunkte länger 
oder kürzer beraten? — Das scheint nicht der Fall zu 
sein. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Rolf Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die größte Regional-
zeitung im Freistaat Sachsen kommentierte den 
Besuch des Kanzleramtsministers Bohl in Chemnitz 
vergangene Woche damit, daß es an Stelle des Einge-
hens auf konkrete Probleme nur allgemeine Bemer-
kungen gegeben habe. Von einem auffälligen Desin-
teresse und einem Pflichtbesuch in Chemnitz ist die 
Rede. Der Betriebsratsvorsitzende der Heckert GmbH 
wird mit dem Satz zitiert: Ich kann gar nicht in Worte 
fassen, wie enttäuscht ich bin. 

Meine Damen und Herren, die wirtschaftliche, 
soziale, aber auch die mentale Situation der Men-
schen in den neuen Bundesländern ist anhaltend 
schlecht. Das Umbruchmodell, welches diese Bundes-
regierung seit 1990 für die ostdeutsche Wirtschaft 
verordnet hat und bei welchem sie bis heute noch 
nicht zu einer Umsteuerung bereit ist, ist voll und ganz 
gescheitert. Um es vorweg zu sagen: Niemand will 
leugnen, daß wir 1990 in den neuen Bundesländern 
vor den Folgen einer vierzigjährigen planwirtschaftli-
chen Fehlentwicklung gestanden haben. Uneffektive 
Produktionsabläufe und ein aufgeblähter Verwal-
tungsapparat gehörten zu dieser Planwirtschaft 
ebenso wie katastrophale ökologische Hinterlassen-
schaften. Das war die Quelle des Übels. 

Genausowenig zu bestreiten ist jedoch, daß der 
Bundesregierung seit 1990 gravierende politische 
Fehlentscheidungen unterlaufen sind. Wir können die 
Situation in den neuen Ländern nicht diskutieren, 
ohne auf diese Versäumnisse hinzuweisen. Ich 
möchte an dieser Stelle nur auf fünf eklatante Fehl-
entscheidungen eingehen. 

Erstens. Es hat sich frühzeitig gezeigt, daß die 
Grundsatzentscheidung bei den offenen Vermögens-
fragen, der Grundsatz „Rückgabe vor Entschädi-
gung", zu einem zentralen Investitionshemmnis in 
den neuen Bundesländern wird. Selbst nach fast zwei 
Jahren liegt die Abarbeitungsquote bei den Rückga-
beansprüchen im Durchschnitt noch unter 9 %. Das, 
was die Sozialdemokraten hier seit 1990 gefordert 
haben, hat an Aktualität nicht verloren. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Das arbeitsmarktpolitische Instrumenta-
rium zum Auffangen der im Osten hereinbrechenden 
Entlassungswellen ist in unzureichendem Umfang zur 
Verfügung gestellt worden. Die Beschäftigungsge-
sellschaften, die wir seit 1990 eingefordert haben, die 
bei uns 1990 ein Wahlkampfthema waren und die bei 
Ihnen von der Regierungskoalition als sozialdemokra-
tische Folterinstrumente verlacht worden sind, wur-
den zu spät und im Umfang zu gering nutzbar 
gemacht. Die langen und qualvollen Auseinanderset-
zungen hier im Bundestag über günstigere Kurzarbei-
terregelungen für Ostdeutschland, über eine Verlän-
gerung der Vorruhestandsregelung und gegen die 
Kürzung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen doku-
mentieren unser unermüdliches Anrennen gegen das 
blinde Vertrauen der Bundesregierung auf die Selbst-
heilungskräfte des Marktes. 

Drittens. Die Treuhandpolitik der Bundesregie-
rung ist an Tragik kaum noch zu überbieten. Für mich 
als Abgeordneten aus den neuen Bundesländern war 
die Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 
17. Juni dieses Jahres ein Schlüsselerlebnis für das 
Verstehen der Handlungsblockade der Bundesregie-
rung. Der Bundeskanzler offenbarte in dieser Erklä-
rung, daß die Bundesregierung 1990 davon ausgegan-
gen war, der Aufschwung in Ostdeutschland, die 
notwendigen Förderprogramme, die erforderlichen 
Aufbauhilfen und anderes mehr wären vollständig aus 
dem Verkauf der ostdeutschen Betriebe zu finanzie-
ren. Diese Fehleinschätzung, die für den Bundeskanz-
ler offensichtlich so nebensächlich war, daß er erst 
Mitte 1992 bereit war, das zuzugeben, erklärt in der 
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Tat vieles. Die Bundesregierung glaubte an einen 
schnellen Verkauf, an eine schnelle Privatisierung 
ostdeutscher Betriebe über die Treuhandanstalt. Eine 
aktive Sanierungspolitik meinte die Bundesregie-
rung, vor allem die Bundesfinanzminister, deshalb 
nicht in die Aufgabenstellung der Treuhandanstalt 
hineinschreiben zu müssen. Im Gegenteil: Als die 
schnelle Privatisierung ausblieb, die Treuhandanstalt 
folglich auch nicht die geplanten Einnahmen erwirt-
schaften konnte, wurden die geplanten Mittel für 
Sanierungstätigkeit im Haushalt der Treuhandanstalt 
zusätzlich gekürzt. Der Entindustrialisierungsprozeß, 
dessen Existenz einige Kollegen aus der Regierungs-
koalition noch vor einem halben Jahr vehement 
bestritten haben, hat eine entscheidende Ursache in 
dieser Fehlsteuerung der Treuhandanstalt. 

(Beifall bei der SPD) 

Dafür — lassen Sie mich das an dieser Stelle ganz 
deutlich sagen — ist nicht Frau Breuel und sind auch 
nicht die Mitarbeiter der Treuhandanstalt — über die 
wir alle in den Wahlkreisen von den Gewerkschaften 
und Betriebsräten so viele Klagen hören — verant-
wortlich. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Die Seilschaften 
sind schuld!) 

Die Verantwortlichkeit hierfür liegt eindeutig bei der 
Aufsichtsbehörde, dem Bundesfinanzminister, dem 
Bundeskanzler und im weiteren Sinne auch den 
Fraktionen der Regierungskoalition in diesem 
Hause. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, der vierte kapitale 
Fehler, welcher der Bundesregierung angelastet wer-
den muß, liegt im finanzpolitischen Bereich. Das 
falsche Aufschwungmodell, der Glaube an eine 
schnelle Genesung durch die Selbstheilungskräfte 
des Marktes, hat die Hemmschwelle der Bundesregie-
rung vor einer umfangreichen Kreditaufnahme 
gesenkt. Die Folge davon ist eine hohe Staatsver-
schuldung, mit der wir heute und in den folgenden 
Jahren leben müssen. Die haushaltspolitische Hand-
lungsfähigkeit, die wir in der Zukunft so bitter nötig 
hätten, ist somit in unverantwortlicher Art und Weise 
eingeschränkt worden. 

Meine Damen und Herren, die Liste der politischen 
Fehlentscheidungen wäre unvollständig, würde man 
nicht auf das vielleicht entscheidende Defizit hinwei-
sen. Das, was die Bundesregierung nun in aller Hektik 
unter dem Stichwort Solidarpakt zu schmieden ver-
sucht, das Zusammenführen von Ost und West, von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie von Regie-
rung und Opposition an einen Tisch mit dem Ziel eines 
nationalen Konsenses, kommt um zwei Jahre zu spät. 
Wir alle, unabhängig davon, ob wir zur Regierungs-
koalition oder zur Opposition gehören, können nur 
hoffen, daß die tiefen Wunden, die mittlerweile bei 
den Ostdeutschen und den Westdeutschen entstan-
den sind, und die eingeleiteten Fehlentwicklungen 
durch diese späte Initiative der Bundesregierung 
allmählich geheilt werden können. 

(Beifall bei der SPD — Wolfgang Thierse 
[SPD]: Sehr schwierig!) 

Meine Damen und Herren, die Liste der politischen 
Versäumnisse, an die noch manches andere anzufü-
gen wäre, steht genauso im Stammbuch dieser Bun-
desregierung wie die von der Koalition unermüdlich 
beschworenen und im übrigen von der Opposition nie 
geleugneten Verdienste dieser Regierung um die 
staatliche Einheit Deutschlands. Hier gibt es kein 
Sichherausreden auf Wissensdefizite aus dem Jahre 
1990. Wer beim wirtschaftlichen Desaster Ostdeutsch-
lands lange Zeit wegschaut und nichts tut, der wird 
selbst zur Ursache des wirtschaftlichen Nieder-
gangs. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Wenn Sie mit dem Klagelied fertig sind, 

bringen Sie doch etwas Konstruktives!) 

Meine Damen und Herren, bleiben wir noch einen 
Augenblick bei den ostdeutschen Realitäten. Nur das 
Bewußtmachen dessen, was in Ostdeutschland pas-
siert, vermag die immer noch andauernde Handlungs-
blockade der politisch Verantwortlichen abzubauen. 
Das, was seit zwei Jahren in der ostdeutschen Wirt-
schaft stattfindet und was von einigen Mitgliedern 
dieses Hauses — ich erinnere mich an die Aktuelle 
Stunde von gestern — immer noch zynisch als Anpas-
sungsprozeß bezeichnet wird, ist ein rasantes Zerfal-
len ökonomischer Strukturen im umfassenden 
Sinne. 

Für einige Regionen ist dieser Prozeß der Entindu-
strialisierung nahezu abgeschlossen. Das Bruttoin-
landsprodukt, welches auf dem Territorium der ehe-
maligen DDR 1991 produziert wurde, betrug mit 
seinen 183 Milliarden DM noch nicht einmal 28 % 
dessen, was im gleichen Zeitraum allein das Bundes-
land Nordrhein-Westfalen zu produzieren in der Lage 
war. Damit wurde in den neuen Bundesländern eine 
Leistung erbracht, die gerade 7 % dessen be trägt, was 
in den alten Ländern gefertigt wurde. 

Nach Untersuchungen ostdeutscher Betriebsräte 
— auch diese Zahlen sind Ihnen bekannt — sind 
mittlerweile drei von vier Arbeitsplätzen vernichtet 
worden. Der Blick in einzelne Regionen, in einzelne 
Branchen verdunkelt das Bild eher noch. In Sachsen 
wurde die Zahl der Beschäftigten im verarbeitenden 
Gewerbe im Zeitraum von September 1989 bis Mai 
1992 beispielsweise von 1 129 700 auf unter 300 000 
reduziert; das sind 26 % des Ausgangswertes. 

Im Bereich der Investitions- und Verbrauchsgüter

-

industrie des Freistaates liegen wir bei den Arbeits-
plätzen mittlerweile bei 24 %, und im Maschinenbau 
— für Sachsen ursprünglich einmal ein prägender 
Industriezweig — hat ein Beschäftigungsabbau auf 
10 % der Ausgangsgröße stattgefunden. 

Besonders hart sind von dieser Massenarbeitslosig-
keit die Frauen be troffen. In meinem Wahlkreis, dem 
sächsischen Vogtland, wurde bereits ein Frauenanteil 
an der Arbeitslosigkeit von 77 % erreicht. 

Der Verlust ökonomischer Selbständigkeit, der 
Zusammenbruch von Lebensperspektiven und Selbst-
wertgefühl sowie der drohende soziale Abstieg, vor 
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allem für alleinerziehende Frauen, stehen unausge-
sprochen hinter diesen Zahlen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Der Tiefpunkt dieser Entwicklung scheint hingegen 
noch nicht erreicht zu sein. Nach den Erkenntnissen 
des Ifo-Instituts wird sich, wie das „Handelsblatt" 
bereits am 27. Juli  dieses Jahres schrieb, der Stellen-
abbau in der Ostindustrie fortsetzen. Die Mitarbeiter-
zahl soll danach bis Ende des Jahres um weitere 9 % 
reduziert werden. 

Meine Damen und Herren, die Kommunen und 
Länder, die in den alten Bundesländern als Träger 
öffentlicher Investitionen ein entscheidender kon-
junkturpolitischer Faktor sind, haben in Ostdeutsch-
land wegen ihrer Finanzschwäche dieser Entwick-
lung kaum etwas entgegenzusetzen. Obwohl die 
Bundesregierung nicht müde wird, von ihren angeb-
lich so umfangreichen Leistungen für die neuen 
Bundesländer zu reden, stimmt dies mit den Realitä-
ten in keiner Weise überein. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Unverschämt, hier 
von „angeblich" zu sprechen!) 

Statt eines langfristigen wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Konzepts stellt sie die Transferleistungen von 
West nach Ost übertrieben dar und schürt damit die 
Ängste im Westen — so ein Zitat Ihres CDU-Kollegen 
Kolbe vom 14. August dieses Jahres in der „Zeit" . 

(Beifall bei der SPD — Wolfgang Thierse 
[SPD]: Wo er recht hat, hat er recht!) 

Der sächsische Finanzminister Milbradt (CDU) 
beziffert in einer amtlichen Pressemitteilung vom 
28. Juli des Jahres die Nettobelastung des Bundes 
wegen der neuen Länder für 1993 mit noch nicht 
einmal 13 Milliarden DM. Andererseits ist die Bundes-
regierung durchaus freigebig gegenüber den neuen 
Bundesländern mit der Zuordnung von Altschulden 
aus dem Kreditabwicklungsfonds, aus der Treuhand-
anstalt oder etwa aus dem Wohnungsbereich. Origi-
nalzitat Milbradt: 

Diese zunächst geplanten Zuordnungen und die 
zur Deckung des laufenden Etats notwendige 
Neuverschuldung würden zu einer Schuldenbe-
lastung der neuen Länder einschließlich ihrer 
Gemeinden von insgesamt 210 Milliarden DM 
(Stand des Jahres 1994) führen, was einer Pro-
Kopf-Verschuldung von 12 563 DM entspricht. 
Diese Summe überschreitet die Verschuldung 
der Altbundesländer um rund 5 000 Mark pro 
Kopf. 

Und ich füge hinzu: ohne daß im Ergebnis dieser 
Verschuldung eine intakte Infrastruktur und ein 
Wohnraumvolumen entstanden sind, wie dies in den 
Altbundesländern im Ergebnis von 40 Jahren der Fall 
war. 

Dieses Konzept hat mit Entwicklungsarbeit nichts 
mehr zu tun. Dieses Programm heißt Abschwung Ost 
und verbannt die ostdeutschen Länder und Kommu-
nen in den Schuldenturm der Nation. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Schwa-
nitz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Grünbeck? 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Herr Kollege, wenn Sie die 
kommunale Verschuldung so dramatisieren, können 
Sie mir dann die Frage beantworten, warum die Stadt 
Leipzig in der Lage ist, einen 100-Millionen-Kredit an 
die Stadt Hannover zu geben? 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja gar nicht! 
Das waren gar nicht 100 Millionen!) 

Rolf Schwanitz (SPD): Ich sage Ihnen von dieser 
Stelle aus zu, daß ich das sehr gern nachprüfen werde. 
Ich denke, daß wir im Anschluß auch noch individuell 
darüber reden können. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Ach, Sie wissen es 
gar nicht?) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Schwa-
nitz, ich habe das Gefühl, Sie können sich die Nach-
prüfung ersparen, wenn Sie jetzt auch noch dem 
Kollegen Küster eine Zwischenfrage gestatten. 

Rolf Schwanitz (SPD): Es wäre natürlich ein 
Ungleichgewicht der Mittel, wenn ich das Herrn 
Küster verwehren wollte. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Kollege Schwanitz, 
kann es sein, daß die Finanzzuweisungen des Bundes 
an die Länder und dann weiter von den Ländern an  die 
Kommunen durchaus in einem Diskontinuum stehen 
und die Ausgaben kontinuierlich laufen, so daß zufäl-
ligerweise im Osten auch Anhäufungen entstehen 
können, die dann natürlich auch, wie das kassenüb-
lich ist, weitergegeben werden können? 

Rolf Schwanitz (SPD): Ich kann mir das durchaus 
vorstellen. Mich würde es auch sehr wundern, wenn 
die Situation von Leipzig, das ja auch im Unterstel-
lungs- und Zuordnungsbereich von Herrn Milbradt 
liegt, eine eklatante Ausnahme innerhalb von Sach-
sen wäre. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, das war dort 
der Bürgermeister!) 

Meine Damen und Herren, der von den Sozialde-
mokraten am 22. Juni dieses Jahres beschlossene und 
heute eingebrachte Antrag „Gemeinschaftsinitiative 
Neue Lander" zeigt die wichtigsten Problembereiche 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Ost-
deutschlands auf und beschreibt die nach unserer 
Meinung notwendigen Instrumentarien für das Han-
deln der Regierung. Der Antrag soll nach dem Über-
weisungsvorschlag heute an insgesamt 13 Ausschüsse 
des Bundestages überwiesen werden. Wir verspre-
chen uns davon die Möglichkeit, dieses Thema in 
diesem Hause umfassend und zusammenhängend zu 
diskutieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Die Menschen in Ostdeutschland definieren die Untä

-

tigkeit der Bundesregierung angesichts der erdrük- 
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kenden Problemlage als fundamentale Krise des poli-
tischen Systems in Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Von den daraus erwachsenden Problemen und auch 
Vorwürfen wird kein Politiker ausgenommen, gleich, 
ob er in der Opposi tion oder der in der Koalition sitzt. 
Deswegen müssen wir in dieser Komplexität darüber 
reden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns an Hand 
dieses Antrags über vermeintliche ideologische 
Schatten springen und gemeinsam endlich den über-
fälligen Kurswechsel in den neuen Bundesländern 
einleiten. Die Beschlüsse des Bundeskabinetts vom 
gestrigen Tage zur Absatzförderung ostdeutscher Pro-
dukte und zur Unterstützung des Osthandels, für die 
Sozialdemokraten in der Vergangenheit so vehement 
eingetreten sind, sind für mich ein zwar unzureichen-
des, aber doch ermutigendes Signal. Hier dürfen wir 
jedoch nicht stehenbleiben. Wir müssen endlich zu 
einer Umsteuerung beispielsweise der Treuhandpoli-
tik kommen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wenigstens die letzten industriellen Kernbereiche 
müssen mit einer Bestandsgarantie versehen und 
unter strukturpolitischen Prämissen saniert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie uns in bezug auf die offenen Vermögens-
fragen reden und handeln. Wir müssen weg von dieser 
Dauerblockade des Mittelstandes und der kommuna-
len Entwicklung. Geben wir den Kommunen endlich 
das Recht zur Ausweisung von Sondergebieten, damit 
wenigstens partiell die geltend gemachten Vermö-
gensansprüche auf Entschädigung umgelenkt wer-
den können. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Uwe Küster [SPD]: 
Es gibt doch vernünftige Vorschläge!) 

Legen Sie von der Regierungskoalition bitte endlich 
das längst überfällige Entschädigungsgesetz auf den 
Tisch. Die Ungewißheit über die Anspruchslage seit 
zwei Jahren nach Verabschiedung des Vermögensge-
setzes ist für die Wirtschaft und die Menschen uner-
träglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Sorgen Sie von der Regierungskoalition für eine 
stärkere Finanzierung von Arbeit, statt weiterhin 
vorrangig Arbeitslosigkeit zu bezahlen. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Woher würden Sie 
denn das Geld nehmen?) 

Verzichten Sie auf den Abbau von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen, wie dies die Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes, die ja geplant ist, vor-
sieht. 

Das von den Sozialdemokraten vorgelegte Struk-
turförderprogramm ist sowohl aus arbeitsmarktpoliti-

scher als auch aus infrastruktureller Sicht dringend 
notwendig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Wer soll das bezahlen?) 

Sorgen Sie endlich für eine der Problemlage gerecht 
werdende Finanzausstattung ostdeutscher Länder 
und Kommunen. Auch die Wiederauflage der 1992 
weggefallenen Investitionspauschale — mittlerweile 
sieht das ja sogar die F.D.P. so — sowie das Auffüllen 
der bereits Anfang des Jahres ausgeschöpften Förder-
töpfe — ich nenne hier nur das Kommunalkreditpro-
gramm, das Wohnungsmodernisierungsprogramm 
und die Förderung nach dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz — sind dringend geboten. 

Beleben Sie den ostdeutschen Wohnungsbau, 
indem Sie endlich die Wohnungsgesellschaften 
zumindest teilweise von ihren Altschulden befreien. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Meine Damen und Herren, öffnen Sie sich endlich 
der sozial gerechteren Finanzierung der Kosten der 
deutschen Einheit. Nehmen Sie die Einsparungsvor-
schläge der Sozialdemokraten — beispielsweise beim 
Verteidigungshaushalt oder bei den Steuersubventio-
nen — auf, und sorgen Sie endlich durch eine Arbeits-
marktabgabe für Selbständige, Beamte, Minister und 
Abgeordnete sowie durch die Einführung einer 
Ergänzungsabgabe für Besserverdienende für das 
notwendige Finanzvolumen, das wir im Osten brau-
chen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Regierungskoalition, ziehen Sie sich angesichts der 
vor Ihnen stehenden Probleme und der geduldeten 
politischen Fehlentscheidungen nicht in Passivität 
zurück. Nutzen Sie dieses umfangreiche Diskussions- 
und Handlungsangebot. Greifen Sie unsere Vor-
schläge, so wie dies die ostdeutschen Abgeordneten in 
der CDU-Fraktion meines Erachtens durchaus getan 
haben, auf. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Original ist zwar meist besser als die Kopie, aber 
angesichts der drohenden Situa tion sind wir für jedes 
Plagiat dankbar. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol

-

lege Michael Wonneberger das Wort. 

Michael Wonneberger (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Der Gegenstand 
meines Beitrags ist der Antrag der SPD mit dem 
eigentlich verbindenden Titel „Gemeinschaftsinitia-
tive Neue Länder" auf der Drucksache 12/2874. 

(Zuruf von der SPD: Gut vorgelesen!) 
Welche Gemeinsamkeiten und welchen Grad der 
Zustimmung erwarten Sie, meine Damen und Herren 
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auf den harten Oppositionsbänken, wenn Sie Ihren 
Antrag mit den Feststellungen beginnen „Die Politik 
der Bundesregierung zur Gestaltung der sozialen und 
wirtschaftlichen Einigung ist gescheitert" und „Die 
Bundesregierung mißachtet — zum Teil aus vorder-
gründigem tagespolitischem Nützlichkeitsdenken — 
den  historischen Rang dieser Einigungsaufgabe"? 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist wahrlich eine polemische Meisterleistung, 
die unabhängig davon, daß Sie damit die Tatsachen 
auf den Kopf stellen, allein ausreicht, um einem 
Abgeordneten der CDU/CSU-Fraktion die Zustim-
mung unmöglich zu machen. Deswegen fällt der 
Vorwurf des tagespolitischen Nützlichkeitsdenkens 
voll auf Sie zurück. 

Dennoch begrüße ich Ihre späte Einsicht, daß „die 
Deutsche Einheit ... eine Herausforderung und eine 
große Chance für alle Menschen in unserem Land" 
ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Während Sie mit Ihrem Antrag noch Ihre Zielvor-
stellungen zur Ausgestaltung der deutschen Einheit 
formulierten, hat die Bundesregierung bereits gehan-
delt. So ist z. B. Ihre Forderung nach einer Verlänge-
rung des Altersübergangsgeldes bis zum 31. Dezem-
ber 1992 wahrlich nicht mehr zeitgemäß. Gleiches 
trifft auf die Fortführung der Förderprogramme über 
das Jahr 1992 hinaus zu. Sie brauchen nur einen Blick 
in den Haushaltsplanentwurf 1993 und auf die Eckda-
ten bis 1996 zu werfen, um dies festzustellen. 

(Zurufe von der SPD) 

Auch Ihr Vorwurf, Investitionen und damit die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze in den neuen Bundes-
ländern zu behindern, ist u. a. angesichts des am 
26. Juni 1992 vom Deutschen Bundestag bereits 
beschlossenen Zweiten Vermögensänderungsgeset-
zes nicht mehr aufrechtzuerhalten. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat denn Ihre Rede 
geschrieben?) 

— Sie können in meinen Papierkorb gucken. 

Ein letztes Beispiel. Die kommunale Investitions-
pauschale wäre auch im Jahr 1992 gezahlt worden, 
wenn sie nicht am Widerstand der neuen Bundeslän-
der, auch dem von der SPD regierten Brandenburg, 
gescheitert wäre. Es macht Ihnen offensichtlich nichts 
aus, der Bundesregierung bei jeder Gelegenheit einen 
beispiellosen Schuldenanstieg des Staates zu unter-
stellen, im gleichen Atemzug aber ständig neue Struk-
turprogramme und vollere Fördertöpfe zu fordern. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Interessant ist, wofür 
man  Schulden macht!) 

Gestatten Sie mir die Frage: Wie gehen Sie mit dem 
Vorhandenen dort um, wo Sie selbst Regierungsver-
antwortung tragen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Nur kein Neid!) 

Lassen Sie mich dazu etwas Lokalkolorit in die 
Debatte einbringen. In Brandenburg, wo die Braun-
kohleförderung ein lebenswichtiges wirtschaftliches 
Standbein ist, wird die Privatisierung der Laubag u. a. 

dadurch verzögert, daß die Landesregierung den 
Investoren die Planungssicherheit für einen 30jähri-
gen Weiterbetrieb des Tagebaus weiterhin vorent-
hält. 

(Konrad Weiß [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sehr vernünftig!) 

Selbst bei größtmöglichen Anstrengungen ist mit der 
Genehmigung der Rahmenbetriebspläne kaum vor 
Ende 1993 zu rechnen. Fragen Sie einmal die Kohle-
kumpel, was sie darüber denken! 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Fragen Sie mal das 
christdemokratische Sachsen, wie es dort 

aussieht!) 

Die Klage, daß die Kulturlandschaft in den neuen 
Ländern wegbricht, wird von der SPD-geführten Lan-
desregierung in Brandenburg offensichtlich nicht so 
gesehen. 

(Dr. Nils Diederich [Berlin] [SPD]: Werfen Sie 
mal keine Nebelkerzen! Sagen Sie mal was 

zur Politik der Bundesregierung!) 

Wie sonst ist es zu erklären, daß auf eine Initiative der 
CDU-Abgeordneten aus den neuen Bundesländern 
zur Erstellung einer Prioritätenliste förderungswür-
diger Kulturobjekte von nationaler Bedeutung erst 
auf wiederholte Nachfrage geantwortet wird und 
dann der vorgeschlagene Finanzrahmen von der Lan-
desregierung noch nicht einmal zu 10 % ausgeschöpft 
wird? 

(Zuruf von der SPD) 

— Ich beantworte konkret Ihre Fragen in diesem 
Antrag. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Wonne-
berger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Bartsch? 

Michael Wonneberger (CDU/CSU): Ich möchte 
zunächst fortfahren; vielleicht erübrigt sich dann Ihre 
Frage. 

Wie glaubhaft ist eigentlich der Ruf nach mehr 
Fördermitteln im Bereich des Umweltschutzes, wenn 
in diesem Bereich das wahrlich gebeutelte Branden-
burg die Haushaltsmittel der Landesregierung per 
31. Juli dieses Jahres erst zu 18,7 % in Anspruch 
genommen hat? So sieht die traurige Wirklichkeit dort 
aus, wo die SPD die Regierungsverantwortung 
trägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Wo bleiben jetzt Ihre Zwischen

-

rufe?) 

Statt populistische Anträge zu formulieren, sollten 
Sie die Bundesregierung lieber bei der Verwirkli-
chung der zweifellos vorhandenen gemeinsamen 
Zielvorstellungen unterstützen. Ich denke dabei 
besonders an  das Zustandekommen eines Solidarpak-
tes, an Hilfsmaßnahmen für den Handel ostdeutscher 
Betriebe mit osteuropäischen Märkten, an den Aufbau 
der Infrastruktur, an die Herstellung der Rechts- und 
Planungssicherheit, an einen höheren Anteil ostdeut- 
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scher Unternehmen bei der Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wichtig!) 
sowie an ein vereinfachtes Recht zur Entbürokratisie-
rung in Deutschland. Sie können dies und weitere 
Vorschläge zum gemeinsamen Denken und Handeln 
gern im Leipziger Beschluß des geschäftsführenden 
Vorstands der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 
28. August 1992 nachlesen. Wenn Sie darüber hinaus 
noch Nachhilfe brauchen, 

(Zurufe von der SPD) 
können Sie auch das Erfurter Papier 

(Zuruf von der SPD: Dann setzen Sie ihn mal 
um !) 

vom 24. und 25. August nachlesen, das das Ergebnis 
einer zweitägigen Klausurberatung der ostdeutschen 
Bundestagsabgeordneten war. 

Für meine Fraktion und die Bundesregierung gilt 
nach wie vor das, was Bundeskanzler Helmut Kohl 
gestern erneut bekräftigte: Vorfahrt hat, was die 
Menschen in den neuen Bundesländern bewegt. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Jawohl!) 
Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Holger Bartsch [SPD]: Das war sehr 

schwach!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Jürgen Türk zu uns. 

(Holger Bartsch [SPD]: Ich hoffe, Du machst 
das besser!) 

Jürgen Türk (F.D.P.): Sehr geehrte Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zum Antrag der SPD 
Gemeinschaftsinitiative Neue Länder will ich einlei-
tend sagen, daß sich der Aufruf zu einer großen 
nationalen Anstrengung, an der sich alle Gruppen auf 
allen Ebenen unserer Gesellschaft beteiligen müssen, 
voll mit unseren Vorstellungen in der Koalition 
deckt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Die heutige Jammerei widerspricht dem allerdings. 

„Dieser Konsens muß angesichts einer ungewöhnli-
chen, historischen Herausforderung auf der Grund-
lage klarer Ausgangspositionen, aber auch ohne 
Denkverbote angestrebt werden" — übrigens ein 
Zitat: Jürgen Möllemann in „Strategie für den Stand-
ort Deutschland". Es wäre ebenso eine historische 
Leistung, wenn wir von der bisherigen gegenseitigen 
Polemik, liebe Kollegen von der SPD, endlich zu 
konstruktivem Meinungsstreit im Interesse unserer 
Menschen fänden. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlin-
gen] [F.D.P.] und bei Abgeordneten der 

CDU/CSU) 
Schönreden hilft nicht. Aber Jammern hilft auch 

nicht. Unterstützen Sie uns doch bei unseren vorzu-
weisenden Bemühungen! Diese gibt es mit Sicherheit. 

Und auch das möchte ich sagen: Nie war die von 
Anfang an geforderte konzertierte Aktion so nötig wie 
jetzt. Machen wir sie doch auch! 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlin

-

gen] [F.D.P.] und bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Wenn Sie jetzt meinen, daß ich Ihren Vorschlägen 
vorbehaltlos zustimme, 

(Regina Kolbe [SPD]: Aber natürlich!) 

so muß ich Sie leider enttäuschen; denn neben vielen 
guten Ideen ist inzwischen eine Vielzahl von Maßnah-
men realisiert, aber einige Forderungen sind nicht 
machbar bzw. nicht bezahlbar. Sie haben heute auch 
vom Schuldenmachen gesprochen. 

Bei allem Konsens, daß arbeitsmarktpolitische 
Instrumente als Überbrückung notwendig sind, feh-
len, wenn man solche Forderungen überzieht, die 
entsprechenden Mittel für Investitionen zur Beschaf-
fung von Dauerarbeitsplätzen. Hier muß man sich 
zusammensetzen und gemeinsam die ganze Bedarfs-
rechnung machen, und zwar nicht nur mit Sozialpoli-
tikern. Dies muß gemeinsam mit Wirtschafts- und 
Finanzleuten geschehen. Vielleicht schaffen wir das 
dann. Dies könnte ja sein. 

Ebenfalls unbezahlbar sind Staatsholdings. Sie 
sprechen davon. Sie sind aber ein fiskalisches Faß 
ohne Boden 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Und Arbeitslosigkeit? 
Und soziale Not?) 

und würden dauerhaft unrentable Unternehmen 
erhalten. In diesem Sinne hat sich auch unser vielge-
schätzter Professor Dr. Otto Schlecht geäußert. Das ist 
insbesondere unbezahlbar, 

(Zurufe von der SPD) 

weil es nicht bei Einzelfällen bleibt. Sie sprechen von 
Einzelfällen. Sie deuten an, daß es sich um eine 
gefährliche Sache handelt. Dabei wissen Sie genau, 
daß es bei Einzelfällen nicht bleibt. Man beherrscht 
eben die Geister nicht, die m an  so ruft. Die Beweise 
liegen doch vor. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlin

-

gen] [F.D.P.] und bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Staatsbetriebe der DDR waren durchweg dauersub-
ventioniert. Sie wissen das doch. Das ist doch nicht 
erfunden. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sagen Sie es doch 
ganz brutal: Plattmachen ist die billigste 

Lösung!) 

— Das habe ich nicht gesagt. Das meine ich auch nicht. 
So etwas habe ich noch nie gesagt. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Dann reden Sie doch 
nicht herum!) 

— Wenn Sie mich nicht immer stören, dann komme ich 
auch wieder zur Sache. 

Das gleiche finden wir bei einer Reihe von west-
deutschen Unternehmen noch heute vor. Wenn das 
nicht Beweis genug ist! Sie müßten doch diese Erfah-
rungen an erster Stelle haben. 
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Genau diese Mittel fehlen uns jetzt, um zügig 
bestehende Wettbewerbsnachteile auszugleichen. 
Das ist Fakt. 

Natürlich sind wir mit Ihnen der Meinung, daß eine 
massive Investitions- und Absatzförderung zur 
Ankurbelung des selbsttragenden Aufschwungs er-
forderlich ist — es reicht eben noch nicht, das ist 
richtig — und daß Investitionshemmnisse abgebaut 
werden müssen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Dann machen Sie 
einen Änderungsantrag dazu!) 

Übereinstimmung besteht auch über den zügigen 
Aufbau der Infrastruktur und über eine aktive Sanie-
rung von entwicklungsfähigen Treuhandunterneh-
men. 

Eine Vielzahl Ihrer Forderungen ist allerdings 
inzwischen überholt, weil bereits erfüllt, so z. B. durch 
das zweite Vermögensänderungsgesetz und durch die 
Beschlüsse im Rahmen der AFG-Novelle, wie z. B. das 
neue Ins trument § 249h „Arbeitsförderung Umwelt 
Ost. " 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Ist ja unglaublich, 
dieser Wunderglaube!) 

— Bitte, wir können doch darüber reden. Wir wollen 
doch heute damit anfangen. Oder nicht? Ich dachte, 
Sie hätten deswegen diesen Antrag gestellt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Josef Grünbeck [F.D.P.]) 

Das Kabinett hat gestern auf Vorschlag des Wirt-
schaftsministers das Sofortprogramm zur Umstruktu-
rierung und Modernisierung von Treuhandunterneh-
men sowie die Unterstützung der ostdeutschen 
Exporte auf Ost- und Westmärkten beschlossen. Dar-
auf kommt es an. Dies ist sowohl auf Vorschlag von 
ostdeutschen Kollegen als auch auf Vorschlag von 
Ihnen geschehen. 

Darüber hinaus ist meines Erachtens zur Schaffung 
von Dauerarbeitsplätzen folgendes sofort erforder-
lich: 

Erstens Aufstockung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
— das sage ich ganz klar und deutlich — entsprechend 
dem Bedarf. Allein in Brandenburg liegen gegenwär-
tig 3 500 Förderanträge vor, die auf Grund der ausge-
schöpften Mittel zur Zeit nicht bewilligt werden kön-
nen. 

(Holger Bartsch [SPD]: Weil die Regierung 
unfähig  ist!)  

Dabei werden Investitionen von 14 Milliarden DM 
— allein in Brandenburg — verzögert bzw. verhin-
dert, weil damit — wie z. B. bei einem für Lucken-
walde geplanten Unternehmen — bereits vorhandene 
Bundes- und Landesbürgschaften und Kreditverträge 
ungültig werden, Management abspringt und somit 
bereits geplante Arbeitsplätze entfallen. Dort müssen 
wir ansetzen. Wenn wir hier sparen, sparen wir an der 
falschen Stelle. 

Ist das Finanzministerium auf der Regierungsbank 
vertreten? — Ich betone das in diesem Sinne gegen-
über dem Finanzministerium. 

Zweitens. Die Investitionszulage ist aufzustocken. 
Hier ist schnellstens über den Vorschlag der CDU-
Kollegen aus Ostdeutschland zu sprechen; insbeson-
dere ist es wichtig, eine Erhöhung für ostdeutsche 
Existenzgründer zu erreichen. Dabei müssen wir 
immer die Dauerarbeitsplätze im Hinterkopf behal-
ten. 

Drittens. Kürzung der Umsatzsteuer. Ostdeutsch-
land muß unbedingt ein Niedrigsteuergebiet werden. 
Das ist eine alte Forderung von uns. Es wäre richtig 
gewesen, sie durchzusetzen. 

(Regina Kolbe [SPD]: Das führt doch bloß 
zum Mißbrauch!) 

Viertens. Wir müssen die Europavereinigung durch 
eine EG-Ost-Zonenrandförderung voranbringen. 
Diese besondere Förderung ist erforderlich, weil die 
EG-Erweiterung nach Osteuropa nicht struktur-
schwache, sondern besonders wirtschaft lich starke 
Grenzregionen braucht. 

Fünftens. Die kommunale Investitionspauschale 
muß wieder gezahlt werden, da die finanzschwachen 
Kommunen diese unkomplizierte Direktzuweisung 
anstelle unproduktiver ABM dringend benötigen. 

Sechstens. Wir müssen sofort — das biete ich hier 
wieder an — darüber sprechen, wie die schnelle 
Verwertung bundeseigener Liegenschaften und Im-
mobilien auch für gewerbliche und Industrieansied-
lungszwecke ermöglicht werden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist eine absolute Rese rve. Das bisherige Bieterver-
fahren ermöglicht zuwenig Spielraum für die situati-
onsbedingte Abgabe und behindert sogar die Privati-
sierung bei Unternehmen mit nichtproduktionsnot-
wendigen Liegenschaften; Stichwort: Abspaltung. 

Siebtens. Die Wirksamkeit der Grundbuchämter 
und der Ämter für offene Vermögensfragen ist zu 
erhöhen. Die Hauptursache ist hier das fehlende 
Personal. Dort müssen wir ansetzen. Wir müssen 
konkrete Vorschläge auf den Tisch legen. Eine 
Lösung für die Abarbeitung der Antragsberge könnte 
nach meiner Meinung sein: Vorzugsweise werden aus 
der Problemgruppe der 50jährigen — in Kombination 
ABM/Umschulung; learning by doing — Arbeitneh-
mer in den Ämtern eingesetzt und für drei Jahre aus 
ABM-Mitteln bezahlt, wobei die Kommune noch für 
zwei Jahre Lohnzuschüsse erhält. Darüber hinaus 
sollten zeitlich begrenzt vorläufige Grundbucheintra-
gungen auch ohne amtliche Vermessung in klaren 
Fällen möglich sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Das würde die Lage wesentlich entspannen. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlin

-

gen] [F.D.P.]) 

Natürlich muß und sollte man aus Gründen der 
Haushaltskonsolidierung Deckungsvorschläge ma-
chen, wenn man seriös bleiben will. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr richtig!) 

Ich glaube, hier gibt es noch Spielraum: 
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a) Endlich Dauersubventionsabbau. Dies muß 
natürlich hauptsächlich im Westen geschehen. Im 
Osten erfolgt das dadurch, daß wir privatisieren. 

b) Haushaltsreduzierung durch Rasenmäher bzw. 
Haushaltsstrukturgesetz. Natürlich muß dort endlich 
einmal durchgezogen werden. Wenn man das den 
Ministern überläßt, wird nichts daraus. 

c) Nutzung vorhandener Ressourcen in Ostdeutsch-
land — das hatte ich schon gesagt —, d. h. von 
bundeseigenen Liegenschaften durch verbilligte Ab-
gabe bzw. Anwendung des Erbbaurechts. Ich glaube, 
das ist ein gangbarer Königsweg. 

d) Sofortiger Länderfinanzausgleich, da der Bund 
allein den zusätzlichen Aufwand natürlich nicht tra-
gen kann. Nun frage ich Sie, Kollegen von der SPD: 
Wo bleibt denn hier die Solidarität der Länder? 
Nehmen Sie also endlich Einfluß auf Ihre SPD-
regierten Länder, die bisher an der deutschen Einheit 
eigentlich nur gewonnen haben! Auch das ist Fakt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Jetzt wäre allmäh-
lich Schluß, und zwar ganz schnell. 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ja, ich komme zum Schluß. 
e) Nullrunden bei Tarifverhandlungen. Ich glaube, 

darüber und auch über die Tariföffnungsklauseln 
sollte man  mit den Gewerkschaften, mit den Betriebs-
räten und den Geschäftsleitungen sprechen. Warum 
denn nicht flexible Regelungen? 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Warum denn nicht 
flexible Redezeit? 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ja. — Mit dem Sparen sollten 
wir natürlich im Bundestag anfangen. Wir sollten hier 
im Bundestag die erste Nullrunde einleiten. Ich 
glaube, daß wir über diese Sofortmaßnahmen unbe-
dingt bald sprechen müssen. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Dr. Fritz Schumann das Wort. 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Der Antrag der SPD-Fraktion entspricht dringenden 
Erfordernissen in Ost- und Westdeutschland. Seine 
Annahme würde die Situation der in den neuen 
Ländern lebenden Menschen verbessern und zu-
gleich den Bürgern in den alten und auch den neuen 
Bundesländern für die Zukunft eine Menge Steuer-
gelder ersparen, die andernfalls unproduktiv ausge-
geben werden, im wesentlichen im konsumtiven 
Bereich und nicht im investiven, wie es so dringend 
erforderlich wäre. Der Antrag enthält eine Reihe von 
Forderungen, die nicht neu sind, aber bisher leider 
ungenügend gehört wurden. Um so wichtiger ist es, 
daß sie erneut in dieser komplexen Form hier vorge-
tragen werden. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 
Auch im Erfurter Zwölf-Punkte-Programm der ost-

deutschen Mitglieder der CDU-Fraktion finden sich  

nun eine Reihe von Forderungen im Prinzip wieder. 
Gestern in der Aktuellen Stunde war denn auch in 
weiten Teilen ein parteiübergreifender Konsens fest-
zustellen. Ich hätte mir gewünscht, daß das heute so 
fortgeführt würde, was zunächst nicht so aussah. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Wenn aus all den Überlegungen, Meinungen und 
Forderungen nichts wird, wenn die Meinung der 
Mehrheit der Mitglieder dieses Hauses nur dazu 
reicht, Debatten abzuhalten, und nicht dazu für die 
Menschen praktisch etwas zu verändern, dann kann 
man das mangelnde Verständnis der Bürgerinnen und 
Bürger für Politik verstehen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Meines Erachtens können die Bürgerinnen und Bür-
ger zu Recht erwarten, daß hier in Bonn eine sachbe-
zogene Arbeit mit konkreten Ergebnissen in über-
schaubaren Zeiträumen gemacht wird. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der SPD 
— Josef Grünbeck [F.D.P.]: Dann fangen Sie 

einmal an!) 

— Herr Grünbeck, wir würden da voll mitmachen, 
wenn Sie das gestatteten. Aber Sie wollen das gar 
nicht. 

Für besonders dringlich im Antrag halten wir 
erstens Maßnahmen gegen Massenarbeitslosigkeit 
und unsichere Beschäftigungsverhältnisse, zweitens 
Maßnahmen für die Verbesserung der sozialen Lage 
der Frauen und drittens Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Lage in der Landwirtschaft. 

Besonders berührt bin ich vom Abwandern qualifi-
zierter Forscher und Techniker aus den neuen Län-
dern, wo ein wirtschaftlicher Aufschwung nur über 
neue Technologien und Erzeugnisse möglich sein 
wird. Marktfähige Produkte, die im harten Wettbe-
werb bestehen können, erfordern — das ist eigentlich 
eine Binsenwahrheit — wissenschaftlich-technische 
Vorleistungen. Die besten Kräfte sind jedoch in vielen 
Fällen schon lange abgewandert. 

Zunächst möchte ich einfordern, daß die überein-
stimmenden Meinungen von Abgeordneten aller hier 
vertretenen Parteien zu einem gemeinsamen Handeln 
des Parlaments führen. Faßt man es einmal zusam-
men, müßten insbesondere folgende Punkte durchaus 
mehrheitsfähig sein: erstens eine Arbeitsmarktab-
gabe auch für besserverdienende Beamte und Selb-
ständige, zweitens eine Ergänzungsabgabe für 
höhere Einkommen, weil die Bruttoeinkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen im letzten Jahr-
zehnt doppelt so stark zugenommen haben wie die 
Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit. Dabei 
halte ich die Form, ob als Ergänzungsabgabe auf 
höhere Einkommen, als Investitionsanleihe oder bei-
des, wie wir es vorgeschlagen haben, für diskussions-
würdig. Die Diskussion darf aber eine schnellstmögli-
che Entscheidung nicht hinauszögern oder gar verhin-
dern. Die Lage vor Ort zu verändern, das muß das 
Kriterium sein. 

Drittens wären Ergebnisse in der Diskussion zu 
einer sozial gerechten Besteuerung von Immobilien-
besitz und Geldvermögen sowie ein Umbau der 
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jetzigen Steuerprivilegien in Richtung wirksamer Ent-
lastung für Erziehende und Menschen mit geringerem 
Einkommen sehr notwendig. 

Viertens verlangt inzwischen nicht nur die PDS, daß 
es Vorgaben für Sanierung und Privatisierung durch 
die Treuhand im Rahmen regionaler Strukturpro-
gramme gibt. Das schließt eine regionale Industrie-
strukturpolitik ein. Das Ziehen der staatlichen Not-
bremse wie im Fall des Edelstahlwerkes in Freital ist 
eine Feuerwehraktion. So etwas kann und muß geziel-
ter organisiert werden. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der SPD 
— Eduard Oswald [CDU/CSU]: Da klatscht 

ihr?) 

Gestatten Sie mir als Landwirt, daß ich auch zu 
diesem Themenkreis noch ein paar Bemerkungen 
mache. Die im SPD-Antrag enthaltenen Forderungen 
zur Landwirtschaft betrachtet die PDS/Linke Liste als 
ein Paket von Mindestmaßnahmen. Wenn auch sie 
keineswegs neu sind, sind sie doch von dringender 
Aktualität, zumal die Bundesregierung bisher fast 
jede vernünftige Forderung von sich wies. Fest steht, 
vieles hätte längst geändert werden können und 
müssen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Unsinn!) 

— Das ist tatsächlich so. Ich arbeite nach wie vor in der 
Landwirtschaft und merke jeden Tag, was da 
abläuft. 

Bis heute weiß niemand im Raum Magdeburg, auch 
die Wiedereinrichter und Neueinrichter nicht, auf 
welchem Boden er die nächste Ernte bestellen kann. 
Vielleicht denken Sie einmal darüber nach, was das 
bedeutet. In den letzten zwei Jahren hat es geklappt. 
Da wußten wir das wenigstens im August, in diesem 
Jahr bis heute noch nicht. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Jetzt werden 
Sie noch sagen, die letzten 40 Jahre hat es 

geklappt!) 

— Denken Sie einmal an die letzten zwei! 

Ich will hier einige Beispiele anführen. 1991 wurden 
nur 63 % der Mittel für die einzelbetriebliche Investi-
tionsförderung in Form staatlicher Investitionszu-
schüsse und Zinsverbilligungen ausgeschöpft. Hinzu 
kam, daß weniger als ein Zwölftel der Sollmittel an 
Genossenschaften und Kapitalgesellschaften ging. In 
diesem Jahr brauchen die Mittel wahrscheinlich nicht 
umgeschichtet zu werden, aber die extreme Benach-
teiligung der juristischen Personen bleibt unverändert 
— und das, obwohl sie drei Viertel der landwirtschaft-
lichen Fläche bewirtschaften, vier Fünftel der Tierpro-
dukte erzeugen und erheblichen Investitionsbedarf 
haben. 

Die bereits vor über eineinhalb Jahren von der 
Bundesregierung entschiedene 1,4-Milliarden-DM- 
Teilentschuldung von Agrarunternehmen ist bisher 
nur Propaganda. Bis Mitte August hatte die Treuhand-
anstalt Schuldübernahmeverträge von weniger als 
20 Millionen DM abgeschlossen. Das blockierte die 
Neuvergabe von Investitionskrediten und treibt wei-
tere Betriebe in Liquidation und Gesamtvollstrek-
kung. 

Bisher besteht für die Mehrzahl der Agrarbetriebe 
keinerlei Klarheit hinsichtlich einer langfristigen Ver-
fügung der sogenannten Treuhandflächen. Ganz 
offensichtlich verhindert das Prinzip „Rückgabe vor 
Entschädigung" die ökonomisch erforderliche rasche 
Klärung dieser Frage. Es ist deshalb geboten, dieses 
zerstörerische Prinzip endgültig aufzugeben. 

Genauso entschieden lehnen wir ab, daß beim 
geplanten Wiedereinrichterprogramm sowohl orts-
ansässige Neueinrichter, die aus bekannten Gründen 
kein Bodeneigentum der DDR erwerben konnten, als 
auch landbesitzende Bauern, eingetragene Genos-
senschaften und Gesellschafter anderer LPG-Nach-
folgeunternehmen vom subventionierten Kaufpacht-
modell ausgeschlossen werden sollen. Damit würde 
erstens die unselige Teilung in Eigentümer und Habe-
nichtse zementiert. Zweitens stünde ein beträchtli-
cher Teil des gegenwärtig von LPG-Nachfolgeein-
richtungen bewirtschafteten Bodens zur Disposition. 
Damit wäre ihre Zerstörung vorprogrammiert. 

Angesichts der ins Auge springenden Widersprü-
che zwischen agrarpolitischer Selbstdarstellung der 
Bundesregierung und den tatsächlichen Ergebnissen 
braucht sich niemand über Politikverdrossenheit in 
diesem Lande zu beklagen. Alles in allem erfordert die 
nüchterne Analyse der Lage nach zwei Jahren staat-
licher Einheit eine prinzipielle Korrektur der Rahmen-
bedingungen. Notwendig ist eine neue Politik auf fast 
allen Feldern. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun erhält der 
Kollege Klaus-Dieter Feige das Wort. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Immer neue Begriffe, aber keine neuen 
Lösungsansätze für die Probleme Ostdeutschlands 
werden seit Monaten aus der Tasche gezogen. Ob 
Gemeinschaftsinitiative neue Länder, Solidarpakt, 
Konzertierte Aktion oder Runder Tisch, stets geht es 
um das gleiche Anliegen, nämlich die Schaffung eines 
breiten nationalen Konsenses zur Überwindung der 
wirtschaftlichen Not im Osten. Ein löbliches Unterfan-
gen, will man meinen. 

Nichtsdestotrotz kann man sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß im Jahr zwei der deutschen Einheit und 
im Jahr zehn des Kanzlers Kohl noch immer nicht ins 
Bewußtsein gerückt ist, vor welcher Herausforderung 
wir wirklich stehen. So als sei nichts gewesen, als sei 
business as usual angesagt, schließt Deutschland die 
Augen vor den Realitäten, von der Regierung über die 
Gewerkschaften, von den Unternehmen bis zur Wis-
senschaft. Ein tatsächlicher Dialog zwischen den Par-
teien und Verbänden, der Voraussetzung für konsen-
suale Lösungen wäre, findet nicht statt. 

Noch viel weniger findet der gesellschaftliche 
Dialog statt, die Auseinandersetzung mit den Men-
schen in Ost und West, die endlich reinen Wein 
eingeschenkt bekommen müssen — die im Westen, 
daß die Finanzierung der Einheit jetzt erst beginnt 
und eine lange Zeit brauchen wird; die im Osten, daß 
der Aufschwung nicht über Nacht zu erreichen ist, 
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sondern ein steiniger und für viele bitterer Weg 
gegangen werden muß. 

Statt Wahrheit und Klarheit erleben wir altbekannte 
Rituale. Hier im Bundestag haben die Redner der 
Regierung nicht mehr zu sagen als: Die Opposition 
taugt nichts, die Regierung hat die alleinseligmachen-
den Konzepte! Die Opposition postuliert genau das 
Gegenteil. Gleichermaßen verfahren oftmals Arbeit-
geber und Arbeitnehmer, Indus trie und Umweltschüt-
zer. 

In Zeiten, in denen es vor allem um die Verteilung 
von Zuwächsen geht, kann eine solche Politik mögli-
cherweise ein gemütliches Dasein fristen. Heute aber 
geht es genau um das Gegenteil, nämlich um Opfer 
und Verzicht in West- und Ostdeutschland, und es 
geht um den Ausgleich zwischen dem reichen Norden 
und dem armen Süden in dieser Welt. 

Die Menschen in diesem Land, jedenfalls die mei-
sten, haben längst eine Ahnung davon, daß die 
kommenden Jahre eher magere Jahre sein werden. 
Die Phrasen vieler Politiker werden nicht mehr ernst-
genommen, die Parteien- und Politikverdrossenheit 
hat ungeahnten Auftrieb bekommen. Derweil sorgen 
sich unsere Politiker um ihre Glaubwürdigkeit, statt 
um Wahrhaftigkeit und Ehrlichkeit zu ringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bundesregierung bietet derweil ein völlig kon-
fuses Bild. Von Waigel bis Krause kommen immer 
neue Schnellschüsse, die Hoffnungen wecken, Hoff-
nungen, die gar nicht erfüllt werden können. Jüngst 
Herr Möllemann mit einem Sammelsurium von Vor-
schlägen uralten Stils. Wer derartige Nebelwerferei 
betreibt, ist schlichtweg unseriös. 

Vor mehr als zwei Jahren ist mit der Währungs-
union die schnelle politische Einheit in Deutschl and in 
die Wege geleitet worden. Das schon damals ersicht-
liche ökonomische Risiko wurde durch die Koalition 
ignoriert. Jegliche wirtschaftspolitische Vernunft 
wurde über Bord geworfen. In ideologischer Verblen-
dung gefangen, glaubte die Regierung, daß die 
Angleichung der Lebensverhältnisse im Selbstlauf 
erfolgen werde. Diese völlige Überschätzung der 
Selbstregulierungskräfte der Marktwirtschaft führt 
nun geradewegs ins Fiasko. 

Bis heute hat die Regierung aus dem Scheitern ihrer 
Politik keine Konsequenzen gezogen. Durchhaltepa-
rolen, Täuschung und Irreführung — das ist nach wie 
vor das Markenzeichen der herrschenden Wirtschafts- 
und Finanzpolitik. Es ist müßig, immer wieder den 
Vorwurf der Steuerlüge zu wiederholen, aber ange-
sichts des bevorstehenden Bruchs weiterer Verspre-
chungen müssen die Menschen in diesem Land immer 
wieder daran erinnert werden, daß der Bundeskanzler 
den Satz geprägt hat, es werde nach der Einheit 
keinem Deutschen schlechtergehen. 

Die industrielle Produktion in Ostdeutschland liegt 
heute um zwei Drittel unter dem Niveau von 1989. 
Eine abenteuerliche Wachstumsrate von — sagen wir 
einmal — jährlich 10 % vorausgesetzt, wird im Jahre 
2004 in Ostdeutschland der Stand von 1989 erreicht 
sein; ungefähr im Jahre 2015 wird dann die alte 
Bundesrepublik von 1989 eingeholt. Bis tatsächlich  

ein Gleichstand erreicht ist, werden weitere Jahr-
zehnte vergehen. 

Angesichts der Tatsache, daß frühere Prognosen, 
die von einer deutlichen Belebung der Produktion im 
Jahre 1992 ausgingen, mittlerweile als unrealistisch 
anzusehen sind, dürfte die weitere Entwicklung eher 
düster aussehen — siehe den jüngsten Be richt des 
Kieler Instituts für Weltwirtschaft und des deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung an  den Bundeswirt-
schaftsminister. 

Aber welche Ideen hat die Bundesregierung denn 
angesichts solcher Informationen, und welche Kon-
zepte hat der „Hans Dampf in allen Gassen" Mölle-
mann angesichts der Deindustrialisierung im Osten? 

(Zuruf von der F.D.P.: Welche Ideen haben 
Sie denn?) 

— Sie werden meine ja noch hören, wenn Sie Geduld 
haben, aber die haben Sie zur Zeit ja nicht! 

Ist es nicht geradezu absurd, daß eine Vielzahl von 
Einkaufszentren in den neuen Ländern gebaut wird, 
nur weil abenteuerliche Steuervergünstigungen Lok-
ken, im Produktionsbereich aber die Investitionen 
fehlen? Die westdeutsche Wirtschaft hat in Fabriken 
im Osten im Jahre 1991 lediglich 9,5 Milliarden DM 
investiert, und im laufenden Jahr werden es ma ximal 
18 Milliarden DM werden. Berücksichtigt man dabei 
noch die Käufe von Treuhandfirmen, die Investitionen 
der Telekom und die staatlichen Zulagen, so bleibt nur 
ein Kleckerbetrag an  Eigenmitteln übrig. Die deut-
sche Wirtschaft hat in Brasilien und Mexiko im ver-
gangenen Jahr wesentlich mehr investiert als in die 
neuen Bundesländer. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Warum 
denn? — Gegenruf des Abg. Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Ändern Sie die Bedingungen dafür, 

Sie sind doch an der Regierung!) 
Die Arbeitsplatzeffekte sind zumindest teilweise mehr 
als zweifelhaft. 

Zum Beispiel: Das Opel-Werk in Eisenach, gestern 
vom Kanzler als Glanzstück westlicher Investitions-
politik gepriesen, hat rund i Milliarde DM gekostet 
und soll 2000 Menschen Arbeit bieten. Eine halbe 
Million pro Arbeitsplatz — das ist etwa das Doppelte, 
was ein ähnlicher Arbeitsplatz in den alten Ländern 
kostet. Gerade aber die Investitionen der Automobil-
hersteller zeigen, daß es an einer gezielten Förde-
rungspolitik mangelt. Ausgerechnet die Br anche, die 
seit Jahren weltweite Einbrüche erlebt, wird als 
Musterbeispiel einer modernen Industriepolitik ge-
priesen. Leider handelt es sich dabei aber nicht um 
Investitionen in eine zukunftsträchtige Produktion, 
sondern um einen Schritt in die Vergangenheit, den 
wir alle zusammen noch sehr teuer werden bezahlen 
müssen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Feige, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Cronen-
berg gestatten? 

Dieter-Julius Cronenberg (Arnsberg) (F.D.P.): Herr 
Dr. Feige, ich wollte Sie fragen, ob Sie bei Ihrer 
Rechnung 1 Milliarde DM = 2 000 Arbeitsplätze viel-
leicht übersehen haben, daß die Zulieferanten ver- 



9164 	Deutscher Bundestag — 12.  Wahlperiode — 107. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. September 1992 

Dieter-Julius Cronenberg (Arnsberg) 

pflichtet worden sind, in der Region Investitionen 
vorzunehmen und entsprechende Arbeitsplätze zu 
bieten. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es ist wieder einmal symptomatisch, daß Sie 
das eigentliche Anliegen meiner Aussage gar nicht 
begriffen haben. Mir geht es darum, deutlich zu 
zeigen, daß wir, selbst wenn wir sehr viel Geld 
investieren, es nicht in Wirtschaftszweige investieren 
sollten, bei denen wir es zutiefst bereuen müssen. Und 
wenn es noch mehr Geld gewesen wäre, so werden 
uns diese Aufwendungen für die Automobilindustrie 
in Zukunft sehr viel Geld im Umweltbereich kosten, 
und so haben wir insgesamt einfach keine Konzeption, 
wie wirklich Arbeitsplätze mit einer Chance für die 
Zukunft aufgebaut werden können. Da nutzt es auch 
nichts, noch mehr Geld hineinzugeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aus umweltpolitischer Sicht kann ich aber insge-
samt den Niedergang der Automobilindustrie nur 
begrüßen. Und wenn die Bundesregierung ihr CO2-
Ziel ernst nimmt, wird sich diese Entwicklung noch 
beschleunigen, denn das Automobil ist unbest ritten 
zum Umweltfeind Nr. 1 geworden. 

Für einen tiefgreifenden Strukturwandel, der sich 
hier abzeichnet, gibt es bislang keinerlei Konzept. 
Etwa jeder siebente Arbeitsplatz in Deutschland ist 
direkt oder indirekt vom Autobau abhängig. Wenn 
denn der Trend zum Ausstieg aus dem Individualver-
kehr anhält, so steht hier ein Strukturwandel an, der 
beispiellos ist. Da genügt es dann nicht, daß sich 
Gewerkschaften und Arbeitgeber um die Konzipie-
rung eines alternativen Automobils bemühen; da 
bedarf es wirklich weiterreichender Konzepte. 

Während sich rückwärtsgewandte Technologien in 
Ostdeutschland breitmachen, werden konkurrenzfä-
hige oder zukunftstaugliche Unternehmen massiv 
behindert, oder, wie z. B. der ostdeutsche Waggon-
bau, zerschlagen. Dabei fehlt es der Reichs- und der 
Bundesbahn an solchen Wagen. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Wie sieht 
denn Ihr neuer Plan aus?) 

— Sie werden ihn gleich hören! 

Innovative Ideen wie der FCKW-freie Ökokühl-
schrank der dkk Scharfenstein werden von der Treu-
hand nicht etwa gefördert, sondern im Interesse der 
westdeutschen Konkurrenz behindert. Der geplante 
Verkauf an die AEG signalisiert das. Dabei ist dieser 
Ökokühlschrank zur Zeit die einzige ökologische 
Alternative zu den herkömmlichen Kühlschränken, 
auch wenn einige technische Probleme noch zu lösen 
sind. Eine sinnvolle und gezielte Förderungspolitik 
müßte hier ansetzen, um den Marktvorsprung dieses 
Produktes zu nutzen. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Haben Sie 
diesen Kühlschrank?) 

Die Bundesregierung untergräbt sich mit dem Ver-
zicht auf eine aktive Sanierung der ihr mittels der 
Treuhand anvertrauten Unternehmen die Möglich-
keit, die endlich wirklich notwendigen Impulse für 
einen ökologischen Strukturwandel in Ostdeutsch-

land zu geben. Gefangen in ihrer eigenen Marktwirt-
schaftsrhetorik, verharrt sie in Untätigkeit, wo Chan-
cen für die Entwicklung einer neuen, ökologischen 
Wirtschaftsweise wahrzunehmen wären. 

In der Energiepolitik, in der Landwirtschaft, in der 
Chemie und beim Verkehr müssen jetzt die Weichen 
gestellt werden für das Umschwenken auf die in 
Sonntagsreden so oft propagierte umweltgerechte 
und nachhaltige Wirtschaftsweise. Wenn Sie das wirk-
lich so meinen, dann stehen Sie ja mit uns in völliger 
Übereinstimmung, aber es darf nicht nur bei den 
Worten bleiben. Ohne aktive Strukturpolitik werden 
die ostdeutschen Länder im besseren Fall auf einen 
die westliche Entwicklung langsam nachholenden 
Prozeß angeweisen sein, im schlechteren Fall auf die 
Wahrnehmung von Marktnischen oder lediglich peri-
pherer Funktionen. Für eine zukunftsträchtige Wirt-
schaftsentwicklung ist deshalb eine aktive ökologi-
sche Strukturpolitik unerläßlich. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Planwirt

-

schaft!) 

Arbeitsmarktpolitik — es ist bereits einmal ange-
deutet worden — darf sich nicht auf den sogenannten 
zweiten Arbeitsmarkt beschränken, sondern es ist 
auch ein aktives Eingreifen am ersten, am eigentli-
chen Arbeitsmarkt nötig. Dabei ist eine Politik zu 
betreiben, die sich an den realen Gegebenheiten der 
einzelnen Regionen orientiert. Insoweit ist der Forde-
rung der Sozialdemokratischen Partei nach einer 
stärkeren Schwerpunktsetzung durch eine aktive 
Strukturpolitik zuzustimmen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter-Julius 
Cronenberg) 

Die Zielsetzung der Schaffung einer ausreichenden 
Zahl von wettbewerbsfähigen Dauerarbeitsplätzen 
greift jedoch meines Erachtens noch zu kurz. Hierbei 
müssen vielmehr auch qualitiative — also den Inhalt 
der eigentlichen Arbeit betreffende — Ansätze und 
Gesichtspunkte einbezogen werden, also z. B. eine 
Ausrichtung auf die Ökologie. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Wir brau

-

chen Strukturräte!) 

— Das ist möglicherweise gemeint, aber nicht so 
artikuliert. 

Bei den arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, ins-
besondere in bezug auf Beschäftigungs- und Qualifi-
zierungsgesellschaften, muß eine strukturelle Neu-
ausrichtung erfolgen. Solche Maßnahmen müssen an 
den individuellen und regionalen Bedürfnissen aus-
gerichtet sein. Dabei müssen vor allem ökologische 
Gesichtspunkte sofort einfließen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Wenn Sie das machen, was ich sage, ist ja alles in 
Ordnung. 

Der Forderung der SPD nach Schaffung von 
Arbeitsplätzen durch mehr Umweltschutz ist grund-
sätzlich zuzustimmen. Der vorliegende Antrag bleibt 
dabei jedoch ein bißchen hinter unseren Erwartungen 
zurück. Der Konflikt zwischen der notwendigen 
Schaffung von Arbeitsplätzen und der Erhaltung der 
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Industrie und der Umwelt bleibt auch hiermit noch 
ungelöst. 

Die Verwirklichung der Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse in Deutschland macht auf Jahre hinaus 
beträchtliche finanzielle Anstrengungen zugunsten 
der neuen Bundesländer nötig. 

Ein wesentliches Ziel der Finanzpolitik muß es sein, 
erstens die Verwendung der Mittel effizienter zu 
gestalten und zweitens eine ausgewogene und sozial 
verträgliche Verteilung der Finanzierungslasten zu 
erreichen. Der wirtschaftliche Aufbau in den neuen 
Bundesländern macht spürbare Einschränkungen der 
öffentlichen Ausgaben in den alten Bundesländern, 
des Bundes und der Kommunen, unausweichlich. Auf 
der Tagesordnung steht ein neuer Lastenausgleich, 
der die Menschen in der Bundesrepublik entspre-
chend ihrer Leistungsfähigkeit am wirtschaftlichen, 
ökologischen und sozialen Aufbau der neuen Bundes-
länder beteiligt. Die Finanzierungsvorschläge der 
SPD sind eine gute Diskussionsgrundlage. Sie bedür-
fen jedoch der Präzisierung und Ergänzung. 

So schlagen wir eine Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenze bei den verschiedenen Zweigen der 
Sozialversicherung vor, damit auch Besserverdie-
nende in größerem Umfang in die Finanzierung von 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Maßnahmen ein-
bezogen werden. Wir brauchen eine struktur- und 
finanzpolitisch ausgerichtete Investitionshilfeab-
gabe, die von den westdeutschen Unternehmen auf-
gebracht werden muß, die nicht oder nur in geringem 
Umfang in die neuen Bundesländer investieren. 

Das Gebot der Stunde heißt aber: Sparen und 
Subventionsabbau. Man sollte damit — oder auch mit 
Rücktritten — nicht nur drohen, sondern man sollte in 
dieser Hinsicht wirklich etwas tun. Dies gilt für die 
Verteidigungsausgaben, dies gilt auch für die Raum-
fahrt, für Straßenbaumittel, in bestimmtem Umfang 
für den Bereich der Landwirtschaft, aber nicht zuletzt 
auch für den Regierungsapparat. Nötig sind auch 
drastische Kürzungen bei den Ausgaben für die 
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung. 

Übrigens steht auch der Einstieg in den Ausstieg 
aus der Atomenergiewirtschaft nicht nur aus ökologi-
schen Gründen oder wegen der Gesundheit der Men-
schen auf der Tagesordnung — vielleicht hat der eine 
oder andere mitbekommen, daß es gestern in dem 
auch mit deutschen Mitteln sanierten Atomkraftwerk 
in Kozloduj erneut gebrannt hat —, sondern auch aus 
finanziellen Gründen. Wir könnten nämlich jährlich 
Subventionen in Höhe von knapp 2 Milliarden DM 
einsparen und sinnvoller einsetzen, wenn wir mit 
diesem Ausstieg beginnen. 

Alle finanziellen und sonstigen Anstrengungen des 
Bundes und der Länder werden letztlich vergeblich 
sein, wenn es uns nicht gelingt, die Menschen in Ost 
und West einander menschlich näherzubringen. Wir 
erleben heute, daß die kulturellen Gräben die Mauer 
zwischen Ost und West ersetzt haben. Die Spaltung in 
den Köpfen der Menschen wird nachhaltiger wirken 
als alle Grenzbefestigungen. Die Überwindung dieser 
Gräben ist mindestens genauso wichtig wie die 
Angleichung der materiellen Lebensverhältnisse. 

Der konkrete Austausch vor Ort muß auch mit Hilfe 
der Kommunen organisiert werden. Die Erfahrungen 
mit Städtepartnerschaften zwischen Ost und West 
sind vielfach sehr positiv. Diese gilt es verstärkt 
fortzusetzen. Die Kreise und Kommunen in West-
deutschland sollten solche Partnerschaften mit Ost-
deutschland gezielt ausbauen. Das gilt für konkrete 
Verwaltungshilfe, das gilt für Organisation menschli-
cher Begegnung, das gilt aber auch für direkte finan-
zielle Unterstützung. Kann nicht z. B. der Bau eines 
Schwimmbades in einer westdeutschen Kommune um 
einige Jahre verschoben werden, um den bröckeln-
den Putz ostdeutscher Wohnsubstanz zu retten? Muß 
der Bau eines neuen Gemeindezentrums, eines neuen 
Feuerwehrhauses oder ähnlicher Projekte in West-
deutschland tatsächlich sofort erfolgen, während in 
Ostdeutschland Kindergärten oder andere soziale 
Einrichtungen geschlossen werden? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich appelliere an die Kommunen in Westdeutsch-
land: Starten Sie jetzt ein Programm zur Unterstüt-
zung der Städte und Gemeinden im Osten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Verzichten Sie auf Projekte, die nicht unbedingt 
notwendig sind. Wenn die westdeutschen Kommunen 
nur auf 5 % ihrer Investitivmittel zugunsten der östli-
chen Gemeinden verzichteten, so wäre dies nicht nur 
ein Signal für die „Einheit von unten" , sondern es 
würden auch Milliardenbeträge freigesetzt, die jetzt 
im Osten so dringend benötigt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 

SPD und der F.D.P.) 

Meine Redezeit ist leider abgelaufen. Aber ich 
glaube, abschließend noch einmal sagen zu müssen: 
Wer die deutsche Einheit vollenden will, wer das 
gegenseitige Verständnis fördern will, der darf sich 
nicht nur auf finanzielle und wirtschaftliche Problem-
lösungsprozesse beschränken. Die deutsche Einheit 
wird nur dann auf Dauer Bestand haben, wenn sie zur 
Einheit der Menschen führt. Die Einheit und das 
gegenseitige Verständnis sind aber nur durch die 
„Einheit von unten" zu schaffen. Das ist ein langer und 
dornenreicher Weg — das ist mir bewußt —, aber eine 
andere Möglichkeit sehe ich nicht. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 

SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Heinrich Kolb. 

(Zuruf von der SPD) 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Wenn Sie sich 
beschweren, Sie hätten mir gestern schon einmal 
zugehört, fordere ich Sie ausdrücklich auf, mir auch 
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heute zuzuhören. Es wird sich lohnen; das kann ich 
Ihnen schon jetzt versprechen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Reden, die wir von der Opposition, von der SPD, der 
PDS und dem BÜNDNIS 90, heute hier gehört haben, 
machen eines deutlich: Die Opposition hat immer 
noch nicht zur Kenntnis genommen, worüber der 
versammelte ökonomische Sachverstand nicht müde 
wird aufzuklären 

(Zuruf von der SPD: War das nicht die Rede 
von gestern?) 

— ich weiß nicht, ob Sie sich mit „versammeltem 
ökonomischen Sachverstand" angesprochen füh-
len —: Deutschland steht vor der Gefahr einer anhal-
tenden Überforderung des gesamtwirtschaftlichen 
Leistungsvermögens. Mit dem Einigungsprozeß ist es 
zu einem Verteilungsstreit gekommen, bei dem die 
Summe der Ansprüche erheblich über das Verteil

-

bare, also über den Wert der produzierten Güter und 
Dienstleistungen, hinausgegangen ist. Ich empfehle 
Ihnen, einmal das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesminister für Wirtschaft mit dem 
Titel „Gesamtwirtschaftliche Orientierung bei dro-
hender finanzieller Überforderung" zu lesen. Dort 
heißt es: 

Die bereits in Angriff genommene und die sich 
abzeichnende unabweisbare Aufgabe erfordert 
wesentlich mehr als eine bloße Sicherung des 
volkswirtschaftlichen Leistungsvermögens. Sie 
ist nur zu meistern, wenn das Produktionspoten-
tial nach Kräften ausgeweitet wird. Das erfordert 
Vorrang für Investitionen und eine Mobilisierung 
der Sparbereitschaft sowie den Abbau marktwid-
riger Regulierungen, also eine angebotsorien-
tierte Politik. 

Hierzu zählt der Beirat ausdrücklich auch eine ange-
botsorientierte Lohnpolitik. 

Zu diesem Thema äußern Sie sich, meine Damen 
und Herren, wohlweislich nicht, obwohl die Ergeb-
nisse einer gerade vorgelegten Unternehmensbefra-
gung des DIW und des IfW zu den gesamtwirtschaft-
lichen und unternehmerischen Anpassungsprozessen 
in Ostdeutschland nachhaltig — ich betone: nachhal-
tig! — auf die Problematik der zu raschen Lohnent-
wicklung in den neuen Bundesländern hinweisen. 
Drei Viertel aller befragten Unternehmen sehen 
danach den starken Anstieg der Löhne und Gehälter 
als sehr großes oder wichtiges Problem an. 

Natürlich strebt auch die Bundesregierung die 
Angleichung der neuen Bundesländer an westdeut-
sche Sozial- und Lohnstandards an. Die Vollendung 
der deutschen Einheit auch im Wirtschaftlichen und 
Sozialen ist unser vordringliches Ziel. Aber dieses Ziel 
kann nicht gegen ökonomische Zusammenhänge 
erzwungen werden. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Es kann um so schneller erreicht werden, je eher es 
gelingt, gleichzeitig die Ansprüche in Westdeutsch-
land zurückzustecken. Letzteres ist bisher noch nicht 
eingetreten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Staatssekretär, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage zu 
beantworten? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Aber sehr gern. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte sehr, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, entgegenzunehmen, daß sich der Präsident des 
Landesarbeitgeberverbandes Sachsen-Anhalt gegen 
eine Dilation der Angleichung der Ta rife und gegen 
eine Öffnung der bestehenden Verträge ausgespro-
chen hat? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ich bin bereit, das 
entgegenzunehmen. Das ändert aber nichts an der 
Richtigkeit dessen, was ich hier vorgetragen habe. 

Das, was ich soeben sagte, ist das eigentliche 
wirtschaftspolitische Thema und nicht die verhäng-
nisvolle Verteilungsdiskussion, die Sie anzetteln. 
Damit beschädigen Sie nämlich das Vertrauen der 
Wirtschaft und der Investoren, auf das wir in den 
neuen Ländern so dringend angewiesen sind, damit 
die Zukunftsaufgaben mutig angepackt werden kön-
nen. Es muß Kapital in die Hand genommen werden, 
und es müssen neue rentable Arbeitsplätze geschaf-
fen werden. Das ist im Ergebnis eine sehr viel sozia-
lere Politik als das Streben nach kurzfristiger Einkom-
mensmaximierung durch Besitzstandswahrung. 

(Beifall bei der F.D.P. — Zuruf von der SPD: 
Sie sagen etwas ganz anderes!) 

Nach knapp zwei Jahren deutsche Einheit wird es 
Zeit, daß die SPD zur Kenntnis nimmt: Wirtschaftspo-
litik können wir nicht nur für einen Teil Deutschlands 
machen! Die Vernachlässigung der ökonomischen 
Wechselwirkungen zwischen beiden Teilen Deutsch-
lands muß zwangsläufig zu eklatanten Fehleinschät-
zungen führen. An keiner Stelle des SPD-Antrages für 
eine Gemeinschaftsinitiative in den neuen Ländern 
findet sich der Hinweis, daß die wirtschaftliche Lei-
stungsfähigkeit und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Standortes Deutschland die entscheidenden Grundla-
gen für das Gelingen des Aufbaus der neuen L ander 
sind. 

1 % weniger Wachstum im Westen verringert allein 
das Steueraufkommen um 8 Milliarden DM. Hinzu 
kommen weitere indirekte Belastungen in ähnlicher 
Größenordnung. Den Transferleistungen für die 
neuen Länder würde durch ein Abgleiten der west-
deutschen Konjunktur die wirtschaftliche Basis entzo-
gen. Vor allem aber auch für Investitionen in den 
neuen Ländern und zur Vergrößerung der Absatz-
chancen ostdeutscher Produkte sind expandierende 
Märkte eine grundlegende Voraussetzung. In dieser 
Beziehung — Ihr Antrag, meine Damen und Herren 
von der SPD, stammt noch vom Juni — sind die Ende 
August vorgelegten Eckpunkte für ein SPD-Sofortpro-
gramm gedanklich immerhin ein weiterer Schritt, 
wenn darin die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
des Standortes Deutschland propagiert wird. 
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Aber was heißt denn das konkret? Auf der einen 
Seite fordern Sie eine aufkommensneutrale Unter-
nehmensbesteuerung, auf der anderen Seite wollen 
Sie die solidarische Pflegeversicherung nach dem 
Muster der Sozialversicherung finanzieren. Das heißt, 
den Investoren neue Lasten aufzubürden und die 
Lohnnebenkosten noch weiter zu erhöhen. Auf der 
einen Seite wollen Sie die öffentliche Neuverschul-
dung drastisch zurückführen, durch eisernes und 
konsequentes Sparen, wie Sie schreiben — da bin ich 
sehr gespannt, wie in den SPD-regierten Ländern und 
Kommunen demnächst ganz eisern gespart wird —, 
und nur wenn alle denkbaren Einspar- und Umschich-
tungsmöglichkeiten ausgeschöpft sind, wollen Sie auf 
der anderen Seite an Einnahmeverbesserungen den-
ken. 

Bravo! Aber ich finde, das ist doch ein Etiketten-
schwindel, den Sie hier betreiben. Von den 50 Milli-
arden DM, die Sie als Finanzierungspotential konkret 
aufzählen, handelt es sich bei näherem Hinsehen bei 
über 35 Milliarden DM um steuerliche Maßnahmen, 
und das bei einer Einnahmequote — Steuern, Abga-
ben — am Bruttosozialprodukt von 41,5 % in diesem 
Jahr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erschreckendes 
Denken!) 

Es ist heute hier wiederholt die Ergänzungsabgabe 
für Besserverdienende gefordert worden. Wenn all 
das, was Sie vorgeschlagen haben, zum Tragen 
gekommen wäre, um die Besserverdienenden zu 
belasten, dann müßten diese mittlerweile Geld mit-
bringen, so wenig Neues fällt Ihnen auf diesem Gebiet 
ein. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Ja, 100 % für die Besserverdienenden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die werden noch 
weitergehen!) 

Ich will heute nicht mehr auf die Einzelheiten des 
SPD-Antrages eingehen. Ich sagte ja schon, er datiert 
vom Juni dieses Jahres und ist bereits überholt. 

(Unruhe bei der SPD — Glocke des Präsi-
denten) 

Interessant ist nur: Sie werfen uns hier vor, daß Dinge, 
die wir vor zwei Jahren beschlossen oder veröffent-
licht hätten, überholt seien. Bei der SPD überholen 
sich die Dinge schon nach drei Monaten; Kompli-
ment! 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Manchmal 
noch schneller!) 

Die Antwort auf Ihre Vorstellungen, die Sie im Juni 
formuliert haben, finden Sie schon in den Beschlüssen 
der Bundesregierung vom 1. Juli 1992 zur Fortent-
wicklung des Gemeinschaftswerks „Aufschwung 
Ost". Sie ist auch in den Bundeshaushalt 1993 und die 
mittelfristige Finanzplanung eingebettet. 

Stichworte dieser auf Erneuerung wirtschaftlicher 
Strukturen ausgerichteten Strategie sind: Fortsetzung 
der Investitionsförderung auf hohem Niveau, weil nur 
durch Investitionen dauerhaft rentable Arbeitsplätze 
geschaffen werden können; 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

forcierter Ausbau der Infrastruktur, Abbau von Inve-
stitionshemmnissen, beschleunigte Reprivatisierung 
durch die Treuhandanstalt, 

(Zuruf von der SPD: Macht das doch!) 

Mittelstandsangebote der Treuhandanstalt zur zügi-
gen Verwertung von Grundstücken und Immobi-
lien. 

Der Aufbau eines leistungsfähigen Kapitalstocks in 
den neuen Ländern zeigt durchaus Erfolge. So hat das 
Ifo-Institut gerade eine neue Schätzung veröffentlicht, 
wonach die öffentlichen und p rivaten Bruttoanlagein-
vestitionen von rund 83 Milliarden DM 1991 auf über 
110 Milliarden DM steigen sollen. Das ist ein kräftiges 
Investitionsplus von etwa einem Drittel. 

Natürlich sind noch viel mehr Investitionen nötig, 
und natürlich sind die mit den Investitionen verbun-
denen Arbeitsplätze nicht sofort zu besetzen. Aber es 
zeigt sich deutlich: Die Umstrukturierung kommt 
voran. Ich würde mir sehr wünschen, auch von Ihnen, 
meine Damen und Herren von der SPD, an dieser 
Stelle ein anerkennendes Wort zu diesem Zusammen-
hang zu hören. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das können die 

nicht!) 

Die arbeitsmarktpolitische Flankierung des wirt-
schaftlichen Strukturwandels ist ebenfalls ein zentra-
ler Punkt. Die Arbeitsmarktpolitik trägt zur Zeit Ver-
antwortung für rund 3 Millionen Menschen: für rd. 1,2 
Millionen Arbeitslose und rd. 1,8 Millionen durch 
aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen nicht ar-
beitslose Menschen. Diese Flankierung wird weiter 
fortgeführt. Mit der AFG-Novelle wird ein neues 
Instrument bei Projekten der Umweltsanierung und 
-verbesserung geschaffen. Das Altersübergangsgeld 
ist noch einmal bis Ende dieses Jahres verlängert 
worden. Dabei sind wir bis an die Grenzen des 
finanziell Machbaren gegangen. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Vielleicht 
sogar schon darüber hinaus!) 

Mit ihrer Forderung nach einem Strukturförder-
programm „Arbeit statt Arbeitslosigkeit" schießt die 
Opposition allerdings weit über jedes ökonomisch 
tragbare Ziel hinaus, ohne uns in der konzeptionellen 
Frage der Arbeitsmarktpolitik voranzubringen. Es 
muß doch unstreitig sein: Es ist untragbar, daß in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen Beschäftigte wei-
terhin tariflich gleiche — faktisch oft sogar bessere — 
Konditionen erhalten wie regulär Beschäftigte. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist falsch verstandene soziale Absicherung! Wer 
für einen wirksamen Einsatz der Arbeitsmarktpolitik 
ist, sollte sich auch hierzu äußern und daran mitwir-
ken, daß über besondere ABM-Tarife die Chance für 
mehr Arbeitnehmer geschaffen wird, hier eine vor-
übergehend — ich betone: vorübergehend — sinn-
volle Beschäftigung zu finden. 

Ein weiterer Punkt: Gestern hat sich das Bundeska-
binett mit der schwierigen Absatzsituation beschäf-
tigt, mit der vor allem die investitionsgüterproduzie-
renden Bereiche der ostdeutschen Wirtschaft kon-
frontiert sind. Ihr Kernproblem ist die mangelnde 
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Wettbewerbsfähigkeit insgesamt. Mit dem abrupten 
Zusammenbruch der Ostmärkte — ich habe das 
gestern schon einmal gesagt, aber man kann so etwas 
nicht oft genug sagen — ist die wahre Problemlage 
dieser Unternehmen unmittelbar zutage getreten. Wir 
würden letztlich zu kurz springen, wenn wir in dieser 
Situation wiederum nur über Möglichkeiten zur Sta-
bilisierung der Ostmärkte reden würden. Wir können 
und wollen uns nicht den haushaltspolitischen Fragen 
im Zusammenhang mit den Risiken entziehen, wie die 
SPD es mit dem von ihr vorgeschlagenen 20-Milliar-
den-DM-Paket tut. Das ist doch finanzpolitische Dop-
pelzüngigkeit, was wir von Ihnen hier hören: Auf der 
einen Seite werden Sie nicht müde, die Verschuldung 
des Bundes anzuklagen, und bei jeder Gelegenheit 
fordern Sie andererseits neue Milliarden-Programme. 
Das kann doch keine schlüssige Antwort auf die 
anstehenden Fragen sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Angesichts der unübersichtlichen Wirtschaftsrefor-
men und der desolaten Devisensituation ist der 
Gedanke eines Rubelkontos nur eine Scheinlösung. 
Das bedeutet letztlich nichts anderes als ein Geschenk 
aus öffentlichen Haushalten und kann guten Gewis-
sens nicht vertreten werden, auch nicht vor den armen 
und ärmsten Entwicklungslände rn . 

Im Zentrum unserer Überlegungen steht deshalb 
die Frage, wie die Umstrukturierung und Anpassung 
an die westlichen Märkte, d. h. die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit, noch energischer angegan-
gen werden können. Die Treuhandanstalt muß die 
Umstrukturierung ihrer Unternehmen mehr als bisher 
durch entsprechende zukunftsgerichtete Investitions-
entscheidungen begleiten und mit noch mehr Flexibi-
lität auch in den Problemfällen die Privatisierungs-
chancen ausloten, z. B. durch Verkauf unter Liquida-
tionswert, z. B. durch Rückzug auf Minderheitsbetei-
ligungen. 

(Zuruf von der SPD: Geben Sie doch den 
Auftrag, Sie sind doch die Regierung!) 

— Ich habe doch gerade berichtet, daß dies gestern im 
Kabinett behandelt worden ist. 

Um den Absatz auf Westmärkten zu stärken — nur 
das kann kurzfristig der Schlüssel für die Lösung der 
Probleme sein —, wollen wir bei den öffentlichen 
Aufträgen innerhalb kurzer Zeit eine Verdoppelung 
des bisher viel zu geringen Lieferanteils ostdeutscher 
Unternehmen erreichen. Insgesamt ist die Umstruktu-
rierung aber nicht von heute auf morgen zu bewälti-
gen. 

Die Bundesregierung hat sich deshalb dafür ent-
schieden, die Förderinstrumente des Ostexports 
intensiver zu nutzen. Einzelfallentscheidungen im 
Rahmen von Hermes sollen künftig z. B. auch die 
Absicherung von Bartergeschäften und Projektfinan-
zierungen ermöglichen. Zur Verbesserung der Wett-
bewerbschancen ostdeutscher Unternehmen bei In-
frastruktur- und Modernisierungsmaßnahmen in den 
GUS- und mittelosteuropäischen Ländern sollen zins-
günstige Refinanzierungsmöglichkeiten im Rahmen 
eines 500-Millionen-DM-Kreditplafonds beitragen. 

Unser Programm zielt insgesamt darauf, die Unter-
nehmen auf mittel- und langfristig solide Fundamente 
der Wettbewerbsfähigkeit zu stellen, ohne uns finan-
ziell zu übernehmen. Alles andere würde die Gefahr 
in sich bergen, daß wir von der konjunkturellen 
Schwächephase übergangslos in eine hausgemachte 
Rezession abgleiten könnten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
Ich erspare es mir, an dieser Stelle auf das daraus 
resultierende Szenario einzugehen. 

Meine Damen und Herren, wir werden auch weiter-
hin darüber nachdenken müssen, wie wir die  Unter-
stützung des Aufbauprozesses in den neuen Ländern 
verbessern und den Prozeß der wirtschaftlichen Ver-
einigung vorantreiben können. 

Sie wissen: Die Bundesregierung ist derzeit mit 
Abgeordneten der Koalitionsfraktionen im Gespräch. 
Es werden eine Reihe von Vorschlägen geprüft. Über 
ein Gesamtpaket an Maßnahmen, das auch die Frage 
der gerechten Finanzierung der deutschen Einheit 
einbezieht, und über den weiteren Kurs muß im 
Rahmen des bis Ende des Jahres auszuhandelnden 
Solidarpaktes kurzfristig Einvernehmen erzielt wer-
den. 

Der Grundansatz des SPD-Antrages, die politischen 
Parteien, Bund und Länder, Wirtschaft und Gewerk-
schaften zum gemeinsamen Handeln zusammenzu-
führen, kann nur unterstützt werden. Es ist Zeit für 
einen neuen Konsens. Ich bitte alle in diesem Hause 
vertretenen Gruppen und Fraktionen, sich an  diesem 
Konsens zu beteiligen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Christian Müller. 

Christian Müller (Zittau) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mein erstes 
Wort gilt heute Ihnen, verehrter Herr Kollege Grün-
beck, und betrifft Ihre Frage von vorhin, zum Verhal-
ten der Stadt Leipzig. Ich muß Ihnen sagen: Ich 
betrachte das, was Sie gefragt haben, als unver-
schämte Zumutung. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Was habe ich 
gesagt?) 

— Sie haben im Grunde genommen nur die Frage 
Ihres Parteivorsitzenden wiederholt, die hier auch 
schon beantwortet worden ist. Ich zitiere das Bundes-
tagsprotokoll vom 10. September, Seite 8939: 

Richtig ist vielmehr, daß die Stadt Leipzig niemals 
einen Kredit an die Stadt H annover gewährt hat. 
Leipzig hat lediglich zweimal für einen Zeitraum 
unter einem Monat einen Betrag von jeweils 10 
— nicht 100 — Millionen DM kurzfristig bei einer 
Finanzgesellschaft geparkt, und zwar deshalb, 
weil die Städte im Freistaat Sachsen ihre Schlüs-
selzuweisungen quartalsmäßig bekommen .. . 

Es ist also Desinformation gewesen. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Ich habe nur eine 
Frage gestellt, und die konnte nicht beant

-

wortet werden!) 
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— Ihr Vorsitzender hatte sie schon gestellt. 

Meine Damen und Herren, es geht längst nicht mehr 
nur um Ostdeutschland, sondern auch um die wirt-
schaftliche und soziale Zukunft der gesamten Bun-
desrepublik, auch wenn dies .von den meisten Men-
schen im Westen noch nicht bemerkt wird, manchmal 
vielleicht auch nicht gesehen werden will. 

So verstehe ich auch die vor kurzem bekanntgewor-
dene Initiative der ostdeutschen CDU-Abgeordneten, 
die sich in dem Erfurter 12-Punkte-Programm wider-
spiegelt, als einen Versuch, der in dieselbe Richtung 
geht wie unser Antrag. Ohne daß wir diesem Papier 
angesichts unseres Antrags vom Juni großen Neuig-
keitswert abgewinnen könnten, bin ich jedoch recht 
froh um die Aufmerksamkeit, die es in der Öffentlich-
keit zunächst erregt hatte. Es bleibt allerdings abzu-
warten, wieviel — oder besser: wie wenig — davon 
Regierungspolitik werden wird. 

(Siegfried Scheffler [SPD]: Das ist richtig!) 

Ich persönlich jedenfalls bin es ziemlich leid, in 
undifferenzierter Form für die Politik dieser Regie-
rung mit in Anspruch genommen zu werden, wenn zu 
Hause ganz normale Bürger und sogar CDU-Kommu-
nalpolitiker, die es eigentlich besser wissen müßten, 
sagen: Da müßt ihr in Bonn etwas ändern! Hört mit 
eurem Parteienhickhack auf! — Das kann so nicht 
sein. Weder ich noch meine Fraktionskollegen stehen 
für die schwerwiegenden Fehler der Regierung bei 
Grundsatzentscheidungen zur Gestaltung des Eini-
gungsprozesses wie z. B. der in ihrer Wirkung uner-
träglichen Regelung der Eigentumsverhältnisse und 
der verfehlten Privatisierungs- und Sanierungspolitik 
der Treuhandanstalt als Prügelknaben zur Verfü-
gung.  

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — Dr. Wal-
ter Hitschler [F.D.P.]: Das zeigt, daß Sie keine 

Ahnung haben!) 

Zu diesem Bereich gehört für mich auch, warum ein 
immerhin allgemein akzeptiertes Finanzierungsin-
strument wie der Solidaritätszuschlag, von dem aller-
dings bis zuletzt hier im Westen nicht bekannt war, 
daß er natürlich auch im Osten erhoben wurde, 
abgeschafft werden mußte, um zum Ende des Som-
mers über Zwangsanleihen zu diskutieren. Eine 
Beleuchtung des Themas „Steuerlüge" will ich mir in 
diesem Zusammenhang ersparen. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das kann man nicht oft genug 

wiederholen!) 

Es darf aber angesichts der Lage in unserem verein-
ten — und doch so schrecklich zerrissenen — 
Deutschland  kein „Weiter so" geben, wie es durch 
Herrn Kohl in Person förmlich verkörpert wird. Für 
mich besteht der Grundfehler bei der Herstellung der 
deutschen Einheit in dem seit 1990 stur verfolgten 
Ansatz, daß das neue Deutschland die alte Bundesre-
publik mit ihrem alten Lebensgefühl, erweitert um ein 
paar Provinzen im Osten, sei. 

(Siegfried Scheffler [SPD]: Sehr richtig!) 

Darauf ist wohl auch ein großer Teil des wechselseiti-
gen Unverständnisses und die zunehmende Entsoli

-

darisierung der Deutschen untereinander zurückzu-
führen. 

Meine Damen und Herren, es ist wohl noch nicht zu 
spät für einen neuen Ansatz, der den veränderten 
Lebensumständen dieses Landes gerecht wird und 
der, so oder so, zu einem veränderten Deutschland 
führen wird. Es ist immer noch genug Zeit vorhanden, 
die heutigen Ereignisse im Osten Deutschlands in 
ihrer Gesamtheit als das zu begreifen, was sie sind, 
nämlich als Signale von Menschen, deren bislang 
noch ungebremste soziale und ökonomische Entwur-
zelung zu irreversiblen Rückwirkungen auf das 
gesamte Gemeinwesen führen wird. 

Die SPD-Fraktion hat ihren Antrag „Gemein-
schaftsinitiative Neue Lander" vorgelegt, um eine 
Kehrtwende in der Politik für den Osten Deutschlands 
einzufordern. Es ist wohl notwendig, einige ausge-
wählte Probleme unseres Antrags hier in dieser 
Debatte noch einmal aufzugreifen, was aber nicht 
heißen soll, daß andere, etwa die Lage der Frauen, die 
fällige Novellierung des Rentenüberleitungsgesetzes 
oder die Lage der Landwirte, weniger wichtig 
wären. 

Frauen im Osten Deutschlands begreifen sich im 
Einigungsprozeß doch nicht etwa nur deshalb als 
besonders benachteiligt, weil sie in überproportiona-
lem Maße von der Arbeitslosigkeit betroffen sind und 
folglich die Frage der Existenzsicherung für sie über-
ragende Bedeutung erlangte. Nein, hierbei ist vor 
allem auch daran zu denken, daß für die meisten von 
ihnen der Beruf nicht etwa nur Broterwerb, sondern 
Teil eines Lebensplanes und somit ein Stück Erfüllung 
war. 

(Zuruf von der SPD: Genau wie für die 
Männer!) 

Was die Menschen im Rentenalter betrifft, so kann 
nicht einfach konstatiert werden, daß durch die Ein-
führung eines Rentenüberleitungsgesetzes automa-
tisch Gerechtigkeit entsteht. Sonderversorgungssy-
steme, in besonderem Maße die sogenannte Intelli-
genzrente, waren immer auch ein Ausgleich für ent-
gangene Entlohnung und besondere Belastungen im 
Beruf. Es ist unerträglich, wenn Lehrern, Ingenieuren, 
Ärzten und Wissenschaftlern infolge der generellen 
Unterstellung von Staatsnähe eine Rente zugebilligt 
wird, die mit der von Berufskollegen im Westen nicht 
einmal näherungsweise zu vergleichen ist. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Was die Landwirtschaft betrifft, so ist es nach all den 
Versprechungen nicht länger hinnehmbar, wenn 
bodenständige Landwirte durch die alltägliche Praxis 
bei der sogenannten Wiedereinrichtung um ihre 
Chancen gebracht werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS/Linke 
Liste) 

Diesem Thema werden sich unsere Kollegen aus dem 
Landwirtschaftsbereich hier demnächst widmen. 

Unser Weg in eine tatsächliche wirtschaftliche Ent-
wicklung — den Begriff „Aufschwung" vermag ich 
leider nicht mehr zu gebrauchen — wird jedoch nach 
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wie vor durch einige Verfahrensweisen behindert, die 
es unbedingt zu verändern gilt. 

Dies gilt noch immer für die Umkehr des Prinzips 
„Rückgabe vor Entschädigung" — ich berufe mich 
hier gerne auf Helmut Schmidt, der gesagt hat, daß er 
dies trotz aller damit verbundenen Schwierigkeiten 
wenigstens versuchen würde —; 

(Siegfried Scheffler [SPD]: Kluger Mann! 
SPD!) 

denn die gegenwärtigen Verfahrensweisen sind trotz 
aller Beschleunigungsversuche in ihrer Wirkung völ-
lig unzureichend. 

Dazu gehört auch der Umgang mit Immobilien, 
über die der Staat in der einen oder in der anderen 
Form zur Zeit verfügt und für deren Nutzbarmachung 
er die Verantwortung trägt. Ausgegliederte nichtbe-
triebsnotwendige Liegenschaften aus dem Verant-
wortungsbereich der Treuhandanstalt gehören 
ebenso wie die ohne größeren Sanierungsaufwand 
nutzbaren Teile von Militäranlagen in die Hände 
derjenigen, die dafür am schnellsten eine sinnvolle 
gewerbliche oder kommunale Nutzung organisieren 
können. Das sind die Länder, zu gründende regionale 
Entwicklungsgesellschaften, Kreise und Kommu-
nen. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Deren Ent-
scheidungsfreude ist uns bekannt!) 

Den Vorstellungen des Bundesfinanzministeriums 
kann absolut nicht gefolgt werden, wenn diese Lie-
genschaften nur auf der Grundlage ihres Verkehrs-
wertes, bei Bundesliegenschaften gegebenenfalls mit 
einigen Abschlägen nutzbar werden sollen. 

(Josef Grünbeck [F.D.P.]: Na, was heißt da 
„einige"? Das sind ganz massive Ab-

schläge!) 

25 % sind für Kommunen immer noch zuviel. 

Die Frage nach der Lösung muß hinter der schnell-
sten und effektivsten Nutzung zurückstehen; sie kann 
auf einen späteren Zeitpunkt vertagt werden. Es wird 
doch wohl möglich sein, für diesen im volkswirtschaft-
lichen Interesse liegenden Zweck gesetzliche Rah-
menbedingungen zu schaffen. Oder können wir es 
uns wirklich leisten, Volksvermögen nicht zu nutzen 
und damit zu verschwenden? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Frage nach Absatzmärkten für ostdeutsche 
Produkte ist untrennbar mit der nach der Sanierungs-
fähigkeit der zugehörigen Betriebe verbunden. Dies 
ist bekannt. Dabei ist es doch aber bisher ganz 
offensichtlich, daß für die meisten Betriebe in den 
neuen Ländern die Abhängigkeit von den Märkten 
Osteuropas zu einer Kernfrage ihres Überlebens 
geworden ist; denn schnelle Erfolge bei der Entwick-
lung des Exports in die Richtung westlicher Märkte 
sind angesichts der allgemeinen Absatzlage nicht zu 
erwarten. 

Dieser Trend ist hinlänglich beschrieben worden; 
weitere Zahlen erspare ich mir. Er wird für ganz 
Deutschland katastrophale volkswirtschaftliche Aus-
wirkungen und enorme soziale Verwerfungen haben, 
wenn es nicht zu einem Ende geführt wird, daß die  

industriellen Kernbereiche im Osten völlig zusam-
menbrechen. 

Was soll — selbst wenn die Vorschläge der Regie-
rung von gestern bekannt geworden sind — mit der 
noch rund 1 Million starken Arbeitnehmerschaft wer-
den, deren berufliche Existenz bis auf weiteres vom 
Osteuropahandel abhängt? Die Situation für diese 
Kernbereiche der Betriebe muß doch so zu einer 
Katastrophe geraten, wenn die Regierung nicht mehr 
Phantasie entwickelt, wie mit dem Ostexport umzuge-
hen ist. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Das ist dann 
wieder Notstand!) 

Wenn ich lese, daß geplant wird, über Handelshäu-
ser die sogenannten Ladenhüter zu vermarkten, zu 
denen auch die 15 Schiffe an der Küste oben zählen 
mit immerhin einem Wert von 1,5 Milliarden Mark, 
dann muß ich sagen, daß mir das nicht als eine 
vernünftige Lösung erscheint, zumal für die Verluste, 
die dabei entstehen, ohnehin der Steuerzahler auf-
kommen müßte. Viel besser erschiene es mir da schon, 
dem Vorschlag Rudi Dreßlers von der SPD zu folgen, 
für den Ostexport hergestellte Investitionsgüter über 
privatwirtschaftlich organisierte Handelsgesellschaf-
ten in die osteuropäischen Länder gegen Landeswäh-
rung zu verkaufen, womit Abnahmegarantien mit 
sinkender Tendenz verbunden sind. 

(Zuruf von der F.D.P.: Was hindert Sie daran, 
das zu tun?) 

Wie bekannt, sollen demnach die Verluste aus den 
Verkäufen als Agrar- und Gewerbekredite in den 
Verkaufsländern bleiben, um dort ein Aufbaupro-
gramm finanzieren zu helfen. 

Natürlich ist auch ein solches Modell ebenfalls nicht 
umsonst zu haben, aber es wäre ein Schritt zu einer 
Lösung, die beiden Seiten helfen würde. Die ostdeut-
sche Industrie gewinnt Spielraum, und für die Wirt-
schaft in den osteuropäischen Staaten wäre dies ein 
Ansatz, der zur wirtschaftlichen Stabilisierung beitra-
gen könnte. Dies hilft auch uns in mehrfacher Hin-
sicht, so meine ich. 

Angesichts der Gesamtsituation im Osten wäre 
noch auf sehr viele Probleme einzugehen. Aber ich 
gehe davon aus, daß das erst die Startdebatte um 
unseren Antrag ist; womit ich mich an  dieser Stelle mit 
der Bemerkung begnügen kann, daß wir — so hoffe 
ich — miteinander vielleicht ein wenig mehr Ver-
ständnis für diese Situation finden werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr Ulrich Petzold. 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Leider beginnt Ihr 
Antrag zur Gemeinschaftsinitiative neuer Bundeslän-
der, meine Damen und Herren von der Opposition, mit 
einer Polemik, die der Sache kaum angemessen ist, 
zumal in Ihrem Antrag eine ganze Reihe guter Gedan-
ken stecken, um deren Urheberschaft wir streiten 
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könnten; andere Ideen lassen sich, wie Sie selbst 
wissen, nicht finanzieren. 

Lassen Sie mich Ihren ersten Punkt „Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit schaffen" aufnehmen. In meinem 
Wahlkreis habe ich die besten Beispiele dafür, daß mit 
Einsatzfreude, Ideenreichtum, gepaart mit einer ver-
antwortlichen Risikobereitschaft, dies schon immer 
möglich war. Der Arbeitsamtsdirektor aus Witten-
berg, einer der wenigen CDU-Arbeitsamtsdirektoren, 
hat gemeinsam mit seinem Mentor aus Aalen inner-
halb des letzten Jahres durch ein Darlehen des 
Arbeitsamts und Einrichtung von ABM-Stellen einen 
Betrieb gerettet, nachdem diesem im Sommer vorigen 
Jahres der Konkurs ins Haus stand und keine Bank 
auch nur einen Pfifferling mehr gab. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Seit wann gibt denn das Arbeits

-

amt Kredite?) 

Heute ist dieser Be trieb umstrukturiert, hat seine 
Auftragsbücher über 1993 hinaus voll. Und was noch 
wichtiger ist: Alle ABM-Kräfte sind fest eingestellt, 
und es sind weit darüber hinaus neue Arbeitnehmer 
beschäftigt, so daß in diesem nun p rivaten Betrieb mit 
260 Arbeitnehmern mehr Arbeitnehmer als ursprüng-
lich arbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Darlehensbetrag für den Gesamtbetrieb war 
genauso hoch wie die Investitionshilfe, die wir in 
Bitterfeld einem Chemieunternehmen für einen einzi-
gen Arbeitsplatz zahlen. 

Wie wichtig die Einsatzbereitschaft ist, konnte ich in 
dieser Woche bei der Privatisierungsfeier des größten 
MBO-Unternehmens in den neuen Bundesländern 
erfahren, dessen ehemaliges Auftragsvolumen zu 
über 90 % weggebrochen war: Beteiligung von 
Arbeitnehmern am MBO, Lohnmoratorium unter Ein-
beziehung der Gewerkschaft, banktechnisch abgesi-
cherter Investivlohn und Sicherung von über 500 Ar-
beitsplätzen. Nur durch die gute Zusammenarbeit von 
Treuhand, des Aufsichtsrats, eines krisenerfahrenen 
Geschäftsführers, des Be triebsrats und der Gewerk-
schaft war unter solchen Bedingungen die Privatisie-
rung möglich. Jeder mußte hier zurückstecken, und 
ich bin hier Hans Berger aus Ihrer Fraktion für die 
Sprengung ideologischer Hürden auf beiden Seiten 
außerordentlich dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nun werden Sie dagegenhalten: Das sind doch nur 
Einzelbeispiele. Ja, aber es sind praktikable Beispiele, 
die mit dem jetzt geltenden Recht möglich sind. Sie 
müssen durch weitere Beispiele ergänzt werden und 
sollten nicht aus der Gießkanne — wie mit einer 
12%igen Investitionszulage für alle — erweitert wer-
den. 

Hier sind wir CDU-Abgeordnete aus den neuen 
Bundesländern uns einig. Der Mitnahmeeffekt von 
Investitionsfördermitteln durch potente Großinvesto-
ren liegt uns bei weitem nicht so am Herzen wie die 
Förderung von kapitalschwachen Mittelständlern aus 
den neuen Bundesländern, z. B. durch eine 25%ige 
Investitionszulage für Investitionsgüter und Gebäude 
als Alternative zu einer Sonderabschreibung. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage zu 
beanworten? 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Ja, gerne. 

Christoph Matschie (SPD): Herr Kollege, wollen Sie 
mit Ihren Ausführungen sagen, daß alle anderen 
Unternehmen im Osten nur zu dumm gewesen sind, 
die richtigen Schritte einzuleiten und daß deshalb der 
Niedergang in der ostdeutschen Indust rie zu verzeich-
nen ist? 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Wissen Sie, über 
Dummheit läßt sich streiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Tumult bei 
den Oppositionsfraktionen) 

Aber hier in diesem Falle möchte ich ganz klar sagen, 
diese Investitionen, die hier vorgenommen wurden, 
sind nur auf Initiative einzelner Personen zurückzu-
führen. Ich kann Ihnen ganz klar sagen, hier ist 
wirklich hart gearbeitet und nicht irgendwo „gemau-
ert" worden. 

(Zurufe von der SPD) 
Ich merke immer wieder, daß in den Betrieben „ge-
mauert" wird. Mir hat am Montag eine junge Frau, die 
Ihrer Partei angehört, gesagt: Es ist ganz schön und 
gut, ich habe in dem Treuhandbetrieb 2 300 Mark; mir 
wurde gekündigt; aber ich habe überhaupt kein 
Interesse daran, mir bei einem Krauter für 1 500 DM 
monatlich einen neuen Arbeitsplatz zu beschaffen; ich 
kriege auch so 1 500 DM Arbeitslosengeld. 

(Ma ria Michalk [CDU/CSU]: So ist es! — 
Zuruf von der SPD: Das hat ja wohl nichts mit 

der Parteizugehörigkeit zu tun!) 
Das ist eine Initiative, die einfach nicht tragbar ist. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Würden Sie es denn 
machen?) 

— Das ist eine Mentalitätsfrage. 
(Große Unruhe) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, wenn Sie alle auf einmal dazwi-
schenrufen, können das weder die Stenographen 
mitschreiben noch kann es der Redner verstehen. Es 
wäre also wirklich sehr hilfreich, wenn Sie sich ein 
wenig bescheiden würden. 

(Dr. Nils Diederich [Berlin] [SPD]: Sie müssen 
aber zugeben, Herr Präsident, daß nur ein 
bestimmtes Maß an Quatsch verträglich 

ist!)  
Herr Petzold, nun fahren Sie fort. 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Ich danke Ihnen, Herr 
Präsident. — Für Großinvestoren wiederum ist, wie in 
unserem Zwölf-Punkte-Programm festgehalten, eine 
Nachfrageförderung der Investitionsförderung vor-
zuziehen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Petzold, entschuldigen Sie, wenn ich Sie 
noch einmal unterbreche. Aber es besteht der Wunsch 
nach einer weiteren Zwischenfrage. 
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widerstehen. 

Holger Bartsch (SPD): Herr Petzold, könnte es 
möglicherweise sein, daß die Dame, von der Sie 
sprachen und die unserer Partei angehört, vielleicht 
Mitglied der gleichen Gewerkschaft ist wie Sie und 
ich, der IGBE? 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Leider nein, sie gehörte 
der IG Chemie an. Aber sie wird vielleicht eines Tages 
unserer gemeinsamen Gewerkschaft angehören. 

Ich wiederhole: Für Großinvestoren wiederum ist, 
wie in unserem Zwölf-Punkte-Programm festgehal-
ten, eine Nachfrageförderung der Investitionsförde-
rung vorzuziehen. Wie von verschiedenen Ministerien 
bereits in die Wege geleitet, ist für viele Investoren die 
Stabilisierung des Rubelkurses oder die Entwicklung 
einer Außenhandelstechnik, die wieder einen Lei-
stungsaustausch ermöglicht, sehr viel wichtiger als die 
Verbilligung von Investitionen. 

Neue Ideen sind auch bei dem gezielten Einsatz von 
ABM-Stellen für Problemgruppen wie Behinderte, 
Frauen und ältere Arbeitnehmer nach dem Auslaufen 
der Altersübergangsregelung erforderlich. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: „Behinderte, Frauen 
und ältere Arbeitnehmer" — guter Zusam-

menhang!) 
Zur Überführung der ABM-Megaprojekte im 

Bereich der Bergbaualtlasten gibt es gute Ansätze im 
Arbeits- und Wirtschaftsministerium. Hier arbeite ich 
seit langem erfolgreich mit Ihrer Kollegin Fischer 
(Gräfenhainichen) zusammen, meine Damen und 
Herren von der SPD. Wir haben keine Berührungs-
ängste. 

In der Wohnungswirtschaft setzen wir weiter auf 
eine gezielte Privatisierung durch Verkauf an die 
Bewohner. Durch Fördermittel und Kaufbetrag kön-
nen so Altschulden getilgt werden. Wo diese Altschul-
den durch DDR-Industriepreisreformen unrealistische 
Höhen angenommen haben, sind andere Modelle 
erforderlich. Viel würde z. B. wenigstens ein Rang-
rücktritt der Altschulden gegenüber Hypotheken für 
Investitionen bringen. Nach Ihren eigenen Aussagen 
würden sich die Banken und Sparkassen gern darauf 
einlassen, und der bestehende Investitionsstau könnte 
wenigstens teilweise behoben werden. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, Berüh-
rungsängste gibt es nur bei billiger Polemik. Wenn es 
Punkt für Punkt um die Sache geht, sind wir in jeder 
Weise gesprächsbereit und haben oftmals bereits 
gehandelt. Ich freue mich auf die Aussprache in den 
Ausschüssen. 

Danke schön. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Josef Grünbeck das 
Wort. 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf mir als 
Vorwort eine ernsthafte Bemerkung erlauben: Wir 
diskutieren hier über die Umwandlung einer kommu-

nistisch dirigierten Planwirtschaft in eine soziale 
Marktwirtschaft. Dafür gibt es keinen Fahrplan, dafür 
gibt es auch keinen Bauplan, und dafür gibt es kein 
Lehrbuch. 

Wir alle wollen wohl das gleiche. Die Frage ist, ob 
wir den Weg finden, das gleiche zu erreichen. Denn 
eines möchte ich aus dieser Debatte bilanzieren: Ich 
möchte Sie herzlich bitten, nicht nur die Leistungen 
dieser Regierung und der sie tragenden Koalitionspar-
teien etwas mehr zu respektieren, sondern auch die 
Leistungen unserer Bevölkerung, unserer Steuer-
zahler und unserer Unternehmen, die mit hervorra-
gendem Engagement an die ganz großartige Aufgabe 
herangegangen sind, zu würdigen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Bis jetzt habe ich nur Negatives von Ihnen 
gehört. 

Bevor Sie mich kritisieren, müssen Sie eines zur 
Kenntnis nehmen: Ich habe in den letzten Jahrzehnten 
meiner unternehmerischen Tätigkeit nicht ein einzi-
ges Jahr versäumt, die damalige DDR und ihre Mes-
sen zu besuchen und mit den Menschen dort zu 
reden. 

(Maria Michalk [CDU/CSU]: Hervorra

-

gend!) 
Ich habe es nach der Einigung noch nicht einmal 
versäumt, in meinem eigenen Unternehmen in den 
fünf neuen Ländern Vertretungen aufzubauen. 
Außerdem werde ich nächste Woche ein neues Unter-
nehmen mit 150 Arbeitsplätzen übernehmen. — 
Wenn Sie jedesmal, wenn Sie große Sprüche machen, 
dem ein paar Taten folgen ließen, dann wären wir 
noch eher auf dem besten Wege. Auch das müssen Sie 
sich einmal sagen lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Grünbeck, der Abgeordnete Küster 
möchte eine Zwischenfrage stellen, die Sie sicher 
gerne beantworten. — Bitte sehr. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Abgeordneter Grün-
beck, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß wir, 
die Ostdeutschen, ausdrücklich die Leistungsbereit-
schaft und den Leistungswillen der westdeutschen 
Bevölkerung, aber besonders der sozial Schwachen 
als Beitrag zur deutschen Einheit anerkennen und 
würdigen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Ich habe noch nicht ver-
standen, was Sie mir da zur Kenntnis bringen wol-
len. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das konnte man 
auch nicht verstehen!) 

Aber ich bin gerne bereit, das aufmerksam zu verfol-
gen. 

Meine Damen und Herren, wir reden u. a. über die 
beiden Anträge „Mehr Arbeit durch mehr Umwelt-
schutz in den neuen Bundesländern" . Wo wird eigent-
lich sichtbarer, welche Grausamkeit dieses kommuni- 
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betrieben hat, als gerade im Bereich des Umwelt-
schutzes? Was wir hier an Erblast zu übernehmen 
haben, ist eine ungeheure Folge einer verantwor-
tungslosen Politik gegenüber den Menschen und der 
Natur. Es gilt jetzt dagegenzusteuern. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Auch Herr 
Dr. Feige möchte Ihnen eine Zwischenfrage stellen. 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Nein, bitte nicht. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber Herr Grünbeck!) 

— Die Redezeit ist begrenzt. 

(Zuruf von der SPD: Das wird nicht angerech-
net!)  

Herr Feige, seien Sie mir nicht böse. Ich würde auch 
alle anderen Kollegen bitten, mich jetzt nicht mehr 
durch Zwischenfragen zu unterbrechen. 

Wir haben die Anträge vorliegen. Die Vorschläge 
vom 6. Juni und vom 4. Dezember liegen ja nur sechs 
Monate auseinander. Ich frage Sie nur, ob Sie mit den 
Vorschlägen in Serie die Probleme lösen können oder 
ob sie damit etwa Probleme schaffen wollen. Zum 
großen Teil sind sie erledigt, zum Teil sind sie auf dem 
Wege zur Erledigung — Herr Staatssekretär Kolb hat 
das bilanziert —, und zum großen Teil sind sie nicht 
durchführbar. Die Vorschläge haben sicher alle gute 
Ansätze. Aber das schlimmste ist, daß Ihnen nicht 
einmal einfällt, die Vorschläge auf die Kosten und die 
Durchführbarkeit hin zu prüfen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Was kommt dabei heraus, wenn wir das nicht machen? 
Dann steigt der Erwartungshorizont der Bevölkerung 
immer mehr, und Sie wundern sich anschließend, 
wenn die Staatsverdrossenheit immer größer wird. 
Lassen Sie uns doch endlich eine seriöse und solide 
Politik machen — ich weiß nicht, ob Sie wissen, was 
das ist —, dann werden wir in der Sache eher 
weiterkommen. 

Ich warne davor, weil ich Angst habe, daß etwas 
eintreten könnte, was jedenfalls ich noch erlebt habe. 
Begeben Sie sich nicht in den Sumpf der Verunsiche-
rung unserer Bevölkerung, und glauben Sie nicht, daß 
Sie aus dem Sumpf der Verunsicherung politisches 
Kapital schlagen können! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das schlägt um in Gewalt und wird uns allen keinen 
Segen bringen. 

Sie haben beispielsweise die Instrumente der 
Arbeitsförderung gefordert. Ich weiß nicht, ob Sie zur 
Kenntnis genommen haben, daß wir allein im Sonder-
programm „Umwelt Ost" 120 000 Arbeitskräfte 
beschäftigen. Ich sage Ihnen eines: Die Umweltschä-
den, die in unseren neuen Bundesländern leider in 
großem Maße vorhanden sind, kann man nicht alle 
über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bewältigen, 
weil sie zum großen Teil eine ungeheuer feine und 
wirklich naturverbundene Leitung der technologi-
schen Instrumente erfordern. Dafür gibt es sowohl bei 
der Rekultivierung als auch bei der Sanierung von 
Böden bei uns erfahrene Fachleute, die mit ganz  

großem Engagement, mit viel Geld, Zeit und persön-
lichem Einsatz beispielhaft vorangehen. 

Die Bundesregierung hat gestern beschlossen, bei-
spielsweise die mitteldeutschen Braunkohlewerke 
und die Lausitzer Braunkohlewerke zu sanieren. Aber 
wer hat dagegen als erster den Zeigefinger erhoben? 
Es waren die Länderminister von Ihrer Regierung, die 
gesagt haben, das dürfe alles nicht so schnell gehen, 
man müsse noch ein paar Genehmigungsverfahren 
dazwischenschalten, und man müsse bitte da anset-
zen, damit wir das richtig zu Ende brächten. 

Ich glaube, daß wir auch im Bereich der Energie 
richtige Vorschläge gemacht haben. Meine Damen 
und Herren, wenn Sie glauben, Sie könnten die 
Energieprobleme lösen, indem Sie etwa bessere 
Rationalisierungsvorschläge bringen, dann sage ich 
Ihnen — fragen Sie Ihre Kollegen, die mit uns in der 
vergangenen Woche in Moskau und in Kiew waren —: 

Die Verhandlungen mit den GUS-Staaten werden 
erfolgreich zu Ende gehen, wenn wir zielgerecht 
weiter vorgehen und die Kernkraftwerke im Osten 
Europas — das ist die größte Bedrohung der 
Umwelt —, die allesamt nicht — nicht ein einziges — 
den  westlichen Sicherheitsstandards entsprechen, 
entweder abschalten — das geht sicherlich nur bei 
acht oder zehn; das ist der Tschernobyl-Typ — oder sie 
sanieren; bei mindestens 36 oder 38 Kernkraftwerken 
können wir sanieren. Das wird viel Geld kosten. Das 
wollen wir aber nicht der Steuerkasse entnehmen; 
vielmehr wollen wir das durch die Rücklieferung von 
Primärenergieträgern wie Erdöl, Gas und Kohle reka-
pitalisieren oder refinanzieren. Das sind Vorschläge, 
mit denen wir arbeiten können. 

Nun lassen Sie mich noch ein Wort dazu sagen: 
Fehlt es wirklich entscheidend nur noch an Geld? Ich 
behaupte, es mangelt auch an Geld, aber es fehlt uns 
in den östlichen Ländern, vor allem in den östlichen 
europäischen Ländern entscheidend an dem Manage-
ment in den Behörden und in den Betrieben. Wir 
brauchen mehr gekonntes M anagement und Erfah-
rungsaustausch mit dem Westen; sonst werden wir 
trotz aller Anstrengungen die großartige Aufgabe 
nicht lösen können. Hier ist die Partnerschaft gefor-
dert. 

Lassen Sie mich abschließend folgendes sagen: Ich 
bitte alle, daß wir endlich mit dieser Jammerei und mit 
dieser Selbstbemitleidung aufhören und die Ärmel 
aufkrempeln. Ich bin dankbar, Herr Kollege Petzold, 
daß Sie einmal positive Beispiele herausgestellt 
haben. Müssen wir denn immer nur über die negati-
ven Dinge reden, also die Dinge, die nicht gemacht 
wurden, oder könnten wir endlich auch einmal dar-
über reden, was inzwischen auf den Weg gebracht 
und erledigt worden ist? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Dr. Klaus-Dieter Feige 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 
— Herr Feige, ich sage Ihnen: Was Sie machen, ist 
genau das, was man nicht machen sollte. Sie sind ein 
sehr geschickter, sogar ein sensibel vorgespielter 
Formulierer, der aber im Grunde genommen immer 
nur das Negative herausstellt und damit keinen posi-
tiven Beitrag leistet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Planwirtschaft!) 
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— Ich mache niemandem einen Vorwurf, daß er aus 
der Planwirtschaft kommt und sich noch nicht verän-
dert hat. Es wird unsere Aufgabe sein, daß wir uns 
einander annähern. Eines aber müssen wir uns über-
legen: Dadurch, daß wir dazu beitragen, die Men-
schen zu verunsichern, werden wir die Probleme nicht 
lösen. Die Probleme können wir lösen, wenn wir 
wirklich sachbezogen, mit den Beinen auf der Erde 
stehend und unter Berücksichtigung des finanziellen 
Rahmens, den wir einzuhalten haben, diskutieren. 
Wenn wir das berücksichtigen, wird es uns gelingen, 
den Aufschwung Ost auch zu vollbringen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Grünbeck, sind Sie bereit, noch eine 
Zwischenfrage zu beantworten? 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Entschuldigen Sie bitte, 
aber wir haben Gleichberechtigung. Ich möchte Sie 
nicht gegenüber dem Herrn Feige vorziehen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zu einer 
Kurzintervention erteile ich dem Abgeordneten 
Dr. Feige das Wort. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Grünbeck, Sie haben mir mittelbar den 
Vorwurf gemacht, ich, groß geworden in einer Plan-
wirtschaft, hätte mich nicht verändert. Das können Sie 
auch so sehen, daß ich einfach konsequent bin. 

Ich möchte andererseits sagen: Gerade diese 
Bemerkung hat mir gezeigt, daß es nicht nur notwen-
dig ist, daß sich die Menschen im Osten verändern, 
sondern daß es noch viel notwendiger ist, daß sich 
viele Menschen und auch Abgeordnete im Westen 
verändern. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Grünbeck, Sie können noch einmal ant-
worten. Aber ich mache vorher darauf aufmerksam, 
daß auf eine Kurzintervention nicht eine Kurzinter-
vention folgen darf. 

Bitte sehr. 

Josef Grünbeck (F.D.P.): Ich wollte nur eines 
zurückweisen. Herr Feige, ich brauche mich nicht zu 
verändern, weil ich meine Verbundenheit mit der 
Bevölkerung im Osten dieses Landes in den letzten 30, 
40 Jahren mehr bewiesen habe als die Sprüchema-
cher. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe Sie nicht persönlich 

angesprochen; das ist nicht korrekt!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nachdem 
diese Diskussion beendet ist, kann ich der Abgeord-
neten Frau Dr. Fuchs (Jena) das Wort erteilen. 

Dr. Ruth Fuchs (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hätte der Sport im Aus-
schuß Deutsche Einheit bei der Erstellung des Eini-
gungsvertrages eine bessere Lobby gehabt, brauch-
ten wir heute über einige der Probleme, die im 
SPD-Antrag „Sofortprogramm zur Förderung des 

Sports in den neuen Bundesländern" formuliert sind, 
nicht zu reden. Die Sportausschüsse beider damals 
existierenden Parlamente hatten nach ihrer gemein-
samen Beratung unabhängig voneinander entspre-
chende Vorschläge und Empfehlungen vor allem der 
Finanzierungsweise der Umgestaltung des ehemali-
gen Ostsportsystems eingereicht. 

Auch ein diesbezüglich an Bundeskanzler Helmut 
Kohl gerichteter Brief, verfaßt von allen Mitgliedern 
des Sportausschusses der ehemaligen Volkskammer, 
fand leider keine Beachtung. 

Somit stehen wir heute vor einer Situation des 
Sports in den neuen Bundesländern, die von vielen 
Sportfachleuten als Existenzkrise bezeichnet wird. 
Die Feststellung, daß deren positive Überwindung im 
Moment nicht allein von den Ländern und Kommunen 
geleistet werden kann, ist objektiv. Die Ursachen 
dafür sind vielschichtig und von Bundesland zu Bun-
desland differenziert zu bewerten. 

Übereinstimmend aber treffen für alle folgende 
zwei nicht lösbare Schwerpunktaufgaben zu, die auch 
im SPD-Antrag ihren Niederschlag finden: Die sich 
positiv gestaltenden Entwicklungsansätze einer 
neuen Sportbewegung leiden vor allem darunter, daß 
die Kosten allein für die Sportstättensanierung — ich 
betone: Sanierung und nicht Neubau — von den 
Ländern, geschweige denn von den Kommunen nicht 
aufgebracht werden können. Auch das Tragen der 
Folgekosten kommunal übernommener Sportstätten 
gibt der Finanzhaushalt zu vieler Städte und Gemein-
den noch nicht her. In Form einer zeitlich begrenzten 
Übergangsfinanzierung muß nach Möglichkeiten 
einer Bundesförderung gesucht werden. 

Wenn hier auch immer wieder das Argument der 
Trennung von Bundes- und Landeshoheit ins Feld 
geführt wird, so kann ich darauf nur antworten, daß 
ich mir im Moment keine Landesregierung eines 
neuen Bundeslandes vorstellen kann, die eine finan-
zielle Bezuschussung des Bundes in dieser Sache 
negativ als Einmischung in ihre Landeshoheit bewer-
ten würde. Wie mir bekannt ist, wurde die Realisie-
rung der Gemeinschaftsaufgabe des Goldenen Plans 
in den 60er Jahren auch ohne Spannungsfelder des 
Einmischens zwischen Bund und Ländern erfolgreich 
gestaltet. 

Das zweite Problem ist im Leistungssport angesie-
delt. Nach dem Motto „Die nächsten Olympischen 
Spiele kommen schneller, als manch einer sich den-
ken kann" wird folgendes passieren: Wer heute die 
Nachwuchsförderung vernachlässigt, darf sich mor-
gen nicht darüber wundern, wenn zukünftig Siege 
und Medaillenplätze weniger werden bzw. in man-
chen Sportarten ausbleiben. Wenn dies nicht gesche-
hen soll, dann sind und werden eine finanziell besser 
gesicherte Talentsuche und eine Neufassung der 
Nachwuchsförderung notwendig sein; denn das der-
zeit bestehende System der Nachwuchsförderung 
garantiert keine langfristigen Erfolge. Auch hier müs-
sen neue Finanzierungskonzepte erschlossen werden, 
die den Verbänden und Vereinen in allen Bundeslän-
dern eine quantitativ und qualitativ bessere Kinder- 
und Jugendarbeit ermöglichen. In diesem Sinne gebe 
ich dem SPD-Antrag meine Zustimmung. 
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Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Paul Laufs. 

Dr. Paul Laufs, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Umwelt-
schutz ist für die wirtschaftliche Entwicklung von 
herausragender Bedeutung. Das zeigt sich nirgendwo 
so deutlich wie in den ehemaligen sozialistischen 
Staaten, in denen Umweltschutz über Jahrzehnte 
hinweg vernachlässigt wurde, teilweise überhaupt 
nicht stattgefunden hat. 

Sozialistisches Wirtschaften und nicht die Politik der 
Bundesregierung nach der Wiedervereinigung beein-
trächtigte und zerstörte die ökologischen Lebens-
grundlagen und verengte, wie sich in den jungen 
Ländern vielerorts zeigt, gleichzeitig die Basis für 
künftiges Wirtschaften. Bodenzerstörung, wie bei-
spielsweise in den Braunkohlerevieren der Lausitz 
und Mitteldeutschlands, eine Vielzahl von Altlasten, 
etwa im Chemiedreieck, die landesübergreifende 
Wasserverschmutzung mangels intakter Kanalisatio-
nen und Kläranlagen und eine nach unseren Maßstä-
ben völlig unzureichende Abfallentsorgung bilden 
nicht nur auf Jahre hinaus eine enorme Belastung der 
öffentlichen Haushalte. Diese Defizite, insbesondere 
das Fehlen einer ausreichenden umweltbezogenen 
Infrastruktur, stellen vielerorts ein erstrangiges Inve-
stitionshemmnis dar. 

Umweltsanierung und der Aufbau einer leistungs-
fähigen Umweltinfrastruktur sind daher nicht nur eine 
Bringschuld gegenüber der geschundenen Umwelt 
und den dort lebenden Menschen, sondern zugleich 
massive Wirtschaftsförderungspolitik. Umweltschutz 
schafft nicht nur die Voraussetzungen für künftiges 
Wirtschaften und damit neue Arbeitsplätze in den 
neuen Ländern. Er bietet selbst, und zwar bereits 
heute, erhebliche Beschäftigungsmöglichkeiten. 

Welchen Stellenwert der Umweltschutz beschäfti-
gungspolitisch schon jetzt in den neuen Ländern hat, 
läßt sich an folgenden Zahlen ablesen: Von den über 
400 000 Menschen in Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men sind ca. 120 000 mit Umweltschutzaufgaben 
beschäftigt. Davon arbeiten wiederum allein 60 000 in 
Maßnahmen zum Flächenrecycling in Unternehmen 
der Treuhandanstalt. Das sind immerhin 96 % aller 
von der Treuhandanstalt in ABM eingesetzten Arbeit-
nehmer. 

Haupttätigkeitsfeld ist die Sanierung von Altstand-
orten, bei der es neben der Abwendung von Gefähr-
dungen von Mensch und Umwelt um die Erschließung 
von Industrie- und Gewerbeflächen geht. Ziel ist es, 
die vorhandene Infrastruktur zu nutzen, nicht alles auf 
der grünen Wiese neu entstehen zu lassen. Durch 
ABM werden auf diese Weise Voraussetzungen für 
die Ansiedlung neuer Industriebetriebe mit dauer-
haften Arbeitsplätzen geschaffen. 

Ein Beispiel bildet ein großes ABM-Projekt im 
ehemaligen Stahl - und Walzwerk Riesa. Die Stadt an  

der Elbe war ein traditioneller Standort der sächsi-
schen Stahlproduktion mit über 11 000 Arbeitneh-
mern. Das Werk war früher gleichzeitig auch ein 
großer Umweltverschmutzer. Es wird wegen der völ-
lig heruntergewirtschafteten Produktionsanlagen na-
hezu komplett abgerissen. Mit Hilfe von 1 200 ehema-
ligen Stahlwerkern als ABM-Kräften und mit einem 
Kostenaufwand von fast 120 Millionen DM, finanziert 
aus dem Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost sowie 
aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit und der 
Treuhandanstalt, wird das Gelände für die Ansied-
lung neuer Industriebetriebe vorbereitet, die nach 
dem Planungskonzept Arbeitsplätze für 4 500 ehema-
lige Werksangehörige bieten sollen. 

ABM bieten zudem die Möglichkeit beruflicher 
Qualifizierung. Dafür stehen den ABM-Kräften bis zu 
20 % ihrer Arbeitszeit zur Verfügung. Dieses Angebot 
wird weitgehend genutzt. Nach Feststellung des Bun-
desumweltministers sind bei ausgewählten ABM, so 
dem Stahlwerk Hennigsdorf, der Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsgesellschaft Bitterfeld/Wolfen, dem 
Stahlwerk Riesa, der Saxonia AG Freiberg und der 
Mansfeld AG mit zusammen ca. 8 000 ABM-Kräften, 
bis jetzt zwischen 20 und 25 % dieser Arbeitskräfte 
wieder in den ersten Arbeitsmarkt, vor allem im 
Baugewerbe, eingegliedert. Etwa 2 % haben den 
Sprung in die Selbständigkeit gewagt und ge-
schafft. 

Lassen Sie mich hinzufügen: Umwelt -ABM sind 
keine Konkurrenz für mittelständische Unternehmen, 
sondern beleben deren Geschäftstätigkeit, weil sich 
ein nicht unbeträchtlicher Anteil der im Rahmen von 
ABM-Projekten erforderlichen Sachmitteln in Aufträ-
gen an regionale Unternehmen niederschlägt. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es gibt auch negative Bei

-

spiele!) 

Zusammengefaßt ist daher festzustellen, daß ABM 
im Umweltschutz in erheblichem Maße zur Standort-
verbesserung beitragen und damit wichtige Impulse 
für den wirtschaftlichen Aufschwung geben. Die 
Bundesregierung hat für den Zeitraum 1991/92 rund 
7,2 Milliarden DM für die Finanzierung von ABM 
bereitgestellt und damit auch dem hohen Stellenwert 
Ausdruck gegeben, den Umweltsanierung im Rah-
men von ABM besitzt, 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wieviel von den 7,2 Milliarden 

waren denn für die Umwelt?) 

— Etwa 30 % können Sie rechnen. 

Gestützt auf diese positiven Ergebnisse, ist es nur 
folgerichtig, nach Auslaufen der Sonderregelungen 
des Einigungsvertrages für ABM in den neuen Län-
dern ein Instrument Arbeitsförderung Umwelt Ost 
einzuführen, das insbesondere dort zur Anwendung 
kommen kann, wo u. a. in Großprojekten der Sanie-
rung von Altstandorten und der Beseitigung von 
Umweltschäden die ABM nach den gesetzlichen Fri-
sten enden, aber weder die Arbeiten abgeschlossen 
sind noch für die bisherigen ABM-Beschäftigten neue, 
alternative Arbeitsplätze entstehen konnten, 
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Darüber hinaus ist eine Vielzahl von anderen Ein-
satzmöglichkeiten für ABM im Umweltschutz, insbe-
sondere im kommunalen Bereich, bei der Land- und 
Forstwirtschaft, im Naturschutz und der Landschafts-
pflege sowie bei Wissenschaft, Forschung und ande-
ren Dienstleistungen vorgesehen. 

Die beabsichtigte Neuregelung im Arbeitsförde-
rungsgesetz — sie be trifft den § 249h — sieht als 
Angebot vor, daß für jeden im Umweltschutz beschäf-
tigten Arbeitslosen durch die Bundesanstalt für Arbeit 
ein Zuschuß zu den Personalkosten in Höhe von ca. 
15 600 DM pro Jahr, befristet bis 31. Dezember 1997, 
gewährt wird. Für den größten Teil der in Betracht 
kommenden Maßnahmen besteht damit jedoch noch 
eine erhebliche Finanzierungslücke, insbesondere 
zur Deckung der Sachkosten. Gefordert, diese Finan-
zierungslücke zu schließen, sind in ihren Unterneh-
men die Treuhandanstalt und vor allem auch die 
Bundesländer. Besonders die Länder sollten die ihnen 
zugewiesenen Fördermittel, insbesondere im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgaben, verstärkt zur Finanzie-
rung von ABM im Umweltschutz einsetzen. 

Gleichwohl bleibt eine erhebliche Finanzierungs-
lücke, die in den nächsten Wochen in Verhandlungen 
zwischen Bund und Ländern geschlossen werden 
muß. 

(Zuruf von der SPD: „Muß" oder „wird"?) 
Sonst besteht die Gefahr, daß sich nicht nur das 
Beschäftigungsproblem Ende des Jahres in einer 
Weise verschärft, die niemand wünschen kann, son-
dern auch sinnvolle Projekte, insbesondere an Alt-
standorten, halbfertig abgebrochen werden müssen 
— mit dem Ergebnis, daß Altstandorte zu neuen 
Altlasten verfallen. 

Ich hoffe, daß wir unser Ziel erreichen und die 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Bereich des Um-
weltschutzes in erheblichem Umfang fortführen kön-
nen. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wünsche ich mir auch!) 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
erteile ich nunmehr der Abgeordneten Siegrun Klem-
mer. 

Siegrun Klemmer (SPD): Herr Präsident! Sehr ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Ausgangspunkt für 
den SPD-Antrag „Mehr Arbeit durch mehr Umwelt-
schutz in den neuen Bundesländern" war und ist die 
Bewertung der Umweltproblematik vor dem Hinter-
grund des schweren Erbes, das uns das DDR-Regime 
gerade auf diesem Gebiet hinterlassen hat, gleichzei-
fig aber auch der großen Chance, die ein ökologischer 
Neuanfang für die prekäre Situation Ostdeutschlands 
bietet. Die richtige Bewertung der Umweltfrage ist 
Voraussetzung dafür, die gegenwärtigen sozialen wie 
wirtschaftlichen Probleme in Ostdeutschland erfolg-
versprechend zu bekämpfen. 

(Beifall des Abg. Dr. Klaus-Dieter Feige 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Davon geht unser Antrag aus. Der ökologische 
Umbau der Industriegesellschaft ist die alternativlose 
Antwort auf ökologische und wirtschaftliche Notwen-
digkeiten. Da beides untrennbar miteinander zusam-
menhängt, ist dies der Weg, der jetzt in Ostdeut-
schland beschritten werden muß: nicht nur ein defen-
siver Versuch, sich gegen die Umstellungsschwierig-
keiten der Wende zu stellen, sondern eine offensive, 
moderne, ökologisch bewußte Investition in die 
Zukunft. 

Lassen Sie mich beginnen mit der Standortfrage. 
Aus den Reihen der Regierungskoalition ist man 
immer schnell bei der Hand mit der „Gefahr für den 
Produktionsstandort Deutschland ", wenn sich die 
Gewerkschaften und die Opposition gegen den 
Abbau von Sozialleistungen stemmen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Der Produktionsstandort Ostdeutschland ist tatsäch-
lich in Gefahr, allerdings aus ganz anderen Gründen, 
und ausgerechnet hier versagt die Regierung bei den 
notwendigen Konsequenzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Welche ostdeutsche Gemeinde kann ihre Grund-
stücke verpachten oder verkaufen, um damit die 
eigene finanzielle Situation aufzubessern, wenn dazu 
erst einmal Geld für die notwendige Sanierung aus-
gegeben werden muß, Geld, das die Gemeinden nicht 
haben? Welcher Betrieb geht das Risiko einer Neuin-
vestition ein, wenn Ausgaben für aufwendige Sanie-
rungsarbeiten anstehen? Diese Ausgaben können zur 
Zeit natürlich auch nicht, wie hier wiederholt gemeint 
wurde, von den Ländern übernommen werden; denn 
wir alle wissen, daß die neuen Länder dazu finanziell 
nicht in der Lage sind. Wenn ein Kollege aus dem 
Regierungslager bei den Haushaltsberatungen 
meinte, das sei Föderalismus, und die Finanzierung 
falle nun in die Verantwortlichkeit der Länder, dann 
ist das in höchstem Maße zynisch, weil wir alle wissen, 
daß die Länder allein dazu noch eine gute Weile nicht 
in der Lage sein werden. 

Ohne die Herstellung von Standortqualität aller-
dings, z. B. durch Beseitigung von Altlasten, z. B. 
durch Bereitstellung von sauberem Trinkwasser, ist an 
eine wirtschaftliche Gesundung der Kommunen und 
eine Ansiedlung neuer Indus trien nicht zu denken. 
Umweltschutz ist also untrennbar verknüpft mit 
einem wirklichen Aufschwung Ost. 

Auch eine Erholung der katastrophalen Situation 
auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt muß in ökologi-
schem Zusammenhang gesehen werden. Bundesum-
weltminister Töpfer hat auf die große Zahl von AB-
Maßnahmen hingewiesen — Herr Staatssekretär 
Laufs eben auch —, die in diesem Bereich laufen. Er 
hat aber nicht darauf hingewiesen, daß der Erhalt 
selbst dieser Stellen für die Zukunft sehr gefährdet 
ist. 

(Zuruf von der SPD: Das ist es doch!) 

Allein im Bereich des Trinkwassers werden die 
erforderlichen Investitionen für die Sanierung der 
ostdeutschen Versorgung auf bis zu 100 Milliarden 
DM geschätzt. 9,6 Millionen Menschen in Ostdeutsch-
land trinken dauernd oder zeitweise qualitiativ hoch- 
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gradig beeinträchtigtes Wasser. Stellen Sie sich das 
Arbeitskräftepotential vor, das eine tatsächlich flä-
chendeckend erfolgreiche Sanierung der Versor-
gungsnetze mit sich bringen würde! Oder denken Sie 
daran, was für ein Aufwand an Arbeitskräften eine 
Sanierung von Altlasten erforderte! Allerdings bleibt 
das, wovon die Länder nicht durch den Bund freige-
stellt werden, liegen. Diese Flächen gehen den Kom-
munen verloren, sie gehen der Industrie und dem 
Arbeitsmarkt verloren, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

und sie begründen ein erhebliches Gefährdungspo-
tential für die Bevölkerung. Dafür, daß diese Regionen 
nicht bis ans Ende aller Tage Industriewüsten bleiben, 
ist es z. B. wichtig, daß das Antragsverfahren zur 
Befreiung von der Haftung für bestehende Altlasten 
durch Anzeigeverfahren ersetzt wird, genau so, wie es 
unser Antrag vorsieht. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Das ist echte Beschleunigung!) 

Statt den Arbeitsmarkt zur Bereitstellung ausrei-
chender Finanzierung für die dringend notwendigen 
Sanierungsmaßnahmen zu entlasten, fallen nunmehr 
im Gegenteil die Mittel des Programms „Aufschwung 
Ost" weg, 

(Zuruf von der SPD: Ein Skandal!) 

mit denen bisher immerhin eine gewisse Zahl solcher 
Maßnahmen finanziert wurde. 

Ostdeutschland verkraftet die Vernichtung von 
Arbeit nicht länger, meine Damen und Herren. Die 
Bilder, die uns da beinahe täglich aus Rostock, aus 
Wismar, aus zahlreichen anderen Orten ins Haus 
geliefert werden, sprechen eine deutliche Sprache 
und haben nicht allein mit der Aversion gegen Aus-
länder zu tun. Aber nicht nur in diesem defensiven 
Sinn, in der Beseitigung von Altlasten und in einem 
Auffangen von Arbeitslosigkeit, auch in bezug auf 
zukunftsorientierte moderne Unternehmen könnte 
und müßte die Ökologie einen wesentlich höheren 
Stellenwert einnehmen, als die Bundesregierung ihr 
zugesteht. 

Sanierungsaufgaben werden in ganz Osteuropa 
— und nicht nur da — in den nächsten Jahrzehnten in 
großem Umfang notwendig bleiben. Deutsche Unter-
nehmen könnten hier Erfahrungen einbringen. Das 
gilt ebenso für Maßnahmen zur rationellen Energie-
versorgung, auf die alle Länder in immer höherem 
Maße angewiesen sein werden. Und warum sollten 
nicht in Ostdeutschland die Gasturbinenkraftwerke 
hergestellt werden, die die Energieversorgung Osteu-
ropas billiger und sicherer als eine sinnlose Pseudosa-
nierung der östlichen Atomkraftwerke sichern könn-
ten? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dieselbe Zukunftsorientierung wäre von einer 
modernen Verkehrsinfrastruktur zu erwarten. Statt 
dessen scheint unser „rasender" Verkehrsminister 
Krause mit seinem Autohaushalt noch zusätzlich dafür 
Sorge tragen zu wollen, daß Waren, statt daß sie in 
Ostdeutschland hergestellt werden, über möglichst  

viele Straßen aus Westdeutschland herangekarrt wer-
den müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lügen Sie doch 
nicht so demagogisch! Das ist unerträglich! 
— Gegenruf von der SPD: Nein, da hat sie 

recht!) 

Oder im Naturschutz: Auch ein Naherholungsge-
biet kann wirtschaftlich ungemein attraktiv sein. Das 
sei all denen gesagt, die anderen Argumenten nicht so 
aufgeschlossen gegenüberstehen. Statt dessen kann 
sich die Bundeswehr noch immer nicht zu der 
Erkenntnis durchringen, daß man das größte zusam-
menhängende Waldgebiet Deutschlands, das uner-
setzliche Trinkwasserreservoir Sachsen-Anhalts, die 
Colbitz-Letzlinger-Heide, nicht als Spielplatz für 
Panzerfahrzeuge und Kanonenschützen mißbrauchen 
darf, sondern daß es dem L and Sachsen-Anhalt zur 
adäquaten einzigen Nutzung als Naturreservat über-
lassen werden muß. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, dies alles ist in dem 
Antrag „Mehr Arbeit durch mehr Umweltschutz in 
den neuen Bundesländern" gesagt: Umweltschutz als 
Standortfaktor, als Arbeitsmarktfaktor, als unverzicht-
barer Bestandteil einer zukunftsorientiert ausgerich-
teten Reindustrialisierung Ostdeutschlands. 

Welche Einstellung herrscht dagegen im Regie-
rungslager zum Umweltschutz vor? Wir haben den 
Etat des Umweltministers, geschrumpft um 3,5 %. Der 
Herr Minister versucht, seine Haushaltsschlappe 
dahinter zu verstecken, daß in anderen Einzelplänen 
auch Geld für den Umweltschutz vorgesehen sei. 
Damit hat er zwar recht; nur werden diese Mittel 
genauso gekürzt wie seine eigenen. 

Weil es auch ein Licht auf den Wert, den die 
Regierung Umweltbelangen beimißt, wirft, möchte 
ich ein kleines Beispiel aus der Trinkwasserversor-
gung anführen. Auf Grund der Nähe zu einer Uran-
absetzanlage ist das  Wasser in einer kleinen thüringi-
schen Gemeinde, in Wolfersdorf, so verseucht, daß 
das Leitungsnetz total ersetzt werden muß, Haushalts-
lage hin oder her. Weder das 600-Seelen-Dorf selbst 
noch das Land sind in der Lage, die Ausgaben dafür zu 
tragen. Die engagierte Bürgermeisterin hat es 
geschafft, die dafür eingerichtete Fachkommission 
„Soforthilfe Trinkwasser" beim Bundesgesundheits-
amt für ein Gutachten zu gewinnen. 200 000 DM aus 
dem Titel „Notprogramm Trinkwasser" hat sie erhal-
ten, wohlgemerkt für das Gutachten. Es war damit 
noch kein Spatenstich getan. Das „Notprogramm 
Trinkwasser" des Bundesgesundheitsministeriums 
enthielt 1991 5 Millionen DM, 1992 6 Millionen DM. 
Dies ist bei dem erwähnten katastrophalen Zustand 
der ostdeutschen Trinkwasserversorgung lächerlich 
genug. Dennoch wurde dieser Be trag nunmehr gestri-
chen. So sieht es nämlich aus mit dem Umweltgeld in 
anderen Haushaltsplänen. — Herr Laufs, richten Sie 
es Herrn Töpfer aus! — 

Nicht nur das Geld wurde gestrichen, auch die 
Fachkommission „Soforthilfe Trinkwasser" taucht in 
den Haushaltsplänen nicht mehr auf, vielleicht nach 
dem Motto: Wenn die Anlagen sowieso nicht saniert 
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werden, brauchen wir auch kein Personal, um die 
Schäden überhaupt zu erfassen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Unerhört!) 

Erst dem gemeinsamen Einsatz der Berichterstatter 
ist es zu verdanken, daß nunmehr die Fachkommis-
sion hoffentlich erhalten bleibt und wenigstens eine 
Art Katastrophenfonds von 3 Millionen DM eingerich-
tet wird. 3 Millionen DM für die Sanierung in Notfällen 
sind natürlich viel zu wenig. 

Das Trinkwasser — so heißt es aus dem Finanzmi-
nisterium hinter vorgehaltener Hand — sei Ländersa-
che und das Nothilfeprogramm nur eine Anschubfi-
nanzierung. Wenn die Bundesrepublik ihre Verpflich-
tung gegenüber der EG-Kommission nicht erfülle, bis 
1995 die entsprechenden Grenzwerte zu erreichen, 
dann — hören Sie einmal gut zu, meine Damen und 
Herren! — solle man doch vor dem Europäischen 
Gerichtshof gegen die Bundesregierung klagen. Das 
ist der Gipfel an Zynismus auf Kosten der Gesundheit 
der Menschen in den neuen Ländern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wenn das Programm „Aufschwung Ost" wirklich 
gestrichen wird — mit den katastrophalen Folgen für 
Arbeitsmarkt und Umwelt —, wenn die ostdeutschen 
Kommunen nicht kräftig bei der Sanierung unterstützt 
werden, wenn also das der Sinn einer sogenannten 
Anschubfinanzierung gewesen sein soll, daß sie in der 
entscheidenden Phase wegfällt, dann braucht sich 
niemand über die Frustration der Menschen in Ost-
deutschland und entsprechende Reaktionen zu wun-
dern. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 

Ich denke, daß einzige, was auf diese Art angescho-
ben wird, ist der schon arg schwankende deutsche 
Einheitskarren. Die Richtung, in die er geht, will ich 
nicht näher beschreiben. 

Der Bundeskanzler hat für Ostdeutschland schon 
für die nahe Zukunft blühende Landschaften verspro-
chen. Das einzige, was in Ostdeutschland zur Zeit 
blüht, ist der Unsinn einer völlig verfehlten Arbeits-
marktpolitik, einer kahlschlagenden Wirtschaftspoli-
tik, einer bis zur Unkenntlichkeit zusammengestri-
chenen Umwelt- und nun auch noch einer zynischen 
Haushaltspolitik. 

Meine Damen und Herren, auch das Totschlagargu-
ment der katastrophalen Haushaltslage, für die die 
Regierung verantwortlich zeichnet, ändert nichts 
daran, daß das Programm „Aufschwung Ost" weiter-
geführt werden müßte. Es könnte auch weitergeführt 
werden, insbesondere in seinem Bestandteil für den 
Umweltbereich. Wir haben auch schon wiederholt 
gesagt, woher das Geld kommen kann: z. B. durch 
Wegfallen der Senkung des Spitzensteuersatzes, 
durch Streichungen im Verteidigungshaushalt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jäger 90!) 

durch Streichen und Umschichten im Verkehrshaus-
halt und schließlich durch Einführung einer Ergän-
zungsabgabe. Andere Beispiele haben wir Ihnen bis 
heute zur Genüge geliefert. 

Das Programm „Aufschwung Ost" hat für Sie, 
meine Damen und Herren aus der Regierungskoali-
tion, bisher dazu hergehalten, den vorliegenden SPD-
Antrag als unnötig abzulehnen. Nun läuft das Pro-
gramm aus. Daher appelliere ich an Sie: Stimmen Sie 
um so beherzter der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses auf Ablehnung unseres Antrages nicht zu! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nun dem Abgeordneten Ul rich Klinkert das Wort. 

Ulrich Klinkert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir diskutieren 
heute über einen Antrag der SPD, der unter der 
Überschrift „Mehr Arbeit durch mehr Umweltschutz 
in den neuen Bundesländern" steht. Dieser Antrag, 
der übrigens anderthalb Jahre alt ist, liest sich wie ein 
Märchenbuch oder besser, wie eine Handlungsvor-
schrift nach dem Motto: Wie treibe ich den Staat in den 
finanziellen Ruin? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr gut! — So ist 
es! — Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wer 
macht denn die Schulden? Schuldenregie

-

rung! ) 

Als die SPD noch an der Regierung war, hat sie 
konsequent nach diesem Motto gehandelt, und sie ist 
letztendlich kläglich daran gescheitert. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Das wissen 
vor allem Sie!) 

— „Das wissen vor allem Sie! " habe ich jetzt als Zuruf 
von der PDS/Linke Liste bekommen. Ich bin dafür sehr 
dankbar. Liebe Kollegen, im Gegensatz zu Ihnen habe 
ich mich damals auch noch etwas außerhalb der 
DDR-Medien interessiert. 

(Dr. Ruth Fuchs [PDS/Linke Liste]: Ha! Ha! 
Ha!) 

— Ja, gut, Sie gehörten ja zu den Privilegierten, die 
auch in den Westen fahren durften, aber offensichtlich 
haben Sie vieles nicht gesehen, oder Sie haben nicht 
weitergegeben, was Sie hier gesehen haben. 

(Dr. Ruth Fuchs [PDS/Linke Liste]: Ha! Ha! 
Ha!)  

Die wichtigsten Schlagworte des Antrages der SPD, 
den der Umweltausschuß ja bereits abgelehnt hat, 
sind „Bereitstellung von mehr Haushaltsmitteln", 
„zusätzliche Bundesmittel", „finanzielle Zuschüsse" 
usw. Auch von der von mir geschätzten Kollegin 
Klemmer habe ich immer nur gehört: Geld, Geld, 
Geld. 

(Siegrun Klemmer [SPD]: Nein!) 

Wörtliches Zitat von Frau Klemmer: Haushaltslage hin 
oder her; Ergänzung von mir: Geld muß her, immer 
mehr. 

Frau Klemmer, diese Rechnung geht sicherlich 
nicht auf, auch wenn wir einer Meinung sind, daß 
sauberes Trinkwasser notwendig ist, daß sanierte 
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Flächen Voraussetzung für den industriellen Auf-
schwung sind. 

Aber lassen Sie mich noch ein Wortspiel anbringen. 
Im Vergleich zu dem, was die DDR hinterlassen hat, 
kann man zu der jetzigen Situation durchaus sagen: 
Unmögliches wird sofort erledigt, Wunder dauern 
eben etwas länger. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch lächer-
lich!) 

Sie fragen weder nach dem Woher der Mittel und 
äußern dazu allenfalls irreale Vorstellungen, noch 
antworten Sie qualifiziert auf die Frage nach dem 
Wieviel. Der einzig konkrete Vorschlag, den Sie 
immer wieder vortragen, besteht darin, für den Ver-
kehrswegebau vorgesehene Bundesmittel umzu-
schichten, beispielsweise zugunsten des ÖPNV. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Rüstungshaushalt, Herr Klin-

kert!) 
— Der Rüstungshaushalt ist auch genannt worden, 
aber der ist ja bereits deutlich gekürzt worden. 

(Widerspruch bei der SPD — Dr. Klaus-Dieter 
Feige [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was?) 

— Meine Damen und Herren, vergleichen Sie doch 
bitte einmal die Verhältnisse vor der deutschen Ein-
heit mit den jetzigen Verhältnissen, vergleichen Sie 
die Ausgaben im Westen Deutschlands mit denen im 
Osten Deutschlands, 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! — 
Richtig! ) 

vergleichen Sie die jeweiligen Truppenreduzierun-
gen und bringen Sie das in einen spezifischen Zusam-
menhang; dann müssen Sie schon eine deutliche 
Kürzung akzeptieren. 

Meine Damen und Herren von der SPD, wenn Sie 
vorschlagen, für den Verkehrswegebau vorgesehene 
Mittel zugunsten der Förderung öffentlicher Ver-
kehrsmittel umzuschichten, dann kennen Sie offen-
sichtlich nicht die Infrastruktur in den neuen Bundes-
ländern. Würden Sie sie kennen, wollten Sie nicht 
verhindern, daß dort neue Straßen gebaut werden. 
Übrigens, wo sonst sollen die Fahrzeuge des ÖPNV 
fahren? Wenn Sie die Lage kennen und dies trotzdem 
fordern, dann ist es um so schlimmer. Dann kann ich 
nur schlußfolgern, daß Sie von der SPD aus den neuen 
Bundesländern eine grüne Kolonie machen wollen, in 
der SPD-Abgeordnete möglicherweise ihr Wochen-
ende verbringen wollen. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage der 
Abgeordneten Caspers-Merk zu beantworten? 

Ulrich Klinkert (CDU/CSU): Bitte schön. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte sehr, 
Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Marion Caspers-Merk (SPD): Herr Kollege Klinkert, 
wie verträgt sich Ihre Rede hier mit Ihren eigenen 

Forderungen im Umweltausschuß, die Mittel um 
400 Millionen DM aufzustocken? 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ulrich Klinkert (CDU/CSU): Frau Kollegin, in mei-
nem Konzept steht genau dazu, daß dies einer der 
wenigen Punkte ist, in denen ich einer Meinung mit 
Ihnen bin. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Auch ich bin der Meinung, daß der Haushalt des 
Bundesumweltministers aufgestockt werden muß. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Also doch: Geld, Geld, Geld!) 

Ich danke für die Frage. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Dann schimp

-

fen Sie doch nicht so auf uns!) 

Ich habe zu dem, was Sie bezüglich des Straßenbaus 
im Osten vorhaben, ja bereits einiges ausgeführt. Das 
wird ergänzt durch Ihr p rima Papier, das Sie vor 
anderthalb Jahren vorgelegt haben und in der die ach 
so neue Erfindung des „sanften Tourismus" gepriesen 
wird. Sie sind sicherlich nicht die ersten, die darauf 
gekommen sind. Der Antrag geht leider völlig an den 
Realitäten vorbei. Er ist zeitlich überholt und wird im 
Deutschen Bundestag wohl auch keine Zustimmung 
finden. 

Gleichwohl ist diese Debatte ein willkommener 
Anlaß, über die Umweltsituation in den neuen Bun-
desländern und über beschäftigungswirksame Chan-
cen der Umweltsanierung zu reden. Je mehr detail-
lierte Ergebnisse über die ökologische Situation der 
ehemaligen DDR vorliegen, desto deutlicher wird, daß 
die Schäden einer verantwortungslosen Planwirt-
schaft erst in einem geschichtlichen Zeitraum zu 
beseitigen sein werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

Dies heißt nicht, davor zu resignieren und die Hände 
in den Schoß zu legen. 

Mehr als 120 000 Menschen sind zur Zeit über ABM 
im Bereich der Umweltsanierung beschäftigt. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir schon 
gehört!) 

Zur Zeit sind innerhalb der Bundesregierung und der 
Koalitionsfraktionen Überlegungen im Gange, diese 
ABM in längerfristige Beschäftigungsprogramme 
umzuwandeln. Ich halte diese Überlegungen für rich-
tig, wenn auch im Detail noch für diskussionswürdig, 
weil sie den Betroffenen, nämlich den Beschäftigten in 
ABM, den falschen Eindruck nehmen, daß es sich bei 
ABM um zweitklassige und vor allen Dingen zeitlich 
begrenzte Beschäftigungen handele. 

Als Beispiel möchte ich die Sanierung der Braun-
kohlenreviere nennen, wovon mein Wahlkreis in der 
Lausitz stark betroffen ist. Zur Zeit sind Tausende von 
Arbeitnehmern über ABM mit der Sanierung von 
toten oder stillgelegten Bergwerken beschäftigt. 
Diese Maßnahmen sind zeitlich befristet und würden, 
wenn nichts geschähe, in den nächsten Monaten 
auslaufen, was für die Be troffenen, die dann wieder 
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arbeitslos wären, natürlich unverständlich ist, denn sie 
haben die Arbeit vor Augen. 

Im Rahmen der Änderung des Arbeitsförderungs-
gesetzes sind deshalb neue Finanzierungsmodelle 
vorgesehen. Dies bedeutet nicht automatisch eine 
Kürzung der Beschäftigungsdauer, sondern sichert im 
Gegenteil — Staatssekretär Laufs hat es ausgeführt — 
eine Beschäftigung bis mindestens 1997. Im Fall des 
stillgelegten Braunkohlenbergbaus soll der Erlös der 
Treuhand aus der Privatisierung des aktiven Braun-
kohlenbergbaus zur Sanierung beigesteuert wer-
den. 

Strittig ist momentan noch die Aufteilung des ver-
bleibenden Finanzbedarfs auf Länder und Bund. Wir 
appellieren sowohl an die Lander als auch an den 
Bund, aufeinander zuzugehen und Kompromisse zu 
finden. Wir sind es den 15 000 Menschen, die dadurch 
im Lausitzer und im mitteldeutschen Revier eine 
sinnvolle Zukunft finden können, schuldig. 

Mit jedem Tag, um den sich die Sanierung verzö-
gert, wird sie teurer, denn die Umweltzerstörung 
schreitet auch dann fort, wenn ein Bergbaubetrieb 
stillgelegt ist. Allein ein unkontrollierter Anstieg des 
durch den Braunkohlenbergbaus abgesenkten 
Grundwassers könnte irreparable Schäden hervorru-
fen. Hunderte Hektar Kippenflächen würden, wenn 
sie nicht bergtechnisch vor dem Ansteigen des Grund-
wassers bearbeitet werden, auf Dauer jeglicher Nut-
zung entzogen werden und müßten für immer 
gesperrt werden. 

(Zuruf von der SPD: Absolut korrekt!) 

Andererseits hat sich durch das jahrzehntelange 
Heben von mehr als 1 Milliarde Kubikmeter Wasser 
pro Jahr ein neues Gleichgewicht im Wasserhaushalt 
eingestellt, 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gleichgewicht?!) 

das durch die schlagartige Einstellung der Wasserför-
derung empfindlich gestört würde. 

(Zuruf von der SPD: Auch richtig!) 
Es besteht z. B. die Gefahr des Austrocknens des 
Spreewaldes. Damit wiederum besteht die Gefahr, 
daß die Trinkwasserversorgung Berlins nicht mehr 
sichergestellt werden kann. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Klaus-Dieter 
Feige [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Deshalb ist ein weiteres  Fördern von Wasser aus dem 
Braunkohlenrevier auf längere Zeit notwendig. Das 
muß natürlich irgendwie finanziert werden. 

(Zuruf von der SPD: Was heißt denn „irgend-
wie"?) 

— Ich habe Ihnen doch gerade gesagt: Über das 
Arbeitsförderungsgesetz und über die Sanierungsge-
sellschaften kann ein Teil der 15 000 Menschen, die 
bis 1997 Arbeit finden, auch zur Förderung von 
Wasser, das die Austrocknung des Spreewaldes ver-
hindert, was wiederum zur Sicherung der Trinkwas

-

serversorgung Berlins beiträgt, eingesetzt werden. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie lange insgesamt muß das 
denn betrieben werden? 100 Jahre? 

200 Jahre?) 

Wirtschaft und Beschäftigung werden aber nicht 
nur über ABM gefördert. Vielmehr müssen mehr 
marktwirtschaftliche Instrumentarien im Bereich von 
Infrastrukturmaßnahmen eingesetzt werden. 

(Peter Harald Rauen [CDU/CSU]: Und zwar 
ganz schnell! — Zurufe von der SPD) 

— Es verwundert mich nicht, daß Sie, meine Damen 
und Herren von der SPD, angesichts marktwirtschaft-
licher Instrumentarien unruhig werden oder lachen. 
Offensichtlich trifft das nicht Ihre politische Linie. 

Allein im Bereich der Abwasserbehandlungsanla-
gen besteht zur Zeit beispielsweise im Freistaat Sach-
sen ein Finanzbedarf von 30 Milliarden DM. Übrigens 
sind 58 Kläranlagen entlang der Elbe bereits im Bau. 
Das sind mehr als in 40 Jahren DDR. Dem Finanzbe-
darf von 30 Milliarden DM steht aber nur ein Volumen 
von 300 Millionen DM pro Jahr im sächsischen Haus-
halt gegenüber. Deswegen müssen schleunigst die 
Voraussetzungen geschaffen werden, damit über 
Betreibermodelle vorhandenes p rivates Kapital zum 
Bau von Kläranlagen mobilisiert werden kann. 

Ein ganz anderes Beispiel, wie für den Umwelt-
schutz privates Kapital in nennenswerten Größenord-
nungen mobilisiert werden kann, ist der Emissions-
schutz. Entsprechend dem Einigungsvertrag müssen 
die ostdeutschen Kraftwerke auf emissionsärmere 
Techniken umgerüstet werden. Dies hat zur Folge, 
daß in den nächsten fünf Jahren für den Neubau von 
drei Kraftwerken und die Umrüstung weiterer Kraft-
werke mehr als 15 Milliarden DM p rivates Kapital 
ohne steuerliche Belastung zur Verfügung gestellt 
werden. Diese 15 Milliarden DM sind übrigens 
wesentlich mehr, als beispielsweise für die positiven 
Beispiele Autowerke Mosel und Eisenach zusammen 
benötigt werden. 

Der Bundesumweltminister hat in den vergangenen 
zwei Jahren viele Projekte in den neuen Bundeslän-
dern gefördert. Mehr als 1,5 Milliarden DM wurden in 
1 800 Umweltschutzprojekte investiert. 

An dieser Stelle hätte ich meinen Hinwels auf den 
Bundeshaushalt gegeben, aber ich kann mir diesen 
Hinweis dank der Zwischenfrage jetzt sparen. 

(Marion Caspers-Merk [SPD]: Das kann man 
nicht oft genug sagen!)  

Die Förderung von Recyclinganlagen sowie die 
Umsetzung der Abfallnovelle bieten weitere Chancen 
für die industrielle Entwicklung im Osten Deutsch-
lands. 

Wir sind uns darüber einig, daß ein Mehr an 
Umweltschutz auch ein Mehr an Arbeitsplätzen 
bedeuten kann. Was wir aber brauchen, ist nicht ein 
Festhalten an vergilbten Wunschprojekten, sondern 
sind neue, zukunftsweisende marktwirtschaftliche 
Mechanismen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr Frau Dr. Dagmar Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Mir wurde 
erzählt, daß bei einem Rundflug über das Natur-
schutzgroßgebiet Schorfheide im Land Brandenburg 
Minister Töpfer meinte, daß dieses Gebiet das „Tafel-
silber" Deutschlands sei. Ich kann dem Minister nur 
voll zustimmen 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Sind Sie mitge-
flogen?) 

und den Kollegen und Kolleginnen einen Besuch dort 
oder in einem der anderen Naturschutzgebiete im 
Osten Deutschlands wärmstens ans Herz legen. 

Als Ab-und-zu-Hausfrau weiß ich aber auch, daß 
Tafelsilber regelmäßig genutzt und geputzt werden 
muß; sonst wird es nämlich schnell unansehnlich. 
Insofern ist der Vergleich so schlecht nicht, muß doch 
auch im Umweltschutz kontinuierlich etwas getan 
werden, um nicht in Zukunft doppelt und dreifach 
zahlen zu müssen. 

Das heißt auch, daß es mit ABM-Projekten allein 
nicht getan ist. Hier stimme ich Ihnen, Kollege Grün-
beck — er ist leider nicht mehr da —, voll zu. Im 
Gegenteil: Gerade bei dieser Art der Finanzierung 
von Umweltschutzprojekten liegt die Gefahr darin, 
daß in den Projekten praktisch Kontinuitätsbrüche 
entstehen. 

Ich möchte auf einige Beispiele aus dem Land 
Brandenburg aufmerksam machen. Im schon genann-
ten Biosphärenreservat Schorfheide sind gegenwär-
tig 250 ABM-Kräfte beschäftigt. Das Ziel für dieses 
und alle anderen Großraumschutzgebiete besteht 
darin, daß sie als naturnahe Gebiete erhalten bleiben, 
die sich wirtschaftlich selbst tragen. Dazu bedarf es 
neuer Überlegungen über eine harmonische wirt-
schaftliche Entwicklung in der Region, z. B. Förde-
rung von Gewerbe und Mittelstand für die Verarbei-
tung der landwirtschaftlichen und forstlichen Pro-
dukte, für sanften Tourismus, Ausbildung von Natur-
wächtern usw. 

Diese in der Ausarbeitung befindlichen Konzepte 
könnten in vier bis fünf Jahren greifen und viele 
Arbeitsplätze — wohlgemerkt: Dauerarbeitsplätze — 
schaffen, wenn es gelingt, bis dahin die ABM-Kräfte 
dort zu halten. Gegenwärtig aber sind von den 250 
ABM-Kräften 200 zumindest noch für das Jahr 1993 
bestätigt. Diese 200 sind in der Naturwacht tätig. Die 
restlichen 50, die an konkreten Projekten arbeiten, 
sind gefährdet. 

Insgesamt sind im Land Brandenburg ca. 25 000 
Arbeitsplätze durch ABM gebunden, davon ca. 80 % 
im Bereich Umweltschutz. Ein großer Teil der 
Beschäftigten arbeitet an  Projekten, deren Ergebnisse 
von weitreichender Bedeutung sein könnten. Inso-
fern, Herr Laufs, geht es eben nicht nur um Sanie-
rung. 

Ich möchte Ihnen dazu einige Beispiele nennen. 
Erstes Projekt: Entsorgung und Verwertung von Bio-
masse. Dazu wird in Eberswalde ein ehemaliger 
Produktionsstandort der Forst übernommen. Die 
Arbeiten, die dieses Projekt einschließt, reichen von 

der Grundlagenforschung bis zu Waldpflegearbeiten. 
Das Projekt wird mit der Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft Eberswalde den Großschutzgebieten und ver-
schiedenen Sozialprojekten gemeinsam vorangetrie-
ben. 

Ein zweites Beispiel: das Projekt bei Wald-Sievers-
dorf im Kreis Strausberg. Hier werden Pflanzen für die 
Renaturierung geschädigter und anderer Gebiete 
gezüchtet. 

Ein drittes Beispielprojekt: Energiegewinnung aus 
nachwachsenden Rohstoffen. Hier geht es vor allen 
Dingen um die Nutzung von Holz als Energieträger 
der Zukunft. Realistische Vorstellungen gehen dahin, 
daß hier künftig ca. 3 000 Dauerarbeitsplätze entste-
hen könnten. 

Diese Beispiele belegen bereits die große Chance, 
aus solchen ABM-Projekten sich wirtschaftlich selbst-
tragende Einrichtungen zu entwickeln und Arbeits

-

plätze in größerer Zahl zu schaffen. Dazu reicht aber 
die Möglichkeit der bisherigen Arbeitsförderungs-
maßnahmen bei weitem nicht aus. Die angedachten 
Änderungen des § 249a des AFG können zwar als 
Schritt in die richtige Richtung gewertet werden, 
bleiben aber letztlich halbherzig. Erforderlich wäre 
z. B. weiterhin, die Arbeitsförderungsgesellschaften 
den öffentlichen Trägern gleichzustellen, und es müß-
ten für einen bestimmten Zeitraum nicht 80 %, son-
dern 100 % der Kosten an die Träger erstattet wer-
den. 

Es wäre weiter notwendig, solche Projekte, wie ich 
sie u. a. genannt habe, mittels Vorfinanzierung durch 
Bund und Länder zu sichern. Das erfordert nicht mehr 
Geld, sondern lediglich eine Umverteilung, die es 
ermöglicht, daß statt Arbeitslosigkeit eben Arbeit 
finanziert wird. Hier könnte die Bundesregierung den 
Versuch wagen, von der bisherigen kurzsichtigen 
Politik der Löcherstopferei wegzukommen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
 hat nunmehr der Abgeordnete Harald Kahl. 

Dr. Harald Kahl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich 
zunächst auf die Einlassungen der Kollegin Klemmer 
bezüglich des Trinkwasserproblems in einer Kom-
mune in Thüringen eingehe. Es handelt sich hier um 
die Gemeinde Wolfersdorf im Kreis Greiz. Es stimmt, 
daß das Bundesministerium für Gesundheit 
200 000 DM für ein Gutachten bereitgestellt hat. Es 
stimmt auch, daß es ein Gutachten des Bundesamtes 
für Strahlenschutz gibt. Es stimmt aber nicht, daß in 
diesem Gutachten das Wasser als verseucht angese-
hen wird. Es bewegt sich im Grenzbereich. Gegen-
wärtig gibt es Modellversuche, die klären sollen, 
inwieweit die Inkrustationen, die in den Eisenrohren 
der Trinkwasserversorgung vorhanden sind, tatsäch-
lich zu einer Gefährdung führen. 

Im übrigen möchte ich für den Fall, daß es Ihnen 
entgangen sein sollte, sagen, daß sich Bundesumwelt-
minister Töpfer und auch der Umweltminister von 
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Thüringen am 15. und 16. September 1992 in der 
Region vor Ort über das Problem informiert haben. 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß die Beseiti-
gung dieser Schäden, für die die Wismut als Verursa-
cher gilt, im Grunde genommen auch aus dem Haus-
halt des Bundeswirtschaftsministeriums beglichen 
werden sollte, d. h. hier müßten ganz konkret finan-
zielle Mittel eingestellt werden, um für die Sanierung 
der in der Gemeinde Wolfersdorf entstandenen Schä-
den von der Wismut aus Sorge zu tragen. 

Der wirtschaftliche Aufschwung in den jungen 
Bundesländern kommt langsamer in Gang, als voraus-
sehbar war. Das Zusammenbrechen des Ostmarktes, 
die ungeklärten Eigentumsfragen, schleppende Ge-
nehmigungsverfahren und Verwaltungsentscheidun-
gen sind Gründe dafür. Ein besonders schwerwiegen-
der Grund jedoch, der sich in seiner ganzen Dramatik 
gleichsam Monat für Monat scheibchenweise immer 
deutlicher darstellt, ist die katastrophale Umwelthin-
terlassenschaft von 40 Jahren SED-Herrschaft. Sie 
gefährdet nach wie vor, wenngleich auch schon 
wesentlich weniger, die Gesundheit der Menschen in 
den jungen Bundesländern durch Emissionen von 
Schadstoffen, durch teilweise qualitativ schlechtes 
Trinkwasser, verseuchte Böden, fehlende Abwasser-
behandlung und wilde Deponien. Sie gefährdet aber 
nicht minder den wirtschaftlichen Aufschwung durch 
das schier unermeßliche Ausmaß von Altlasten. 

Soll in den jungen Bundesländern eine erfolgreiche 
ökonomische Sanierung Platz greifen, bedarf es vor-
geschaltet und begleitend gleichermaßen einer ange-
messenen ökologischen Sanierung. Die Bundesregie-
rung  hat mit dem Gemeinschaftswerk Aufschwung 
Ost, in dem das Aktionsprogramm ökologischer Auf-
bau enthalten ist, ein Ins trument geschaffen, bei dem 
Prioritäten gesetzt werden zur Bekämpfung der 
schlimmsten Umweltschäden in den neuen Bundes-
ländern. 

800 Millionen DM stellte die Bundesregierung 1991 
und 1992 für ein Umweltschutzsofortprogramm und 
für Pilotvorhaben zur Verfügung. Als vordringlichste 
Aufgaben erwiesen sich u. a. die Verbesserung der 
Trinkwasserversorgung, Maßnahmen zur Abwasser-
beseitigung sowie Emissionsentlastungen durch Um-
stellung von Feuerungsanlagen von Braunkohle auf 
Öl oder Erdgas. 

AB-Maßnahmen haben sich hierbei besonders 
bewährt. Deshalb, meine ich, kann es auch gar nicht 
anders sein, als daß die AB -Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes ohne Abstriche und unter 
Bereitstellung von Mitteln für Sachkosten weiterge-
führt werden, da sonst Anschlußprojekte oder länger-
fristige Vorhaben elementar gefährdet sind. 

Ein Investitionshemmnis besonderer Art stellen die 
Altlastenflächen dar, die auf rund 50 000 geschätzt 
werden. Sie zu erfassen und zu bewerten bindet aber 
ebenso Arbeitskräfte wie der dringend notwendige 
Aufbau einer leistungsfähigen Entsorgungs- und Ver-
wertungsinfrastruktur. Hierbei spielen zu errichtende 
Bodensanierungszentren, Abfallbehandlungs- sowie 
Recycling-Anlagen, die sich der ganzen Palette 
moderner physikalischer, chemischer, biologischer 
und thermischer Entsorgungs- bzw. Verwertungs-

techniken bedienen, eine besondere Rolle. Sie schaf-
fen die Voraussetzung für das Wiederansiedeln von 
Indus trie und Gewerbe und sichern vor allem Arbeits-
plätze in zukunftsträchtigen Industriezweigen. 

Der wirtschaftliche Aufschwung in den jungen 
Bundesländern ist mit dem Wohnungsneubau sowie 
der Sanierung und Privatisierung kommunaler Woh-
nungen untrennbar verbunden. Allein durch Umstel-
lung der Heizungssysteme sowie durch Maßnahmen 
zur Wärmedämmung lassen sich Energie einsparen 
und Emissionsabsenkungen in beträchtlichen Grö-
ßenordnungen erzielen sowie Tausende von Arbeits-
plätzen sichern. Aber schon jetzt ist ein Arbeitskräfte-
mangel im Baugewerbe eingetreten, den es durch 
gezielte Umschulungs- und Ausbildungsmaßnahmen 
schnellstens auszugleichen gilt. 

Meine Damen und Herren, mit dem Gesetz zur 
Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisierung 
und zur Förderung von Investitionen vom 22. März 
1991 wurde die Möglichkeit für Investoren zur Frei-
stellung von Altlasten festgeschrieben. Das ist eine 
durchaus willkommene marktwirtschaftliche Rege-
lung, die eigentlich investitionsfördernd wirken sollte. 
Wenn aber, wie beispielsweise in Thüringen, Tau-
sende Anträge auf Freistellung seit Monaten einer 
Bescheidung harren, dann wird diese Regelung zur 
Farce. Ganze drei positive Bescheide hat es bisher 
lediglich gegeben. Das hat fatale Folgen: Die Investo-
ren reagieren verunsichert, weitere Investitionen und 
damit Arbeitsplätze werden in Frage gestellt. 

(Siegrun Klemmer [SPD]: Und was machen 
wir?) 

Angesichts der angespannten Finanzlage können 
die Länder die Mittel dafür nicht allein aufbringen. 

(Siegrun Klemmer [SPD]: Richtig!) 

Dennoch sollte im gemeinsamen Kontext eine 
schnelle Lösung gefunden werden, zumal die Gelder 
ja nicht jetzt, sondern in aller Regel erst in Jahren fällig 
werden. Hier ist dringender Handlungsbedarf gebo-
ten; sonst wird neben den ungeklärten Eigentumsfra-
gen und den langwierigen Verwaltungsentscheidun-
gen ein weiteres Investitionshemmnis hinzugefügt, 
das die Sicherung von Arbeitsplätzen in Frage 
stellt. 

Meine Damen und Herren, als besondere umwelt-
politische Erblast stellen sich die Folgen des Uranerz-
bergbaus in Thüringen und Sachsen dar. Auf einer 
Fläche von insgesamt 1 500 Quadratkilometern gibt 
es 34 größere Verdachtsflächen, die mit Sicherheit 
einer Sanierung zugeführt werden müssen. Allein im 
Sanierungsbetrieb der Wismut GmbH sind gegen-
wärtig mehr als 6 300 Beschäftigte mit Sanierungsauf-
gaben betraut, was erheblich zur Stabilisierung des 
Arbeitsmarktes dieser Region beiträgt. Darüber hin-
aus sind im Rahmen der Wismut GmbH innerhalb von 
Arbeitsförderungsgesellschaften mehr als 4 000 Be-
schäftigte in Aus- und Weiterbildung. 

Dennoch verläuft auch hier die Entwicklung nicht 
wie gewünscht. Die für die einzelnen Sanierungspro-
jekte erforderlichen Genehmigungen nehmen oft 
Monate in Anspruch mit dem Ergebnis, daß die 
notwendigen Sanierungsaufgaben nicht wahrgenom- 
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men werden können, Beschäftigte untätig bleiben 
müssen und kostenintensive Technik stillsteht. 

Hier bedarf es in Zukunft einer wesentlich besseren 
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern sowie 
einer Straffung der Genehmigungsverfahren. Nur so 
können die Mittel, die seitens des Bundeswirtschafts-
ministeriums in Höhe von jährlich 900 Millionen DM 
zur Verfügung gestellt werden — und das sind ja unser 
aller Steuergelder —, abfließen. 

Lassen Sie mich zum Thema Wismut noch eine 
Anmerkung machen. Es hat in der Presse geradezu 
eine Kampagne gegen die Wismut-Region gegeben. 
Die kommunalen Träger der Verantwortung und auch 
die Investoren haben sich davon nicht schrecken 
lassen. Am 16. September 1992 konnte Umweltmini-
ster Töpfer — das finde ich besonders bemerkens-
wert — den ersten Spatenstich für eines der größten 
Industriegebiete Ost-Thüringens mit 100 ha vorneh-
men, das in der Endstufe insgesamt 2 500 Arbeits-
plätze sichert. 

Meine Damen und Herren, im Haushaltsplan 1993 
ist für das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit eine Mittelkürzung von 3,5 % 
gegenüber 1992 inklusive Nachtragshaushalt vorge-
sehen. Die effektive Kürzung gegenüber dem 
ursprünglichen Plan liegt damit also noch weit höher. 
Angesichts der nach wie vor gravierenden Umwelt-
schäden in den jungen Bundesländern erscheint diese 
Kürzung aus meiner Sicht unvertretbar. Um die ABM-
Maßnahmen im Umweltschutz in gleicher Qualität 
und Quantität weiterzuführen, bedarf es dringend der 
Mittelfortschreibung. 

Mir ist völlig klar, daß der Haushalt 1993 ein 
Sparhaushalt sein muß. Allerdings scheinen mir die 
Prioritäten hier nicht richtig gesetzt zu sein. Sollen die 
ostdeutschen Länder wirtschaftlich nicht noch mehr 
veröden, bedarf es weiterer großer Anstrengungen 
und eben auch Mittel, um Altlasten zu beseitigen und 
das Umweltschutzniveau so schnell wie möglich dem 
in den alten Bundesländern anzugleichen. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Dazu brau

-

chen Sie nur ein paar Spaten!) 
Wiewohl zahlreiche umweltschutzrelevante Vorha-

ben  in anderen Haushalten eingestellt sind — z. B. 
Trinkwasserversorgung im Bundesministerium für 
Gesundheit und Wismut-Sanierung im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft —, scheint mir der Stellenwert 
des Umweltschutzes nicht richtig gewichtet zu sein. 
Erst wenn hier nachgebessert wird, können auch 
Arbeitsplätze in den jungen Bundesländern für den 
Umweltschutz weiterhin gesichert und neue geschaf-
fen werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Wieland Sorge. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Osten steht in Flammen — so war in 
den letzten Wochen und Monaten oft durch die 
Medien zu hören und zu sehen. Viele Menschen 
hatten sich sehr schnell daran gewöhnt, daß jeden 

Abend neue Greueltaten Verbreitung fanden: vor den 
Asylbewerberheimen oder in Stadien. Ganz beson-
ders schrecklich empfanden die Menschen in 
Deutschland und in der Welt, daß diese Randale von 
14- bis 20jährigen Jugendlichen begangen wurde. 

Ich glaube, wir sind uns alle einig, daß wir jede Art 
von solcher Gewalt ablehnen. Aber ich möchte versu-
chen, aus der Entwicklung der letzten zweieinhalb 
Jahre um etwas Verständnis für die Situation der 
Jugendlichen bei uns in den neuen Bundesländern zu 
werben, und Sie dafür zu gewinnen, daß Sie unserem 
Antrag zustimmen; denn er ist außerordentlich wich-
tig. 

Ich möchte mich dabei weniger auf die Gruppierun-
gen konzentrieren, die hier ebenfalls einbezogen 
sind, nämlich die Behindertensportler, die Senioren 
oder auch die im Erwachsenensport tätigen Men

-

schen. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Das wäre 
aber sehr wichtig!) 

— Wir werden darauf auch zu sprechen kommen. 
Aber die Realität der Jugend ist für uns so wichtig, daß 
ich heute die Gelegenheit nehmen möchte, über diese 
Probleme etwas ausführlicher zu sprechen. 

Die letzten zwei Jahre waren von dem totalen 
Umwandlungsprozeß eines 16-Millionen-Volkes ge-
prägt. Nichts, aber auch gar nichts der bisher gewohn-
ten und beherrschten Lebensumstände hatte Bestand. 
Alles wurde auf den Kopf gestellt. Unter der Vorstel-
lung, alles im Leben, was man bisher gemacht hat, war 
falsch, leiden die Menschen in den neuen Bundeslän-
dern heute noch. Mit dieser Tatsache werden sie 
einfach nicht fertig. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Das ist ja 
keine Tatsache!) 

Schlagartig änderte sich das ganze Leben. Alle 
lebensnotwendigen Schritte wie Arbeitsplatz, Woh-
nungssuche, Behördengänge, Weiterbildung, Qualifi-
zierung, Kindergartenplatzbeschaffung, Schulausbil-
dung der Kinder, Aushandlung von Krediten, 
Abschluß von Versicherungen, Verhandlungen mit 
Gewerbe und Dienstleistungen mußten plötzlich 
allein und ohne jegliche Erfahrung auf diesem Gebiet 
realisiert werden. Das führte logischerweise zu Feh-
lern, die die Menschen in eine Situation hineinge-
bracht haben, mit der sie nicht mehr fertigwunden. 

Ich denke an solche Dinge, daß man Kredite aufge-
nommen hat, die zur Verschuldung der Familie 
geführt haben, daß man Versicherungsvertretern auf 
den Leim ging, weil man keine Erfahrung hatte, und 
durch die Versicherungsprämien ebenfalls eine Ver-
schuldung eintrat. All diese Dinge haben dazu 
geführt, daß die Menschen immer mehr Angst hatten, 
diese Probleme, die auf sie zukamen und mit denen sie 
keine Erfahrung hatten, nicht lösen zu können. Die 
Ängste steigerten sich durch andere Dinge, die die 
Leute ebenfalls bewältigen mußten. 

Zum erstenmal wurden sie damit konfrontiert, daß 
sie ihre Arbeit verlieren können. Die Angst, den 
Arbeitsplatz zu verlieren, führt logischerweise zu 
Spannungen im Arbeitsprozeß, aber auch in der 
Familie. 
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Die Menschen, die gewohnt waren, daß alle etwa 
gleiche Löhne bekamen — zwischen Arbeiter und 
Arzt war die Verdienstspanne ganz gering —, hörten 
plötzlich, daß es Menschen gibt, die 1 000 DM verdie-
nen, und andere, die 10 000 DM und mehr verdienen. 
In erster Linie werden da die Politiker herangezogen. 
Das ist nach den letzten 40 Jahren einfach nicht in die 
Köpfe der Menschen hineinzubringen. 

Die Angst, durch Erhöhung von Miete und Neben-
kosten die Wohnung zu verlieren, war bisher nie ein 
Thema gewesen und führt nun ebenfalls zur Verschär-
fung der Spannungen in der Familie. 

Ganz besonders stark sind die Spannungen bei den 
Eigenheimbesitzern. Die Eigenheimbesitzer, die es 
mit viel Initiative geschafft haben, ein solches Haus für 
die Zukunft, für ihr Alter zu bauen, haben plötzlich 
Angst, daß sie infolge von Kurzarbeit oder Arbeitslo-
sigkeit nicht mehr in der Lage sind, die Kosten zu 
tragen, und aus ihrem Eigenheim vertrieben wer-
den. 

Die größte Herausforderung für das Denken und 
Handeln bildet aber die bisher nicht vorstellbare 
Arbeitslosigkeit. Eine Situation dieser Größenord-
nung übersteigt das Vorstellungsvermögen der Men-
schen im Osten. Dies ist gegenwärtig für viele Men-
schen gleichbedeutend mit dem eigenen sozialen 
Untergang, mit dem Verfall der Familie, mit der 
wirtschaftlichen Perspektivlosigkeit des Ostens. Sie 
sehen sich als ohnmächtige Leidtragende. Solange 
immer noch Arbeitsplätze vernichtet werden und 
weniger Arbeitsplätze entstehen, als bisher Arbeits-
lose existieren, haben die Menschen irgendwie die 
Hoffnung verloren, daß es vorwärtsgeht. Sie fühlen 
sich von einigen Politikern getäuscht. 

Das alles hat dazu geführt, daß sie auf der einen 
Seite Angst vor der Zukunft haben, andererseits aber 
auch eine innere Wut empfinden, weil das nicht 
eintrifft, was sie sich einmal vorgestellt und vorge-
nommen haben um ihre Entwicklung voranzubrin-
gen. In dieser Hinsicht sehen sie sich verlassen. All 
diese Dinge werden jeden Tag in den Familien 
ausgetragen mit aller Wut, mit allen möglichen Emo-
tionen. Damit werden unsere Kinder und Jugendli-
chen ständig bombardiert. Diese Dinge werden auf 
der Straße fortgesetzt. 

Keiner jedoch gibt den Jugendlichen einen Rat-
schlag, wie man diese Dinge lösen kann. Wenn schon 
die Erwachsenen mit diesen Problemen nicht fertig-
werden, wie sollen es die Jugendlichen mit ihren 
geringen Erfahrungen und mit ihrer geringeren 
Standfestigkeit schaffen? 

Nun werden Sie fragen, wie es mit den Jugendli-
chen selbst aussieht. Die Probleme, die von den 
Erwachsenen ohne Lösungsmöglichkeiten auf sie 
abgewälzt, abgetragen werden, werden noch durch 
die eigenen Probleme verstärkt, die die Jugendlichen 
haben. Sie mußten ein völlig neues Schulsystem 
sowohl in bezug auf die Organisation als auch auf die 
Inhalte übernehmen. Die Anforderungen wurden viel 
größer, und der sogenannte Streß zog auch in die 
Schule ein und vergrößerte das ganze Spannungs-
feld. 

Aber auch Jugendarbeitslosigkeit und nicht immer 
vorhandene Ausbildungsplätze verschärften die Pro-
bleme der Jugendlichen so, daß die Probleme der 
Erwachsenen und die der Jugendlichen zusammen-
trafen. Aber Lösungsmöglichkeiten wurden nicht 
gegeben. Nun stellt man  sich die Frage: Wer hilft 
ihnen eigentlich dabei, diese Probleme zu lösen? 

(Dr. Harald Kahl [CDU/CSU]: Sie!) 

— Ja, genau. Ich werde darauf eingehen. Ich wollte 
allerdings kein Szenario malen, wie schlecht es ist. Ich 
möchte nur Verständnis für die Jugendlichen bei 
Ihnen entwickeln 

(Beifall bei der SPD) 

und will versuchen, gerade den Menschen, die in Not 
geraten sind und ihre Probleme nicht lösen können, 
bei der Bewältigung ihrer Probleme zu helfen. Das ist 
mein Ziel. Ich will nichts anderes. 

Ich bin wie Sie der Meinung, daß es viele Jugend-
liche gibt, die ein ausgewogenes Leben führen, die 
uns keine Sorgen machen. Aber wir können nicht die 
Fernsehbilder ansehen und sagen, daß wir die Gewalt 
verurteilen, und uns dann im Sessel zurücklehnen und 
nichts tun. Deshalb möchte ich versuchen, bei Ihnen 
wenigstens Verständnis für die Situation zu wek-
ken. 

(Beifall bei der SPD) 

Früher war die Schule eine Möglichkeit, die Pro-
bleme, die die Jugendlichen hatten, mit den Lehrern 
zu beraten und Lösungswege zu finden. 

(Dr. Paul Krüger [CDU/CSU]: Du meine 
Güte!) 

— Ich rede jetzt nicht vom Unterricht, sondern von den 
Möglichkeiten, die man außerdem hatte. Es klingt 
jetzt oft so, als hätte es überhaupt keine verständnis-
vollen Lehrer gegeben, als hätten alle nur den Sozia-
lismus hochhalten wollen. Es gab auch Lehrer, die 
Verantwortung spürten, die Liebe zu den Kindern 
entwickelt hatten und sich mit den Jugendlichen und 
den Kindern verbunden fühlten. Wenn Sie das nicht 
einsehen, Herr Krüger, sind Sie wahrscheinlich in eine 
Schule gegangen, wo das nicht möglich war. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt sicher viele Lehrer, die das nicht getan haben. 
Aber ein Pauschalurteil darüber abzugeben ist nicht 
angebracht. 

Eine andere Sache ist noch wichtig . Die Schule war 
ja im Neuaufbau, und so hatten die Lehrer eigentlich 
mit sich selbst zu tun. Die Angst der Lehrer, daß sie 
entlassen werden könnten, ihre Existenzangst, die bis 
zu diesem Jahr anhielt, wurde auch auf die Schüler, 
auf die Jugendlichen übertragen. Wenn Sie in den 
letzten Wochen mit Jugendlichen über diese Frage 
diskutiert haben, werden Sie gehört haben, daß die 
Lehrer auch dieses Problem auf sie abgewälzt 
haben. 

Zu erwähnen sind auch noch die Einrichtungen, die 
früher in erster Linie dem Staat dienten, um seine 
Politik und seine Ideologie zu verbreiten. Aber diese 
Jugendklubs, Jugendkinos, Jugenddiskos und viele 
andere Einrichtungen für die Jugend waren auch 
Stätten der Begegnung. Sie wurden genutzt, um über 
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die Probleme zu sprechen. Die Jugendlichen fanden 
sich dort zusammen, um untereinander bestimmte 
Fragen zu besprechen und nicht nur der Ideologie der 
Verantwortlichen zu folgen, die in diesen Häusern 
natürlich auch ihre Möglichkeiten suchten. Man muß 
immer versuchen, das real zu sehen. 

Diese Häuser und diese Klubs existieren heute nur 
noch in ganz geringer Zahl, weil sie zum größten Teil 
zweckentfremdet und in andere Einrichtungen, z. B. 
Spielhöllen, verwandelt wurden. Weil die Jugendli-
chen weniger Möglichkeiten haben, sich zusammen-
zufinden, hat sich der Entwurzelungsprozeß fortge-
setzt. Die Jugendlichen können sich gegenwärtig 
kaum in der Gesellschaft orientieren. 

Wenn Sie einmal in die Schulen gehen — ich tue das 
sehr häufig —, dann werden Sie sehen, daß die 
Jugendlichen heute eher geneigt sind, Meinungsver-
schiedenheiten untereinander mit Gewalt auszutra-
gen. Sie sind natürlich auch sofort bereit, den Leuten, 
die diese Gewalt predigen, ihr Ohr zu leihen. Das 
führte letztlich auch dazu, daß sie glaubten, denjeni-
gen folgen zu müssen, die die einfachste Lösung 
anbieten. Man versucht nun für die Probleme, die man 
nicht lösen kann, die Schwächsten verantwortlich zu 
machen. Das waren in dem Fall die Menschen in den 
Asylbewerberheimen. 

Damit komme ich zu der Lösungsmöglichkeit. Eine 
der größten Herausforderungen dieser Zeit für den 
Sport besteht darin, daß er nicht mehr nur die Kom-
ponente haben soll, Gesundheit zu entwickeln. Ich 
sehe den Sport in den neuen Bundesländern heute 
vielmehr in erster Linie als eine sozialpolitische 
Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wir müssen versuchen, Wege zu finden, damit der 
Sport dieser Aufgabe gerecht wird. 

Ich will die Lage im Bereich der Sportvereine 
zwischen 1989 und 1991 vergleichen und Ihnen einige 
Zahlen nennen, die zeigen, daß wir auf diesem Gebiet 
noch nichts erreicht haben. In diesem Zeitraum gab es 
in Brandenburg 140 000 Austritte, in Mecklenburg-
Vorpommern 100 000, in Sachsen-Anhalt 200 000, in 
Thüringen 170 000 aus den Vereinen. Noch viel 
schlimmer ist die Meldung, daß beispielsweise in 
Leipzig von ehemals 36 000 Kindern, die in den 
Vereinen verankert waren, nur noch 9 500 übrigge-
blieben sind. Bei den Jugendlichen sieht es etwas 
besser aus. Von 11 000 sind immerhin noch 4 000 in 
den Vereinen tätig. Das sollte für uns das Signal sein, 
daß wir die Masse der jungen Menschen nicht erfas-
sen. 

Deshalb haben wir einen neuen Plan aufgelegt und 
gesagt: Wir müssen dem Sport die Möglichkeit geben, 
diese Jugendlichen zu erfassen, damit sie einerseits 
dem Sport nachgehen und sich gesund erhalten kön-
nen, also eine sinnvolle Freizeitbeschäftigung haben, 
aber andererseits in den Vereinen auch kommunizie-
ren und ihre Probleme beraten können, damit ein 
Entspannungsprozeß innerhalb der Jugend herbeige-
führt wird. Dazu müssen wir die Voraussetzungen 
schaffen. 

In dieser Frage gehen wir mit der Koalition zusam-
men; denn hinsichtlich der Erkenntnisse, die die 
Koalition über die Sportstätten in den neuen Bundes-
ländern gesammelt hat, sind wir uns, glaube ich, alle 
einig. Auch Herr Tillmann und Herr Hansen und 
andere sind zu den gleichen Erkenntnissen gekom-
men, daß einerseits die Sportstätten für die Vielzahl 
der Jugendlichen, die wir einbeziehen wollen, nicht 
ausreichen, daß sie andererseits in einem so desolaten 
Zustand sind, daß sie für den Sport nicht genutzt 
werden können. 

Deshalb haben wir gesagt: Wenn wir uns dieser 
Frage stellen und den Jugendlichen ein Signal setzen 
wollen, dann müssen wir uns alle — Kommune, Land 
und Bund — gemeinsam zu dieser Aufgabe beken-
nen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Das bedeutet, daß wir Möglichkeiten schaffen müs-
sen, die uns bisher durch die Verfassung verwehrt 
waren. Aber wenn es 1960 möglich war, den Bund in 
den Goldenen Plan, in dieses Boot der Finanzierung, 
hineinzunehmen, warum soll uns das heute in dieser 
angespannten Situation nicht möglich sein? 

(Beifall bei der SPD) 
Deshalb bitte ich um Ihre Zustimmung, damit wir 

diese 100 Millionen DM als etwas Positives und im 
Verhältnis zu dem sehen, was möglicherweise durch 
Randale und Gewalt zerstört wird. Zum andern sollte 
insgesamt eine Verbilligung eintreten. 

Auch die Möglichkeit, in den Vereinen Ausländer 
zu integrieren, könnte dazu führen, daß die Jugendli-
chen ein anderes Verhältnis zu Ausländern haben, 
die bisherigen Spannungen abgebaut werden, sich 
ein Verständnis füreinander entwickelt und Schritte in 
eine positive Richtung möglich sind. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
PDS/Linke Liste) 

Die Jugendlichen im Boxring, auf den Matten, in 
Turnhallen und auf Sportplätzen sind uns lieber als 
randalierende Jugendliche vor Asylbewerberheimen 
oder Stadien. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Paul Krüger. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der real 
gescheiterte Sozialismus hat uns in fast allen Berei-
chen des Lebens Aufgaben hinterlassen, an deren 
Lösung wir noch lange arbeiten müssen; leider. 

Wenn wir die zum Teil maroden Sportanlagen in 
den neuen Bundesländern sehen, sollten wir uns 
deutlich machen: Es handelt sich nicht um Folgen der 
Wiedervereinigung Deutschlands, sondern um Re-
likte aus 40jähriger sozialistischer Mißwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der F.D.P.) 
Der Hochleistungssport war in der DDR eines der 

Hätschelkinder; das wissen Sie. Doch selbst für dieses 
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Hätschelkind konnten im scheiternden Sozialismus 
seit Anfang der 80er Jahre praktisch keine Gelder für 
die Bauerhaltung bereitgestellt werden. 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

— „Fast", habe ich gesagt, „kaum". 

Die Folgen sind katastrophal. Unter den Menschen 
in den neuen Bundesländern wird behauptet — zu-
mindest von einigen, die ich kenne —, in 40 Jahren 
Sozialismus sei mehr Bausubstanz verfallen, als im 
gesamten Zweiten Weltkrieg vernichtet wurde. Ob 
diese Behauptung wahr ist, vermag kaum jemand zu 
prüfen; wahr ist jedoch, daß allein im Bereich der 
Sportstättensanierung der neuen Bundesländer Auf-
gaben anstehen, die — da hat Herr Sorge zweifelsfrei 
recht — nicht kurzfristig lösbar sind. 

Dennoch, meine Damen und Herren von der SPD, 
das Szenario, das Sie aufbauen, ist nicht richtig. 

Lassen Sie mich verdeutlichen, in welchem Maße 
sich der Bund für den Leistungssport in den neuen 
Ländern engagiert hat, im Gegensatz zu dem Staat, 
den Sie hier preisen. 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

Es begann mit dem Haushalt 1990, als wir gerade in 
das neue System übergegangen sind und noch im 
dritten Nachtragsetat zusätzlich Mittel für den inner-
deutschen Sportaustausch sowie für den Ausbau und 
Aufbau demokratischer Sportstrukturen bereitgestellt 
wurden. 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

In den Jahren 1991 und 1992 haben wir diese Maß-
nahmen verfestigt und insgesamt jeweils nahezu 
100 Millionen DM für Sportstätten in den neuen 
Bundesländern ausgegeben. 

Damit konnten Olympiastützpunkte ausgebaut und 
Bundes- und Leistungszentren eingerichtet werden; 
über 550 haupt- und nebenamtliche Trainer wurden 
beschäftigt; die Stiftung Deutsche Sporthilfe wurde in 
die Lage versetzt, den Spitzensportlerinnen und Spit-
zensportlern aus den neuen Bundesländern Absiche-
rungen zu geben; erstmals konnten im Gebiet der 
ehemaligen DDR Maßnahmen zum Aufbau eines 
kontinuierlichen Behindertensports in Angriff genom-
men werden; 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

und sofort wurde mit der Sanierung von Sportstätten 
für den Hochleistungssport und mit dem behinderten-
gerechten Ausbau von Breitensportanlagen begon-
nen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Dr. Krüger, lassen Sie eine Zwischenfrage aus den 
Reihen der PDS/Linke Liste zu? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Nein! 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Sie haben 
Angst vor der Frage!) 

— Ich kann mir sehr gut vorstellen, meine Damen und 
Herren von der PDS, daß Ihnen das wehtut, was ich 
hier sage. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Keine 
Ahnung haben Sie!) 

Auch durch dieses Bündel von Maßnahmen konnte 
vielen Sportlerinnen und Sportlern in den neuen 
Bundesländern wieder Vertrauen gegeben werden. 
So konnte die zunächst zu beobachtende Auswande-
rungswelle — das ist wahr — von Sportlerinnen und 
Sportlern sowie Trainerinnen und Trainern weitge-
hend gestoppt werden. Auch der Leistungsstandard 
konnte gesteigert oder wenigstens gehalten werden, 
was auch die Ergebnisse der letzten Weltmeister-
schaften und Olympiaden deutlich bewiesen haben. 

(Zuruf der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS/Linke 
Liste]) 

— Ich habe durchaus sehr guten Kontakt zu einem 
Sportklub und bin dort Mitglied. 

Als erfreulich ist im Bereich des Sports festzustellen, 
daß die Entwicklung günstiger ist, als Sie, meine 
Damen und Herren von der SPD und insbesondere 
von der PDS, sie uns heute darstellen wollten. Sie 
sollten z. B. den Zustandsbericht des Präsidenten des 
thüringischen Landessportbunds lesen. 

(Dr. Ruth Fuchs [PDS/Linke Liste]: Den habe 
ich gelesen!) 

Herr Professor Thies hat do rt  sehr deutlich gemacht 
— darauf will ich besonders hinweisen —, daß man es 
vor allem mit eigener Kraft angehen muß und daß 
man, wenn man das tut, die Chance bekommt, es zu 
schaffen. Vor allem in Thüringen sind recht gute 
Erfolge erreicht worden. 

(Zurufe von der PDS/Linke Liste) 

Auch dies hat sich mittlerweile herumgesprochen: 
Ein freiheitlicher Sport kann nicht von oben oktroyiert 
werden, sondern er muß sich von unten heraus auf 
einer breiten Basis entwickeln. Diese Grundvoraus-
setzung eines freien Sports 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Hier gibt es 
einen freien Sport?) 

sollte niemand unterschätzen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Herr Sorge, Sie haben sich einen Freudschen 
Versprecher geleistet — ich sehe Ihnen das nach —, 
indem Sie gesagt haben: „Die Kinder wurden gesam-
melt. " Ich will den Wert, den der Sport auf die 
Kindererziehung haben kann, gar nicht unterschät-
zen. Doch ich will damit sagen, daß nicht alles nur 
positiv war. 

Mit dem Staat vor Augen, der alles regeln kann und 
alles regeln soll, werden wir die Probleme in den 
neuen Bundesländern keineswegs lösen. 

Bedenken Sie auch: Der Staat, auch die Bundesre-
publik Deutschland, ist kein nimmermüder Wohl-
standsautomat. Sport ist eine wichtige Aufgabe unse-
rer Gesellschaftspolitik. Dazu stehen wir; dazu 
bekennen wir uns. 

Wir bekennen uns aber auch dazu, freie Kräfte sich 
entfalten zu lassen, ihnen zu helfen, sich zu entfalten, 
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und sie zu unterstützen, damit sie die Aufgaben, die 
sie aus freiwilliger Verantwortung übernommen 
haben, sachgerecht auf der Basis von Föderalismus 
und Subsidiarität erfüllen können. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Dr. Krüger, darf ich fragen, ob Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Sorge beantworten? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Eine Zwischen-
frage von Herrn Sorge beantworte ich gerne, wenn Sie 
mir das nicht auf die Zeit anrechnen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das tue 
ich nicht. Bitte schön, Herr Sorge. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Dr. Krüger, da Sie sagen, 
daß die Bundesrepublik kein Wohlstandsstaat ist und 
daß sie nicht alles leisten kann, was notwendig wäre, 
frage ich Sie: Wie stehen Sie denn zu der Grundge-
setzregelung, daß die Lebensverhältnisse in allen 
Teilen Deutschlands gleich sein sollen, wenn sie die 
Zahlen gegenüberstellen, wonach 6 bis 8 % der Men-
schen in den neuen Bundesländern Sport treiben 
— diese Zahlen stammen nicht von mir —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein dyna-
mischer Prozeß!) 

in den alten Bundesländern aber 30 bis 40 %? Aus 
diesem Grund muß ich sagen, daß die Lebensverhält-
nisse nicht ausgewogen und gleich sind. Die anderen 
Zahlen, die ich hier benutzt habe, stammen von Herrn 
Grünbeck, nicht von mir. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Was fragen Sie? 

Wieland Sorge (SPD): Ich frage Sie, ob Sie bereit 
sind, dafür zu sorgen, daß die Lebensverhältnisse auf 
diesem Gebiet einander angenähert werden, wo ein 
Gefälle von 6 % zu 40 % besteht. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Herr Sorge, eines 
können Sie mir glauben, und das wissen Sie auch, da 
wir zusammen in einem Ausschuß sitzen: daß ich 
genauso interessiert und bestrebt bin wie Sie, diese 
Defizite aufzuarbeiten. Aber es sind Defizite, die 
unter einem anderen System entstanden sind, Defi-
zite, die wir nicht zu verantworten haben. Verstehen 
Sie? 

Mir war schon seinerzeit bekannt, daß es in den 
alten Bundesländern 14 Millionen Kegler gibt. Ich 
hätte früher auch gern gekegelt. Es war leider nicht 
möglich, weil wir in einer Stadt mit 100 000 Einwoh-
nern ganze zwei Kegelanlagen hatten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Wir sollten uns gemeinsam bemühen, das aufzuarbei-
ten. Aber wir können es — das habe ich soeben 
anzudeuten versucht — nur in einem Rahmen 
machen, der finanzierbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

In den neuen Bundesländern gibt es trotz der 
genannten Defizite eine große Zahl von Sportanla-
gen. Der zum Teil katastrophale Zustand dieser Anla-
gen macht zunächst deren Sicherung dringend erfor-

derlich. Da sind wir völlig d'accord mit unseren 
Kollegen von der SPD. Jede Sportanlage, die jetzt 
verlorengeht, wird in absehbarer Zeit nicht neu errich-
tet werden können. Deshalb setzen wir uns gemein-
sam im Sportausschuß dafür ein, daß die Anlagen, 
z. B. der ehemaligen Gesellschaft für Sport und Tech-
nik, der NVA, der GUS-Einheiten, der Reichsbahn 
und anderer, den Kommunen kostenlos übertragen 
werden sollen. Auch hier sind wir völlig d'accord. Bei 
der derzeitigen Finanzsituation der Kommunen wird 
es nicht möglich sein, diesen 30prozentigen Abschlag 
auf den Zeitwert zu realisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine kostenlose Übertragung dieser Anlagen halte 
ich ebenso wie meine Kollegen deshalb für unabding-
bar. 

Als einen Schritt in die richtige Richtung betrachte 
ich in diesem Zusammenhang den angekündigten 
Verkauf des olympischen Ruderklubs in Rostock, den 
das Bundesfinanzministerium, wie ich höre, für eine 
symbolische Mark der Stadt Rostock verkaufen will. 
Die ungesicherten Eigentumsverhältnisse bei Be-
triebssportanlagen sind zu klären. Ich kann jede 
Kommune verstehen, die Investitionen scheut, die sie 
in nicht kommunales Eigentum tätigt. 

Sport ist ein Teil der kommunalen Kultur. Dies ist 
keine neue Erkenntnis. Sie steht bereits im Bericht des 
Deutschen Bundestags zum Baugesetzbuch. 

Angesichts dieser fundamental richtigen Aussagen 
hätten wir es alle sicher begrüßt, wenn der Kulturbe-
griff diese Ausdehnung spürbar erhalten hätte. Ich 
begrüße es außerordentlich, daß der Bund in den 
letzten beiden Jahren nahezu 2 Milliarden DM zur 
Erhaltung der kulturellen Substanz in den neuen 
Bundesländern aufgebracht hat. Ich bedauere jedoch, 
daß in dem einen Fall großzügig über die Verfas-
sungskompetenz hinweggegangen wurde, im Bereich 
des Sportes jedoch nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
PDS/Linke Liste) 

Hier bin ich sicher im Einklang mit meinen Kollegin-
nen und Kollegen der SPD, aber auch mit den Landes- 
und Kommunalpolitikern meiner Partei und mit vielen 
Kollegen meiner Fraktion. 

In diesem Zusammenhang ist es erstaunlich, daß die 
Kommunen die Mittel des Strukturfonds Aufschwung 
Ost in beträchtlichem Umfang genutzt haben, um 
notwendigste Sanierungsmaßnahmen an ihren Sport-
anlagen vorzunehmen. Nach meinen vorsichtigen 
Recherchen handelt es sich hierbei um Beträge in 
dreistelliger Millionenhöhe. Auch darauf wollte ich 
Sie hinweisen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
uns gar. nicht unbekannt!) 

Es sind also mindestens 100 Millionen DM. Hier wurde 
die Summe, die Sie fordern, aufgebracht, um den 
Sportvereinen den notwendigen Rahmen zu ihrer 
Entfaltung zu geben. Auch aus diesem Grund setzen 
sich viele meiner Kollegen und ich für eine befristete 
Fortführung der kommunalen Investitionspauschale 
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ein, auch um im Bereich des Sports wirksam zu 
werden. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Für ausgesprochen begrüßenswert halte ich auch den 
gestern auf Initiative der Fraktionen der CDU/CSU 
und der F.D.P. einstimmig im Sportausschuß unter-
stützten Entschließungsantrag, der auf die Erhaltung 
je einer Sportschule in jedem der neuen Bundesländer 
und der Sportschule Kienbaum zielt. 

In wenigen Wochen wird eine Erhebung der ost-
deutschen Länder vorliegen, die deutlich macht, wie 
groß der Sanierungsbedarf an Sportanlagen in den 
neuen Ländern sein wird. Vorsichtige Schätzungen 
sprechen hier von einem Volumen in Höhe von 
mehreren Milliarden DM. Damit wird deutlich, daß 
diese Aufgabe nicht von heute auf morgen und auch 
nicht von einem staatlichen Partner allein zu bewälti-
gen ist. Bei aller verständlichen Ungeduld sollten wir 
jedoch nicht vergessen, daß das Geld, das der Staat 
auch in diesem Bereich ausgibt, erst erwirtschaftet 
werden muß; zumindest sehen wir in der CDU/ 
CSU-Fraktion das so. 

Ich will, wenn es der Herr Präsident gestattet, ganz 
kurz auf die Ausführungen zur Jugendpolitik einge-
hen, Herr Sorge, weil mich das ein bißchen betroffen 
gemacht hat. Wir haben sicher in vielen Punkten 
Gemeinsamkeiten und sehen die ganze Entwicklung 
in den neuen Ländern mit Sorge. Trotz aller Umstel-
lungsprobleme, die sich hier auswirken, kann ich — es 
tut mir leid — nicht die Ansicht teilen, daß alle 
Ursachen in der Entwicklung der letzten zwei Jahre 
liegen. Ich habe das sehr positiv verfolgt. Ich habe 
selber zwei Kinder. Obwohl ich den Einfluß der Schule 
als sehr gering einschätze — darin bestätigen mich 
viele wissenschaftliche Erhebungen -, muß ich 
sagen: Die Lehrer haben sich nicht wesentlich verän-
dert. 

Meine Tochter — sie ist noch in der Schule; mein 
Großer nicht mehr — sagt mir: Ihr macht es viel mehr 
Spaß. Sie haben viel mehr Freiheit. Man geht im 
Unterricht viel lockerer miteinander um. 

Ich muß Ihnen sagen: Hooligans gab es schon vor 
sechs Jahren. Es gab damals auch schon Skinheads. 
Ich habe sie selber erlebt. Es gab Familienprobleme 
noch und nöcher. Wir hatten die höchsten Schei-
dungsquoten schon damals. Wir hatten auch schon 
damals den Alkoholismus. Das sind nicht die Pro-
bleme, die jetzt erst entstanden sind. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke 
Liste]) 

Ich teile die große Befürchtung, die unser Fraktions-
vorsitzender vor einiger Zeit im Bundestag sehr deut-
lich ausgesprochen hat: Der Ruf nach zuviel Staat 
kann nur mit Totalitarismus beantwortet werden. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Totalitarismus heißt: ein Führer. Hier habe ich genau 
wie Sie Sorgen, große Sorgen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
schon hinter uns!) 

Deshalb halte ich es nicht für gut, die Bevölkerung 
bewußt oder unbewußt zu verunsichern. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Aber 
das wollen Sie doch bei diesem Antrag nicht 

unterstellen?) 
— Nein, nicht mit diesem Antrag. Aber ich denke an 
die Ausführungen, die teilweise heute in dieser 
Debatte gemacht wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Seien Sie einmal 

ehrlich: Wollen Sie die Gemeinsamkeit?) 
Frankl hat einmal gesagt: Zu keiner Zeit war es gut, 

Menschen Verzweiflung zu predigen und sie zur 
Verzweiflung zu führen. In den neuen Bundesländern 
brauchen wir mehr denn je Mut und Initiative. Es ist 
nie gut, Menschen mit Verzweiflung zu infizieren. Es 
ist immer besser, sie gegen Verzweiflung zu immuni-
sieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Deshalb möchte ich Ihnen noch sagen: Wir sollten uns 
vor allem hüten, diejenigen, die für die katastrophale 
Hinterlassenschaft für 40 Jahre Sozialismus verant-
wortlich sind, mit denen zu verwechseln, die sich 
täglich verantwortlich bemühen, diese Folgen zu 
mildern und zu beseitigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
dem Abgeordneten Dr. Seifert für eine Kurzinterven-
tion das Wort. 

Dr. Ilja Seifert  (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Da der Kollege Krüger 
offensichtlich vor Fragen Angst hat, die von einiger 
Sachkompetenz geprägt sein könnten, erlaube ich mir 
wenigstens den Hinweis, daß die CDU/CSU in der 
Bundesrepublik Deutschland „Neu" den Behinder-
tensport nicht erfunden hat, daß es ihn schon zu 
DDR-Zeiten gab und daß er, obwohl er nicht zu den 
geförderten Sportarten gehörte, was wir damals 
immer kritisiert haben, von den Sportlerinnen und 
Sportlern seinerzeit mit erheblich weniger Schwierig-
keiten ausgeübt wurde. Ich erlaube mir, Sie darauf 
hinzuweisen, einfach einmal einige Interviews von 
Sportlerinnen und Sportlern, Medaillengewinnern bei 
den Paralympics zu lesen. Sie werden sehr deutlich 
erfahren, daß sie auf die Trainingsmöglichkeiten zu 
DDR-Zeiten mit Stolz zurückblicken. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
dem Abgeordneten Wieland Sorge zu einer Kurzinter-
vention das Wort, wobei das, damit wir uns geschäfts-
ordnungsmäßig verhalten, nicht die Antwort auf 
Herrn Seifert ist. 

Bitte schön. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Krüger, wir sind einig, 
daß wir versuchen wollen, der Jugend Möglichkeiten 
zu geben, das nicht zu tun, was wir im Fernsehen 
erlebt haben. Ich habe jetzt zwei Jahre lang regelmä-
ßig Gymnasien besucht. In der letzten Woche war ich 
in einer Diskussion mit 100 Jugendlichen auf dem 
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Land, wo gegen Asylbewerberheime noch nichts 
passiert ist. Das hätten Sie erleben sollen. Ich wollte 
eineinhalb Stunden mit ihnen sprechen. Das erste 
Thema, das sie genannt haben, war das Asylproblem. 
Ich wünsche, Sie hätten gehört, wie uns in den ersten 
Minuten die Jugendlichen beschimpft und gesagt 
haben: Ihr Politiker seid für die Deutschen da und für 
niemanden sonst; begreift das endlich; sonst habt ihr 
in Bonn nichts verloren. Das war für mich so besorg-
niserregend, daß ich hier versucht habe, das ganze 
Problem darzustellen und um Verständnis zu bitten, 
damit wir das gemeinsam regeln. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
dem Abgeordneten Uwe Lühr das Wort. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auf den ersten Blick 
erscheint es recht merkwürdig, daß der Ältestenrat 
den Antrag „Sofortprogramm zur Förderung des 
Sports in den neuen Ländern" in einer Reihe einge-
ordnet hat mit den Anträgen „Gemeinschaftsinitiative 
Neue Länder" und „Mehr Arbeit durch mehr Umwelt-
schutz in den neuen Bundesländern".  

Beim zweiten Blick, meine ich, erschließt sich die 
innere Logik. Es geht gar nicht in erster Linie um die 
Malaise des ostdeutschen Sports. Denn daß es dem 
ostdeutschen Sport nicht gerade gut geht, das weiß 
jeder, der mit offenen Augen und Ohren in den neuen 
Bundesländern unterwegs ist. 

Noch frisch im Gedächtnis sind auch die Schlagzei-
len der letzten Wochen. Das Ende der ABM-Politik 
treffe den Sport im Osten ins Mark, hieß es. Ein 
dramatischer Appell „Rettet den Ostsport" und vom 
unaufhaltsamen freien Fall des Ostsports war da zu 
lesen. Der DSB will einen Goldenen Pl an  Ost; der DSB 
hält am DDR-System fest, hieß es da, womit 18 von 
früher 26 Kinder- und Jugendsportschulen gemeint 
waren, die der DSB nun in den neuen Bundesländern 
weiter betreiben will. 

„Die Planer der Erfolge von morgen müssen heute 
um Geld betteln", so machte „Die Welt am Sonntag" 
einen Bericht über das dem BMI unterstehende Insti-
tut für Forschung und Entwicklung von Sportgeräten, 
kurz FES, auf, das als High-Tech-Schmiede im Hin-
terhof die sogenannten Pink Panthers, die schnellen 
Boote, und die heißen Rennräder gebaut hat, die für 
unsere Erfolge in Barcelona mit sorgten. 

Natürlich muß auch dem Sport in Ostdeutschland 
geholfen werden. Wie dies vom Bund aus zu gesche-
hen hat, ist im Einigungsvertrag geregelt. In Art. 39 ist 
festgelegt, daß mit der Vereinigung der Sport in den 
neuen Bundesländern nach den gleichen Strukturen 
aufgebaut und nach den gleichen Kriterien organisiert 
wird wie in der alten Bundesrepublik. Dort ist verein-
bart, daß die Erhaltung zentraler Trainingseinrichtun-
gen, die Finanzierung von Spitzenathleten und ihrer 
Trainer sowie die Sicherung des sozialen Umfelds der 
Kaderathleten zum Schwerpunkt der Förderung 
durch den Bund gehören. 

Dort ist des weiteren festgelegt, daß der Bund für 
eine Übergangszeit bis zum 31. Dezember dieses 

Jahres den in der DDR sehr vernachlässigten Breiten-
sport der Behinderten fördert. Herr Dr. Seifert, sicher 
ist schon zu DDR-Zeiten Behindertensport, auch im 
Spitzensportbereich, sehr intensiv betrieben worden. 
Das kann ich Ihnen bestätigen; meine Frau arbeitet an 
einer Körperbehindertenschule. Aber der Breiten-
sport wurde gerade in diesem Bereich arg vernachläs-
sigt; von Sportgeräten bis hin zu den einzelnen 
Geräten, die ein Behinderter braucht, ganz zu schwei-
gen. Es war schlichtweg ein Drama. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Ich habe 
das nicht bestritten! Nur, die CDU hat das 

nicht erfunden!) 

— Ja, natürlich. 

Durch eine Verdoppelung der Ansätze im Sport-
haushalt 1991 gegenüber dem Vorjahr hat der Bund 
den Einstieg in die Zusammenführung des Sports von 
Ost und West nicht unwesentlich erleichert. 

Der Rückgang der Mitgliederzahlen und auch die 
Massenaustritte vor allem der Jugendlichen sind 
durch öffentliche Gelder — das müssen wir uns 
klarmachen — nicht aufzuhalten. Diese Phänomene 
sind auch im Westen mit seinen finanzstarken Sport-
verbänden seit langem zu beobachten. „Sport ist im 
Verein erst schön" scheint für 14- bis 25jährige in ganz 
Deutschland nicht mehr zu gelten. 

Im übrigen ist Breitensport nicht Sache des Bundes. 
Das ist natürlich auch Ihnen von der SPD bekannt. 
Deshalb ist Ihr Vorschlag weniger ein Sofortpro-
gramm zur Förderung des Sports in den neuen Län-
dern als vielmehr ein Sofortprogramm, das Gewalt 
und Extremismus bekämpfen soll, ein Miniinvesti-
tionsprogramm, das Arbeitsplätze sichern soll, und 
eine — so wörtlich — „Anschubfinanzierung für ein 
demokratisches Vereins- und Verbandswesen im 
Sport". „Eine lebendige Vereinskultur" — so ist 
einige Absätze weiter zu lesen —" stabilisiert die 
Gesellschaft in Notzeiten und Umbruchsituationen." 

Nun mag die gesellschaftsstabilisierende Wirkung 
einer lebendigen Vereinskultur an anderer Stelle 
untersucht werden. Hier bleibt, meine ich, festzuhal-
ten, daß wir die Grundsätze der Autonomie des Sports 
und der Subsidiarität der Sportförderung nicht mit 
einem Vehikel unterlaufen wollen, das sich „Sofort-
programm des Bundes zur Förderung des Sports 
nennt", 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

aber in Wahrheit ein Sofortprogramm mit Ausgaben in 
der Zuständigkeit von Ländern und Kommunen ist. 
Außerdem kann durchaus bezweifelt werden, daß 
hauptberuflich besetzte Geschäftsstellen der Stadt- 
und Kreissportbünde Elementares zur Demokratisie-
rung des Vereinslebens beitragen können. 

(Uta Würfel [F.D.P.]: Jawohl! Genau!) 

Übrigens ist der Bund schon dort, wo er in eigener 
Zuständigkeit auf unterer und unterster Ebene gefragt 
war und noch gefragt ist, sehr großzügig, etwa bei der 
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Übertragung von Sportstätten auf die Gemeinden. 
Auch meine Vorredner gingen darauf ein. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: So groß-
zügig ist das nun wirklich nicht! Das wissen 

Sie ganz genau!) 

— Sie müssen mich nur zu Ende reden lassen und ein 
bißchen zuhören. Dann kommen wir meistens doch 
zusammen. 

Natürlich gibt es immer wieder Schwierigkeiten bei 
der Übertragung des Eigentums an den Sportstätten, 
weil man es mit sehr unterschiedlichen Rechtsträgern 
bei den Sporteinrichtungen zu tun hat. Es ist eben zu 
differenzieren, ob die Kommunen, die landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaften, das Ministe-
rium für Staatssicherheit, die Massenorganisationen, 
die Gesellschaft für Sport und Technik, die volkseige-
nen Betriebe oder der Deutsche Tu rn- und Sportbund 
Rechtsträger waren. Im Grundsatz — das sage ich hier 
sehr bewußt — sollten alle diese Sportstätten unent-
geltlich an die Kommunen bzw. Länder und die freien 
Träger übereignet werden, und zwar zügig. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr gut! 

Setzen Sie das in der Koalition durch!) 

— Wissen Sie, ich bin Abgeordneter dieses Parla-
ments. Ich kann mir durchaus leisten, der Regierung 
einmal ein paar kritische Worte ins Stammbuch zu 
schreiben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Die Förderung des Sports aus öffentlichen Haushal-
ten darf immer nur Hilfe zur Selbsthilfe sein. Zunächst 
ist das Engagement der sich selbst verwaltenden 
Organisationen des Sports gefragt, die ja teilweise 
über nicht unerhebliche Mittel verfügen, etwa durch 
den Verkauf von Fernsehübertragungsrechten. 

Wir müssen weiterhin darauf bestehen, daß die 
Sportorganisationen zunächst ihre eigenen Möglich-
keiten zur Finanzierung ausschöpfen. In schwierigen 
Zeiten wie diesen wird natürlich nichts gegen ein 
verstärktes Engagement des Bundes einzuwenden 
sein; aber das finanzielle Engagement in freiwilligen 
Auf- und Ausgaben darf nicht progressiv sein. 

Zwar soll die Förderung nicht abrupt auf das Nor-
malmaß zurückgeführt werden, und auch die lauf en-
den  AB-Maßnahmen sollten weich auslaufen und 
unter Umständen verlängert werden, damit bei der 
Konsolidierung auf einem niedrigen Personalniveau 
soziale Härten möglichst vermieden werden und den 
Beschäftigten Zeit zur persönlichen Zukunftsplanung 
bleibt. Aber eine Intensivierung des Engagements des 
Bundes im Sinne des Antrags der SPD lehnt meine 
Fraktion aus den vorgetragenen Gründen ab. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr 

bedauerlich!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Parlamentarische Staatssekretär Eduard 
Lintner. 

(Vorsitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die vorliegenden Ent-
schließungsanträge geben der Bundesregierung eine 
gute Gelegenheit, die öffentliche Aufmerksamkeit auf 
einige interessante Tatsachen zu lenken. 

Besonders interessant und wichtig ist die erste 
Tatsache in diesem Zusammenhang, nämlich daß die 
Bundesregierung seit Erlangung der deutschen Ein-
heit gerade der Zusammenführung des Sports ganz 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet hat. Dabei hat 
sie sich nicht nur um den Spitzensport entsprechend 
der verfassungsrechtlichen Kompetenzlage geküm-
mert, sondern gleichzeitig Maßnahmen ergriffen, um 
im Breitensport in den neuen Ländern freiheitliche 
und föderale Strukturen zu schaffen. Die Bundesre-
gierung geht davon aus, daß die Neubelebung des 
Vereinswesens, das vom DDR-Regime zerschlagen 
worden ist, nun das primäre Ziel sein muß und bereits 
einen guten Anfang genommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Lassen Sich mich von den ergriffenen Maßnahmen 
des Bundes für den Breitensport in den neuen Ländern 
nur einige nennen. Von 1990 bis 1992 hat der Bundes-
minister des Innern insgesamt 14 Millionen DM Struk-
turhilfemittel für den Aufbau demokratischer Ver-
eins- und Verbandsstrukturen in den neuen Ländern 
geleistet. Diese Mittel haben sich erkennbar positiv 
ausgewirkt, Herr Sorge. 

Den Landessportbünden wurde eine Soforthilfe in 
Höhe von 2 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Die 
Leistungszentren des Spitzensports wurden von uns 
— anders als in den alten Ländern — praktisch zu 
100 % gefördert. Sie stehen nun auch den Breiten-
sportlern zur Verfügung. Außerdem wurden durch 
diese Vollfinanzierung des Bundes die Gemeinden 
entlastet. Sie konnten dadurch Mittel verstärkt für den 
Breitensport und die Vereine zur Verfügung stellen. 

Wir wissen natürlich auch, daß die Sportanlagen in 
den neuen Ländern überwiegend marode sind. Aber 
für welche öffentlichen Einrichtungen in Ostdeutsch-
land gilt dies eigentlich nicht? Trotzdem haben Sie, 
Herr Sorge — das möchte ich Ihnen und Ihrer Partei 
entgegenhalten —, nicht den Bund aufgefordert, in all 
den Fällen, wo marode Infrastruktur vorhanden ist, 
seine Kompetenz, die er nach der Verfassung ja gar 
nicht hat, einzusetzen und dort mit Zuschüssen und 
Förderung finanziell tätig zu werden. 

Es besteht ein erheblicher Sanierungsbedarf, der 
möglichst bald erfüllt werden muß — auch darin sind 
wir uns einig —; denn erst das Vorhandensein von 
benutzbaren Sportstätten läßt ein gesundes Vereins-
leben entstehen. Aber der Bund ist nach unserer 
Verfassung nicht allzuständig, und zwar, wie hier oft 
erörtert wurde, aus gutem Grund. 

Hier sind also die Kommunen und die Länder in 
erster Linie gefordert. Sie müssen dem Sport den ihm 
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gebührenden Rang einräumen. Ich betone — das ist 
Meinung der Bundesregierung —, daß dem Sport eine 
hohe Priorität in unserem Gemeinschaftsleben 
zukommen muß. 

Die Bundesregierung ist aber der Auffassung, daß 
ein besonderes Hilfsprogramm für die Sportstättensa-
nierung durch den Bund nicht beigesteuert werden 
muß. Abgesehen davon, daß die Verfassung dem 
Bund hier enge Grenzen setzt, sollten die notwendi-
gen Maßnahmen im Rahmen der allgemeinen Hilfs- 
und Investitionsprogramme für die neuen Bundeslän-
der ergriffen werden, was im übrigen, Herr Kollege 
Sorge, der Lebensrealität wohl am ehesten entspricht. 
Denn dann kann eine praxisgerechte, lebensnahe 
Entscheidung im Rahmen dieser Prioritätenzustän-
digkeit unmittelbar vor Ort durch die Kommune bzw. 
das Land getroffen werden, die da in ihren Entschei-
dungen viel treffsicherer sind, als es etwa der Bund je 
sein kann. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Lam-
binus? — Bitte sehr, Herr Kollege Lambinus. 

Uwe Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir erklären, aus welchen Gründen der „Goldene 
Plan", der in den 60er und 70er Jahren in der alten 
Bundesrepublik sehr angebracht war, nun für die fünf 
neuen Bundesländer nicht aufgelegt werden soll? Wo 
ist denn der grundsätzliche Unterschied? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Lambinus, der 
„Goldene Plan" hatte seinerzeit ganz andere Modali-
täten vorgesehen, die hier gar nicht hilfreich wären; 
denn es waren, wenn Sie sich zurückerinnern, ganz 
erhebliche Eigenleistungen der betroffenen Kommu-
nen oder Länder erforderlich, die hier gar nicht 
vorausgesetzt werden können, 

(Widerspruch bei der SPD) 
auch angesichts der Tatsache, daß wir es hier natürlich 
mit einer viel größeren und im Grunde viel schwieri-
geren Situation zu tun haben, weil die Einrichtungen, 
vom Kindergarten, von der Kinderkrippe angefangen 
bis weiß Gott wohin, zu erneuern und zu sanieren 
sind. 

(Uwe Lambinus [SPD]: Absolut unlogisch, 
Herr Staatssekretär!) 

— Das mag Ihre Logik sein, aber ich glaube, die 
Tatsachen sprechen in diesem Fall für die Position der 
Bundesregierung. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Nein!) 

Der Bund, meine Damen und Herren, hat einerseits 
als besondere Finanzierungshilfe nach dem Auslau-
fen des Investitionsprogramms „Aufschwung Ost" 
zum 1. Januar 1992 den Fonds Deutsche Einheit um 
insgesamt 6 Milliarden DM aufgestockt, und von 
diesem Fonds stehen 40 % der Mittel unmittelbar den 
Gemeinden zu. So können die Gemeinden selbst die 
notwendigen Schwerpunkte auch im Bereich des 
Sports, etwa in der Form der Sanierung der Sportan-
lagen, setzen. 

Darüber hinaus plant die Bundesregierung, wie im 
Jahre 1991 bereits geschehen, ab 1993 erneut eine 
kommunale Investitionspauschale für zwei Jahre auf-
zulegen. Dies bedeutet zusätzliche Investitionsmittel, 
die ebenfalls, jedenfalls teilweise, von den Kommu-
nen zur Sanierung der Sportanlagen verwendet wer-
den können. Wenn Sie also genau sein wollen, dann 
gibt es das von Ihnen geforderte Programm längst, 
wenn auch jetzt verpackt in diesen pauschalen Inve-
stitionshilfen, die die Bundesregierung den Kommu-
nen gewährt. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Bloß der 
Bund beteiligt sich nicht!) 

Meine Damen und Herren, innerhalb der kommu-
nalen Investitionspauschale 1991 wurden von den 
Gemeinden in den neuen Ländern bereits insgesamt 
750 Millionen DM für soziale Einrichtungen, Sport 
und Erholung verwendet, wie es ausdrücklich in der 
Zweckbestimmung heißt. Die Gemeinden dürfen bei 
den Entscheidungen über diese Investitionshilfen den 
Sport nicht ausklammern, wenn ab 1993 den Gemein-
den erneut die kommunale Investitionspauschale 
gewährt wird. 

Und hier kann ich auch noch daran erinnern — das 
ist vorhin schon erwähnt worden —, daß der Bund 
teilweise auch kostenlos oder jedenfalls in stark ver-
billigter Form Sportstätten oder auch Sportgerät Ver-
einen und Kommunen überlassen hat — sicherlich 
auch ein Beitrag zur Förderung des Breitensports, wie 
Sie alle wissen. 

Ich muß sagen, meine Damen und Herren von der 
SPD, Sie wissen das alles genauso gut wie wir. Wenn 
Sie nun dennoch ein Sonderprogramm in der in der 
Entschließung enthaltenen Art fordern, dann wohl 
mehr, um es vorzeigen zu können, nicht aber als ernst 
gemeinte Kritik an der Sportpolitik der Bundesregie-
rung. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schmidt? — Bitte sehr, Kollege Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, wie bewerten Sie denn dann die Initiative des 
Deutschen Sportbundes, der inzwischen selbst von 
einem solchen Programm spricht und die SPD in 
diesen Fragen sehr ermuntert? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Schmidt, daß der Bedarf für 
Zuschüsse natürlich auch im Bereich des Sports ufer-
los ist, ist völlig klar, und der Deutsche Sportbund als 
ein Interessenvertreter auf diesem Feld muß diesen 
Zuschußbedarf natürlich irgendwie zum Ausdruck 
bringen. Aber auch der Sportbund hat nie erwartet, 
daß dies vom Bund, von der Bundesregierung je in 
dieser Höhe bedient werden könnte. 

(Widerspruch bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, die Sportpolitik der 

Bundesregierung ist jedenfalls auf einem guten, d. h. 
auf dem richtigen Weg, und das gilt auch für die Frage 
der Perspektiven des Sports im Jahre 1993 und spä-
ter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren! Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell 
wird die Überweisung der Vorlagen auf den Drucksa-
chen 12/2874 und 12/2815 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
andere Meinungen? — Ich sehe das nicht. Dann sind 
die Überweisungen so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, Drucksache 
12/1705. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der 
Fraktion der SPD „Mehr Arbeit durch Umweltschutz" 
auf Drucksache 12/676 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung des Ausschusses? — 
Danke. Die Gegenprobe? — Enthaltungen? — Ich 
stelle fest, daß mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen der Antrag der SPD abgelehnt worden ist. Die 
Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Wir sind damit am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes, und ich rufe die Tagesordnungspunkte 13 a 
bis c sowie die Zusatzpunkte 3 und 4 auf: 

13. a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Viertes 
Gesetzes zur Änderung mietrechtlicher 
Vorschriften (Viertes Mietrechtsände-
rungsgesetz) 
— Drucksache 12/3254 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

b) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ver-
längerung der Wartefristen für Eigenbe-
darfskündigungen in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet 
— Drucksache 12/2758 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

c) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Rudolf Schöfberger, Renate Schmidt 
(Nürnberg), Achim Großmann, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Wiederherstellung eines sozialen Miet-
rechts 
— Drucksache 12/3013 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Ilja Seifert, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
Verschiebung der 2. Mietsteigerung zum 1. Ja-
nuar 1993 um ein Jahr 
— Drucksache 12/3284 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau  

ZP 4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Chri-
stina Schenk, Dr. Wolfgang Ullm ann und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Maßnahmen zur Begrenzung des Mietpreisan-
stiegs, zur Erweiterung des Kündigungsschut-
zes und zur Erhaltung des Bestands an Miet-
wohnungen 
— Drucksache 12/3291 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. Ich 
höre und sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Rainer 
Funke. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zunächst einige Worte zur 
Situation sagen. Wir haben zuwenig Wohnungen. Wir 
haben nicht genügend Wohnungen für die gestiege-
nen Wünsche vieler Wohlstandsbürger, nicht genug 
Wohnungen für die Haushaltsneugründer der gebur-
tenstarken Jahrgänge und für immer mehr Single

-

Haushalte und nicht zuletzt für die drei Millionen 
Menschen, die in den letzten Jahren zugewandert 
sind. Die Regierungskoalition hat wohnungs- und 
finanzpolitisch die Weichen für den Bau neuer Woh-
nungen gestellt. Die jährlichen Fertigstellungen sind 
innerhalb von drei Jahren um mehr als 50 % gestiegen 
und werden auch weiter steigen. 

Auch vom Mietrecht ist ein Beitrag gefordert. Die 
vorliegende Novelle bringt ihn: 

Erstens. Der Ausbau und Umbau bestehender 
Gebäude zu neuem Wohnraum sowie die Bebauung 
von Nebenflächen müssen mietrechtlich erleichtert 
werden. Es geht nicht an, daß ein einzelner Mieter, der 
einen Lattenverschlag unter dem Dach mitgemietet 
hat, deswegen die Aufstockung des ganzen Hauses 
um ein halbes Dutzend Wohnungen blockieren 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Darin sind wir uns im übrigen mit dem Bundesrat 
einig. 

Zweitens. Der Werkswohnungsbau muß wiederbe-
lebt werden. Wir wollen neue Investoren an den 
Mietwohnungsbau heranführen. Viele große und mit-
telständische Wirtschaftsunternehmen haben das 
Kapital — und das kann m an  aus der Bilanz ohne 
weiteres ersehen — und zum Teil auch die Grund-
stücke, um für ihre Mitarbeiter Wohnungen zu bauen. 
Sie werden das nur tun, wenn sie Wohnungen auf 
Dauer ihren Werksangehörigen anbieten können. 
Wer den Betrieb verläßt, soll nicht noch auf Monate 
oder gar Jahre einen Anspruch auf die bisherige 
Werkswohnung haben — und das auch noch zu einer 
Vorzugsmiete, denn die Wohnungen sind ja im 
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Grunde genommen von der Firma subventioniert. 
Darum sollen Mietverträge über Werkswohnungen, 
wenn die Dauer des Verbleibs im Betrieb oder in der 
Wohnung von vornherein absehbar ist, definitiv befri-
stet werden können. Bei unbef risteten Mietverträgen 
muß die Kündigung mit einer kürzeren Frist zulässig 
sein, wenn die Wohnung an einen anderen Mitarbei-
ter vergeben werden soll. 

Drittens. Durch Zulassung von Mietanpassungs-
klauseln in Wohnraummietverträgen wollen wir die 
Investitionsbedingungen im Mietwohnungsbau dau-
erhaft verbessern. Die Wohnungswirtschaft ist drin-
gend auf ein einfacheres Verfahren zur Mietanpas-
sung angewiesen. Die Koppelung der Miete mit den 
Lebenshaltungskosten schützt die Investoren weitge-
hend gegen Inflationsverluste. Auch für die Mieter ist 
dieses System einsichtiger als das jetzige Vergleichs-
mietenrecht. Ich kann das als früher tätiger Anwalt 
durchaus sagen: Dieses komplizierte Erhöhungsver-
langen hat natürlich abgeschreckt. 

Viertens. Mit der gestiegenen Nachfrage nach 
Wohnungen sind in den letzten Jahren auch die 
Mieten — das ist überhaupt nicht zu bestreiten — 
stärker gestiegen. Wer dagegen angehen will, begibt 
sich allerdings auf eine Gratwanderung. Es gilt, den 
Mietanstieg zu dämpfen, ohne die Investoren zu 
verschrecken. Der Gesetzentwurf erreicht diese Grat-
wanderung mit einer zeitlich befristeten Senkung der 
Kappungsgrenze von 30 auf 20 %. Das soll eine 
Übergangsmaßnahme sein, keine mietenpolitische 
Weichenstellung. 

Hat sich der Wohnungsmarkt in einigen Jahren 
wieder der Normalität angenähert — wovon wir 
ausgehen —, sind wir auf ein solches Ausnahmerecht 
nicht mehr angewiesen. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Da müssen 
Sie erst einmal Wohnungen bauen!) 

— Genau das wird hier angestrebt. Wohnungsbau 
kann man nur betreiben, indem man entsprechende 
Investoren hat, die das Geld zur Verfügung stellen, 
und nicht durch sozialistische Planwirtschaft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Uwe  Lambinus [SPD]: Wer hat denn den 
sozialen Wohnungsbau abgeschafft? — Dr.- 
Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Herr Rau! — 
Weitere Zurufe des Abg. Dr.-Ing. Dietmar 

Kansy [CDU/CSU]) 

— Herr Kansy, ich will Sie nicht unterbrechen; deshalb 
höre ich selber kurz auf zu sprechen. 

(Zuruf von der SPD: Den Kansy kriegen Sie 
nie in den Griff!) 

— Doch, Herrn Kansy kann m an  in den Griff bekom-
men, wenn man einfach selber aufhört. Dann wird 
auch er aufhören und dem Redner wieder das Wort 
geben. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Aber er hat 
recht!) 

— Ob Herr Kansy immer recht hat, das will ich hier 
einmal nicht weiter untersuchen. Schließlich befinden 
wir uns in einer Koalition, und wir haben dieses 
Ergebnis gemeinsam verhandelt, Herr Dr. Kansy. 

Darf ich trotzdem wieder zu meinem Redeentwurf 
zurückkommen? 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Bitte 
schön!) 

— Vielen Dank, Herr Dr. Kansy. 
Fünftens. Die 20 %-Wesentlichkeitsgrenze für die 

zulässige Miethöhe soll nunmehr im Wirtschaftsstraf-
gesetz festgeschrieben werden. Die Ausnahmen von 
dieser Regelung sollen eingeschränkt und die zuläs-
sige Geldbuße verdoppelt werden. Auch darin sind 
wir mit dem Bundesrat einig. 

Sechstens. Die Bundesregierung nimmt es auch 
nicht tatenlos hin, daß einzelne Wohnungsvermittler 
die gegenwärtige Wohnungssituation in schäbiger 
Weise ausnutzen und überhöhte Vermittlungsent-
gelte kassieren. Dem schiebt der Gesetzentwurf einen 
Riegel vor. Wir haben die Vermittlungsgebühr auf 
zwei Monatsmieten begrenzt. Dies erscheint auch im 
Hinblick auf eine notwendige Kostendeckung bei den 
Maklern angemessen. 

Siebtens. Für die Mieter und Vermieter im Osten 
Deutschlands bringt die Vierte Mietrechtsnovelle eine 
Verlängerung der Wartefrist für Eigenbedarfskündi-
gungen bis einschließlich 1995. Die bisherige Härte-
klausel kann allerdings so, wie sie bisher war, nicht 
bleiben. Nutznießer der SED-Herrschaft sollen sich 
künftig nicht mehr auf den besonderen Kündigungs-
schutz berufen dürfen. Auch sonst wissen wir von 
Fällen, in denen Mieter ohne triftige Gründe an ihrer 
Wohnung festhalten und auch Angebote angemesse-
ner Ersatzwohnungen ablehnen. So soll es künftig, 
drei Jahre nach dem Ende der SED-Herrschaft, nicht 
weitergehen. 

Achtens. Lassen Sie mich abschließend nochmals 
auf ein eher westliches Mieterschutzproblem einge-
hen: die Umwandlungsproblematik. Mit dem Bundes-
rat sind wir uns darin einig, daß Umgehungen des 
Mieterschutzes bei Wohnungsumwandlungen künf-
tig ausgeschlossen werden sollen. Auch ein Vorkaufs-
recht der Mieter wird in der Gegenäußerung der 
Bundesregierung nicht definitiv abgelehnt. 

Eine nochmalige Verlängerung der Kündigungs-
sperrfrist von fünf auf sieben Jahre wäre meines 
Erachtens aber ein Schuß in den Nebel. Nachdem wir 
erst vor zwei Jahren die Sperrfrist von drei auf fünf 
Jahre verlängert haben, sollten wir zunächst einmal 
abwarten, wie sich diese Regelung tatsächlich 
bewährt. 

Meine Damen und Herren, es handelt sich hier um 
ein sehr wichtiges Gesetz. Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn wir dieses Gesetz zügig in den Ausschüssen 
beraten könnten. Die Bundesregierung sagt hierzu 
ihre Hilfe zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt das 
Wort unserem Kollegen Dr. Rudolf Schöfberger. 

Dr. Rudolf Schöfberger (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Thema bewegt mich 
sehr, weil ich aus einer Großstadt, aus München, 
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komme, in der die Mietprobleme eine sehr, sehr 
bedeutende Rolle spielen, weil ich als Anwalt häufig 
mit bedrängten Menschen zu tun habe, denen ich 
wegen des Mangels an sozialem Mietrecht beim 
besten Willen nicht helfen kann und weil ich glaube, 
daß das Mietrecht auf dem Gebiet der Sozialpolitik 
und des sozialen Friedens eine ganz große und 
bedeutende Rolle spielt. 

Am 10. Dezember 1982 hat die neue Koalition aus 
CDU/CSU und aus F.D.P. das von der SPD und der 
F.D.P. 1972 und 1976 geschaffene soziale Mietrecht 
ausgehöhlt und deformiert. Ihr damaliges Gesetz hieß 
schönfärberisch „Gesetz zur Erhöhung des Angebots 
an Mietwohnungen" und war im Titel so falsch wie in 
seiner Wirkung fatal. 

(Beifall bei der SPD) 

Tatsache ist: 1981 wurden noch 365 000 Wohnun-
gen fertiggestellt. Wenn das Mietrecht, wie von Ihnen 
behauptet, der Hauptinvestitionshinderungsgrund 
gewesen wäre, hätte der Neubau von Wohnungen 
sprunghaft ansteigen müssen. Aber 1988 wurden nur 
noch 208 000 Wohnungen hergestellt. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört! — Das 
verstehe ich nicht!) 

Jetzt fehlen in Deutschland 2,7 Millionen Wohnun-
gen. Bildlich gesprochen: Sie haben 1982 den Frieren-
den zunächst die wärmende Decke des sozialen 
Mietrechts weggerissen, mit den plausibel klingen-
den Trostworten: Warme Räume seien allemal besser 
als warme Decken. Aber dann haben Sie bei der 
Herstellung warmer Räume grenzenlos versagt. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Das müssen 
gerade Sie als Münchener sagen!)  

Das empirisch gefestigte Urteil lautet: Zuerst hat 
Ihre Politik das soziale Mietrecht ruiniert und dann 
den Wohnungsbau selbst. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt wäre es Zeit zur Besinnung und Umkehr. 

Ich gebe Ihnen ja recht: Vollzogener Wohnungsbau 
ist der beste Mieterschutz, aber eben nur vollzogener 
Wohnungsbau und nicht versprochener. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P.) 

Solange wir drückende Wohnungsnot haben, können 
wir auf ein taugliches soziales Mietrecht nicht verzich-
ten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten verlangen nicht soziales 
Mietrecht statt Wohnungsbau, wir verlangen soziales 
Mietrecht u n d energischen Wohnungsbau. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir weigern uns, daß soziales Mietrecht ständig 
gegen Wohnungsbau ausgespielt wird. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Schöf-
berger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Dr. Hitschler? 

Dr. Rudolf Schöfberger (SPD): Sehr gern. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege 
Hitschler. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Kollege Schöfber-
ger, ist Ihnen noch gewärtig, daß Ihr Oberbürgermei-
ster Kronawitter von München im letzten Kommunal-
wahlkampf auf Großplakaten versprochen hat: Wir 
bauen 100 000 Wohnungen in München! Wie viele 
von diesen 100 000 Wohnungen wurden denn in 
München in der Zwischenzeit gebaut? 

Dr. Rudolf Schöfberger (SPD): Darf ich Ihnen mit-
teilen, daß die Stadt München unter allen deutschen 
Großstädten in den letzten drei Jahren den stärksten 
Wohnungsbau gehabt hat? Und wenn das nicht noch 
mehr ist, dann liegt das an den Bodenpreisen, dann 
liegt das auch an der Bodenvorratspolitik des Bundes 
und des Freistaates! 

(Beifall bei der SPD) 
Bei Wohnungsüberangebot, meine Damen und 

Herren, oder schon bei ausreichender Wohnungsver-
sorgung bräuchten wir ein soziales Mietrecht nur für 
relativ wenige Härtefälle. Aber wenn 2,7 Millionen 
Wohnungen fehlen, kommt es um so mehr auf ein 
soziales Mietrecht an. Und diese Wohnungen fehlen 
unter anderem, weil Wohnungsbauminister Schnei-
der nicht gemerkt hat, daß die Bundesregierung auch 
3 Millionen Aussiedler ins Land gebeten hat, weil er 
trotz seiner sonstigen Weitsichtigkeit das Heranwach-
sen geburtenstarker Jahrgänge, ansteigende Schei-
dungsraten, verlängerte Lebenserwartungen nicht 
bemerkt hat. Das waren alles verborgene Geheim-
nisse für ihn, obwohl ein Blick ins Statistische Jahr-
buch ihn aufgeklärt hätte. 

Je mehr Wohnungen fehlen, je drückender die 
Wohnungsnot ist, je höher die Mieten deshalb klet-
tern, je mehr Menschen auf die Straße fliegen und ins 
Obdachlosenheim wandern, desto eindringlicher ge-
bietet der soziale Frieden ein ausgeprägtes soziales 
Mietrecht. 

Die Möglichkeit — ich gehe jetzt nur auf zwei 
Punkte ein —, im Abstand von  je  drei Jahren Mieten 
um 30 % erhöhen zu dürfen, hat sich nicht als Kap-
pungsgrenze, sondern als Lokomotive erwiesen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das ist eine falsche Behaup

-

tung! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Diese Möglichkeit, meine Herren, ist der erste und 
einzigartige gesetzlich verankerte Mietwucher in der 
deutschen Rechtsgeschichte. 

(Beifall bei der SPD — Protestrufe von der 
CDU/CSU) 

Das hat es noch nie gegeben! 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.] meldet sich zu 
einer weiteren Zwischenfrage) 

— Nein, keine Zwischenfragen mehr. 
In der zweiten Lesung des Gesetzes am 10. Dezem-

ber 1982 sagte ich wörtlich: Sie machen mit diesem 
Gesetz die Schleusen für die größte und höchste 
Mietpreiswelle auf, die seit dem Zweiten Weltkrieg 
durch das Land gehen wird. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 107. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. September 1992 	9195 

Dr. Rudolf Schöfberger 
Dr. Möller (CDU/CSU) rief damals dazwischen: „Ist 

das das Niveau eines Münchner Anwalts?" 

Ich wollte, ich hätte 1982 unrecht gehabt, aber 
meine Prognose — sie bedurfte keiner großen Weit-
sicht — war leider wahr. Die drückende Wohnungsnot 
treibt die Mieten in schwindelnde Höhen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie damals 
schon von den 3 Millionen Aussiedlern 

gewußt?) 

Während in den drei Jahren 1989, 1990 und 1991 die 
allgemeinen Preise um 9 % stiegen, kletterten die 
Mieten bei Wiedervermietung Neubau um 31 %, bei 
Erstvermietung um 36 %; bei Wiedervermietung Alt-
bau um 41 %, und das alles in drei Jahren! Also, wenn 
das sozial gerecht ist, dann verstehe ich Ihren Gerech-
tigkeitssinn nicht. 

In Ballungsräumen, z. B. in München, sind Quadrat-
meter-Mieten von 25 bis 30 DM an der Tagesordnung. 
Münchener Mieter müssen durchschnittlich bereits 
ein Drittel ihres Nettofamilieneinkommens für Miete 
ausgeben. Alleinstehende Durchschnittsverdiener, 
junge Familien, Rentner und viele andere Millionen 
von Mietern in Deutschland blättern bereits mehr als 
die Hälfte ihres verfügbaren Nettofamilieneinkom-
mens für Miete hin. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche Statistik 
haben Sie denn?) 

— Na, das können Sie in der „Süddeutschen Zeitung" 
und im Statistischen Jahrbuch nachlesen. 

Wer von den Klein- und Mittelverdienern, ich denke 
an Verkäuferinnen, Krankenschwestern, Polizisten, 
Postler, Straßen- und Eisenbahner, kann sich in Bal-
lungszentren — und da sind die ja nicht ganz freiwil-
lig, die müssen ja schließlich dort auch arbeiten — 
noch eine halbwegs erschwingliche Wohnung lei-
sten? 

Wenn Sie natürlich in Ihren Villen sitzen, haben Sie 
dafür kein gottgeschenktes Verständnis. 

(Beifall bei der SPD) 

Machen Sie eigentlich Mietersprechstunden, Herr 
Kansy! Oder dinieren Sie lieber mit Baulöwen und 
Wohnungsspekulanten? Ich mache diese Mieter-
sprechstunden. Haben Sie eigentlich schon alte Men-
schen verzweifelt weinen sehen, wenn ihnen die 
Miete 1983, 1986, 1989 und 1992 gnadenlos um 
jeweils 30 % erhöht worden ist, von ursprünglich 
350 DM auf jetzt 1 000 DM? Wie soll denn das bei 800 
oder 1 000 DM Rente aufgehen? Wie soll das denn 
aufgehen, wenn ein Polizist oder Postler 1 500 DM 
netto mit nach Hause trägt? 

Sie haben mit Ihrer Mieten- und Wohnungsbau-
politik seit der Aushöhlung des sozialen Mietrechts im 
Dezember 1982 Millionen Mieter erbarmungslos in 
Kummer und Sorgen, in Nöte und Ängste gestürzt, 
und häufig werden daraus Existenzängste. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich weiß nur nicht, auf welchem Raumschiff Sie 
leben. Werden Sie denn von Mietern nicht angespro-
chen, die in große Bedrängnis kommen? Sie haben seit 

dem 10. Dezember 1982 über viele Millionen von 
Menschen Leid gebracht. 

(Beifall bei der SPD) 

Christlich war das nicht, sozial war das auch nicht, 
aber freiheitlich war das. Es kommt allerdings darauf 
an, wessen Freiheiten Sie in diesem Hause vertre-
ten. 

Die bloße Herabsetzung auf 20 % nur für Wohnun-
gen bis Baujahr 1980 mit mehr als 8 DM Miete pro qm 
und noch dazu befristet auf fünf Jahre im Regierungs-
entwurf betrifft nur einen Bruchteil aller Wohnungen 
und wird den Mietanstieg kaum dämpfen. Es ist am 
Ende ein hohles Windei, mit dem sich auch die CSU 
nicht abspeisen läßt, 

Der bayerische Innenminister Stoiber (CSU) — und 
ich zitiere ihn nur selten — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er Sie nie!) 

nennt den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— wörtlich — „sträflich halbherzig". Stoiber wörtlich: 
„Der Entwurf, der reichlich spät kommt, verdient nur 
die Note ungenügend. " „Die F.D.P.", so wörtlich 
Stoiber, „sollte endlich ihrer sozialen Verantwortung 
gegenüber den Bürgern gerecht werden und von ihrer 
Klientelpolitik abrücken". 

Wir Sozialdemokraten fordern die unbefristete Her-
absetzung auf 15 % und laden vor allem die CSU 
herzlich zum Mitmachen ein, getreu ihren eigenen 
Verheißungen in München. Und sie muß aus Wahr-
haftigkeit und Selbstachtung mitmachen, es sei denn, 
die Koalitionstreue ist der CSU wichtiger als das 
Schicksal von Millionen Mietern, 

Das zweite, das ich ansprechen möchte — ein 
besonders dramatisches Kapitel —, ist die massen-
hafte Umwandlung von preiswerten Altbaumietwoh-
nungen in luxussanierte Eigentumswohnungen. Al-
lein in München sind in den letzten zehn Jahren 
40 000 Mietwohnungen umgewandelt und damit der 
sozialen Wohnungsversorgung entzogen worden. 
Rund 100 000 Mieter hatten darunter mehr oder 
weniger, meistens mehr, zu leiden. Monatelang zu 
erduldende Übersanierung, Umlage der Sanierungs-
kosten, 30 %ige Mietsprünge, rechtswidrige Eigenbe-
darfskündigungswellen schließlich die Vertreibung 
rechtschaffener kleiner Leute aus ihren angestamm-
ten Stadtvierteln waren die Folgen. 

2 000 ehemalige Arbeiter und Angestelltenwoh-
nungen in der Kolbsiedlung bei uns in München 
gehören jetzt den Herren Zahnärzten aus Castrop-
Rauxel und aus Wien, die dann für die studierende 
Tochter in München die Eigenbedarfskündigung gel-
tend machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier werden Kapitalien — jetzt appelliere ich an Sie 
als Marktwirtschaftler —, hohe Kapitalien in der Woh-
nungswirtschaft steuerbegünstigt gebunden, ohne 
daß auch nur eine einzige Wohnung mehr entstehen 
würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Ist das denn marktwirtschaftlich oder auch nur woh

-

nungspolitisch gedacht? Dann unterbinden Sie doch 
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diese Umwandlungskatastrophen oder erschweren 
Sie sie wenigstens in den Gebieten des gesteigerten 
Wohnungsbedarfs. 

Und da weist die Frau Bundesminister der Justiz auf 
die fünfjährige Schutzfrist hin. So wird halt die 70jäh-
rige Rentnerin erst mit 75 aus der Wohnung expediert, 
wenn sie inzwischen nicht verzweifelt ist. Ist das ein 
tolles Mietrecht! 

Den beiden für Mieten- und Wohnungspolitik 
zuständigen F.D.P.-Bundesministerinnen fehlt offen-
bar jedes Verständnis für die Umwandlungsprobleme. 
Nach dem negativen Karlsruher Beschluß, wir haben 
in München bereits wieder 5 000 neue Anträge auf 
Umwandlung, antworten sie teils zynisch abweisend, 
teils mit trostreichen Worten. 

Letzte Frage: Wer schon das Hotel- und Gaststätten-
gewerbe vor der Umwandlung von Mietwohnungen 
in Ferienwohnungen gesetzlich geschützt hat — § 22 
Baugesetzbuch —, muß die Perversität erklären, 
warum er da nicht bereit ist, Millionen umwandlungs-
bedrohter Mieter gegen Spekulation zu schützen. 

(Beifall bei der SPD) 
Mit beiden Ministerinnen hat die Bundesregierung 
zwei Böcke — den weiblichen Ausdruck darf ich nicht 
sagen — zu Gärtnerinnen im Mietrechtsgarten der 
Republik gemacht. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Sie müssen zum 
Schluß kommen, bitte! 

Dr. Rudolf Schöfberger (SPD): Meine Damen und 
Herren von der CSU, sofern anwesend, der Gesetzent-
wurf der SPD will diese Umwandlungsspekulation 
unterbinden und wenigstens erschweren. Die durch-
aus volksverbundene CSU ist in Bayern, vor allem in 
München, lautstark dafür eingetreten, erklärt sich gar 
zum Schutzpatron der bedrängten Menschen — Hic 
Rhodos, hic salta! Ich fordere die CSU herzlich auf, 
hier im Bundestag das zu tun, was sie den Menschen in 
Bayern längst, vielfach und nachhaltig versprochen 
hat. Die CSU bitte ich im Interesse der Mieter und 
Mieterinnen herzlich: Lassen Sie sich als große Volks-
partei nicht mehr länger einspannen! Die F.D.P. darf 
nicht mehr länger unter dem Motto „Friede den 
Palästen, Krieg den Hütten" die Mietrechtspolitik 
bestimmen. Denn in München das große Sagen — 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Schöf-
berger, das sind nun schon zweieinhalb Minuten! 

Dr. Rudolf Schöfberger (SPD): — und in Bonn das 
große Versagen wird von den Mietern nicht mehr 
akzeptiert! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren! Jetzt hat das Wort unser Kollege Dr. Wolfgang 
von Stetten. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Dieses Gesetz zur Regelung der Miethöhe ist nun die 
vierte Änderung des Gesetzes vom 18. Dezember  

1974. Ebenso werden Teile des BGB und des Wirt-
schaftsstrafgesetzes geändert. 

Es wird niemand in der Bundesrepublik bestreiten, 
daß es eine Wohnraumnot gibt. Dennoch muß man 
das sehr viel differenzierter sehen, als das allgemein 
getan wird. Es handelt sich auch um zuwenig Wohn-
raum, aber insbesondere um ein Verteilungspro-
blem. 

Fast 40 Quadratmeter Wohnfläche kommen auf 
jede Person in der Bundesrepublik — das ist so viel wie 
noch nie in den letzten Jahrzehnten. Die Verteilung 
aber ist einseitig, weil Zehntausende von Wohnungen 
meist älterer Bauart von Einzelpersonen oder Ehepaa-
ren bewohnt werden, die sie nicht ausnutzen können, 
aber aus Kostengründen, weil eine kleinere Neubau-
wohnung wesentlich teurer ist als eine große Altbau-
wohnung, den für sie zu großen, aber eben vorhande-
nen Wohnraum für Familien mit Kindern blockie-
ren. 

Ein noch größeres Ärgernis ist es, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland rund 700 000 Wohnun-
gen leerstehen bzw. als Einlieger- oder Dachgeschoß-
wohnungen zu Hobbyzwecken benutzt werden, weil 
ein zwar sozial gemeinter — meine Damen und 
Herren von der SPD, hören Sie zu —, aber sich als 
unsozial auswirkender Kündigungsschutz der 70er 
Jahre die Eigentümer schlichtweg vom Vermieten 
abhält. 

Bevor wir wieder zur Wohnraumzwangsbewirt-
schaftung zurückkehren, wie einige Initiativanträge 
es anstrebten, sollten wir alle unsere Anstrengungen 
darauf richten, einen Weg zu finden, daß die unterbe-
legten Wohnungen gegen kleinere Wohnungen 
getauscht werden und die leerstehenden Wohnungen 
bzw. zweckentfremdeten Wohnungen wieder vermie-
tet werden. Bei vielen unterbelegten Wohnungen 
ginge dies sicher durch Übernahme von Differenz-
mietkosten oder Umzugskostenbeihilfe, bei nicht ver-
mietetem Wohnraum durch befristete Aussetzung des 
Kündigungsschutzgesetzes sowie punktuelle Ausset-
zung des Räumungsschutzes. 

Ich verkenne nicht die Schwierigkeiten einer sol-
chen Gesetzgebung, die außergewöhnlichen Um-
stände der Wohnungssituation aber rechtfertigen 
außergewöhnliche Maßnahmen. Solche Maßnahmen 
sind auch für potentielle Mieter zumutbar, weil sie bei 
Einzug in eine solche Wohnung von dem verringerten 
Kündigungsschutz wissen und es oft durch ihr Verhal-
ten selbst in der Hand haben, ob der Vermieter 
kündigt oder nicht. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege von 
Stetten, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Dr. Seifert? 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Bitte 
schön. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr, Kollege 
Dr. Seifert. 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Herr Kollege von 
Stetten, da Sie so für Mietwohnungstausch plädieren: 
Wie können Sie sich dann erklären, daß z. B. in 
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Berlin-Ost Wohnungstausch praktisch unmöglich ist, 
weil die Ämter keine Genehmigung erteilen? 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 
Wenn es tatsächlich so ist, daß keine Genehmigungen 
erteilt werden oder gesetzliche Bestimmungen entge-
genstehen, dann liegt es zum einen an der Stadt Berlin 
und an den Bezirksämtern, hier etwas zu machen, zum 
anderen müssen wir die erwähnten Möglichkeiten 
schaffen und notfalls auch Zuschuß gewähren. Das ist 
eine Sache, die ich hier eben angeregt habe. 

Ich bitte die Bundesregierung dringend — das 
wollte ich eben sagen —, diese Möglichkeiten zu 
prüfen und, wenn möglich, noch in das Vie rte Miet-
rechtsänderungsgesetz einzubauen. 

Wenn durch Umbesetzung fehlbelegten Wohn-
raums und durch Wiedervermietung freien oder fehl-
genutzten Wohnraums mit einem Schlag mehrere 
Hunderttausende Wohnungen zur Verfügung stün-
den, wäre das eine spürbare Entlastung, die einer 
Wohnungsbaukapazität von ein oder zwei Jahren 
entspricht. Allein diese Dimension rechtfertigt es, sich 
sehr intensiv mit diesem Gedanken auseinanderzu-
setzen und zu versuchen, dies trotz aller rechtlichen 
und wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu verwirkli-
chen. 

Unabhängig davon, weil meist befristet, sind die 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Maßre-
geln im wesentlichen zu begrüßen, wobei die zum Teil 
erheblich weitergehenden Vorschläge des Bundesra-
tes zu große Einengungen darstellen. 

Gerade wegen in Ballungsgebieten drastisch 
gestiegener Mieten ist es vertretbar, die Kappungs-
grenze von 30 % auf 20 % für Mieten über 8 DM zu 
senken und die Erhöhungsmöglichkeit von 30 % auf 
einen Höchstbetrag der zu verlangenden Miete von 
9,60 DM festzulegen. 

Die Wünsche des Bundesrates und der SPD, die 
Kappungsgrenze auf 15 % zu senken, ist für Woh-
nungseigentümer nicht zumutbar, da dadurch nicht 
einmal die üblichen Kostensteigerungen in drei Jah-
ren gedeckt werden. 

Die Ausdehnung dieser zeitlich befristeten vermin-
derten Mieterhöhungsmöglichkeit auf Neubauwoh-
nungen würde das Interesse am Wohnungsneubau 
schlagartig vermindern und so das Gegenteil von dem 
erreichen, was gewünscht wird. 

Die in diesem Zusammenhang zu nennende Ände-
rung des Wirtschaftsstrafgesetzes ist schon in sich 
problematisch, weil bei starren Grenzen das Über-
schreiten ortsüblicher Mieten von 20 % schon als 
unangemessen hoch gilt und eine Ordnungswidrig-
keit bis immerhin 100 000 DM nach sich zieht. Wenn 
bisher die Gerichte bei „nicht unwesentlich" ihre 
Entscheidungsprobleme hatten, werden sie nunmehr 
Probleme bei der Vergleichbarkeit von Art, Größe, 
Ausstattung, Beschaffenheit und Lage haben. 

Die Beschränkung der Wohnungsvermittler auf das 
Doppelte der Wohnungsmiete für die Vermittlung 
oder den Nachweis einer Wohnung ist ausgewogen 
und sowohl den potentiellen Mietern als auch den 
Maklern wirtschaftlich zumutbar. Sie wird die Tätig-
keit von Wohnungshaien einschränken. Die Be-

schränkung auf eine Monatsmiete dürfte zu gering 
sein. 

Um den Wohnungsbau anzukurbeln, ist die Ände-
rung des § 541 b Abs. 1 BGB, nach der der Mieter zur 
Duldung von Umbauten verpflichtet ist, wenn 
dadurch neuer Wohnraum geschaffen wird, richtig. 
Folgerichtig wird auch § 564 b BGB geändert, in dem 
als berechtigtes Interesse des Vermieters zur Kündi-
gung auch gilt, wenn der Vermieter nicht zum Woh-
nen bestimmte Nebenräume oder Teile eines Grund-
stücks zur Wohnraumbeschaffung kündigen will. 

Auch die Änderung des § 564 c BGB ist gerechtfer-
tigt, um den Werkswohnungsbau anzukurbeln. Die 
Hinzunahme der Kündigungsmöglichkeiten bei Be-
darf für Dienstverpflichtete ist sachgerecht. Folgerich-
tig ist auch die Änderung des § 565 c. Für die Zukunft 
kann nicht nur bei „dringendem Bedarf", sondern 
auch bei „einfachem Betriebsbedarf" gekündigt wer-
den, wenn die Wohnung an einen Mitarbeiter weiter-
gegeben wird. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Das ist 
doch eine reale Verschlechterung!) 

— Nein, das ist keine Verschlechterung. Es führt dazu, 
daß derjenige, der Werkswohnungen baut, über diese 
für seine aktiven Arbeiter, nicht für diejenigen, die 
entlassen oder pensioniert sind, verfügen kann. 

(Otto Reschke [SPD]: Wenn er sie baut, kriegt 
er sie auf Grund der Einkommenshöhe gar 
nicht rein! Er kann sie gar nicht vermie

-

ten!) 

— Doch! 

Auf berechtigte Interessen im Sinne des § 564 b 
kann sich der Vermieter in den neuen Ländern richti-
gerweise erst nach dem 31. Dezember 1995 berufen. 
Eine dreijährige Verlängerung in bezug auf die neuen 
Länder ist sachgerecht — mit Ausnahme der SED-
Bonzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit der 
Vorlage dieses Gesetzes haben wir natürlich noch 
nicht alle Probleme im Osten wie im Westen gelöst. 
Den Besonderheiten der Mietwohnungen in den 
neuen Ländern muß Rechnung getragen werden. Zu 
berücksichtigen sind dabei der berechtigte Anspruch 
der Mieter auf sozial verträgliche Miete, aber auch die 
zwingende Notwendigkeit für den Eigentümer, eine 
annähernd kostendeckende Miete zu erhalten, um die 
dringend notwendigen Reparaturen und Investitionen 
vornehmen zu können. Wer öfters drüben ist und wer 
dort wohnt, sieht, woran es fehlt. 

In den neuen Ländern, aber auch in ganz Berlin, ist 
der Mittelstand von explosionsartig gestiegenen Mie-
ten im Bereich des Gewerbes bedroht. Bei aller 
Gegnerschaft zum Dirigismus muß etwas unternom-
men werden, damit nicht die wenigen kleinen Gewer-
betreibenden, die 40 Jahre lang den Kommunismus 
überlebt haben, die Marktwirtschaft nicht überle-
ben. 

Auch hier werden wir uns etwas einfallen lassen 
müssen. Ich gehe davon aus, daß eine Initiative der 
neuen Länder in den nächsten Wochen kommen wird. 
Ich bin gerne bereit, dort aktiv mitzuarbeiten. In Berlin 
habe ich mit Gewerbetreibenden gesprochen; ich 
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glaube, daß man das eine oder andere durchaus 
machen kann. 

(Siegfried Scheffler [SPD]: Sie können ja der 
Bundesratsinitiative zustimmen!) 

Wir müssen uns nach dem Urteil des gemeinsamen 
Senats in bezug auf die Umwandlung von Altbauwoh-
nungen in Wohnungseigentum überlegen, wie wir die 
Umwandlungsmöglichkeit nicht verbauen, aber auch 
langjährige Mieter schützen. 

Hier schwebt mir ein Modell vor, das Mieter über 
einen längeren Zeitraum, vielleicht zehn Jahre, als 
Käufer der zu Wohnungseigentum umgewandelten 
Wohnungen bevorrechtigt, wobei es sich um ein 
Vorkaufsrecht, Ankaufsrecht oder etwas ähnliches 
handeln kann. Erst dann können die Wohnungen auf 
dem freien Markt verkauft werden. Wir verhindern 
dadurch nicht nur Renovierungen, sondern fördern 
auch den dringend notwendigen Eigentumserwerb 
und schützen den Mieter nachhaltig. 

Ich bitte Sie deswegen, dem vorliegenden Gesetz-
entwurf in den zuständigen Gremien zuzustimmen 
und bei den noch notwendigen Ergänzungen mitzu-
arbeiten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich erteile jetzt unserer 
Kollegin Frau Christina Schenk das Wort. 

Christina Schenk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der halb-
herzige Gesetzentwurf, den die Bundesregierung 
heute hier einbringt, hätte ohne jede Einschränkung 
den zweifelhaften Titel „Gesetzentwurf zum Schutz 
der Vermieter vor notwendigen Veränderungen im 
Zeichen der Zeit" verdient. 

Wir, die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, sind 
nicht bereit, diesen Antrag, der sich ja auf Grund der 
Rechtslage nur auf Westdeutschland bezieht, isoliert 
zu diskutieren, und bringen daher einen Antrag ein, 
der die klare Intention hat, Mieterinnen und Mieter 
wirksam zu schützen, und folglich auch wesentlich 
weitergeht als das Miethöhengesetz der Bundesregie-
rung. 

Ich will hier also nicht vorrangig über die Mieten im 
Westen reden, sondern über die im Osten bevorste-
henden Mieten, die durch den Einigungsvertrag der 
Kontrolle durch den Bundestag, die dieser in anderen 
Bereichen hat, entzogen worden sind und einfach per 
Dekret — ich denke, das muß man an dieser Stelle 
einmal so deutlich sagen — von der Bundesregierung, 
natürlich bei Zustimmung der Länderregierungen, 
erlassen werden. 

Für die Bundesregierung ist das sehr bequem. 
Bequem ist das wahrscheinlich auch für die Fraktio-
nen im Bundestag, die nach jeder Mieterhöhung im 
Osten ihre Hände in Unschuld waschen können. Was 
das mit Demokratie zu tun haben soll, das mag 
verstehen wer will — mich erinnert dieses Verfahren 
eher an die Herrschaftsgebaren einer Besatzungs-
macht. Ich meine: Welchen Grund hatte denn die 

Bundesregierung, als sie im Herbst 1990 auf diesem 
Verfahren bestanden hat? Hätte sie nur nachvollzieh-
bare Mieterhöhungen im Auge gehabt, die einer 
Überprüfung durch den halbwegs gesunden Men-
schenverstand standhalten, dann wäre es nicht nötig 
gewesen, dieses Parlament von diesen Entscheidun-
gen auszuschließen. 

Meine Damen und Herren, wir lehnen die Mieter-
höhung, die die Bundesregierung ab 1. Januar 1993 
für den Osten vorgesehen hat, ganz entschieden ab. 
Wir halten es für unerträglich, daß sich die Bundesre-
gierung an einer ominösen durchschnittlichen Ein-
kommenshöhe orientiert. Die Aussagekraft von 
Durchschnittswerten ist äußerst begrenzt, vor allem 
im Sozialbereich. Das, denke ich, müßte doch jedem 
und jeder klar sein, der oder die sich auch nur ein 
wenig mit Statistik befaßt hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Für diejenigen, die das noch nicht getan haben: Im 
Durchschnitt war der Teich einen Meter tief, und 
trotzdem ist die Kuh darin ertrunken. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
in etwa die Inkarnation Ihrer Wohnungsbau

-

kenntnisse!) 

— Das ist die Intention Ihrer Statistikkenntnisse. Wenn 
Sie derartige Gesetzentwürfe einbringen und derar-
tige Berechnungsgrundlagen haben, beweisen Sie, 
daß Sie von Statistik keine Ahnung haben und daß Sie 
insbesondere keine Ahnung von der Einkommenssi-
tuation im Osten haben. Bis jetzt gibt es keine detail-
lierte Statistik darüber; Durchschnittswerte sagen 
nichts aus. Es ist keine Statistik vorhanden, wie sich 
die einzelnen Einkommen auf die verschiedenen 
Schichten der Bevölkerung verteilen. Ich denke, 
damit ist der Diskussionsbedarf über die Frage der 
Statistik abgeschlossen. Ich habe keine Lust, hier noch 
darüber zu reden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Dr. Kansy? 

Christina Schenk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
bitte sehr. 

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Frau Kollegin, 
wenn Sie schon meine wohnungspolitischen Vorstel-
lungen nicht teilen, würden Sie dann wenigstens dem 
Hohen Hause bestätigen, daß nach langen Verhand-
lungen die Mietverordnung mit Zustimmung aller 
ostdeutschen Bundesländer — unabhängig, wie sie 
regiert sind — erlassen wurde und daß in diesen 
Verhandlungen die Grundlagen zigfach überprüft 
wurden und dieses insofern ein Gemeinschaftsergeb-
nis von Bundesregierung und allen ostdeutschen 
Landesregierungen ist? 

Christina Schenk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kansy, das ist mir durchaus bekannt, und ich 
bedauere die Zustimmung der SPD zu diesem Gesetz. 
Das ändert aber nichts an meiner Feststellung, daß die 
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Durchschnittseinkommen eine ungerechtfertigte Ba-
sis für derartige Bindungen sind. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Die 
brandenburgische Landesregierung hat 
auch zugestimmt; da regieren Sie doch mit! 
Sie können doch dort nicht anders reden als 

hier!)  
— Lieber Herr Kansy, ich habe schon öfter hier gesagt: 
Ich bin nicht Mitglied des BÜNDNISSES 90, und ich 
bin auch nicht Mitglied der GRÜNEN; ich bin Mitglied 
des Unabhängigen Frauenverbandes. Das nur zu Ihrer 
Information. Ich habe also damit nichts zu tun. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Der hat 
aber hier kein Rederecht!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Aber nun, Herr 
Kollege Dr. Kansy, jetzt müssen wir Frau Schenk 
weiter zuhören. Bitte sehr! 

Christina Schenk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident, ich hoffe, daß mir dieser Disput nicht 
auf die Redezeit angerechnet wird, denn sonst ist es 
mir nicht möglich, im Rahmen meiner Redezeit zum 
Ende zu kommen. 

Weiterhin — das sage ich auch ganz klar halten 
wir es für ein Unding, von Mieterinnen und Mietern 
eine höhere Miete zu verlangen, ohne daß dies an die 
Garantie einer Sanierung der Wohnung gekoppelt ist. 
Eine Mieterhöhung kann sich nur am individuellen 
Einkommen der einzelnen Haushalte orientieren 
— da wären wir wieder bei der Frage von Statistik und 
Durchschnitt , und die Mieterinnen und Mieter 
müssen wissen, daß sie für ihre höheren Mieten in 
absehbarer Zeit auch einen höheren Wohnwert 
bekommen. Alles andere ist Willkür und wird im 
Osten auch nicht anders als eine Willkürmaßnahme 
verstanden. 

Meine Damen und Herren, die Wohnungssituation 
im Osten ist infolge der Mißwirtschaft der DDR-
Regierung schon schlimm genug. Ich sage Ihnen: Die 
Leute sind bedient und nicht bereit, nun noch zusätz-
lich die Auswirkungen der im Westen geprägten, 
ausschließlich gewinnorientierten Wohnungspolitik 
auf sich zu nehmen. Ich sage noch einmal ganz klar: 
Wenn es nicht gelingt, zu einer grundlegenden 
Wende in der Wohnungspolitik der Bundesregierung 
zu kommen, dann wird die Wohnsituation für all 
diejenigen im Osten, die nicht zu den Gewinnlern 
oder Gewinnlerinnen der Einheit gehören, noch viel 
schlimmer werden. Dazu gehören Erwerbslose, 
Alleinerziehende — von denen es im Osten bekannt-
lich wesentlich mehr gibt als im Westen —, dazu 
gehören Kinderreiche, Ausländerinnen und Auslän-
der, Renterinnen und Rentner. 

Meine Damen und Herren, es macht wirklich kei-
nen Spaß, sich hier hinzustellen und derartig 
schlimme Verhältnisse vorauszusagen, aber es macht 
noch viel weniger Spaß, dann auch noch recht zu 
behalten. Deswegen haben wir die Gelegenheit 
genutzt und uns die Mühe gemacht, einen sehr 
ausführlichen Antrag auszuarbeiten, der die Begren-
zung des Mietanstiegs, die Erweiterung des Kündi-
gungsschutzes und den Erhalt des Mietwohnungsbe-
standes zum Gegenstand hat. Dieser Antrag bezieht  

sich auf die Situation in Westdeutschland, aber er hat 
für Ostdeutschland natürlich auch deswegen Bedeu-
tung, weil sich eine Situation wie im Westen irgend-
wann auch im Osten ergeben wird, so schlimm sie 
auch ist. 

Unsere Forderungen — das sage ich auch noch 
einmal — sind nur teilweise neu. Einige wurden 
bereits von der Bundestagsfraktion DIE GRÜNEN in 
der letzten Legislaturperiode eingebracht und bemer-
kenswerterweise anschließend von der SPD, vom 
Bundesrat und sogar von der CSU übernommen. Ich 
schließe mich dem Appell meines Kollegen von der 
SPD an und sage: Wenn es diesmal den Abgeordneten 
der CSU gelänge — anders als in der letzten Legisla-
turperiode —, sich vom Diktat der Bundesregierung, 
insbesondere vom Diktat der F.D.P., zu lösen, wenn sie 
also bereit wären, unserem Antrag wenigstens teil-
weise zuzustimmen, was ja nichts anderes hieße, als 
die Forderungen, die bereits die bayerische Landes-
regierung gestellt hat, auch hier im Bundestag zu 
unterstützen, dann hätten wir eine Chance, einen 
großen Schritt zugunsten der Mieterinnen und Mieter 
im Westen und dann natürlich auch im Osten zu 
tun. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS/Linke 

Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen 
Dr. Walter Hitschler, 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das Mietrecht 
gehört zu den besonders sensiblen Rahmenbedingun-
gen für den Wohnungsbau. Auf Änderungen des 
Mietrechts reagieren die Investoren im Mietwoh-
nungsbau sehr empfindsam, 

(Zuruf von der SPD: Die Mieter aber auch!) 

denn aus Neubauwohnungen, die zur Erstvermietung 
anstehen, werden sehr schnell Bestandswohnungen, 
die zur Wiedervermietung bzw. zur Mietanpassung an 
die Kostenentwicklung anstehen. Die Mieten sind für 
den Investor neben einigen anderen der wichtigste 
Indikator für die Rentabilität seiner Investition und 
damit für seine Entscheidung, ob er sein Kapital im 
Wohnungsbau oder in anderen alternativen Anlage-
möglichkeiten unterbringt. 

Staatliche Eingriffe ins Mietrecht oder gar miet-
höheregulierende Eingriffe sind daher mit äußerster 
Skepsis und Zurückhaltung zu betrachten, da sie sich 
unmittelbar auf die Investitionsneigung und damit auf 
die Angebotsverknappung auswirken. Ich kann daher 
nicht umhin einzugestehen, daß meine Fraktion die in 
diesem Vierten Mietrechtsänderungsgesetz enthal-
tene Neuregelung der Kappungsgrenze nicht gerade 
bejubeln kann, sondern sie nolens volens wie eine 
ungewollte Schwangerschaft betrachtet, für welche in 
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einer Verbindung mit der CSU eine Fristenlösung von 
vornherein ausgeschlossen war. 

(Christina Schenk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie brauchen eine Zwangsbera

-

tung!) 

Immerhin bleibt die bisherige Kappungsgrenze von 
30 % für alle die Mietverhältnisse in Kraft, bei denen 
die Quadratmetermiete unter 8 DM liegt. Das trifft 
beispielsweise für viele Wohnungen zu, die aus der 
Sozialbindung herausfallen, die einen hohen Nach-
holbedarf bei Instandsetzungsmaßnahmen haben und 
bei denen die Heranführung der Miete an die ortsüb-
liche Vergleichsmiete einen allzu langen Zeitraum 
— einen Zeitraum von bis zu 14, 15 Jahren — in 
Anspruch nehmen würde. Das kann nicht richtig sein. 
Deshalb ist es logisch und verständlich, daß die 
30 %ige Kappungsgrenze bei niedrigen Mieten erhal-
ten bleibt und die 20 %ige nur diejenigen Mieten 
betrifft, die über 8 DM pro Quadratmeter liegen. 

Verbote und gedeckelte Mieten, meine Damen und 
Herren, haben in der Vergangenheit immer dazu 
geführt — und das wird auch in Zukunft so sein —, daß 
das Wohungsangebot weiter verknappt wird, weil 
kein nennenswerter Wohnungsneubau mehr erfolgt 
und die Wohnungsbesitzer keine Wohnungen frei 
machen, unter allen Umständen an ihnen festhalten. 
Die Wohnungssuchenden sind die Leidtragenden. Sie 
bleiben bei einer solchen Politik auf der Strecke. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Hitschler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Schöfberger? 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Bitte sehr. 

Dr. Rudolf Schöfberger (SPD): Herr Kollege, ist 
Ihnen bekannt, daß das Deutsche Städtebauinstitut in 
einer breit angelegten empirischen Befragung aller 
möglichen Wohnungsbauinvestoren zur Erkenntnis 
gekommen ist, daß das bestehende Mietrecht am 
allerwenigsten investitionsentscheidend ist — weder 
positiv noch negativ —, sondern vielmehr das Boden-
recht, die Bodenhortung, die Bodenverknappung, die 
mangelnde Ausweisung durch die Kommunen, die 
Bodenspekulation und auch letzten Endes die Boden-
preise? 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Kollege Schöfber-
ger, diesen Unsinn habe ich vorhin schon Ihrer Rede 
entnommen. Es wird dadurch nicht klüger, daß er vom 
Deutschen Städtebauinstitut verbreitet wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es gibt sehr viel namhaftere und klügere Wirtschafts-
fachleute, die genau das bestätigen, was ich Ihnen 
vorgetragen habe. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn bei 
kräftig steigenden Baukosten und Baulandpreisen 
und überdies hohen Fremdkapitalzinsen Ihren Anre-
gungen zur Beschneidung der Mieten gefolgt würde, 
käme dies einer Erdrosselung des p rivaten Woh-
nungsbaus gleich, die viel schlimmere soziale Folgen 
hätte als die, die Sie hier als Folgen steigender Mieten 
an die Wand zu malen versuchen, 

Nein, es geht kein Weg an der Erkenntnis vorbei, 
daß der Staat diese Aufgabe des privaten Wohnungs-
baus aus Geldmangel nicht erfüllen kann, daß wir auf 
private Investoren angewiesen sind und daß die 
Rahmenbedingungen für den Neubau von Wohnun-
gen deshalb so gestaltet werden müssen, daß sich die 
auf lange Sicht rechnenden und kalkulierenden Inve-
storen auf verläßliche Konditionen einstellen können, 
die nicht bei jedem konjunkturellen Windhauch wie-
der vom Gesetzgeber geändert werden. Um negative 
soziale Auswirkungen abzumildern, stehen, was die 
Miethöhe angeht, andere Instrumente zur Verfügung, 
im übrigen das Wohngeld, das sich in vielen Jahren 
ausgezeichnet bewährt hat. 

Wenn wir uns die Entwicklung der Baufertigstel-
lungszahlen und der Baugenehmigungszahlen anse-
hen, können wir feststellen, daß selbige kontinuierlich 
ansteigen und wir uns auf einem erfolgreichen Weg 
befinden. Gutgemeinte, aber falsch angelegte sozial 
bemäntelte Wohnungspolitik, wie sie hier von Herrn 
Schöfberger gezeichnet worden ist, kommt dem Bür-
ger im nachhinein immer am teuersten zu stehen. 
Dennoch erliegen viele Politiker immer wieder dieser 
Versuchung, weil der Unbedarften viele sind. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Das Phänomen 
betrifft alle Parteien!) 

Weitergehende Eingriffe und Verschlechterungen 
der Rahmenbedingungen an den Wohnungsmärkten 
über das hinaus, was in diesem Gesetz enthalten ist, 
kommen für die Freien Demokraten nicht in Betracht. 
Dies gilt auch für die Forderungen nach einem 
Umwandlungsverbot oder der Einführung einer 
gesetzlichen Abgeschlossenheitsbescheinigung, wie 
sie in der Umwandlungsdiskussion, die jetzt überflüs-
sigerweise losgetreten wird, gefordert wird. 

In Gebieten mit erhöhtem Wohnbedarf ist der Käu-
fer bei Umwandlung einer Miet- in eine Eigentums-
wohnung fünf Jahre an einer Eigenbedarfskündigung 
gehindert. Der Eigenbedarf muß darüber hinaus 
begründet sein. Erst nach Ablauf dieser fünfjährigen 
Schutzfrist kann er die Kündigung aussprechen. Erst 
von diesem Zeitpunkt an beginnt die gesetzliche 
Kündigungsfrist zu laufen, und danach kann er sich 
auf die Sozialklausel des § 556a BGB berufen, wonach 
er einer Kündigung des Mietverhältnisses widerspre-
chen kann, wenn die Kündigung für ihn oder seine 
Familie eine soziale Härte darstellen würde. 

All dies wird in Ihren Darstellungen verschwiegen. 
Die Fälle, in denen es einem Vermieter gelingt, einen 
Mieter mit einer Räumungsklage aus einer Wohnung 
herauszuklagen, haben in der wirtschaftlichen Wirk-
lichkeit Seltenheitswert. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja wohl nicht 
wahr!) 

Nicht wenige Fachleute nennen dies bereits einen 
überzogenen Mieterschutz und zählen ihn ihrerseits 
zu den Investitionshemmnissen. 

Gesetzliche Eingriffe sind auch, was die Zahlen 
tatsächlicher Eigenbedarfskündigungen im Um-
wandlungsfalle angeht, nicht angebracht. Sie reden 
immer von den angemeldeten Umwandlungen, aber 
nicht von den tatsächlichen Kündigungen der Miet-
verhältnisse. Es ist ja wohl etwas völlig anderes, ob 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 107. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. September 1992 	9201 

Dr. Walter Hitschler 

den Leuten im Falle der Umwandlung hinterher auch 
gekündigt wird, ob der Eigenbedarf also tatsächlich 
geltend gemacht wird. Diese Zahlen werden in der 
Öffentlichkeit verschwiegen. Sie spielen nämlich in 
der Wirklichkeit überhaupt keine Rolle. 

Gerade in Ballungsgebieten ist der Kauf einer 
Eigentumswohnung überdies für viele junge Familien 
die einzige Möglichkeit, Wohneigentum zu bilden, 
was uns ausgesprochen wünschenswert erscheint und 
darüber hinaus hilft, den Wohnungsbestand qualitativ 
zu verbessern. 

Für uns, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ist mit diesem Vierten Mietrechtsänderungsgesetz in 
Sachen Mietrechtsänderungen das Ende der Fahnen-
stange erreicht. Wir sagen, obwohl wir in der Sache 
eigentlich eine Liberalisierung des Mietrechts fordern 
müßten, um des sozialen Friedens willen zu Mietern 
und Vermietern: Hände weg vom Mietrecht! 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollegen Dr. Ilja 
Seifert das Wort . 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! „Hände weg vom Miet-
recht" 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Jawohl!) 

— Herr Hitschler, diese Losung übernehme ich gerne, 
allein mit anderen Vorzeichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Dr. Schöfberger, Ihre Rede hat mir sehr gut 
gefallen. Hoffentlich setzen Sie das hier Gesagte auch 
um, wenn Sie in der von Ihnen angestrebten Großen 
Koalition das Sagen haben werden. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das Sagen haben die noch lange 

nicht!) 
Mit dem hier vorgelegten Vierten Mietrechtsände-

rungsgesetz geht die Bundesregierung nach unserer 
Auffassung völlig an den Realitäten vorbei, nämlich 
der Verschärfung der Wohnungsnot und der zuneh-
menden Obdachlosigkeit in ganz Deutschland. Das 
tut sie nicht, weil sie diese Realitäten nicht zur 
Kenntnis nehmen kann, sondern weil sie es nicht will. 
Das Recht auf Wohnen, immerhin ein grundlegendes 
Menschenrecht, ist Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Koalition, offenbar egal. „Vermieten muß sich 
rechnen" — Herr Hitschler, auch Sie sprachen aus-
schließlich wieder von Renditeaspekten, nicht vom 
Menschenrecht auf Wohnen. Das bedauere ich. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Nicht beste-
hende Wohnungen können Sie leider nicht 
vermieten! Die müssen erst einmal gebaut 

werden!) 
— Ich sage ja: Man muß die Wohnung als soziales Gut 
betrachten, nicht als Renditeobjekt. 

Ich übersehe natürlich nicht, daß einige Punkte des 
Regierungsentwurfs — wenn auch in halbherziger 

Weise, aber immerhin — einen Kompromiß zwischen 
den Verwertungsinteressen der Haus- und Grundbe-
sitzer und den Schutzinteressen der Mieterinnen und 
Mieter darstellen. Allerdings wird das juristisch so 
vertrackt verklausuliert, daß das ohnehin kompli-
zierte Mietrecht vollends undurchsichtig wird. Noch 
schlimmer ist das bei den Inhalten, auf die ich hier 
leider nicht so ausführlich eingehen kann. Meine 
Redezeit ist wie immer äußerst begrenzt. 

(Ina Albowitz [F.D.P]: Wenn Sie weniger 
problematisieren würden, wäre das schon 

besser!) 

Modernisierungsumlagen ohne Kappungsgrenzen 
drücken zunehmend stärker jetzt schon Ostmieten 
über Westniveau — ein Fakt, der in Beispielrechnun-
gen des Bauministeriums, Herr Hitschler, für ostdeut-
sche Mieterinnen und Mieter bisher geflissentlich 
übersehen wird, aber nicht von der Hand zu weisen 
ist. 

Um einmal ein Bild zu benutzen: Frau Schwaetzer 
absolviert die Mieterhöhungen in Ostdeutschland in 
Siebenmeilenstiefeln. Ich unternehme deshalb im 
Auftrag der PDS heute einen erneuten Versuch, Sie, 
meine Damen und Herren von der Koalition, zu bitten, 
Augenmaß und Gerechtigkeit walten zu lassen. 

(Ina Albowitz [F.D.P]: Das hättet ihr einmal 
vorher tun sollen!) 

— Ja, ich hätte das gerne getan. Es lag leider nicht in 
meiner Hand. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Mei

-

nen Sie Wandlitz oder was?) 

Verschieben Sie die Mieterhöhung um ein Jahr. 
Nehmen Sie die Warnung der 38 ostdeutschen Mie-
terverbände ernst. Zahlen Sie die zusätzlich geplan-
ten Mittel direkt an die Wohnungswirtschaft aus, und 
streichen Sie die fiktiven Altschulden. 

Um ein anderes Bild anzuwenden: Bei der Verlän-
gerung des Kündigungsschutzes wird die Salamitak-
tik angewandt, nur zu dick dürfen die Scheiben nicht 
sein. Die Verlängerung um drei Jahre wirkt geradezu 
krämerhaft, wenn man in Betracht zieht, daß der 
Mietwohnungsbau im Osten Deutschlands nach der 
Wende völlig zusammengebrochen ist und angesichts 
sagenhaft geringer Fördermittel, völligen Fehlens von 
Eigenkapital, ungeklärten Eigentumsverhältnissen 
und nicht arbeitsfähigen Behörden eine Verbesserung 
der Lage auf diesem Gebiet nicht in Sicht ist. Mit 
neuen Wohnungen ist also nicht zu rechnen. Sollen 
die mit Eigenbedarfsklagen bedrohten Mieterinnen 
und Mieter auf die Straße gesetzt werden? Herr 
Hitschler, ich kann Ihrer Argumentation da nur mit 
Zweifeln folgen. 

Wir sind gegen Flickschusterei und Augenwische

-

rei. Unser Antrag, den Kündigungsschutz um fünf 
Jahre zu verlängern, enthält eine Mindestforderung. 
Insofern liegt mir die Forderung von Frau Schenk 
wesentlich näher als die Ihre, Frau Ministe rin. Frau 
Ministerin ist leider nicht da. Dann wende ich mich 
eben an den Staatssekretär. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Der gibt das weiter!) 
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— Ich hoffe, daß er das weitergibt. 

(Ina Albowitz [F.D.P]: Natürlich, ich garan-
tiere Ihnen das!) 

— Freut mich. Wenn er es berücksichtigt, wäre das 
noch besser. 

(Ina Albowitz [F.D.P]: Ich garantiere nur das 
Weitergeben, nicht das Berücksichtigen!) 

Wir verlangen zur Behebung der Wohnungsnot und 
zur Sicherung bezahlbarer Mieten, daß die Bundesre-
gierung endlich ein nationales Wohnungsbaupro-
gramm vorlegt, das diesen Namen auch verdient, und 
daß dafür — beginnend schon im Haushalt 1993 — 
veränderte Prioritäten in den öffentlichen Haushalten 
gesetzt werden. 

Namens der Abgeordnetengruppe der PDS/Linke 
Liste erkläre ich, daß wir den vorliegenden Entwurf 
des Mietrechtsänderungsgesetzes ablehnen werden. 

Ich danke trotzdem für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt als vorletztem Redner unserem 
Kollegen Dieter Maaß das Wort. 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Seit Kanzler Kohl regiert, sind die 
Mieten ungebremst im Steilflug — seit 1989 explodie-
ren sie nahezu —, und der Mieterschutz ist im Sturz-
flug. Die Regierung legt nach über zweijährigem 
öffentlichen S treit einen Gesetzentwurf vor, der das 
Papier nicht wert  ist, auf dem er steht. Die Baumi-
nisterin entschuldigt sich bei jeder Gelegenheit dafür, 
daß es diesen Entwurf gibt. Auch in der Wohnungs- 
und Mietenpolitik ist diese Regierung handlungsun-
fähig und inkompetent. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das stimmt!) 

Das Wohnen ist in den letzten zehn Jahren, in denen 
Sie regieren, um sage und schreibe 71 % teurer 
geworden. Eine westdeutsche Familie gibt heute den 
größten Teil ihres Einkommens für Wohnen aus, 
nämlich mehr als 26 % — wohlgemerkt: im Durch-
schnitt. 1970 waren es noch weniger als 20 %. Die 
Mieten fressen bei vielen bis zu 40 % des Nettoein-
kommens auf. Bei immer mehr Familien reicht das mit 
redlicher Arbeit verdiente Geld nicht mehr aus, um 
das Dach über dem Kopf zu bezahlen. Wohnen ist 
unter dieser Regierung zum Luxus geworden. Wir 
steuern auf 3 Millionen fehlende Wohnungen zu. Die 
Mieten werden weiter in die Höhe schießen. Ein Ende 
ist nicht in Sicht, wenn nicht rasch wirksam gehandelt 
wird. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Die Eigenbedarfskündigung ist leichter geworden, 
die Wohnungsspekulation feiert fröhliche Urständ. 
In die ortsübliche Vergleichsmiete wurde ein Spreng-
satz eingebaut, der heute voll zündet. Sie gehen auf 
diesem unseligen Weg mit ihrem Mietgesetzentwurf 
weiter. Sie wollen Modernisierung gegen den Willen 
der Mieter zulassen. Sie wollen Mietern von Werks-
wohnungen bei Arbeitsplatzverlust auch die Woh-

nung wegnehmen. Sie tun nichts gegen Wohnungs-
spekulanten. In den neuen Ländern wollen Sie den 
erforderlichen Schutz vor Eigenbedarfskündigungen 
durchlöchern. Allein in Einliegerwohnungen sind 
500 000 Menschen von Kündigung bedroht. 

Heute wie vor zehn Jahren verkünden Sie die 
gleiche falsche Parole: Weniger Mieterschutz bringt 
mehr Wohnungen. Ihr Leugnen der Fakten ist 
erstaunlich: Sie haben den Mieterschutz abgebaut, 
die Mieten steigen unaufhörlich, aber von einer aus-
reichenden Wohnversorgung keine Spur. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: So ist es!) 

Im Gegenteil: Sie haben den Wohnungsbau auf den 
historischen Tiefpunkt von 208 000 Wohnungen 1988 
gebracht, und noch immer werden pro Jahr nur halb so 
viele Wohnungen gebaut, wie erforderlich wären. Ihre 
Wohnungsbau- und Mietenpolitik ist eine Politik des 
gebrochenen Wortes. 

(Beifall bei der SPD) 

Unter den SPD-geführten Regierungen der Kanzler 
Brandt und Schmidt wurden jährlich 50 % mehr Woh-
nungen gebaut, und es gab zugleich einen wirksamen 
Mieterschutz. 

(Beifall bei der SPD) 

Das geht, wenn man will. Aber Sie wollen und Sie 
können nicht. 

Wie es bei vielen Familien heute aussieht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie sah es denn 
1981/82 aus?) 

macht ein Brief deutlich, der mich vor kurzem 
erreichte. Daraus folgendes Zitat: 

Ich bin Jahrgang 1940, und die meisten Men-
schen meiner Generation haben mit ihrer Arbeits-
kraft und Steuerehrlichkeit diesem Land zu Anse-
hen in der Welt verholfen. Arbeit und Wohnung 
haben uns unsere Würde gegeben und die Bereit-
schaft, anderen zu helfen. 

Jetzt bricht das Unglück in Form von unzähligen 
Eigenbedarfskündigungen auf die kleinen Leute 
herein. Auch meine Familie hat es getroffen. Ich 
schreibe Ihnen, weil ich jeden Tag in die leeren 
Augen meiner Frau und meiner Tochter sehe. 

Die Angst, irgendwann auf der Straße zu landen, 
beherrscht jedes H andeln. Denken und Fühlen 
dreht sich um eine Wohnung und den kommen-
den sozialen Abstieg. 

Heute auf Wohnungssuche gehen zu müssen, ist 
furchtbar. Neubauwohnungen sind mit 15 bis 
18 DM pro Quadratmeter bei 2 400 DM Nettoein-
kommen geradezu utopisch. Mit dieser nervli-
chen Belastung ist es fast unmöglich, ein norma-
les Leben weiterzuführen. 

Diese Worte eines berufstätigen Familienvaters zei-
gen die brutale Realität in unserem Land. 

Ich will diesem Brief ein Zitat aus der Rede der 
Bauministerin vor dem Bundesverband Freier Woh-
nungsunternehmen am 27. Mai 1992 entgegenstellen. 
Sie sagte: 
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Darum bedaure ich die gestrige Entscheidung des 
Bundeskabinetts, die sogenannte Kappungs-
grenze von 30 auf 20 % abzusenken. Die Zahl der 
von dieser Regelung be troffenen Mietverhält-
nisse ist zwar gering, und Neuverträge sind nicht 
betroffen. Trotzdem kann diese Regelung einen 
großen psychologischen Schaden bei den Inve-
storen mit sich bringen. 

(Zuruf von der SPD: Ach Gott, die  Ärm
-sten!) 

Wo ist die soziale Verantwortung der Ministe rin, wo 
ihr Mitgefühl für den tausendfachen psychologischen 
Schaden in den Familien, die Angst um ihre Wohnun-
gen haben? Wo ist ihr entschlossenes Handeln, um 
diesen Menschen zu helfen? 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 
Hier liegt ein Gesetz vor, daß die Mieter nicht ausrei-
chend schützt, also unwirksam ist. Das sagt sie ja 
selbst. Aber ihre größte Sorge gilt dem Seelenhaushalt 
möglicher Investoren und nicht den bedrängten Mie-
tern . 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Den neuen 
Wohnungen!) 

Was sie bedauerlich fand, bedeutet in der Praxis, 
daß die Miete in drei Jahren und einem Tag statt um 
bisher 66 % nur noch um 44 % steigen darf. Dann 
erklärte die Ministerin in einem Interview mit der 
„Westdeutschen Allgemeinen Zeitung" vom 27. Au-
gust 1992, daß die Mieten an der Schallmauer sind. 
Den Wohnungsunternehmern aber sagt sie, wie leid 
es ihr tut, daß sie nicht mehr Miete verlangen dürften, 
und für die Mieter vergießt sie Krokodilstränen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Maaß, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Hitschler? 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Bitte schön. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege 
Dr. Hitschler. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Kollege Maaß, 
sind Sie wenigstens geneigt, den Zuhörern auch 
mitzuteilen, daß diese Möglichkeit der Erhöhung um 
44 bzw. 66 %, von der Sie gesprochen haben, nach 
oben hin begrenzt wird durch die ortsübliche Ver-
gleichsmiete, daß also der Vermieter nicht willkürlich 
die Mieten um 30 % innerhalb von drei Jahren erhö-
hen kann, wie das der Kollege Schöfberger vorhin 
schon einmal in einer falschen Behauptung hier kund-
getan hat, sondern daß es sich um Mieterhöhungs-
spielräume unterhalb der normalen Durchschnitts-
miete, die in einer Gemeinde herrscht, handelt, also 
um Anpassungsprozesse an die Durchschnittsmiete, 
und das eben etwas anderes ist als das, was Sie hier 
den Zuhörern klarzumachen versucht haben? 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Aber Herr Dr. Hitschler, 
diese Art  der Mieterhöhungen schaukelt doch auch 
die Vergleichsmiete hoch. Das können Sie doch hier 
nicht leugnen. Das ist doch völlig klar. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist doppelzüngig und unredlich. Ausgerechnet 
diese Ministerin ermahnt den Mieterbund zur Sach-
lichkeit. 

Der von uns vorgelegte Gesetzentwurf will die 
Mieter stärker vor unver tretbar hohen Mietpreisen 
und vor der Verdrängung aus der Wohnung schützen. 
Die Mietpreisbildung soll wieder auf breiter Basis aller 
vereinbarten Mietverträge erfolgen. Bis zu einer Ent-
spannung auf dem Wohnungsmarkt ist eine Kap-
pungsgrenze von 15 % erforderlich, und zwar für alle 
bestehenden Mietverträge, und nicht — wie es die 
Regierung will  — nur für die vor 1981 gebauten 
Wohnungen. 

Neubau und Erstvermietung fallen weder unter die 
Kappungsgrenze noch unter die ortsübliche Ver-
gleichsmiete, wenn der entsprechende Mietpreis 
kostenmäßig begründbar ist. Investitionen werden 
also nicht behindert, die Investoren haben Rechtssi-
cherheit. In Gebieten mit hoher Wohnungsnot sollen 
die Länder bis Ende 1999 die Möglichkeit erhalten, 
auch die Steigerung der Wiedervermietungsmieten 
auf 10 % über der Vergleichsmiete zu begrenzen. Mit 
einem weiteren Gesetzentwurf wollen wir den Son-
derkündigungsschutz in den neuen Ländern unge-
schmälert um fünf Jahre verlängern. 

Die SPD-Gesetzentwürfe stellen sicher, daß Mieter 
und Wohnungssuchende nicht länger die Zeche für 
die gescheiterte Wohnungspolitik dieser Bundesre-
gierung zahlen müssen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Die eindringlichen Appelle, wegen der Wohnungs-
not die Mieter besser zu schützen, prallen an der 
Bauministerin ab wie an einem Panzer. Sie sieht 
wieder nur böse Panikmacher am Werk. Will sie im 
Ernst behaupten, daß der Deutsche Städtetag, die 
Caritas, der Bundesrat, die CSU, sieben Oberbürger-
meister von Großstädten, unter ihnen Herr Rommel 
und Herr Diepgen, daß sogar CDU-Wohnungspoliti-
ker nur Panik verbreiten? Alle fordern zumindest in 
wichtigen Teilbereichen einen besseren Schutz der 
Mieter, aber die F.D.P.-Justizministerin und die 
F.D.P.-Bauministerin bleiben stur. 

Meine Damen und Herren von der Regierungsko-
alition, Sie wissen im übrigen, daß Investitionen in 
den Wohnungsbau auch heute rentabel sind. Und 
wenn Sie mir nicht glauben wollen, fragen Sie zum 
Beispiel Herrn Wullkopf vom Institut Wohnen und 
Umwelt, den die Ministerin selbst in die Experten-
kommission berufen hat! Er wird Ihnen vorrechnen, 
daß bei Anfangsmieten zwischen 11 und 15 DM pro 
Quadratmeter und bei Mietsteigerungen von 3 bis 5 % 
pro Jahr die Anlage in Immobilien eine langfristige 
Verzinsung von 8 % im Jahr übersteigen kann. Also 
auch dann, wenn die Mieten vertretbar steigen, so wie 
wir es fordern, lohnt sich Wohnungsbau. Man kann 
also die Mieter besser schützen, ohne den Wohnungs-
bau zu behindern. 

Deshalb fordere ich Sie von der CDU, insbesondere 
Herrn Dr. Kansy, und Sie, meine Damen und Herren 
von der CSU, erneut auf, Ihren Ankündigungen einer 
Verbesserung des Mieterschutzes wenigstens gegen 
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die Wohnungsspekulanten endlich konkrete Taten 
folgen zu lassen. 

Es geht um die bedrückenden Sorgen vieler Men-
schen. Für wichtige Maßnahmen zum Schutz der 
Mieter gibt es in diesem Haus eine sachliche Mehr-
heit. Den Menschen zu erklären, warum sich diese 
sachliche Mehrheit nicht durchsetzt und die Minder-
heit der 11%-Fraktion der F.D.P. den sozialen Frieden 
in unserem Land gefährden darf, dürfte schwer 
sein. 

Wir werden Ihnen von der CDU/CSU Gelegenheit 
geben, Farbe zu bekennen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, als letztem Redner erteile ich nunmehr unse-
rem Kollegen Herbert Frankenhauser das Wort. 

Herbert  Frankenhauser (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In den alten Bundes-
ländern betritt jeder, der sich mit dem Thema Woh-
nungspolitik befaßt, ideologisch vermintes Gelände. 
Je nach Interessenlage wird fast jede denkbare Mei-
nung vertreten, wobei sich die Größe der Leidenschaft 
gelegentlich umgekehrt proportional zu Tatsachen, 
Sinn und geleisteter Denkarbeit verhält. 

Dies ist nicht von mir, trotzdem gut; es ist ein Zitat 
aus dem jüngsten Beschluß des Präsidiums des Deut-
schen Städtetages zur Wohnungspolitik vom 14. Sep-
tember dieses Jahres. 

Ich hoffe und wünsche, daß ich mit meinem heuti-
gen Beitrag, wenn ich zu dem vorgelegten Entwurf 
teilweise ergänzend Überlegungen einbringe, nicht 
gleich Minen zum Explodieren bringe und auch der 
angesprochenen Proportion gerecht werden kann. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ein langer 
Anlauf!) 

— Sie können ja gehen, wenn es Ihnen zu langweilig 
ist. 

Tatsache ist, daß es im Bereich des Wohnens und der 
Miete Probleme und Notstände gibt, die größer zu 
werden drohen, und daß diese Probleme und Not-
stände beachtlichen Sprengstoff enthalten. Dies ist 
natürlich, handelt es sich doch bei dem Bereich 
Wohnung um den Mittelpunkt der menschlichen 
Existenz. Das komplexe, mannigfaltige Problem der 
Wohnungswirtschaft wird sich nicht lösen, sondern 
allenfalls mildern, weil wir keine Einheitlichkeit der 
Problemlagen haben und der Wohnungsmarkt in 
verschiedene Teilmärkte und Problemzonen aufge-
splittert ist. Das zeigt beispielhaft deutlich die 
immense Diskrepanz zwischen den regionalen Berei-
chen mit ausreichender Wohnraumversorgung und 
den explodierenden Problemen in den Großstädten 
und Ballungsräumen. Das bezeugt auch die kaum 
positiv lösbare Wechselwirkung des Mieterschutzes: 
Je höher der staatliche Schutz für jemanden ist, der 
bereits eine Wohnung hat, desto schwieriger wird es 
für jene, die auf Wohnungssuche sind. Dazu kommt, 
daß die Schutzvorschriften für Mieter so bemessen  

werden müssen, daß die Rückwirkungen auf die 
Bereitschaft zu privaten Investitionen in den Woh-
nungsbau, die wohl unbes tritten völlig unverzichtbar 
ist, nicht übermäßig nachteilig sind. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung zum Vierten Mietrechtsänderungsgesetz ist in 
Anbetracht der Gesamtproblematik eine ebenso rich-
tige wie begrüßenswerte Antwort auf den bestehen-
den politischen Handlungsbedarf. Die in ihm vorge-
sehenen Maßnahmen zur Verschärfung des § 5 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes für die Mietüberhöhung, die 
Zulassung von Mietzinsleitklauseln, die Schaffung 
neuen Wohnraums in Nebenräumen von bestehenden 
Gebäuden und auf Freiflächen und die Verbesserung 
der Bedingungen zur Errichtung von Werkswohnun-
gen — im übrigen darf ich meinem Vorredner sagen, 
daß eine Vielzahl von Gewerkschaften, zumindest auf 
regionaler Ebene, in München, einer solchen Rege-
lung ausdrücklich zugestimmt hat —, die Begrenzung 
des Entgelts für die Vermittlung einer Mietwohnung 
auf zwei Monatsmieten und der Kündigungsschutz 
der Mieter gegen Eigenbedarfskündigungen in den 
neuen Bundesländern sind uneingeschränkt und 
nachdrücklich zu begrüßen und zu unterstützen. 
Dabei möchte ich ganz besonders die Erleichterungen 
im Bereich des Werkswohnungsbaus hervorheben, 
die einen entscheidenden Impuls für eine Belebung 
dieses so wichtigen Bereichs geben werden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Fran-
kenhauser, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Maaß? — Bitte sehr, Kollege Maaß. 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Herr Kollege, sind Sie 
bereit, zuzugeben, daß die Schwierigkeit für die 
Arbeitgeber, Werkswohnungen zu errichten, nicht 
darin liegt, daß das Kapital oder die Bereitschaft fehlt, 
sondern daß sie wegen der niedrigen Einkommens-
grenzen ihre eigenen Leute dort nicht mehr einziehen 
lassen können? 

Herbert Frankenhauser (CDU/CSU): Auf vielen 
Betriebsrätekonferenzen, die ich in München abge-
halten habe und deren Teilnehmer nicht alle meiner 
Partei angehören, wie Sie vielleicht wissen werden, ist 
übereinstimmend berichtet worden, daß das Problem 
auch betriebsintern von der Arbeitnehmerseite darin 
gesehen wird, daß die Arbeitnehmer Unverständnis 
haben, daß in den Werkswohnungen überwiegend 
Leute wohnen, die in dem Werk, daß diese Wohnun-
gen errichtet hat, nicht mehr arbeiten. Sie haben in 
vielen Gesprächen übereinstimmend erklärt, daß es 
sinnvoll sei, hier zu einer Veränderung des Kündi-
gungsschutzes zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Fran-
kenhauser, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Hitschler? — Bitte sehr, Herr Kollege. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Kollege Franken-
hauser sind Sie bereit, zuzugestehen, daß der Kollege 
Maaß in dem Falle recht hat, wenn es sich um 
Wohnungen im sozialen Wohnungsbau des ersten 
Förderweges handelt? Dann trifft das in der Tat zu. 
Aber wenn Wohnungen beispielsweise im dritten 
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Förderweg oder nach anderen Förderungsmodellen 
gefördert werden, trifft Ihre Aussage natürlich nicht 
zu. 

Herbert  Frankenhauser (CDU/CSU): Wie Sie sicher 
wissen, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen, hat die Christlich-Soziale Union auch im Bereich 
des Mietrechts seit vielen Jahren eine besondere 
Haltung eingenommen. Obwohl diese politischen 
Vorstellungen der CSU bezüglich des Mietrechts in 
die Koalitionsvereinbarungen der Regierungspar-
teien nicht vollständig übernommen werden konnten, 
darf ich diese unter Hinweis auf meine eingangs 
gemachten Feststellungen und in Anbetracht der 
objektiven Problemsituation insbesondere in den 
Großstädten und den Ballungsräumen auch im 
Namen meiner CSU-Kollegen aus München nochmals 
in die Diskussion einbringen und Sie alle bitten, in den 
anstehenden parlamentarischen Beratungen mitein-
ander darüber zu diskutieren, ob diese Vorschläge der 
CSU nicht doch die effektivere Problemlösung bedeu-
ten würden. 

Besonders die seit der Koalitionsvereinbarung von 
vor knapp zwei Jahren eingetretene Situation in den 
Großstädten und Ballungsräumen gibt uns berechtig-
ten Anlaß, die Herabsetzung der sogenannten Kap-
pungsgrenze von bisher 30 % im Zeitraum von drei 
Jahren entgegen dem vorliegenden Vorschlag auf 
15 % erneut zur Diskussion zu stellen. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Diskutieren 
kann man alles!) 

— Sie hatten doch den Kollegen Seifert zuerst gerügt, 
daß er seine Ablehnung dieses Gesetzes schon heute 
bekundet. So würde ich doch sagen: Eröffnen wir 
einmal die Debatte und warten ab, was dabei heraus-
kommt! 

(Beifall bei der SPD) 
Die im vorliegenden Entwurf enthaltene Begründung 
zur Ablehnung einer 50 %igen Kappungsgrenze ist 
inhaltlich zumindest in besonderen Problemberei-
chen nicht zutreffend, da es in den Großstädten um 
Ballungsräume keinen aufzuholenden Rückstand 
gegenüber der ortsüblichen Vergleichsmiete gibt. 
Desgleichen wollen meine Münchner CSU-Kollegen 
und ich in Übereinstimmung mit der Meinung des 
Bundesrates erneut die Forderung zur Diskussion 
stellen, daß in Ballungsräumen für die Dauer von fünf 
Jahren die zulässige Miete bei der Weitervermietung 
einer vor dem Jahr 1991 gebauten Wohnung auf 10 % 
über der ortsüblichen Vergleichsmiete begrenzt 
wird. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Fran-
kenhauser, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Hitschler? 

Herbert  Frankenhauser (CDU/CSU): Aber gern. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege 
Dr. Hitschler. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Kollege Franken-
hauser, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß  

es in München immer noch Wohnungen im sozialen 
Wohnungsbau gibt — auch solche, die bald aus der 
Sozialbindung herausfallen —, die eine Miethöhe von 
4,20 DM/qm haben? Und würden Sie sagen, daß das 
Ihrer Behauptung, die Sie hier eben aufgestellt haben, 
nicht widerspricht? 

Herbert  Frankenhauser (CDU/CSU): Herr Dr. 
Hitschler, ich bin gerne bereit, mit Ihnen die geringe 
Anzahl von Wohnungen mit 4,50 DM/qm persönlich 
zu besichtigen. Wir brauchen nicht viel Zeit dazu. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Zudem sollten wir intensiv beraten, welcher Zeit-
raum unter Abwägung aller Aspekte in die Berech-
nung bzw. Ermittlung der ortsüblichen Vergleichs-
miete im Mietspiegel angesetzt werden soll. 

Auf Grund der Entscheidung des Gemeinsamen 
Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes am 
30. Juli 1992 ist dringendster Handlungsbedarf, um 
qualifizierte Maßnahmen des Gesetzgebers vorzuge-
ben, die den sogenannten Umwandlungsspekulatio-
nen nachhaltig Einhalt gebieten können. Selbstver-
ständlich muß die schriftliche Begründung der Ent-
scheidung des Gemeinsamen Senats abgewartet wer-
den. Ich bitte aber dringend darum, daß die zuständi-
gen Ministerien nach Vorliegen der Begründung, die 
etwa für Mitte Oktober erwartet wird, unverzüglich 
mit entsprechenden Vorschlägen in die parlamentari-
sche Beratung gehen und dabei besonders die Not-
wendigkeit berücksichtigen, das zeitliche Vakuum 
zwischen der Urteilsverkündung und der Gesetzge-
bung positiv im Sinne der Betroffenen zu egalisie-
ren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei aller 
Notwendigkeit einer kontroversen Diskussion über 
die berechtigten Belange des Mieterschutzes, zu 
deren Schwierigkeit — das gebe ich zu, Herr Dr. Hit-
schler — ich heute auch etwas beigetragen habe, 
dürfen meines Erachtens folgende Aspekte unter 
keinen Umständen außer Be tracht bleiben. 

Erstens. Durch eine, wie auch immer gestaltete 
Mieterschutzgesetzgebung schaffen wir keine einzige 
Wohnung zusätzlich. 

(Zuruf von der SPD) 

Unseren Kollegen Schöfberger, der so plastisch im 
Ludwig-Thoma-Stil die Münchner Verhältnisse dar-
gestellt hat, muß ich darauf hinweisen, daß ich mich 
noch gut daran erinnern kann, daß uns von der CSU 
während meiner Stadtratszugehörigkeit in den 70er 
und 80er Jahren von Ihren Genossinnen und Genos-
sen ständig in leuchtenden Farben die „idealen 
Wohn- und Mietrechtsverhältnisse" in der damaligen 
DDR als beispielhaft vor Augen geführt worden sind. 
Ich glaube, eine weitere Beurteilung erübrigt sich, 
nachdem der eine oder andere von Ihnen das jetzt in 
natura hat besichtigen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweitens. Es bleibt letztendlich kein anderer 
Lösungsweg aus dieser Problematik, als einfach mehr 
Wohnungen zur Verfügung zu stellen. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Sehr 
gut!)  
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Das heißt, daß insbesondere die Kommunen mehr 
denn je aufgefordert und verpflichtet sind, wirk lich 
ausreichend Bauland für den Wohnungsneubau zur 
Verfügung zu stellen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke 
Liste]) 

— Ich rede jetzt gerade vom Wohnbauland, das ist die 
ursprüngliche Voraussetzung, um darauf etwas bauen 
zu können, Herr Dr. Seife rt. — Die unabdingbare 
Zurverfügungstellung von Bauland zu verhindern, 
wie es landauf und landab, insbesondere unter der 
Führung von sozialdemokratischen Oberbürgermei-
stern geschieht, und gleichzeitig die Wohnungs- und 
Mietproblematik zu beklagen, heißt, Feuer an  die 
sozialpolitische Lunte zu legen. Für Sie aus Münchner 
Sicht leuchtendes Beispiel: Panzerwiese. Das gilt 
auch, wenn diese Nichtausweisung von Bauland unter 
dem Deckmantel sogenannter ökologischer Begrün-
dungen geschieht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
stehen am Anfang der Beratung eines wichtigen 
Gesetzesvorhabens, das unsere be troffenen Mitbür-
ger zutiefst berührt. Lassen Sie uns deshalb mit allem 
Engagement und im harten Austausch der Argu-
mente 

(Zuruf des Abg. Dieter Maaß [Herne] 
[SPD]) 

— vielleicht kommen wir auch noch zu einer „ge-
wünschten Schwangerschaft", nicht ad personam, 
aber grundsätzlich —, aber unter Umgehung des 
ideologischen Minenfeldes zu einer bestmöglichen 
Lösung für alle Be troffenen kommen! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 12/3254, 12/2758, 12/3013, 12/3284 
und 12/3291 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es dazu noch andere 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Freitag, 25. September 1992, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.56 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Erklärungen nach j 31 GO 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Vermittlungsausschusses zu dem Gesetz zur 

Neuregelung der Zinsbesteuerung (Zinsabschlag
-

gesetz) 
(Tagesordnungspunkt 5) 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Ich lehne das Zinsab

-

schlaggesetz im Bundestag ab, denn ich halte es für 
verfassungswidrig. 

Am 27. Juni 1991 hatte das Bundesverfassungsge-
richt die heutige Zinsbesteuerung wegen Verstoßes 
gegen den Gleichheitssatz für verfassungswidrig 
erklärt. In den Leitsätzen des Urteils hatte das Ge richt 
u. a. festgestellt: „Hängt die Festsetzung einer Steuer 
von der Erklärung des Steuerschuldners ab, werden 
erhöhte Anforderungen an  die Steuerehrlichkeit des 
Steuerpflichtigen gestellt. Der Gesetzgeber muß die 
Steuerehrlichkeit deshalb durch hinreichende, die 
steuerliche Belastungsgleichheit gewährleistende 
Kontrollmöglichkeiten abstützen. Im Veranlagungs-
verfahren bedarf das Deklarationsprinzip der Ergän-
zung durch das Verifikationsprinzip." 

Als Hinderungsgrund für die Gewährleistung von 
Gleichheit werden in den Urteilsgründen ausdrück-
lich § 30a Abgabenordnung und sein Vorläufer, der 
Bankenerlaß, genannt. Vor allem mit dem Verbot der 
Kontrollmitteilungen werde der Finanzverwaltung 
eines der wirksamsten Mittel zu Sachverhaltsaufklä-
rung genommen. Weiter fährt das Bundesverfas-
sungsgericht fo rt : „Diese vom Bankenerlaß veranlaß-
ten Beschränkungen der Steuerermittlung sind nicht 
etwa verfassungsrechtlich geboten. Vielmehr bestä-
tigt die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zum grundrechtlichen Datenschutz, daß steuer-
liche Kontrollmitteilungen und Auskunftspflichten 
mit den Grundrechten der B anken und der Bankkun-
den vereinbar sind." 

In der Anhörung des Finanzausschusses am 6. Mai 
1992 haben die Verfassungssachverständigen vorge-
tragen, daß sie dén Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung für verfassungswidrig bzw. verfassungsrechtlich 
höchst zweifelhaft halten, so z. B. Prof. Birk: „Ich 
meine, wenn wir das Urteil ernst nehmen wollen, uns 
also an den Wortlaut des Urteils halten, wird das 
Gesetz keinen Bestand haben können. Sich darauf zu 
verlassen, daß das Bundesverfassungsgericht viel-
leicht wieder einen Rückzieher machen wird, daß es 
mit einer 25 %igen Quellensteuer zufrieden sein wird, 
ist ein sehr gefährlicher Weg." Dazu Prof. A rndt: „Im 
wesentlichen teile ich die Auffassung von Herrn 
Birk."  

Auch Prof. Tipke, der Senior der deutschen Steuer-
rechtswissenschaft, sowie die Deutsche Steuerge- 
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werkschaft haben immer wieder die Meinung vertre-
ten, der Gesetzentwurf zum Zinsabschlagsgesetz sei 
verfassungswidrig. 

Im gleichen Sinn hat auch der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zum Zinsabschlaggesetz (Bundes-
tags-Drucksache 12/2690 vom 27. Mai 1992) festge-
stellt: „Der Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz 
ist eine unmittelbare Folge aus dem Entwurf der 
Bundesregierung, der keine Kontrollmitteilungen 
vorsieht und § 30a der Abgabenordnung unverändert 
läßt. " 

Diese Bewertung ändert sich m. E. qualitativ nicht 
dadurch, daß der Quellensteuersatz im Vermittlungs-
verfahren von 25 auf 30 % erhöht worden ist. Die 
Kombination einer 30 %igen Quellensteuer mit § 30 a 
Abs. 3 der Abgabenordnung führt dazu, daß Spitzen-
verdiener mit hohen Kapitalvermögen, die eigentlich 
53 % Steuern zahlen müßten, mit 30 % davonkommen. 
Bei dem Gesetz muß kein Steuerpflichtiger, der Steu-
ern hinterzieht, befürchten, bei der Steuerhinterzie-
hung erwischt zu werden. Das führt dazu, daß auch die 
Steuerpflichtigen, die einen höheren Grenzsteuersatz 
als 30 % haben, mit 30 % Steuerbelastung davonkom-
men, wenn sie nur wollen. Daß die Bundesregierung 
und die sie tragende Koalition im Vermittlungsaus-
schuß nicht bereit waren, auch nur Änderungen im 
§ 30a AO ins Auge zu fassen, zeigt, worum es bei 
diesem Gesetz geht: Die Sanktionierung des Rechts 
auf Steuerhinterziehung bei hohen Kapitaleinkünf-
ten. 

Nach diesem Gesetz ist der Ehrliche nach wie vor 
der Dumme. Das hat auch verheerende Auswirkun-
gen auf die Steuermoral der bisher Steuerehrlichen. 
Gegenüber den Arbeitnehmern, denen von jeder 
Mark Lohn oder Gehalt (incl. 1,50 DM Essenzuschuß!) 
sofort die Lohnsteuer abgezogen wird, ist diese staat-
lich sanktionierte Steuerhinterziehungsmöglichkeit 
ein schwerer Verstoß gegen den Gleichheitssatz. Mit 
der Steuergewerkschaft muß daher zu Recht die Frage 
gestellt werden, ob dann das Lohnsteuerabzugsver-
fahren bei Arbeitnehmern überhaupt noch aufrecht-
erhalten werden kann. 

Kapitalfluchtbefürchtungen sind aus durchsichti-
gen Interessengesichtspunkten künstlich geschürt 
worden. Was dabei als „Kapitalflucht" bezeichnet 
wird, ist in Wirklichkeit Steuerflucht. Denn Kapital-
flucht findet nicht statt, weil die Gelder, selbst wenn 
die zum Beispiel in Luxemburg angelegt werden, den 
DM-Kapitalmarkt damit nicht verlassen und unserer 
Wirtschaft weiterhin zur Verfügung stehen. Außer-
dem hat das Ausmaß dieser möglichen Steuerflucht 
auch etwas mit dem Verhalten und der Kundenbera-
tung der Kreditinstitute zu tun. Und schließlich bleibt 
mit dem Bundesverfassungsgericht festzuhalten: 
„Selbst wenn sich ein Teil des Kapitalmarktes an 

 Gepflogenheiten gewöhnt haben sollte, nach denen 
durch Nichterklärung die einkommensteuerliche Be-
lastung tatsächlich vermieden werden kann, handelt 
es sich dabei um einen Mißstand, der in einem 
Rechtsstaat nicht hinnehmbar ist." 

Detlev von Larcher (SPD): Ich lehne das Zinsab-
schlaggesetz ab. Das Zinsabschlaggesetz sieht keine 

zureichenden Kontrollen vor, die die steuerliche Bela-
stungsgleichheit gewährleisten. 

Die von der SPD-Bundestagsfraktion vorgeschlage-
nen Kontrollmitteilungen wurden von den Koalitions-
fraktionen unter Hinweis auf das Bankgeheimnis 
strikt abgelehnt. Die Koalitionsfraktionen stilisieren 
das Bankgeheimnis zu einem Grundrecht hoch, wäh-
rend sie und die Bundesregierung Grundrechte aus 
dem Grundrechtskatalog unseres Grundgesetzes und 
andere Verfassungsbestimmungen zur Disposition 
stellen. Das Zinsabschlaggesetz gewährleistet nicht, 
daß Steuerhinterziehung aufgedeckt wird. Arbeitneh-
mern wird von jeder verdienten Mark die Lohnsteuer 
direkt abgezogen. Spitzenverdiener mit hohem Kapi-
talvermögen, die eigentlich 53 % Steuern zahlen müß-
ten, kommen mit 30 % weg, wenn sie steuerehrlich 
sind. Sind sie es nicht, müssen sie aufgrund fehlender 
Kontrollmöglichkeiten nicht befürchten, ertappt zu 
werden. 

Diese ungleiche Behandlung von Steuerpflichtigen, 
bei der die Reichen mit Hilfe des Bankgeheimnisses 
bevorzugt werden, lehne ich ab. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Dieter Vogel auf die Frage der 
Abgeordneten Ingrid Köppe (Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN) (Drucksache 12/3269 Frage 9): 

Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung genau mit der 
durch ihr Presse- und Informationsamt am 14./15. Oktober 1992 
in Bonn geplanten Tagung für Medienvertreter u. a. mit dem 
bayerischen Innenminister zu dem — in Bevölkerung und 
Parlament am Beispiel des Lauschangriffs hochkontrovers dis-
kutierten — Thema „Maßnahmen zur Bekämpfung der organi-
sierten Kriminalität", wenn in der Einladung an die Chefredak-
teure der Hoffnung Ausdruck verliehen wird, „mit Ihrer Unter-
stützung diese Thematik vertieft in das Bewußtsein der Öffent-
lichkeit rücken zu können", und in welchem Maße soll dabei 
auch für das kürzlich nach den Rostocker Krawallen vorgeschla-
gene Maßnahmenbündel im Bereich der Inneren Sicherheit 
geworben werden? 

Die Tagung soll der Erläuterung und vertiefenden 
Darstellung des Gesetzes zur Bekämpfung des illega-
len Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsfor-
men der organisierten Kriminalität dienen, das in 
diesen Tagen in Kraft getreten ist. Sie entspricht dem 
Auftrag des Presse- und Informationsamtes, die Politik 
der Bundesregierung gegenüber der Öffentlichkeit zu 
erläutern und zu vertreten. 

Konsequenzen aus den Ausschreitungen gegen 
Asylbewerberunterkünfte sind nicht Gegenstand die-
ses Gesetzes. Ich schließe aber nicht aus, daß die 
teilnehmenden Journalisten diese Gelegenheit auch 
zu Fragen an die hochrangigen Gesprächspartner 
nutzen werden, die diesen Themenkomplex betref-
fen. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 12/3269 Frage 25): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Stromsparförderpro-
gramme der RWE Energie AG Essen, der Stadtwerke München 
und der Hessischen Elektrizitätswerke, die durch finanzielle 
Unterstützung den Kauf von energiesparenden Geräten in 
privaten Haushalten forcieren wollen, und welche Möglichkei-
ten sieht sie, Anreize zu schaffen, daß alle bundesdeutschen 
Energieversorgungsunte rnehmen solche Programme durchfüh-
ren, um dadurch den Bau neuer Kraftwerke zu verhindern? 

Die Bundesregierung begrüßt aus Energie- und 
Umweltgründen, daß sich die Versorgungsunterneh-
men aktiv für eine sparsame und rationelle Verwen-
dung von Elektrizität bei den Verbrauchern einsetzen. 
Ein erfolgversprechender Ansatz dafür sind finan-
zielle Anreize für die Stromkunden, sich beim Kauf 
größerer Elektrogeräte für besonders verbrauchsarme 
Modelle zu entscheiden. Damit wird zugleich ein 
zusätzlicher Druck auf die Gerätehersteller ausgeübt, 
sparsame Modelle zu entwickeln. 

In die gleiche Richtung zielen z. B. spezielle Bera-
tungsprogramme für Kunden insbesondere im ge-
werblichen und kommunalen Bereich, um konkrete 
Einsparmöglichkeiten etwa durch Verhaltensände-
rungen oder auch durch Investitionen zu erschlie-
ßen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Absicht der 
Stromwirtschaft, möglichst alle Alternativen zu unter-
suchen und zu erproben, die unter den deutschen 
Verhältnissen Einsparerfolge versprechen. Dabei ist 
eine sorgfältige Effizienzkontrolle und Bewertung der 
Programme notwendig, um Geld und Personal opti-
mal einsetzen zu können. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die Festlegung 
auf ein ganz bestimmtes Modell für alle Versorgungs-
unternehmen nicht der richtige Weg. Das Bundeswirt-
schaftsministerium wird in weiteren Gesprächen mit 
der Stromwirtschaft und den Ländern vielmehr darauf 
hinwirken, daß die jeweils aussichtsreichsten Ener-
giedienstleistungen optimal genutzt werden. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Frage des Abgeordneten Peter Conradi (SPD) (Druck-
sache 12/3269 Frage 37): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung eines ihrer Parla-
mentarischen Staatssekretäre, die Anfrage eines Bürgers 
bedürfe keiner Antwort, wenn aus ihr kein „echtes Interesse des 
Einsenders an Verbesserungen" und kein „gerechtfertigtes 
Informationsbedürfnis" hervorgehe und wenn auch „ein in die 
Zukunft gerichtetes Informationsbedürfnis nicht erkennbar" sei, 
„weil sonst die Beantwortung von Bürgerschreiben einen 
Umfang annähme, der die Erledigung der eigentlichen ministe-
riellen Arbeit in nicht zu unterschätzendem Maße einschränken 
müßte", und hält es die Bundesregierung für in Ordnung, daß 
das Bundesministerium nach Aussage dieses Parlamentarischen 
Staatssekretärs eine „gewisse Selektion bei den Bürgerschrei-
ben" vornimmt? 

In einer Zeit, in der die ministeriellen Aufgaben 
aufgrund politischer Entwicklungen, zum Beispiel 

Wiedervereinigung, fortschreitendes Zusammen-
wachsen Europas, in nicht unbe trächtlichem Umfang 
angewachsen sind, ist deren ordnungsgemäße Erledi-
gung ohne das Setzen von Prioritäten nicht möglich. 
Das Abstellen auf das Informationsbedürfnis des Bür-
gers ist dabei ein durchaus objektives Kriterium. 

Dies ist auch der Grund, warum die betreffende 
Bürgeranfrage erst vor einigen Tagen vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr beantwortet werden konnte. 

Trotz all der aufgezeigten Probleme bemüht sich 
das Ministerium nach Kräften, dem Informationsbe-
dürfnis der Bürgerinnen und Bürger gerecht zu wer-
den. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Frage der Abgeordneten Gabriele Wiechatzek (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/3269 Frage 40): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auf Grund der 
weiterhin steigenden Zahlen von Autodiebstählen und dem 
daraus erwachsenden Schaden für die Volkswirtschaft die 
Automobilindustrie notfalls durch entsprechende gesetzliche 
Vorschriften dazu veranlaßt werden muß, wirksame (z. B. durch 
den Gebrauch einer Code-Karte) Maßnahmen zu treffen, die 
Kraftfahrzeuge diebstahlsicher zu machen, weil solche Maßnah-
men im Hinblick auf den finanziellen Mehraufwand einen im 
Verhältnis zum Kaufpreis vernachlässigbaren Faktor darstel-
len? 

In der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung, in 
der EG-Richtlinie 74/61/EWG und in der Regelung Nr. 
18 der UN-Wirtschaftskommission für Europa sind 
bereits weitgehend identische Vorschriften für Siche-
rungseinrichtungen gegen unbefugte Benutzung von 
Kraftfahrzeugen enthalten. Damit ist die wahlweise 
Ausstattung der Kraftfahrzeuge mit Diebstahlalarm

-

einrichtungen, die nach § 38b Straßenverkehrs

-

Zulassungs-Ordnung bzw. der ECE-Regelung Nr. 18 
bestimmten Anforderungen entsprechen müssen, 
schon heute zulässig. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß die genannten Vorschriften weiter entwik-
kelt werden müssen, um den Diebstahl von Fahrzeu-
gen zu erschweren; dies kann heute wegen der 
Einbindung der Bundesrepublik Deutschland in inter-
nationale Verpflichtungen nur noch über die Europäi-
schen Gemeinschaften bzw. die UN-Wirtschaftskom-
mission für Europa erfolgen. 

Die Bundesregierung begrüßt daher ausdrücklich, 
daß die EG-Kommission vor kurzem einen Vorschlag 
zur Ergänzung der EG-Richtlinie 74/61/EWG vorge-
legt hat, der insbesondere auf Vorstellungen der 
Bundesregierung und des Vereinigten Königreiches 
basierend nunmehr auch Anforderungen an Dieb-
stahlalarmeinrichtungen vorsieht und konstruktive 
Maßnahmen enthält, um den Diebstahl von Fahrzeu-
gen zu erschweren. Die Bundesregierung wird diesen 
Vorschlag sowohl in den Beratungen als auch im 
EG-Rat unterstützen. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Fragen der Abgeordneten Antje-Marie Steen (SPD) 
(Drucksache 12/3269 Fragen 41 und 42): 

Kann die Bundesregierung Auskunft geben über ein Projekt 
„feste Querung Fehmarnbelt" der Fa. Berger, Bilfinger Bau AG 
und über Art und Verlauf der angekündigten vier Va rianten der 
Straßen und Eisenbahnverbindung? 

Kann die Bundesregierung Pressemitteilungen bestätigen, 
wonach das Projekt bereits im Jahr 2003 dem Verkehr überge-
ben wird und ein fester Termin für die Unterzeichnung eines 
Vertrages über die Untersuchung der Umweltverträglichkeit 
bereits vereinbart ist? 

Zu Frage 41: 

Das Fehmarn-Belt Consortium, dem Baufirmen (Bil-
finger + Berger KKS, BOYGES, Campenon SGE, 
Strabag) und Banken (Dresdner Bank, BNP, Bikuben) 
aus Dänemark, Deutschland und Frankreich angehö-
ren, hat sich 1991 auf p rivater Basis zusammenge-
schlossen. 

Das Consortium ist neben der Planung und dem Bau 
auch an der Finanzierung und dem Bet rieb der Ver-
kehrsverbindung interessiert. Es hat deshalb auch 
ohne einen entsprechenden Auftrag von dänischer 
oder deutscher Seite eine Studie erstellt, die als 
firmeneigene Untersuchung zu werten ist. Darin wer-
den vier Varianten der Belt-Querung untersucht, die 
sich in ihrer Ausführung als Brücke oder Tunnel, als 
Kombinationen von beiden oder in der technischen 
Ausgestaltung unterscheiden. 

Alle vier Varianten enthalten eine Verkehrsführung 
unter Einbeziehung von Schiene und Straße. 

Zu Frage 42: 

Die deutsche und die dänische Regierung haben 
Konsultationsgespräche über Möglichkeiten für eine 
feste Querung des Fehmarn-Belts aufgenommen. 
Zunächst muß die Frage der Wirtschaftlichkeit geprüft 
werden, bevor Entscheidungen getroffen werden 
können. Voruntersuchungen hierzu sollen in Kürze 
beginnen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Paul Laufs auf die Frage 
des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) (Drucksa-
che 12/3269 Frage 46): 

Besteht die Möglichkeit, daß nach dem französischen Stopp 
von Mülltransportern aus Deutschland nicht ähnliche Maßnah-
men für radioaktive Abfälle zu erwarten sind, da in Artikel 3 des 
französischen Gesetzes Nr. 91-1381 vom 30. Dezember 1991 die 
Lagerung von importierten radioaktiven Abfällen in Frankreich 
verboten ist, auch wenn ihre Wiederaufarbeitung auf nationalem 
Gebiet erfolgte, mit Ausnahme von technischen Zeitverzügen, 
die durch die Wiederaufarbeitung erzwungen sind? 

Von Deutschland werden keine radioaktiven 
Abfälle nach Frankreich exportiert, wohl aber finden 
Transporte bestrahlter Brennelemente mit dem Ziel 
ihrer Wiederaufarbeitung bei der COGEMA statt. 
Hierbei handelt es sich jedoch nicht um radioaktive 
Abfälle, sondern um Reststoffe. 

Die bei der Wiederaufarbeitung anfallenden Wert-
stoffe (wiederaufgearbeitetes Uran und Plutonium) 
sowie die bei der Wiederaufarbeitung anfallenden 
radioaktiven Abfälle (hochradioaktive Glaskokillen 
sowie mittel- und schwachradioaktive Abfälle) wer-
den entsprechend den Verträgen zwischen den deut-
schen Elektrizitätsversorgungsunternehmen und der 
COGEMA nach Deutschland rückgeführt. 

Zur Rücknahme von Wiederaufarbeitungsabfällen 
hat sich die Bundesregierung bereits in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage „Wiederaufarbeitung von 
Atommüll nach Einschränkung der Lagerungsmög-
lichkeit in Frankreich" geäußert. Auf diese Antwort 
(Bundestags-Drucksache 12/2969 vom 29. Juni 1992) 
wird daher verwiesen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Frage der Abgeordneten Uta Würfel (F.D.P.) (Druck-
sache 12/3269 Frage 50): 

Wie gedenkt die Bundesregierung das Problem zu lösen, daß 
der Vorspann „Diplom" auf einen irgendwie gearteten Hoch-
schulabschluß oder Fachhochschulabschluß hindeutet und die 
damit verbundene Qualifikation in weiten Bevölkerungskreisen 
als höherwertig angesehen wird, auch wenn längst nicht jede 
akademische Bezeichnung oder Ausbildung in einem anderen 
EG-Mitgliedstaat dem qualitativen Stand entspricht, der in 
Deutschland mit einem Hochschul- oder Fachhochschulab-
schluß verknüpft ist? 

Das Recht der akademischen Grade ist im wesent-
lichen Landesrecht, das Bundesrecht regelt diesen 
Bereich nur punktuell, soweit die Wahrung der Ein-
heitlichkeit der Lebensverhältnisse dies gebietet. Dies 
geschieht in § 18 des Hochschulrahmengesetzes. 

Für den Diplomgrad trifft § 18 Abs. 1 HRG folgende 
Regelungen: 

Nach § 18 Abs. 1 Satz 1 HRG wird der Diplomgrad 
mit Angabe der Fachrichtung auf Grund der Hoch-
schulprüfung, mit der ein berufsqualifizierender 
Abschluß erworben wird, von der Hochschule verlie-
hen. § 18 Abs. 1 Satz 2 HRG bestimmt, daß auf Grund 
der Hochschulprüfung an Fachhochschulen oder in 
Fachhochschulstudiengängen anderer Hochschulen 
der Diplomgrad mit dem Zusatz Fachhochschule" 
(„FH") verliehen wird. Nach § 18 Abs. 1 Satz 3 HRG 
kann die Hochschule einen Diplomgrad auch auf 
Grund einer staatlichen Prüfung oder einer kirchli-
chen Prüfung, mit der ein Hochschulstudium abge-
schlossen wird, verleihen. 

Über diese Bestimmungen hinausgehende Rege-
lungen fallen in den Kompetenzbereich der Länder. 
Dies gilt auch für die Frage der Anerkennung auslän-
discher akademischer Grade, die grundsätzlich in der 
Bundesrepublik Deutschland nur mit einer besonde-
ren Genehmigung geführt werden dürfen. Zuständig 
für die einzelne Genehmigung ist der Kultus- oder 
Wissenschaftsminister bzw. -senator des Landes, in 
dem der Antragsteller seinen Wohnsitz hat. Bei dem 
Verfahren zur Genehmigung der Führung des auslän-
dischen Grades in der Originalform wird geprüft, ob 
der vorgelegte Grad an einer anerkannten Hoch- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 107. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. September 1992 	9211* 

schule des Herkunftslandes erworben wurde, d. h. 
einer Hochschule, deren Ausbildung von anderen 
anerkannten Hochschulen im Grundsatz wie die 
eigene Ausbildung behandelt wird. 

Daneben gibt es ein weiteres Verfahren, das aber 
nicht in allen Bundesländern angewandt wird. Es 
handelt sich dabei um das Verfahren zur Führung des 
ausländischen akademischen Grades in der deut-
schen Form. Damit ist gemeint, daß dem Be treffenden 
bei dem erfolgreichen Verfahren die Genehmigung 
gegeben wird beispielsweise das deutsche Diplom zu 
führen. Die Genehmigung zur Führung der deutschen 
Form des ausländischen Grades kann aber nur erteilt 
werden, wenn der Inhalt der ausländischen Ausbil-
dung vom Niveau her und in der Fächerzusammen-
setzung in der Spannbreite der in Deutschl and übli-
chen Ausbildung liegt, der ausländische Grad also 
dem deutschen Grad gleichwertig ist. 

Die Kultusministerkonferenz hat mit Beschluß vom 
9. November 1990 vereinbart, die Führung von Gra-
den in der Originalform aus Mitgliedstaaten der EG, 
Österreich und der Schweiz, der Päpstlichen Hoch-
schule in Rom sowie der Europäischen Hochschule in 
Florenz und Brügge allgemein zu genehmigen. Diese 
Vereinbarung bedarf der Umsetzung durch die Län-
der. Bis zum jetzigen Zeitpunkt haben diese Verein-
barung Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg 
und Rheinland-Pfalz umgesetzt. 

Die EG-Richtlinie über eine allgemeine Anerken-
nung der Hochschuldiplome, die eine mindestens 
dreijährige Berufsausbildung abschließen, vom 
21. Dezember 1988 (Hochschuldiplomrichtlinie) re-
gelt ausschließlich den Zugang zu reglementierten 
Berufen, bei denen eine akademische Vorbildung 
erforderlich ist. Die Richtlinie erfaßt nicht die gegen-
seitige Anerkennung akademischer Grade. Den 
Begünstigten wird jedoch das Recht eingeräumt, ihren 
akademischen Grad zu führen. Um Verwechslungen 
mit inländischen Graden zu vermeiden, darf der Grad 
nur in der Form und Sprache des Heimat- oder 
Herkunftslandes geführt werden. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Dietrich Mahlo (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/3269 Fragen 64 und 65): 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Anzahl der jährlich 
in Deutschland gestohlenen Pkws und den dadurch verursach-
ten volkswirtschaftlichen Schaden? 

Befürwortet die Bundesregierung gesetzliche Vorschriften zur 
Erhöhung des kriminaltechnisch möglichen Sicherheitsstan-
dards von Pkws in Deutschland? 

Zu Frage 64: 

Im 1. Halbjahr 1992 wurde nach einem beträchtli-
chen Anstieg in den letzten Jahren eine erneute 
Steigerung der Fahndungseingaben nach Pkw und 
Kombifahrzeugen im Informationssystem der Polizei 
(INPOL) registriert. Mit mehr als 63 000 Fahndungs-
notierungen wurden die Vergleichszahlen des 

1. Halbjahres 1991 (ca. 35 000) um 80 % überschritten. 
Es muß damit gerechnet werden, daß im gesamten 
Jahr 1992 über 120 000 Fahndungsnotierungen regi-
striert werden (1991: 87 174). 

In den alten Bundesländern stieg die Zahl der 
wieder aufgefundenen Fahrzeuge nur geringfügig um 
9,4 % auf 23 542 (1. Halbjahr 1991: 21 514). Die Zahl 
der aktuell gesuchten Kfz — d. h. Fahrzeuge, die 
vermutlich zum größten Teil auf Dauer verschwunden 
bleiben werden — ist dagegen im Vergleich zum 
entsprechenden Vorjahreszeitraum (10 704) um 
83,5 % auf 19 817 gestiegen. 

Von den neuen Bundesländern sind derzeit 10 802 
Fahrzeuge zur Fahndung ausgeschrieben. 8 029 ent-
wendete Kfz wurden zwischenzeitlich wieder aufge-
funden. Die Zahlen 1992 lassen sich auf Grund der 
1991 noch nicht flächendeckend vorhandenen Einga-
bemöglichkeiten im INPOL nicht mit den Zahlen des 
entsprechenden Vorjahreszeitraumes vergleichen. 
Selbst unter Berücksichtigung dieser Tatsache ist in 
den neuen Bundesländern ein enormer Anstieg der 
Kfz-Diebstähle zu verzeichnen. Im 1. Halbjahr 1991 
waren 563 Fahrzeuge aktuell zur Fahndung ausge-
schrieben und es wurden 233 entwendete Kfz wieder 
aufgefunden. 

Erstmals überstieg bundesweit der Anteil der ver-
mutlich auf Dauer verschwundenen Kfz (31 826) mit 
50,1 % den der wiederaufgefundenen (31 674 gleich 
49,9 %). Im vergleichbaren Vorjahreszeitraum betrug 
der Anteil der wieder aufgefundenen Kfz noch 
65,8 %. 

Der durch Diebstähle einschließlich unbefugter 
Gebrauch von Kraftwagen entstandene Schaden 
betrug 1991 945,6 Millionen DM (Quelle: Polizeiliche 
Kriminalstatistik). Nach Schätzungen des HUK-Ver-
bandes dürfte die entsprechende Schadenssumme 
1992 erstmals über einer Milliarde DM liegen. 

Zu Frage 65: 

Insoweit darf auf die schriftliche Anwort der Bun-
desregierung auf die Fragen der Abgeordneten Bach-
meier und Dr. Müller — schriftliche Einzelfragen zu 
dem Monat August Nr. 129, 130, 138 und 139 verwie-
sen werden. Dort wurde ausgeführt, daß Vorschriften 
für Sicherungseinrichtungen gegen unbefugtes Be-
nutzen von Kraftfahrzeugen bereits heute in der 
StVZO, der EG-Richtlinie 74/61/EWG sowie in der 
Regelung Nr. 18 UN-Wirtschaftskommission für 
Europa ECE enthalten sind. Nach Auffassung der 
Bundesregierung sind die genannten Vorschriften 
jedoch weiter zu entwickeln. 

Es wurde außerdem darauf hingewiesen, daß die 
EG-Kommission einen Vorschlag zur Ergänzung der 
EG-Richtlinie 74/61/EWG vorgelegt hat, der insbe-
sondere auf Vorstellungen der Bundesregierung und 
des Vereinigten Königreichs basiert und der Anforde-
rungen an  Diebstahlalarmeinrichtungen und weitere 
Sicherungsmaßnahmen für Fahrzeuge enthält. Erste 
Beratungen dieses Kommissionsvorschlages haben 
bereits stattgefunden. Die Bundesregierung wird die-
sen Kommissionsvorschlag in den Beratungen und im 
EG-Rat mit Nachdruck unterstützen. 
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Ergänzend ist mitzuteilen, daß beim Bundeskrimi-
nalamt derzeit eine Gesamtkonzeption zur Verbesse-
rung der Diebstahlsicherheit von Kfz in Vorbereitung 
ist. Dort soll neben den Möglichkeiten zur technischen 
Sicherung von Kfz auch das mögliche Täterverhalten 
bei verbesserter Kfz Diebstahlsicherung berücksich-
tigt werden, da damit zu rechnen ist, daß international 
organisierte Tätergruppen unter Umständen zu ande-
ren Begehungsweisen, beispielsweise Unterschla-
gung, Raub oder betrügerische Erlangung von Kfz 
übergehen werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
der Abgeordneten Gabriele Wiechatzek (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3269 Frage 66): 

Welche Maßnahmen trifft die Bundesregierung zur Verbesse-
rung der Grenzkontrollen in personeller und materieller Hin-
sicht, um die Ausfuhr von gestohlenen Kraftfahrzeugen zu 
verhindern, und wie weit sind die Bemühungen gediehen, mit 
der Republik Polen — in welche ein Großteil der gestohlenen 
Pkws verbracht werden — ein Rechtshilfeabkommen abzu-
schließen? 

Die Bundesregierung mißt der Gefahrenabwehr 
und der Strafverfolgung bei der organisierten Krimi-
nalität an den östlichen Grenzen Deutschlands eine 
hohe Priorität bei. 

Neben der Eindämmung der zumeist von Men-
schenhändler-Organisationen geschleusten illegalen 
Zuwanderung von Ausländern sowie der Unterbin-
dung des Rauschgiftschmuggels gilt ein weiteres 
Hauptaugenmerk der Verhinderung der illegalen 
Ausfuhr der in Deutschland gestohlenen Kraftfahr-
zeuge. Dazu stehen den Grenzschutzstellen anlaßbe-
zogen zusätzliche Verstärkungskräfte aus den Ver-
bänden sowie Hubschrauber und Aufklärungszüge 
zur Verfügung. 

Die Zusammenarbeit von Bundesgrenzschutz und 
Zollverwaltung bei der Überwachung der Grenze zu 
Polen und der CSFR erfolgt auf der Grundlage der 
vom Bundesminister des Innern und vom Bundesmi-
nister der Finanzen im März 1992 erlassenen gemein-
samen Dienstanweisung und hat sich bestens 
bewährt. 

Die Potentiale der unmittelbaren Nachbarstaaten 
werden wirkungsvoll ergänzt. Auf der Grundlage des 
am 14. August 1992 in Kraft getretenen Abkommens 
mit Polen zur Bekämpfung der Organisierten Krimi-
nalität arbeitet das Bundeskriminalamt eng mit der 
Polizei Polens zusammen. Im November 1992 wird ein 
ständiger Verbindungsbeamter des BKA nach War-
schau entsandt werden. Polnische Polizeibeamte wer-
den im Rahmen des Ausbildungs- und Ausstattungs-
programms der Bundesregierung erfolgreich bei der 
Grenzschutzdirektion in Koblenz ausgebildet. Die 
polnische Polizei erhält finanzielle und materielle 
Ausstattungshilfen. So hat der Bundesminister des 
Innern anläßlich seines Besuches in Warschau am 
20. August 1992 drei vollausgerüstete Funkstreifen-
wagen überreicht. 

Die konzertierte Bekämpfung der Kfz-Verschie-
bung gewinnt inzwischen Gestalt: 

— Im Juni und Juli 1992 fanden an den Grenzüber-
gängen Pomellen und Schwedt gezielte Einsätze 
unter Beteiligung des BGS, des BKA, der polni-
schen Grenzpolizei und französischer Sicherheits-
organe statt. 

— Der polnische Grenzschutz partizipiert am INPOL- 
Sachfahndungsbestand (Kfz) in der Weise, daß auf 
Anfragen Auskünfte über Ausschreibungen erteilt 
werden. 

— Polen hat sich auf deutsches Drängen hin bereit 
erklärt, anlaßbezogen eine zweite Kontroll- und 
Auffanglinie im Hinterland einzurichten. Nicht 
zuletzt dadurch konnten im ersten Halbjahr 1992 
ca. 200 Kraftfahrzeuge beschlagnahmt werden. 

Bei den politischen Gesprächen mit Staatspräsident 
Walesa, Premierministerin Suchocka und Innenmini-
ster Milczanowski am 19./20. August 1992 in War-
schau hat Bundesinnenminister Seiters eine beson-
dere Sicherheitspartnerschaft mit Polen angeboten 
und Einvernehmen darüber erzielt, daß Warschau 
unverzüglich ein umfassendes, auch der effizienten 
Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität 
dienendes Verbesserungsprogramm mit deutscher 
Unterstützung realisiert. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß Polen in 
absehbarer Zeit das für Deutschland bereits geltende 
Europäische Übereinkommen für die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 20. April 1959 ratifizieren wird. Dies 
würde schneller und einfacher, als dies durch Ausar-
beitung eines bilateralen Vertrages möglich wäre, zur 
Schaffung einer vertraglichen Grundlage für den 
deutsch-polnischen Rechtshilfeverkehr führen. Zur 
Berücksichtigung von Besonderheiten im deutsch-
polnischen Verhältnis könnte sich dann ein bilateraler 
Zusatzvertrag anschließen. Im übrigen unterstützen 
die zuständigen deutschen und polnischen Behörden 
sich bereits jetzt großzügig in allen Ermittlungs- und 
Strafverfahren vertragslos auf der Grundlage des 
jeweils geltenden Rechts. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
der Abgeordneten Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 12/3269 Frage 67): 

Ist die Bundesregierung im Anschluß an den entsprechenden 
Beschluß der Innenministerkonferenz vom 22. Mai 1992 nun 
bereit zu beantworten, wie viele Personendatensätze — geglie-
dert nach Entstehungszusammenhang bzw. nachrichtendienst-
lichen Aufgabenbereichen — jeweils durch die Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes und der einzelnen Länder in das 
gemeinsame Informationssystem NADIS eingestellt worden 
sind, und wie lauten die entsprechenden Angaben? 

Zur Offenlegung von Angaben über Datenspeiche-
rungen hat die Bundesregierung bereits in der Sitzung 
des Innenausschusses am 6. November 1991 (Proto-
koll Nr. 19 Seiten 31/32) auf die Ständige Konferenz 
der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) 
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verwiesen und erklärt, daß eine Offenlegung nicht am 
Bundesminister des Innern scheitern werde. 

Bei der Vorstellung des letzten Verfassungsschutz-
berichtes am 13. August 1992 hat der Bundesminister 
des Innern darauf hingewiesen, daß das Bundesamt 
für Verfassungsschutz demnächst weitergehende 
Strukturdaten über das „Nachrichtendienstliche In-
formationssystem" NADIS gemäß einem Beschluß der 
IMK bekanntgeben werde. 

Nach dem Beschluß der IMK vom 22. Mai 1992 soll 
zur Erreichung einer größeren Transparenz der Arbeit 
des Verfassungsschutzes die Struktur und Arbeits-
weise des Nachrichtendienstlichen Informationssy-
stems (NADIS) erläutert werden. In diesem Zusam-
menhang empfiehlt die IMK, die Gesamtzahl der 
personenbezogenen NADIS-Speicherungen der Ver-
fassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder 
bekanntzugeben, sowie den Anteil der Speicherun-
gen zu benennen, die aufgrund von Sicherheitsüber-
prüfungen erfolgten. 

Zur Zeit (17. September 1992) sind in NADIS 
1 442 291 Personen gespeichert; der Anteil der Perso-
nen, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit aus-
üben oder ausüben sollen und deshalb vom Verfas-
sungsschutz sicherheitsüberprüft wurden, beträgt 
41,4 von Hundert. 

Die IMK hat darüber hinaus empfohlen, die 
Bekanntgabe dieser Zahlen mit den Erläuterungen 
zur Funktion von NADIS zu koppeln. Das Bundesamt 
für Verfassungsschutz wird in einer ausführlichen 
Presseerklärung Struktur und Arbeitsweise von 
NADIS in den nächsten Tagen näher erläutern. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Ernst Hinsken (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3269 Fragen 68 und 69): 

Treffen Meldungen (Passauer Neue Presse) zu, wonach die 
Bundesregierung seit 1983 dem Ost-Berliner Rechtsanwalt 
Vogel jährlich 360 000 DM als Pauschale u. a. für die Führung 
von Korrespondenzen mit Mandanten und für die Beglaubigung 
von Vollmachten gezahlt hat? 

Welche Leistungen hat Rechtsanwalt Vogel für diesen Be trag 
präzise erbracht? 

Zu Frage 68: 

Es trifft zu, daß Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Vogel 
unter Einschaltung der von der Bundesregierung im 
Rahmen der besonderen Bemühungen beauftragten 
Anwälte seit 1983 unverändert ein jährliches Honorar 
in Höhe der von Ihnen genannten Summe aus Mitteln 
des ehemaligen BMB erhalten hat. 

Zu Frage 69: 

Die zwischen den bevollmächtigten Anwälten der 
Bundesregierung und Rechtsanwalt Dr. Wolfgang 
Vogel auf der Grundlage der §§ 14 und 15 RAGO/ 
DDR (Anordnung über Gebühren für die Tätigkeit der 
Rechtsanwälte — Rechtsanwaltsgebührenordnung  

[RAGO] — vom 01. Februar 1982) ge troffenen Gebüh-
renvereinbarungen betrafen alle Tätigkeiten des 
Rechtsanwaltes Vogel nach rechtskräftigem Abschluß 
der Verfahren gegen politische Häftlinge in der ehe-
maligen DDR bis hin zu notwendigen Regulierungen 
im Zusammenhang mit der Ausreise/Entlassung in die 
Bundesrepublik Deutschland. Mit dieser Gebühren-
vereinbarung wurden mit der RAGO schwer erfaß-
bare und damit aufwendige Einzelabrechnungen in 
tausenden von Fällen vermieden. 

Diese Zahlungen sind auch Gegenstand des 
1. Untersuchungsausschusses „Kommerzielle Koordi-
nierung" des 12. Deutschen Bundestages, vor dem 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Wolfgang Vogel in der 
89. Sitzung am 8. Oktober 1992 als Zeuge vernommen 
werden soll, und eines Ermittlungsverfahrens der 
Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht — Ar-
beitsgruppe Regierungskriminalität — gegen Rechts-
anwalt Prof. Dr. Wolfgang Vogel. Vor diesem Hinter-
grund wird um Verständnis gebeten, daß von einer 
weitergehenden Präzisierung gegenwärtig abgese-
hen werden muß. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Hans Martin Bury (SPD) (Drucksa-
che 12/3269 Frage 70): 

Stimmen Berichte, nach denen die Bundesregierung mit 
Werbebroschüren, die z. T. in russischer Sprache abgefaßt sind, 
Deutschstämmige in Osteuropa und in den Staaten der ehema-
ligen Sowjetunion auf die Möglichkeit der Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland als Aussiedler aufmerksam macht 
und diese Einwanderung sogar dadurch unterstützt, daß sie die 
Flugkosten übernimmt, wenn ja, wie läßt sich diese Förderung 
von Einwanderung mit der restriktiven Politik der Bundesregie-
rung gegenüber politisch Verfolgten und Bürgerkriegsflüchtlin-
gen vereinbaren? 

Alle Bundesregierungen haben sich aus histori-
schen, rechtlichen und moralischen Gründen zu ihrer 
Verantwortung gegenüber den Deutschen in den 
Staaten des früheren Ostblocks bekannt und sie als 
tragenden Gesichtspunkt ihrer Politik angesehen. Vor 
diesem Hintergrund hilft die Bundesregierung den 
Deutschen in den Aussiedlungsgebieten, um ihnen 
dort Lebensperspektiven zu eröffnen. Andererseits 
finden diejenigen Deutschen, die nach vom Her-
kunftsgebiet aus durchgeführten Aufnahmeverfahren 
im Besitz eines Aufnahmebescheides sind und sich 
entschlossen haben, als Aussiedler zu uns zu kommen, 
Aufnahme in der Bundesrepublik Deutschland. Auf-
grund der Verfassungsgarantie des Art. 116 des 
Grundgesetzes handelt es sich hierbei nicht um „Ein-
wanderung". 

Das Aufnahmeverfahren wurde zum 1. Juli 1990 
durch das Aussiedleraufnahmegesetz neu geregelt. 
Wichtige Neuerung dieses Gesetzes ist, daß als Aus-
siedler nur anerkannt werden kann, wer vor dem 
endgültigen Verlassen des Herkunftsgebietes einen 
Aufnahmebescheid des Bundesverwaltungsamtes er-
halten hat. Mit der von Ihnen angesprochenen kleinen 
Broschüre ist — in enger Abstimmung mit dem AA — 



9214* 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 107. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. September 1992 

der außerordentlich große Informationsbedarf in der 
damaligen Sowjetunion und in Polen zu den neuen 
gesetzlichen Regelungen gedeckt worden. 

Im übrigen wird in der Broschüre auch auf die 
vielfältigen Hilfsmaßnahmen der Bundesrepublik 
Deutschland zugunsten der Deutschen „vor Ort" 
sowie auf die Schwierigkeiten hingewiesen, die mit 
einer Aussiedlung verbunden sind. 

Für Personen, die im Besitz eines Aufnahmebe-
scheides sind und als Aussiedler zu uns kommen, trägt 
der Bund nach dem Ersten Überleitungsgesetz die 
Kosten der Rückführung, soweit sie im Herkunftsge-
biet entstanden sind. Für Aussiedler aus den Republi-
ken der ehemaligen Sowjetunion übernimmt der 
Bund die Flugkosten ab Moskau, um eine geordnete 
und menschenwürdige Ausreise zu ermöglichen. 
Damit wird angesichts der Verkehrs- und Sicherheits-
lage in den Republiken der ehemaligen UdSSR einem 
humanitären Anliegen Rechnung ge tragen. 

Im übrigen betreibt die Bundesregierung keine 
restriktive Politik gegenüber politisch Verfolgten und 
Bürgerkriegsflüchtlingen. 

Die Aufnahme politisch Verfolgter steht nicht zur 
Disposition. Wer politisch verfolgt und an Leib und 
Leben bedroht ist, soll auch in Zukunft Aufnahme in 
Deutschland finden können. 

Mit der angestrebten Änderung des Asylrechts soll 
lediglich die massenweise illegale Zuwanderung 
unter mißbräuchlicher Berufung auf das Asylgrund-
recht unterbunden werden. 

Mit der Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen 
aus Bosnien-Herzegowina hat die Bundesrepublik 
Deutschland gerade erst unter Beweis gestellt, daß sie 
auch insoweit nicht restriktiv handelt, sondern in 
Europa ein Beispiel setzt für eine großzügige humani-
täre Aufnahmepraxis gegenüber Menschen, die in 
Not sind. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) (Druck-
sache 12/3269 Fragen 71 und 72): 

Wie viele der vom Parlament bewilligten Entscheider sind 
beim Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge derzeit eingesetzt, und was ist die Ursache dafür, daß so 
viele Stellen noch nicht mit Personal ausgestattet sind? 

Wie viele Außenstellen des Bundesamtes für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge wurden inzwischen mit Personal 
eingerichtet, und was ist der Grund dafür, daß bis heute nicht alle 
der geplanten Außenstellen eingerichtet worden sind? 

Zu Frage 71: 

Das Personal des Bundesamtes muß von 1 176 (Soll 
1991) auf 3 599 (Soll 1992) Mitarbeiter verdreifacht 
werden. Allein für Einzelentscheider sind 868 Plan-
stellen/Stellen vorgesehen. 

Auf der Grundlage von über 10 000 Bewerbungen 
wurden bis 10. September 1992 insgesamt rd. 1 800 

Bewerbungsgespräche, davon 649 für den Bereich der 
Einzelentscheider, geführt. 

Dabei wurden insgesamt rd. 1 000 Bewerber nach 
durchgeführten Bewerbungsgesprächen als grund-
sätzlich geeignet angesehen. Davon entfallen auf den 
Bereich der Einzelentscheider 387 Bewerber. Deren 
Bewerbungen befinden sich derzeit in unterschiedli-
chen Bearbeitungsstadien: 

— Personalratsbeteiligung 
 

— schriftliche Einstellungszusage 

— Verhandlungen mit abgebender Behörde. 

Erfahrungsgemäß ist allerdings davon auszugehen, 
daß ein Teil der ausgewählten Bewerber seinen 
Dienst nicht antreten wird. Die Werbemaßnahmen für 
alle Bereiche werden kontinuierlich und nachhaltig 
fortgesetzt. 

Derzeit sind 397 Einzelentscheiderstellen besetzt. 

Die Personalgewinnung ist schwierig, weil 

— die Benennung von 500 erfahrenen Beamten als 
Einzelentscheider nur durch einige Länder er-
folgte; stattdessen wurden dem Bundesamt weit 
überwiegend lediglich Bewerbungen übersandt; 

— die Standortentscheidung der Länder für eine 
Erstaufnahmeeinrichtung teilweise sehr spät bzw. 
noch nicht vollständig erfolgte und ein Großteil der 
Bewerber nur an einem bestimmten Standort inter-
essiert ist; 

— langwierige und personalintensive Freigabever-
handlungen mit anderen Behörden erforderlich 
sind, die ihre Mitarbeiter, die sich zum BAR 
beworben haben, nicht oder nur mit erheblicher 
Zeitverzögerung freigeben wollen. 

Zu Frage 72: 

Nach dem am 1. Juli 1992 in Kraft ge tretenen Gesetz 
zur Neuregelung des Asylverfahrens sind die Länder 
verpflichtet, die für die Unterbringung Asylbegehren-
der erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen zu schaf-
fen. Aufgrund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Übergangsregelungen muß dieses Erfordernis zum 
1. April 1993 erfüllt sein. Aufgrund der von den 
Ländern zu treffenden Standortentscheidungen für 
die Aufnahmeeinrichtungen errichtet der Bund do rt 

 Außenstellen des BAF1. 

Die zwischen Bund und Ländern abgestimmten 
Planungen gehen von 336 000 Asylbewerbern aus. 
Hierfür werden nach heutigem Stand 46 Außenstellen 
des BAF1 eingerichtet. 23 haben bereits ihre Arbeit 
— allerdings nur im Rahmen der Übergangsregelun-
gen — aufgenommen, 7 werden bis zum Jahresende 
folgen und bis zum 1. April 1993 werden voraussicht-
lich die restlichen, wenn auch provisorisch (z. B. in 
Bürokontainern) untergebracht, ihre Arbeit aufneh-
men können. Voraussetzung hierfür ist allerdings, daß 
die noch offenen Standortentscheidungen von den 
Ländern schnellstens ge troffen werden. 

Es werden zunehmend kommunale Vorbehalte 
erkennbar, die die Realisierung der von den Ländern 
getroffenen oder beabsichtigten Standortentschei-
dungen erschweren oder sogar unmöglich machen. 
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Dies trifft — zumal nach den Vorkommnissen in 
Rostock — auf die von den Bundesländern einzurich-
tenden Zentralen Landesaufnahmeeinrichtungen für 
Asylbegehrende und damit auch für die Außenstellen 
des BAR zu. 

Die Bundesregierung ersuchte die Länder wieder-
holt, ihrer Aufgabe gerecht zu werden und die Kom-
munen zur Umsetzung der nach dem Asylverfahrens-
gesetz notwendigen Maßnahmen zu veranlassen. 

In vielen Fällen sind Baumaßnahmen zur Errichtung 
und Sanierung der Asyleinrichtungen unabweisbar, 
deren Planung und tatsächliche Durchführung zeit-
aufwendig sind und vom Bund, insbesondere vom 
BMI, nicht allein gesteuert werden können. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Horst Peter (Kassel) (SPD) 
(Drucksache 12/3269 Fragen 73 und 74): 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Einstellungspraxis in 
den öffentlichen Dienst in den neuen Ländern in der zum 
Oktober dieses Jahres abzugebenden Stellungnahme gegen-
über dem Internationalen Arbeitsamt (ILO) zum ILO-Überein-
kommen 111 darzustellen? 

Gegen wie viele auf Grund der Antworten in den „Erklärung" 
bezeichneten Fragebögen zum beruflichen und politischen 
Verhalten in der DDR ergangenen Ablehnungen sind Gerichts-
verfahren anhängig bzw. bereits erstinstanzlich entschieden? 

Zu Frage 73: 

Die Bemerkungen des Sachverständigenausschus-
ses der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
betreffen nicht die Einstellungspraxis, sondern die 
Entlassung von Angehörigen der öffentlichen Verwal-
tung der ehemaligen DDR im Zusammenhang mit 
dem Beitritt. Hierzu wird die Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme gegenüber dem Internationalen Ar-
beitsamt insbesondere auf folgendes hinweisen: 

Die Entlassungen beruhen auf den Kündigungsre-
gelungen im Einigungsvertrag, der Gesetzeskraft hat. 
Danach kann einem Beschäftigten in der öffentlichen 
Verwaltung außerordentlich gekündigt werden, 
wenn er gegen Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat oder für das frühere 
Ministerium für Staatssicherheit tätig war und deshalb 
ein Festhalten am Arbeitsverhältnis unzumutbar 
erscheint. Die Kündigungsregelung ist so ausgestal-
tet, daß stets eine Einzelfallprüfung erfolgen muß; dies 
ist in den Erläuterungen zum Einigungsvertrag aus-
drücklich klargestellt. Daneben besteht die Möglich-
keit einer ordentlichen Kündigung, wenn ein Beschäf-
tigter mangels persönlicher Eignung den Anforderun-
gen, die an Angehörige einer rechtsstaatlichen Ver-
waltung zu stellen sind, nicht entspricht. Auch inso-
weit ist eine Einzelfallprüfung erforderlich. Die Bun-
desregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß die 
Regelungen im Einigungsvertrag nicht korrekt ange-
wendet worden sind. 

Das Bundesarbeitsgericht hat in zwei Grundsatzur-
teilen vom 11. Juni 1992 die Rechtmäßigkeit der 

Kündigungsregelungen im Einigungsvertrag bestä-
tigt. Sie sind für den Aufbau einer rechtsstaatlichen 
Verwaltung im Gebiet der früheren DDR unerläßlich 
und stehen deshalb in Übereinstimmung mit dem 
Übereinkommen Nr. 111 der Internationalen Arbeits-
organisation, das auf die Sicherung der Menschen-
rechte ausgerichtet ist. 

Zu Frage 74: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in wievielen 
Fällen einer Kündigung aufgrund der Regelungen im 
Einigungsvertrag ein Gerichtsverfahren anhängig 
bzw. bereits erstinstanzlich entschieden ist. Hierzu 
wäre eine zeit- und arbeitsaufwendige Umfrage erfor-
derlich. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Eva Pohl (F.D.P.) (Drucksache 
12/3269 Fragen 75 und 76): 

Ist der Bundesregierung bekannt, welches Ministerium in der 
ehemaligen DDR für die Zwangsadoptionen sowie für die 
einschlägige Gesetzgebung zuständig war und wer in dem 
fraglichen Zeitraum dieses Ministerium leitete? 

Welches Ausmaß in Zahlen hatten die von den Behörden der 
ehemaligen DDR gegen den ausdrücklichen Willen der Eltern 
veranlaßten Zwangsadoptionen, und in wie vielen Fällen wurde 
seit Herstellung der deutschen Einheit gegen die für Zwangs-
adoptionen Verantwortlichen strafrechtlich bis heute ermit-
telt? 

Zuständig für die Vermittlung der Annahme an 
Kindes Statt und für die Entscheidung über den 
Antrag be treffend die Annahme an Kindes Statt war  — 
in  einer Art Doppelfunktion — das Organ der Jugend-
hilfe beim Rat des Kreises oder des Stadtkreises oder 
des Stadtbezirkes. Die Jugendhilfe gehörte zu den 
Abteilungen Volksbildung der örtlichen Räte. Die 
Referate Jugendhilfe waren dem ehemaligen Ministe-
rium für Volksbildung unterstellt, das seit den 70er 
Jahren von Margot Honecker geleitet wurde. 

Die Annahme an Kindes Statt war in den §§ 66 bis 78 
des Familiengesetzbuchs der ehemaligen DDR gere-
gelt. Für die Vorbereitung der Gesetzgebung auf dem 
Gebiet des Familienrechts war das Justizministerium 
der DDR zuständig. Über die Ersetzung der Einwilli-
gung eines Elternteils (§ 70 FGB), über den Entzug der 
Erziehungsrechte (§ 51 FGB) und über die Aufhebung 
der Annahme (§§ 74 bis 76 FGB) entschieden die 
Gerichte, über die Aufhebung auf Antrag des Ange-
nommenen gemäß § 77 FGB das Staatliche Nota-
riat. 

Zum Ausmaß widerrechtlicher Adoptionen in der 
ehemaligen DDR verweise ich auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Dr. Barbara Höll und der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste vom 11. Juli 1991 (BT-Drucksache 12/ 
932). 

Auf die schriftliche Frage des Abgeordneten Jörg 
van Essen vom 6. Mai 1992 hat die Bundesregierung 
bereits mitgeteilt, daß nach einer vom Ministerium der 
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Justiz des Landes Brandenburg durchgeführten Aus-
wertung von 727 Verfahren, die in den Jahren 1980 bis 
1990 bei den Bezirksgerichten Cottbus, Frankfurt/ 
Oder und Potsdam im Zusammenhang mit dem Ent-
zug des Erziehungsrechts und der Ersetzung der 
Einwilligung zur Adoption im jetzigen Land Branden-
burg anhängig waren, keine Hinweise auf politisch 
motivierte Zwangsadoptionen und eine Verletzung 
rechtsstaatlicher Grundsätze erkennbar geworden 
seien. 

Neuere Erkenntnis hierzu liegen derzeit noch nicht 
vor. Ein genauerer Überblick über die Zahl politisch 
motivierter Zwangsadoptionen dürfte erst nach 
Ablauf der durch das Adoptionsfristgesetz verlänger-
ten Antragsfrist möglich sein. 

Zur Zahl der strafrechtlichen Ermittlungsverfahren 
seit Herstellung der deutschen Einheit gegen die für 
Zwangsadoptionen Verantwortlichen hat eine bei den 
Justizverwaltungen der neuen Bundesländer und Ber-
lins durchgeführte Umfrage ergeben, daß 29 Ermitt-
lungsverfahren bei den dortigen Staatsanwaltschaf-
ten im Zusammenhang mit Zwangsadoptionen 
anhängig waren und teilweise noch anhängig sind. 
Diese Zahl kann sich noch erhöhen, da Berichte der 
Staatsanwaltschaften die Landesjustizministerien erst 
mit einer gewissen Zeitverzögerung erreichen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. - Ing. Rainer Jork (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3269 Frage 77): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, dem in der 
Praxis in den östlichen Bundesländern geübten Etiketten-
schwindel, der dadurch gegeben ist, daß nicht ortsansässig 
organisierte und nicht Produkte dieser Länder vertreibende 
Betriebe und Organisationen durch typische lokale Betriebsbe-
zeichnungen irreführend den Eindruck erwecken, örtliche Pro-
dukte und/oder Leistungen anzubieten, durch Regelungen oder 
Maßnahmen entgegenzuwirken? 

Gemäß § 3 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG) kann auf Unterlassung in 
Anspruch genommen werden, wer im geschäftlichen 
Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs irreführende 
Angaben macht. 

Von dem in § 3 UWG enthaltenen allgemeinen 
Verbot irreführender Werbung werden auch irrefüh-
rende Angaben über die Herkunft von Waren und 
Leistungen aus einem bestimmten geographischen 
Raum erfaßt. 

Der im Falle irreführender Herkunftsangaben gege-
bene Unterlassungsanspruch gemäß § 3 UWG kann 
nach § 13 Abs. 2 UWG nicht nur von unmittelbar 
betroffenen ortsansässigen Mitbewerbern, sondern 
von allen Gewerbetreibenden, die Waren oder 
gewerbliche Leistungen gleicher oder verwandter Art 
vertreiben, von rechtsfähigen Verbänden zur Förde-
rung gewerblicher Interessen, von rechtsfähigen Ver-
braucherverbänden sowie von den Indust rie- und 
Handelskammern oder den Handwerkskammern gel-
tend gemacht werden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung bieten die 
genannten gesetzlichen Bestimmungen eine ausrei-
chende Grundlage für eine wirksame Bekämpfung 
von Täuschungen der in der Frage angesprochenen 
Art. 
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